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Brechende Mauern

Bereits in den 1950er Jahren wurde den Menschen vornehmlich in Europa
nicht nur von einem sozialkritischen Rufer in der Wüste der
Kenntnismängel und der Gleichgültigkeit geradezu eine Flut von Flucht
und Notwanderungen aus den Zonen fortwährend
wirtschaftskolonialisierter Kontinente und Nationen als den Umständen
entsprechend unvermeidlich vorausgesagt.

Der Strom der Flüchte hatte schon immer ein Flußbett und eine
Richtung, die sich nicht nur verankern in den immer gleichen
kritikwürdigen Bedingungen offensichtlicher Besitz-, Ausbeutungs- und
militärischer Unterwerfungsverhältnisse, sondern sich auch aus dem
steten Streben der europäischen und amerikanischen waffengestützten
Vorherrschaft über das Wohl und Wehe wie dem Werdegang aller übrigen
Kulturen ergeben mußten.

Solche diese Zustände aufrecht erhaltenden und durch defensiven
Gewaltzuwachs gekennzeichneten Strukturen müssen bei allem Erfolg und
Geschick und trotz massiver Militärpräsenz der Profiteure gerade zu
dem Phänomen eines immer schneller anschwellenden Stromes in den
Westen dringender Menschen führen, die sich, zunehmend von Hunger,
Ausbeutung, Mangel und Gewalt getrieben, an den Mauern westlicher
Gegenwehr wiederfinden.

Folgende Befürchtungen der Reichen und Satten wenigstens erweisen sich
spätestens dann als nur allzu berechtigt und werden in einem
bedrohlichen Fazit eines der frühen Standardwerke zu diesem Thema, zum
Beispiel "Die Verdammten dieser Erde" von Frantz Fanon, sinngemäß
zusammengefaßt: "... wenn diese dann drängen und am Ende über die
Grenzen stürmen, die Armen und Hungernden aus den unterdrückten
Regionen der Erde, warum sollten sie sich nicht nehmen, was sie
kriegen können, und weshalb sollten sie dann auf irgendetwas
verzichten?"

Ihre Schattenblick-Redaktion


5. Juli 2019
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WALD/393: Hambacher Forst - höchste Not ... (Michael Zobel)


Alarmstufe ROT - für den Wald - für die Dörfer - für den
Kohlekompromiss - Keinen Meter Weiter!

von Michael Zobel, 8. Juli 2019



Guten Tag liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen,
liebe Mitmenschen,

die Bewegung ist nicht aufzuhalten, es geht weiter, und wie...!!!

Besondere Zeiten erfordern besondere Maßnahmen. Die Zeit drängt, wir
brauchen dringend den schnellen Kohleausstieg. Vor Allem brauchen wir
ein Ende der politischen Untätigkeit, der Klimawandel kennt keine
Sommerpause.

Ohne Druck scheint nichts zu passieren, also machen wir weiter und
nutzen unsere Kraft und Vielfalt. Auch am kommenden Wochenende:

Freitag, 12. Juli, 13 Uhr, Fridays for Future in Düsseldorf, die große
Sommerdemo für alle Generationen zum Ferienstart

https://www.bund-nrw.de/termine/detail/event/demo-die-klimakrise-kennt-kein-hitzefrei/

Samstag, 13. Juli, Dorfspaziergang in Keyenberg, Britta Kox, Eva Töller
und Michael Zobel führen durch ein Stück Heimat, das nicht in der Grube
enden darf!

http://verheizte-heimat.de/tag/keyenberg/

Sonntag, 14. Juli, 63 Monate Waldspaziergang, Wald statt Kohle, 11.30
Uhr Treffpunkt, diesmal in Manheim, 12.00 Uhr geht es los... die
großen Verbände werden in den kommenden Tagen dazu aufrufen, am Sonntag
zum Hambi zu kommen, die Veranstaltung ist bei der Polizei angemeldet.
Wir brauchen eine große Mobilisierung...

Die Lage ist dramatisch, Dörfer verschwinden gegen jede Vernunft, der
Hambacher Wald wird ausgetrocknet, die Bagger nähern sich dem Wald auf
50 Meter...

https://www.bund-nrw.de/meldungen/detail/news/braunkohlenbagger-gefaehrden-hambacher-wald/

Anbei ein Appell an den Ministerpräsidenten aus Aachen (siehe unten).

Deshalb am Sonntag:

Alarmstufe ROT -für den Wald - für die Dörfer - für den Kohlekompromiss
Keinen Meter Weiter!

Wald statt Kohle, Sonntag, 14. Juli - Treffpunkt 11.30 Uhr
Manheim/Ortskern, rund um den Marktplatz - 12.00 Uhr Beginn - kurzer
Geisterdorf-Spaziergang, dann zur BUND-Wiese und zum Nordrand des Waldes
- mit spontaner Aktion/Performance vor Ort, ca. 3 Stunden - ÖPNV,
S-Bahnhof Kerpen-Buir, wir schicken bei Bedarf Shuttles - keine
Begrenzung der Gruppengröße, kein Teilnahmebeitrag - bitte eigene
Tassen, Teller und Besteck mitbringen, vielleicht gibt es wieder etwas
zu essen - der Wetterbericht ist vielversprechend...

nächster Spaziergang 4. August...

Zum Thema Zerstörungswahn passt die Petition zum Erhalt des Lucherberger
Sees, bitte unterschreiben, teilen, weiterverbreiten, DANKE...

https://www.change.org/p/monika-duker-rwe-lucherberger-see-muss-bleiben-dieses-naturschutzgebiet-nicht-einfach-trockenlegen?

Das für den Moment, es bleibt viel zu tun,

DANKE für die Unterstützung,

Michael und Eva und Todde und Antje und viele tausende klimabewegte und
optimistische Menschen

 * 

Aachen, im Juli 2019

Appell an die Verantwortlichen in der Politik - "der Erhalt des
Hambacher Waldes ist wünschenswert", stehen Sie zu Ihrem Wort - Einladung
an Armin Laschet zum Waldspaziergang am 14. Juli

Sehr geehrter Ministerpräsident Armin Laschet,

Sommer 2019, vermeintliche Ruhe im Hambacher Wald, Rodungsstopp bis Herbst
2020.

Wir haben viel erlebt in den vergangenen Monaten. Die Kohlekommission tagte
in Berlin und legte Ende Januar ein Ergebnis vor. Alleine das ist als
Erfolg zu werten, viele Beobachter hatten nicht damit gerechnet, dass ein
Kompromiss zustande kommen könnte.

Nicht Alle sind mit jedem Detail zufrieden, das liegt in der Natur der
Dinge. Aber die Empfehlungen der Kommission zeigen erste Zielmarken, der
Politik bleibt es allerdings unbenommen, wegen der Dramatik der Lage über
diese Empfehlungen hinaus zu gehen.

Sie haben am 20. Februar 2019 im Landtag in einer Regierungserklärung unter
anderem erklärt:

"Ich schließe mich diesem Wunsch an und sage an RWE und die Bundesregierung
gerichtet: Der Erhalt des Hambacher Forstes ist wünschenswert und muss
Bestandteil der Verhandlungen sein".

"Wir wollen den Konsens der Kohlekommission eins zu eins hier im Land
umsetzen".

"Ich habe das Unternehmen RWE in den letzten Wochen gebeten, ein
Moratorium für diese und die kommende Rodungsperiode zu erklären -
unabhängig vom Ausgang der anstehenden Gerichtsentscheidungen. Dafür
habe ich seit gestern die schriftliche Zusage des Unternehmens, das
heißt, dass in jedem Fall bis zum Herbst 2020 das Moratorium gilt und der
Hambacher Forst nicht gerodet wird".

"Für zwei Jahre gibt es keine Gefahr für den Wald".

Die aktuelle Lage vor Ort stellt sich allerdings ganz anders dar:

Die Bagger auf der oberen Sohle baggern weiter nach Süden, im nordöstlichen
Teil des Waldes ist das Schaufelrad nur noch 50 Meter vom Waldrand
entfernt. RWE hat angekündigt, diesen
Abstand am kompletten Wald herstellen zu wollen. Neue Fotos belegen, dass
die Vorbereitungen dazu so gut wie abgeschlossen sind.

Dieses Vorgehen gräbt dem Hambacher Wald im wahrsten Sinn das Wasser ab,
die wasserstauenden Schichten werden angeschnitten. Der ohnehin durch die
jahrzehntelange Sümpfung geschwächte Wald droht auszutrocknen. Das
Wasserdefizit ist nach dem trockenen Sommer 2018 noch nicht annähernd
ausgeglichen. Aktuell bahnt sich eine ähnliche Wetterlage wie im letzten
Jahr an. Es entsteht mehr und mehr der Eindruck, dass RWE den Hambacher
Wald vernichten möchte, ohne roden zu müssen.

Nun liegt bei der Bezirksregierung Arnsberg den Antrag auf Entwässerung des
Tagebaus Hambach 2020 - 2030. Dabei geht es um die Genehmigung, in den
kommenden zehn Jahren bis zu 450 Millionen Kubikmeter Grundwasser abpumpen
zu dürfen. 450 Millionen Kubikmeter, das ist übrigens die neunfache Menge
des jährlichen Wasserverbrauchs der Landeshauptstadt Düsseldorf.

Die Auswirkungen dieser Sümpfung gehen weit über den Tagebau Hambach und
den dortigen Wald hinaus.

Am Sonntag, 14. Juli, 12 Uhr, findet der 63. monatliche Waldspaziergang am
Hambacher Wald statt. Erneut werden viele Menschen dabei sein und sich
ansehen, wie der Wald im wahrsten Sinne des Wortes um das Überleben kämpft,
während RWE weiterhin möglicherweise unumkehrbare Fakten schafft.

Herr Ministerpräsident Laschet, ich lade Sie ausdrücklich dazu ein, an
diesem Spaziergang teilzunehmen. Dort können Sie den Menschen vor Ort
erläutern, was Sie dazu beitragen wollen, den verbliebenen Hambacher Wald
zu retten.

Mein dringender Appell an Sie:


	Keinen Meter weiter! Die oberste Sohle des Tagebaus Hambach muss jetzt ihren Endpunkt erreicht haben, damit mögliche Beeinträchtigungen des Hambacher Waldes sicher ausgeschlossen werden können.

	Keine neue wasserrechtliche Erlaubnis! Der RWE Antrag auf Erteilung eines wasserrechtlichen Erlaubnis zur Sümpfung des Tagebaus Hambach von 2020 bis 2030 ist abzulehnen. Es kann nicht sein, dass trotz vollständig geänderter Rahmenbedingungen die Tagebauplanungen unverändert weitergeführt werden. Zudem besitzt die RWE Power AG wegen einer entsprechenden BUND-Klage keine rechtskräftige Genehmigung zur Fortführung des Tagebaus über das Jahr 2020 hinaus.

	Melden Sie den Hambacher Wald endlich als Natura-2000-Gebiet an die EU!

	Tragen Sie dazu bei, Deutschlands CO2 - Bilanz zu verbessern, die Klimaziele zu erreichen und die Lebensgrundlagen für zukünftige Generationen zu bewahren!

	Sichern Sie durch Ihre Politik, dass die verbliebenen 10% des Hambacher Waldes nicht unwiederbringlich vernichtet werden.



Stehen Sie zu Ihren Worten, helfen Sie mit, den Hambacher Wald zu retten!

Mit freundlichen und optimistischen Grüßen,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge aus Aachen



P.S.: Diesen Brief erhalten in Kopie unter anderem Bundespräsident
Steinmeier, Bundeskanzlerin Merkel, Wirtschaftsminister Altmeier,
NRW-Wirtschaftsminister Pinkwart, NRW-Umweltministerin Heinen-Esser,
Umweltministerin Schulze

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 8. Juli 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/624: Klimakampf und Kohlefront - RWE-Aktienabstoß ... (Fossil Free Aachen)


Fossil Free Aachen - Pressemiteilung vom 10. Juli 2019

Vollständiges Divestment aus Stromkonzern RWE beschlossen: 

Fossil Free Aachen gratuliert Städteregionstag



Die Städteregion Aachen macht in Sachen Klimaschutz endlich Nägel mit
Köpfen und trennt sich von ihren rund 550.000 Aktien des Stromriesen
RWE. Den Verkauf ca. eines Drittels ihrer RWE-Beteiligungen hatte die
Städteregion bereits im Haushalt 2018 beschlossen, um mit den
freiwerdenden Geldern Den sozialen Wohnungsbau und den Strukturwandel in
der Region zu unterstützen. Ein zweites Aktienpaket sollte laut Haushalt
2019 veräußert werden. Bislang hat zwar keine einzige Aktie tatsächlich
die Besitzerin gewechselt, aber das könnte sich nun zügig ändern. Neben
der Bestätigung der früheren Beschlüsse und der Ausweitung auf sämtliche
RWE-Aktien im Besitz der Städteregion wurde ein konkreter Zeitplan
vorgelegt. Laut diesem sollen die letzten Aktien schon im kommenden Jahr
verkauft werden.

Der frühere Städteregionsrat Helmut Etschenberg hatte sich noch massiv
gegen das Divestment gesträubt. So war er schon seit 2016 zum Ziel einer
Kampagne mit vielen öffentlichkeitswirksamen Aktionen der Initiative
Divest Aachen geworden, die sich später in Fossil Free Aachen
umbenannte. Das Lieblingsargument der Divestment-Gegner*innen, vor Allem
aus der SPD, ist der Einfluss, den Aktionär*innen auf den Konzern
ausüben können. "Wir sind froh und erleichtert, dass laut eines Berichts
der Aachener Nachrichten nun zumindest die gemeinsam mit den Grünen
regierende CDU endlich verstanden hat, wie illusorisch dieser angebliche
Einfluss ist", erklärt Lea Heuser von Fossil Free Aachen. "RWE muss
spüren, dass Klima- und Umweltzerstörung von den Menschen nicht mehr
hingenommen werden - und sowas merkt ein Konzern nur am Geld."

Der Stromkonzern RWE betreibt den gesamten Braunkohleabbau im
Rheinischen Revier sowie zahlreiche, teils besonders alte und dreckige
Braunkohlekraftwerke. Nachdem die Kohlekommission sich auf ein Ende der
Kohleverstromung für das Jahr 2038 geeinigt hatte, sagte auch RWE
Kraftwerksschließungen zu. Momentan steht der Konzern jedoch massiv in
der Kritik, da er wider jede Vernunft dennoch weitere Dörfer umsiedeln
will und bis an die Baumwurzeln des Hambacher Waldes baggert. Sowohl der
Erhalt des Hambacher Waldes als auch der Dörfer war von der
Kohlekommission noch als wünschenswert bezeichnet worden, jedoch schafft
der Konzern weiter Tatsachen, indem er den Wald austrocknet und den
Lebensraum der Menschen dem Erdboden gleich macht.

Braunkohlekraftwerke erzeugen nach CO2-Ausstoß pro Kilowattstunde den
klimaschädlichsten Strom überhaupt. Ohne ihre unverzügliche Abschaltung
ist eine Begrenzung der verheerenden Erderhitzung und des sich längst
abzeichnenden Klimazusammenbruchs nicht mehr möglich. Fossil Free Aachen
begrüßt daher die Entscheidung des Städteregionstags und wird wachsam
die Umsetzung des Aktienverkaufs beobachten. Die Initiative kämpft seit
vielen Jahren gemeinsam mit dem weltweiten Netzwerk 350.org für ein
kommunales Divestment.

Divestment ist das Gegenteil von Investment und bedeutet hier, sich von
Aktien der Kohle-, Erdöl- und Erdgas-Industrie zu trennen. Fossil Free
ruft Institutionen und Einzelpersonen dazu auf, dem Beispiel vieler
Kommunen und nun auch der Städteregion zu folgen und fossilen
Energiekonzernen den gesellschaftlichen Rückhalt zu entziehen.
"Investieren sie lieber in Erneuerbare Energien statt in die ewig
gestrige Braunkohle, dann ist auch der Strukturwandel ein Kinderspiel",
so Heuser "Und wechseln sie vor allem endlich den Stromanbieter, falls
nicht längst geschehen!"

 * 

Quelle:

Fossil Free Aachen

c/o kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/
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RAUBBAU/121: Fracking nicht mit uns - Kritikentsorgung ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 10. Juli 2019

Endfassung des Jahresberichts der Fracking-Kommission entlarvt
Öffentlichkeitsbeteiligung endgültig als Farce



(Bonn, Berlin, 10.07.2019) Für den Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU e.V.) zeigt die nun veröffentlichte Endfassung des
Jahresberichts der Fracking-Kommission deutlich, dass die
Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bericht eine Farce war. Der Jahresbericht
blieb trotz massiver Kritik fast unverändert. Eine konkrete Darstellung
der Kritikpunkte der Öffentlichkeit und aussagekräftige Antworten darauf
fehlen auf der Homepage der Kommission fast völlig. Das ist das genaue
Gegenteil eines Dialogs auf Augenhöhe. Der BBU fordert, die Kritik der
Öffentlichkeit im Original auf der Homepage der Kommission zu
veröffentlichen und verlangt von ihr, dazu konkret Stellung zu beziehen.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu:
"Dass die Kommunikation mit der Öffentlichkeit ein Desaster war, hat die
Fracking-Kommission anscheinend selbst gemerkt. Denn nun will sie
gemeinsam mit den Bundesministerien für Forschung, Umwelt und Wirtschaft
ein Konzept für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit erarbeiten. Doch
es ist nicht zu erwarten, dass Verbesserungen für Umweltschützer
eintreten. Denn in welche Richtung die Kommunikation mit der
Öffentlichkeit geht, lässt sich angesichts des Umgangs mit der
eingereichten Kritik am Jahresbericht bereits jetzt erahnen.

So wurde der Entwurf des Jahresberichts fast unverändert als Endfassung
übernommen. Die Kritik der Öffentlichkeit und die Reaktion der
Kommission werden im Jahresbericht in keiner Weise dargestellt.
Stattdessen sollen Kommentare nun in einem Dokument zu regelmäßig
gestellten Fragen (FAQ) auf der Kommissions-Homepage behandelt werden.
Damit werden Kritikpunkte einfach zu Fragen umdefiniert. Doch auch in
dieser Form wird die Kritik des BBU in diesem Dokument kaum
aufgegriffen, wie ein Beispiel von vielen zeigt. So hatte der BBU die
Möglichkeit der Abgabe von Stellungnahmen angesichts der fehlenden
Bekanntmachung als völlig unzureichend kritisiert. Darauf gibt es keine
befriedigende Reaktion. Stattdessen findet man die Frage: 'Wie wurde die
Öffentlichkeit über die Webseite der Expertenkommission Fracking
informiert'?. In der Antwort wird insbesondere auf Presseerklärungen der
drei betroffenen Ministerien verwiesen, die nach Ablauf der Abgabefrist
für Stellungnahmen zum Entwurf des Jahresberichts veröffentlicht wurden
und so gar nicht zur Abgabe von Stellungnahme motivieren konnten. So
werden Kritikpunkte unsichtbar gemacht und Nebelkerzen geworfen. Auch
ansonsten sind die Ausführungen im FAQ-Dokument von einem 'Weiter so'
geprägt. Das ist nicht akzeptabel."

Der BBU fordert die Fracking-Kommission auf, ein Dokument zu
veröffentlichen, in dem die Kritik der Öffentlichkeit im Original
dargestellt wird. Zu diesen Kritikpunkten muss die Fracking-Kommission
konkret Stellung beziehen.


Zum Hintergrund:

BBU-Pressemitteilung vom 18. Juni 2019

https://www.bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202019/18.06.19.pdf

BBU-Stellungnahme vom 25. Juni 2019

https://www.bbu-online.de/Stellungnahmen/Jahresbericht%20_Fracking_OK_oU.pdf

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 10.07.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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AKTION/7262: Lippstadt - 14. "Wortfestival 2019" vom 1. September bis zum 4. Oktober 2019


Stadt Lippstadt

Wortfestival 2019

"Im Fremden ungewollt zuhaus" - 14. Wortfestival präsentiert
facettenreiche Töne und hochkarätige Künstler



Lippstadt. Vorhang auf: Vom 1. September bis zum 4. Oktober 2019
findet das beliebte Wortfestival - veranstaltet vom Kunst- und
Vortragsring - in Lippstadt statt. Das Motto lautet diesmal "Im
Fremden ungewollt zuhaus", wie es der Dichter Max Herrmann-Neiße
mehrdeutbar formuliert hat. Verschiedene Künstlerinnen und Künstler
haben sich unter diesem Motto bereit erklärt, das Wortfestival
mitzugestalten.

Mit dabei sind diesmal die Schauspieler Günter Lamprecht und Michael
Mendl, Leslie Malton und Felix von Manteuffel sowie der Sänger John
Kirkbride, die Pianistin Ekaterina Derzhavina und Alfred Kornemann,
der gleichzeitig auch Organisator des Wortfestivals ist.

Gemeinsam bieten sie ein buntes Programm - wenn auch in etwas
reduzierter Form. Eröffnet wird das Wortfestival von Günter Lamprecht
mit einer Lesung aus "Berlin Alexanderplatz" von Alfred Döblin. Hier
schlüpft er noch mal in die "Rolle seines Lebens" als Franz Biberkopf.
Ebenfalls bekannt bei Fans des Wortfestivals dürften Leslie Malton und
Felix von Manteuffel sein, die diesmal eine szenische Lesung aus dem
Briefwechsel zwischen dem Ehepaar Olga Knipper und Anton Tschechow zum
Besten geben. Michael Mendl liest aus dem "60. Geburtstag" von Max
Herrmann-Neiße, der auch das Motto des diesjährigen Wortfestivals
lieferte. Der schottische Sänger John Kirkbride nimmt das Publikum mit
auf eine Reise durch das Spektrum des Blues und die Pianistin
Ekaterina Derzhavina spielt zum Abschluss des Festivals Werke von
Chopin, List und Medtner. Ihr Spiel wird durch russische Märchen als
Textbeiträge von Alfred Kornemann ergänzt.

Ein Höhepunkt des Wortfestivals ist auch die Verleihung des
Synchronsprecherpreises. Dieser wird im Rahmen des diesjährigen
Wortfestivals zum 6. mal vergeben. Preisträger ist diesmal Norbert
Langer, der seine Stimme unter anderem Tom Selleck als Magnum und
Inspektor Barnaby lieh. Die Preisverleihung findet am 1.10.2019 im
Cineplex statt.

Abonnementkarten, aber auch Karten für die einzelnen Veranstaltungen,
gibt es ab sofort in der Kulturinformation Lippstadt im Rathaus.

Ausführliche Informationen zu den einzelnen Veranstaltungen finden Sie
im Veranstaltungskalender unter www.lippstadt.de oder im 
Wortfestival-Programm, das in der Kulturinformation und vielen anderen 
Stellen ausliegt.

Das Wortfestival findet mit freundlicher Unterstützung der Sparkasse
Lippstadt, der GWL Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft Lippstadt
GmbH und der Tageszeitung Der Patriot statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Juli 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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MELDUNG/1018: Internationale Go-In in Atomwaffen-Stützpunkt Büchel (Kampagne "Büchel ist überall")


Pressemitteilung der "Kampagne Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt"
vom 10.07.2019

Internationale Go-In in Atomwaffen-Stützpunkt Büchel

Friedenaktive fordern Umsetzung der Atomwaffenverträge






[image: Gruppenbild der Aktivisten (auf einer Wiese vor einer Weltkugel) mit dem Transparent 'Atomwaffen illegal - Fliegerhorst Büchel ist ein Tatort' auf englisch und auf deutsch. Bild: © Marion Küpker]

Die Friedensdelgation erklärte das Militärgelände zu einem nuklearen
Tatort

Bild: © Marion Küpker



Elf internationale Friedensaktive (6 USA, 2 NL, 1 GB und 2 D)
verschafften sich heute morgen in den Haupteingang der Militärbasis
Zutritt, um dem Kommandanten des Fliegerhorstes Büchel eine sogenannte
"Anordnung zur Umsetzung der Atomwaffenverträge" zuzustellen.

Diese Anordnung erklärt, dass die nukleare Teilhabe Deutschlands, im
Rahmen der in Büchel stationierten ca. 20 US-Atombomben, den Tatbestand
der verbrecherischen Konspiration zur Verübung von Kriegsverbrechen
darstellt.

Die Friedensdelgation erklärte das Militärgelände zu einem nuklearen
Tatort: "Wir wollen uns an diesem Verbrechen nicht mitschuldig machen",
sagte Brian Terrell von "Voices for Creative Nonviolence" in Chicago,
Illinois. "Wir fordern den sofortige Rückzug der Atombomben in die
Panteexanlage, Texas/ USA. Die Deutschen wollen diese Atomwaffen nicht,
genausowenig wie wir."

Die Identität der Aktivisten wurde durch die Polizei festgestellt und
ihnen wurde ein 24 stündiger Platzverweis erteilt.

Dies ist das dritte Jahr in Folge, in dem eine Delegation von
US-Friedensaktiven mit Menschen aus aller Welt gegen die US-Atomwaffen
in Büchel protestieren. Sie fordern ihre Abrüstung und auch die
Rücknahme der Pläne, die heutigen B61-Atombomben durch neue vom Typ
B61-12 zu ersetzen.

"Die Zustellung unserer Anordnung ist ein Akt der
Verbrechensvorbeugung", sagte John LaForge von der Friedensgruppe
"Nukewatch" und Koordinator der US-Delegation. "Die Behörden bewerten
unser Betreten der Basis als Hausfriedensbruch. Aber in ein brennendes
Gebäude zu gehen, um Leben zu retten, erfüllt diesen Tatbestand nicht.
Die Drohung mit Atomwaffen verstößt gegen die Charta der Vereinten
Nationen, den Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen und den
Vertrag über das Verbot von Kernwaffen von 2017", sagte er.

Zur Delegation gehörte auch Susan van der Hijden aus Amsterdam, die
gerade aus den USA zurückgekehrt war, wo sie die Atomwaffenfabrik in
Kansas City besuchte. Dort werden Teile der neuen B61-12-Bomben gebaut,
die für die Stationierung in Deutschland voraussichtlich ab dem Jahr
2027 vorgesehen sind. "Planung und Einsatzübung der US-amerikanischen
Atomwaffen in Büchel kann nicht legal sein, da die Vorbereitung von
Massenvernichtung seit den Nürnberger Kriegsverbrecherprozessen nach dem
Zweiten Weltkrieg als eine Straftat angesehen wird", sagte van der Hijden.

Diese Aktion findet statt im Rahmen der 20-wöchigen Aktionspräsenz der
aus 68 Gruppen und Organisationen bestehenden Kampagne "Büchel ist
überall! atomwaffenfrei.jetzt":

www.buechel-atombombenfrei.de

 * 

Quelle:

Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: info@atomwaffenfrei.de

Internt: www.atomwaffenfrei.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FRIEDENSGESELLSCHAFT





STANDPUNKT/194: Die AfD steht für Aufrüstung und Militarismus


Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Pressemitteilung - Stuttgart, den 9. Juli 2019

Die AfD steht für Aufrüstung und Militarismus



Die "Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen"
(DFG-VK) warnt vor der "Alternative für Deutschland" (AfD): Die
menschenfeindliche Partei wolle die Armee weiter aufrüsten und das Land
militarisieren. Die DFG-VK fordert hingegen mit dem Slogan "Grenzen öffnen
für Menschen - Grenzen schließen für Waffen!" aktive Flüchtlingshilfe und
einen Rüstungsexportstopp!

Die Bundestagsfraktion der "Alternative für Deutschland" hat vor kurzem ein
Strategiepapier zur Bundeswehr herausgeben. Darin wird deutlich, wofür die
Partei in Fragen des Militärs steht: Die AfD möchte die Bundeswehr
befähigen weltweit Einsätze durchzuführen. Dazu will sie noch mehr Geld ins
Militär pumpen und auch alle NATO-Verpflichtungen erfüllen. Zudem soll die
Wehrpflicht wieder eingeführt und ein Reservistenkorps, bestehend aus
50.000 Mann, gebildet werden. Insgesamt soll die Bundeswehr auf 230.000
Soldatinnen und Soldaten aufgestockt werden. Beim Traditionsverständnis der
deutschen Armee heißt es in dem AfD-Papier: "Die Bundeswehr ist Teil einer
Jahrhunderte alten deutschen Militärtradition." Um die Aufrüstung und
Militarisierung mit dem Rückhalt der Bevölkerung durchzuführen, soll es
etwa eine Militärparade am "Tag der Deutschen Einheit" und eine noch
intensivere Einbindung von Soldatinnen und Soldaten an Schulen geben, heißt
es in dem Papier. Proteste gegen das Militär sollen hingegen bestraft
werden.

Die DFG-VK lehnt alle diese Vorschläge und Forderungen mit Nachdruck ab:
"Das Strategiepapier zeigt, dass die AfD keinen Frieden will", so Michael
Schulze von Glaßer, politischer Geschäftsführer der DFG-VK auch im Namen
des Bundessprecher*innenkreises der Friedensorganisation. "Die AfD steht
aber nicht nur für Aufrüstung und Militarismus, sondern ist eine zutiefst
rassistische und menschenfeindliche Partei", erklärt Schulze von Glaßer mit
Blick etwa auf Äußerungen der AfD-Führung weiter. Dabei habe die AfD nicht
einmal Skrupel, sich positiv auf die kriegerische deutsche Geschichte, die
Millionen Tote zum Opfer hatte und hat, zu beziehen. "Wir in der DFG-VK
setzen uns für Abrüstung und ein friedliches Zusammenleben aller Menschen
ein", erklärt Schulze von Glaßer weiter. Hass und Gewalt erteilt die
Friedensorganisation eine klare Absage.

Die DFG-VK ist offizielle Unterstützerin der Initiative "Seebrücke -
Schafft sichere Häfen", die sich für die Aufnahme von Geflüchteten
einsetzt. Zahlreiche Ortsgruppen und Mitglieder engagieren sich lokal in
der Flüchtlingshilfe (Videos hier, hier und hier). Mit ihrer
friedenspolitischen Arbeit - etwa dem Einsatz gegen Rüstungsexporte -
versucht die DFG-VK zudem Fluchtursachen zu bekämpfen. "Wir fordern einen
völligen Stopp des Waffenhandels. Denn wer - wie die Bundesregierung -
Waffenexporte in Krisen- und Kriegsgebiete genehmigt, der trägt dazu bei,
dass Menschen vor dem Einsatz deutscher Waffen fliehen müssen", kritisiert
DFG-VK-Bundessprecher und Rüstungsexperte Jürgen Grässlin. "Waffenhandel
ist ein Fluchtgrund. Unser Slogan dagegen lautet: 'Grenzen öffnen für
Menschen - Grenzen schließen für Waffen!'", so Grässlin, der auch Sprecher
der Kampagne "Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel!" ist.

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen,
Stuttgart 9. Juli 2019.

 * 

Quelle:

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

Bundesgeschäftsstelle: Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 5189 2626

E-Mail: office@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de
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STANDPUNKT/363: Von den Vereinten Nationen zu Vereinten Bürger*innen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Von den Vereinten Nationen zu Vereinten Bürger*innen

Von Caroline Vernaillen, Democracy International, 8. Mai 2019






[image: Farblich verfremdetes UN-Gebäude davor stilisierte winkende und fahnenschwenkende Menschen in verschiedenen Farbtönen - Bild: © Democracy International]
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Wenn es um die direkte Demokratie geht, denken wir vor allem die
lokale Ebene. Auf dieser ist es durch genau definierte, naheliegende
Themen für die Bürger*innen grundsätzlich leichter möglich, Einfluss
zu nehmen. Aber demokratische Partizipation ist auf allen Ebenen
wichtig, auch wenn sie sich nicht so einfach umsetzen lässt. In Zeiten
globaler Herausforderungen müssen die Bürger*innen auch auf globaler
Ebene eine Stimme bekommen. Wie steht es also um die Vereinten
Nationen?

Traditionell verstehen die Vereinten Nationen (UN) sich als ein
Zusammenschluss von Mitgliedstaaten. Die Bürger*innen werden dort
ausschließlich durch ihre Regierungen vertreten, egal ob diese gewählt
wurden oder nicht. Democracy International, Democracy Without Borders
und CIVICUS haben mit Unterstützung von Mehr Demokratie deshalb
begonnen, an der Idee einer UN-Weltbürgerinitiative zu arbeiten. So
soll auch auf UN-Ebene eine Teilhabe, die über reine Repräsentation
hinausgeht, ermöglicht werden.

Die Idee an sich ist nicht so radikal, wie sie klingen mag. Es gibt
bereits eindrucksvolle Beispiele: die Europäische Bürgerinitiative,
die bestehenden Mechanismen der Weltbank oder des Internationalen
Strafgerichtshofs. Darüber hinaus hat sich sogar der verstorbene
UN-Generalsekretär Kofi Annan in seinem Millenniumsbericht für eine
demokratischere UN eingesetzt, die mehr Möglichkeiten der Beteiligung
beinhalten sollte.

Wir schlagen nicht vor, die staatsbasierte Struktur der UN zu ersetzen
oder zu umgehen, vielmehr wollen wir sie ergänzen. Eine solche
Erweiterung würde den Weltbürger*innen ein zusätzliches Werkzeug aus
der demokratischen Werkzeugkiste zur Verfügung stellen und könnte
zudem ganz einfach in die bestehende Struktur eingefügt werden. Eine
Weltbürgerinitiative wäre dann in der Lage ein Thema in die
UN-Generalversammlung zur Diskussion einzubringen, das im
Zuständigkeitsbereich der Kommission liegt. Die Zulässigkeit würde
dabei entweder vom bestehenden Generalausschuss der Generalversammlung
oder von einem neuen Nebenorgan geprüft, das nach Art. 22 der
UN-Charta gegründet werden kann.

Unsere Zeit wird von einem Grad der Globalisierung geprägt, der sich,
trotz des enormen Ausmaßes, nicht in der demokratischen Stärkung der
Bürger*innen auf globaler Ebene niedergeschlagen hat. Das muss sich
ändern. Vom Klimawandel bis hin zu globalen Gesundheitskrisen: Die
Herausforderungen, mit denen wir heute konfrontiert sind, sind für
einzelne Nationen zu groß, um sie alleine anzugehen. Für den Fall,
dass die Regierungen nicht handeln, könnten die Bürger*innen
einspringen und möglicherweise mehr erreichen. Deshalb starten wir
eine Kampagne, die einen Mechanismus fordert, der es den Bürger*innen
ermöglicht ihre Stimme zu erheben: die Weltbürgerinitiative. Erfahren
Sie mehr und schließen Sie sich uns an auf 

www.worldcitizensinitiative.org.

Erstveröffentlichung:

https://www.democracy-international.org/de/von-den-vereinten-nationen-zu-vereinten-buergerinnen
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BERICHT/130: Kreuzfahrtschiffe - Dekadenz auf Schrauben ... (SB)


Die Talkshow "Talk2Christiansen" findet regelmäßig an Bord eines
Kreuzfahrtschiffs statt. Sein Auftritt im Januar gefiel
Ex-Außenminister Joschka Fischer offenbar so gut, daß er glatt noch
zwei Wochen Kreuzfahrt dranhing. Diesmal übertrug nicht die ARD den
Talk, sondern der Haussender der "MS Europa 2". Gemeinsam mit seiner
Frau Minu Barati habe Fischer eine der Luxuskabinen bezogen, die
normalerweise zwischen 10.000 und 36.000 Euro kosten. Der
Grünen-Politiker mußte für die zwei Wochen lange Fahrt auf dem
dieselbetriebenen Schiff hingegen nichts bezahlen. Die Reederei Hapag
Lloyd Cruises bestätigte dies: In Einzelfällen würde man das
machen. [1]



Die von seinen Protagonisten für letztgültig erklärte Ratio des
Kapitalverhältnisses, menschliche Arbeitskraft und natürliche
Ressourcen exzessiv auszubeuten und auszuplündern, findet in den
Giganten der Kreuzfahrt gleichsam einen zur konkreten Riesenmaschine
verdichteten Ausdruck gesellschaftlicher Widerspruchslagen. Zur
Phantasmagorie des Traumschiffs verklärt, kann ihre pompöse
Glitzerwelt konsumistischen Scheins doch die monströse Dystopie nicht
verbergen, mit der dieser massentouristische Auftrieb erkauft ist. Der
Komfort zu erschwinglichen Preisen läßt sich nur deshalb höchst
profitabel verwerten, weil die massiven Schadensfolgen für Mensch und
Natur umgelastet und externalisiert werden. Als handle es sich um
parallele Welten, die selbst an ihren Schnittstellen durch
unüberbrückbare Schranken voneinander getrennt sind, wird die
Bespaßung der einen zu Lasten der anderen auf ihre dekadente Spitze
getrieben.

Wenngleich die Kreuzfahrt zum Discounterpreis natürlich vom sehr viel
kostspieligeren Luxussegment der Branche zu unterscheiden ist, haben
beide doch ein ganz wesentliches Element der Selbstvergewisserung
gemein. Daß die Passagiere auf den Oberdecks ihren Urlaub genießen,
stellt die Besatzung aus dem Bauch des Schiffes sicher, so daß die
Ordnung von unten und oben, dienen und bedient werden, unmittelbar
materialisiert. Dies geradezu hautnah auszukosten, ohne auch nur einen
Gedanken an das Schicksal der ausgebeuteten Existenzen verschwenden zu
müssen, solange sie nur zur vollen Zufriedenheit funktionieren, trägt
maßgeblich zum beglückenden Erlebnis der Reise bei. Indem die Präsenz
der Klassengesellschaft und des imperialistischen Raubgefüges im
Nord-Süd-Verhältnis wie in einem Mikrokosmos das Leben an Bord
bestimmt, als gebe es nur diese eine unanfechtbare Realität
menschlichen Verkehrs, wird eben diese Bewertung der Verhältnisse und
die nicht auszuschließende Konsequenz, deren Überwindung in Angriff zu
nehmen, um so nachhaltiger ausgeblendet.

Daß Billigkreuzfahrten mit Vollversorgung beispielsweise im Mittelmeer
Hochkonjunktur haben, in dem zugleich geflohene Menschen zu Tausenden
ertrinken, entzieht sich nicht nur der touristischen Wahrnehmung,
sondern würde im Falle einer Konfrontation mit dieser Koinzidenz für
zusammenhangslos erklärt. Die Verteidigung des relativen
Wohlstandsniveaus und der nationalen Identität als Schätze von
wachsendem Wert in einer von multiplen Krisen erschütterten Welt
erfordern ein explizites Bestreiten jeglicher Verantwortung, als sei
der hiesige Produktivitätsvorsprung ein Eigengewächs ohne koloniale
Vorgeschichte und deren permanente Fortschreibung in Gestalt eines
Wirtschaftskrieges und nicht selten auch militärischer Intervention.

Damit korrespondiert der befremdliche Charakter moderner Kreuzfahrten,
die jedes substantielle Verständnis des Reisens ad absurdum führen. Es
geht nicht mehr darum, ferne Länder zu besuchen, den dort lebenden
Menschen zu begegnen und sich ihrer Kultur zu öffnen, wird doch die
Vermarktungsmaxime der Branche - "the cruise is the destination" - in
wachsendem Maße perfektioniert. Rundumversorgung, kulinarische
Genüsse, Einkaufszeilen und Freizeitvergnügen zwischen Discos, Shows
und Rummelplatz bieten den Urlaubenden alles an Bord, was ihr
Konsumentenherz begehrt. Die Stippvisiten in den angelaufenen Häfen
sind als durchorganisierte Programmteile kaum mehr als sehenswürdiges
Beiwerk, was die naheliegende Frage aufwirft, warum die schwimmenden
Tempel des Pauschaltourismus überhaupt noch den Hafen verlassen. Die
globalisierte Welt mit ihrer als verstörend und bedrohlich empfundenen
Fremdheit wird auf sicherem Abstand gehalten, um sie für sich zu
beanspruchen, ohne die Wagenburgmentalität preiszugeben.

Wo die Tagestouristen massenhaft einfallen, erinnert dies an eine
Invasion, welche die Hafenstädte okkupiert, die einheimische
Bevölkerung verdrängt und ihre Lebensverhältnisse beeinträchtigt. Die
erhofften Erlöse fallen in aller Regel mager aus, sind die
Kreuzfahrtpassagiere doch an Bord vollversorgt und auf einen
Schnelldurchgang aus, der das Erlebnis der Handykamera und dem
Selfiestick überantwortet. Werden Naturschauspiele, Kulturen und
Wohnstätten im Zuge touristischer Verwertung auf ihren nackten
Warencharakter reduziert, ist deren Vernutzung und Zerstörung im
Machtgefälle zwischen Reisenden und Objekten der Bereisung
zwangsläufige Folge.

Daß der NS-Staat eine bedeutende Flotte von Kreuzfahrtschiffen
unterhielt, die - "Kraft durch Freude" - kurzfristige Entlastung von
den alltägliche Schrecken mit ideologischer Aufrüstung verband, ist
bekannt. Auch die aktuelle Form der Mobilität zur Unterhaltung und
Befriedung der Gemüter, die zwar auf höherem Niveau als in den meisten
anderen Weltregionen, dennoch ihrerseits existentielle Unwägbarkeiten
verunsichern, ist gleichermaßen politisch beabsichtigt. Anders ließe
sich nicht erklären, wieso die Kreuzschiffahrt genau wie der
Flugverkehr von Treibstoffsteuern befreit ist und überdies dank der
Ausflaggung überhaupt keine Steuern bezahlt. Auch wurden im Zuge der
ersten großen Ölkrise in den 1970er Jahren technologische Verfahren
entwickelt, das bis dahin als Abfallprodukt der Raffinerien
ausgesonderte Schweröl in Schiffsmotoren zu verbrennen. So fahren die
Kreuzfahrtriesen in ihrem weiß-bunten, Sauberkeit vortäuschenden Dekor
mit dem schmutzigsten aller fossilen Brennstoffe, verpesten Luft und
Meere, vernichten Ökosysteme und ruinieren die Gesundheit der
Menschen.

Daß dies sehenden Auges in Kauf genommen wird, entspringt einem
Wachstumszwang, den das dem Kapitalverhältnis innewohnende Diktat, aus
Geld mehr Geld zu machen, in den Rang eines unabweislichen Paradigmas
der sogenannten Wohlstandsgesellschaft erhebt. Den Klimawandel zu
befeuern, obgleich er letztendlich auch die eigenen
Lebensvoraussetzungen zerstört, mag absurd anmuten. Doch diese
womöglich finale Phase menschheitsgeschichtlicher Entwicklung treibt
nur das auf die Spitze, was seit jeher ihr Motor war, nämlich das
eigene Überleben zu Lasten des anderen zu sichern. Wenn die
Katastrophen des Klimawandels zuallererst jene Teile der Menschheit
heimsuchen und vernichten, die aus Sicht der Metropolengesellschaften
für überflüssig erachtet werden, birgt dieser forcierte
Vernichtungsprozeß wie jede Krise der Kapitalverwertung die Aussicht
auf Lösung und neuen Aufschwung - jedoch ausschließlich für immer
kleinere Teile gesellschaftlicher Eliten, die längst dabei sind, auch
die Zerstörung der Umwelt mittels Zertifikaten zu kommodifizieren.
Ihre Ultima ratio ist nicht die Bewältigung der Krise durch die
Aufhebung ihrer systemischen Ursachen, sondern aus ihr als Sieger
hervorzugehen. Und daß ihre Kriegsmaschinen zu den weltweit größten
Verbrauchern fossiler Treibstoffe zählen, sollte dabei nicht außer
acht gelassen werden.

Heruntergebrochen auf die Kritik an der Kreuzfahrtbranche und ihrem
industrialisierten Massentourismus folgt daraus, daß technologische
Innovation das Problem nicht lösen und grüner Kapitalismus kein
akzeptabler Ansatz zu dessen Bewältigung sein kann. Es kann nicht
darum gehen, mittels etwas weniger schädlichen Versionen noch mehr und
noch größere dieser Schiffe zu bauen oder gar zu suggerieren, eine
"nachhaltige" Kreuzfahrt könne das Interesse an kostengünstigem
Massentourismus mit dem Schutz der Umwelt und der Rettung des Klimas
verbinden.
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Blockadeaktion gegen Kreuzfahrtschiff im Kieler Hafen

Auf welche Weise der Protest gegen die Kreuzfahrtindustrie Hand
anlegen kann, demonstrieren rund 50 AktivistInnen der Gruppe "Smash
Cruiseshit" am Pfingstsonntag in Kiel. Mit einer aufsehenerregenden
Blockadeaktion hinderten sie das Kreuzfahrtschiff "Zuiderdam" fast
sechs Stunden lang an der Ausfahrt in Richtung Kopenhagen. Sie
forderten ein Ende der gesamten Kreuzfahrtbranche und erklärten, es
gebe kein ruhiges Hinterland für Klimazerstörer. Kreuzfahrtschiffe
trügen zur Erhitzung des Planeten bei. Man wolle den Schadstoffausstoß
des Schiffes unterbrechen und auf die Ausbeutung an Bord aufmerksammachen, die aufhören müsse.

Die Aktion hatte zwei Stunden vor dem geplanten Ablegen des
Kreuzfahrtschiffes begonnen, indem AktivistInnen mit kleinen Booten
vor dem Bug des Schiffes kreuzten. Fünf AktivistInnen besetzten
darüber hinaus am Ostseekai einen Kran, zwei von ihnen wollten diesen
nicht verlassen und mußten abgeseilt werden. 46 AktivistInnen wurden
von der Polizei in Gewahrsam genommen, gegen sie wurden Strafverfahren
wegen des Verdachts der Nötigung, des Widerstands und des
Hausfriedensbruchs eingeleitet. Die "Zuiderdam" gehört über eine
Tochtergesellschaft zum weltgrößten Kreuzfahrtkonzern Carnival Cruises
mit Sitz in den USA. [2] "Smash Cruiseshit" kündigte weitere Aktionen
an, die Lokalpolitik reagierte angesichts überregionaler Schlagzeilen
überrascht bis verstört. Schleswig-Holsteins Innenminister
Hans-Joachim Grote (CDU) kritisierte die Aktion und erklärte, er habe
bereits mit Hamburgs Innenminister Andy Grote und Kiels
Oberbürgermeister Ulf Kämpfer (beide SPD) darüber gesprochen, wie sich
das künftig unterbinden lasse. [3]

"Wahnsinn Kreuzfahrt" - Buchvorstellung und Diskussion

Auf Einladung der "Initiative gegen Kreuzfahrt" in Kiel stellte der
Autor und Journalist Wolfgang Meyer-Hentrich aus Köln am 2. Juli im
Klingelhörsaal der Christian-Albrechts-Universität sein neu
erschienenes Buch "Wahnsinn Kreuzfahrt" [4] vor. Wie er darlegte,
beruht das Geschäftsmodell der Kreuzfahrtunternehmen auf
Steuervermeidung, Ausbeutung des Personals und dem skrupellosen Umgang
mit der Natur. In diesem Jahr werden voraussichtlich 30 Millionen
Menschen weltweit eine Kreuzfahrt unternehmen. Kein noch so kleiner
Pazifik-Archipel, keine noch so weit entfernte Bucht in der Arktis ist
vor ihnen sicher. Und die Branche wächst: Die Auftragsbücher der
Werften sind voll, der Trend geht zu Riesenschiffen für bis zu 10.000
Passagiere. Durch die Verklappung von Abfällen und giftigen Abwässern
tragen die Kreuzfahrtschiffe zur Ausbreitung von Todeszonen in den
Meeren bei. Ihre Abgase schädigen Mensch und Umwelt. Und die
Anlaufhäfen ersticken an der Flut von Tagestouristen. Der Autor ging
darauf ein, warum die Politik dennoch schärfere Regulierungen scheut
und welche Maßnahmen dringend geboten wären, um diesem Unwesen einen
Riegel vorzuschieben.

Von einer Aktivistin der "Initiative gegen Kreuzfahrt" befragt,
berichtete der Autor im Wechsel von Auszügen aus seinem Buch und
freiem Vortrag zunächst über seinen Wandel vom Kreuzfahrtfan zum
Kreuzfahrtkritiker. Auf eine erste Weltreise vor 18 Jahren mit einem
beglückenden Erleben von Meer, Himmel und Sternen wie auch ferner
Länder und deren Bewohnern folgten weitere Kreuzfahrten samt dem
Entschluß, als Autor und Journalist darüber zu schreiben. Zu dieser
Zeit war der deutsche Kreuzfahrtmarkt noch verschlafen und ein
Nischenprodukt im Reisegeschäft, das überwiegend von älteren Leuten
wahrgenommen wurde. Die dramatischen Veränderungen, wie wir sie heute
erleben, folgten dem Muster des US-amerikanischen Marktes, der vor
drei oder vier Jahrzehnten begonnen hatte und in zunehmendem Maße
Europa und den Ostpazifik entdeckte. Nachvollziehen läßt sich die
Entwicklung der letzten Jahre anhand von Aida, einer 100prozentigen
Tochter von Costa und damit von Carnival Cruises, oder von TUI Mein
Schiff, wo ebenfalls die Schiffe immer größer, das Publikum immer
zahlreicher und die Reisen immer billiger wurden. Kreuzfahrten sind
heute in der Regel kein Luxus mehr, sondern Massentourismus. So biete
Costa einwöchige Kreuzfahrten für 299 Euro inklusive Vollpension an,
was offensichtlich für viele Menschen attraktiv sei.

Es gibt zwei Traditionen von Kreuzfahrt. Zum einen eine lange
europäische und deutsche Tradition, die vor etwa 140 Jahren ihren
Anfang nahm, als Hapag-Lloyd zu den Pionieren gehörte. Damals konnte
sich nur das Großbürgertum solche Reisen mit Kunst, Design, Vorträgen
und Konzerten leisten. Zum anderen die Tradition in den USA, wo zu
Zeiten der Prohibition Alkohol außerhalb der 12-Meilen-Zone verkauft
wurde. Im Gefolge von Unglücken in den 60er Jahren ließ das Interesse
nach, bis die Idee, neben Alkohol auch das Glücksspiel aufs Meer zu
verlegen, sowie Unterhaltung und Shows zu bieten, ein Wiedererwachen
herbeiführte. Das neue Geschäftsmodell - the cruise is the destination
- zog die Leute an, und dieser Werbespruch gilt noch immer.

Heute ist Carneval Cruises mit 55 Prozent der Marktführer, gefolgt von
Caribbean Cruises mit ca. 30 Prozent. Letztere setzt auf Megaschiffe
wie "Harmony of the Seas" und "Symphony of the Seas", mit je 6500
Passagieren die bislang größten Einheiten. Norwegian Cruise Lines
liegt bei etwa 11 Prozent, auf MSC entfallen 6 bis 7 Prozent. Wenige
Konzerne bestimmen also den Weltmarkt. Der europäische Markt hat sich
als gigantische Investition erwiesen, die sehr energieaufwendigen
schwimmenden Erlebnisparks und Rummelplätze finden angesichts einer
veränderten Mentalität des Publikums enormen Zuspruch, der die bislang
vorhanden Kapazitäten der Anbieter übersteigt, was unablässige
Schiffsneubauten zur Folge hat.

Je intensiver er sich auch theoretisch damit auseinandergesetzt habe,
um so realistischer sei seine Sicht geworden, berichtete der Autor.
Sein Buch beinhalte drei Themen: Umweltverschmutzung, Ausbeutung und
Massentourismus. Die Idee dazu sei ihm bereits vor etwa vier Jahren
gekommen, doch einen Verleger zu finden zunächst nicht einfach
gewesen. Als das Buch dann vor wenigen Monaten erschien, habe es ein
überraschend großes Medienecho ausgelöst. Es gab Fernseh- und
Rundfunksendungen, Zeitungen berichteten darüber. Dies lasse auf ein
wachsendes Bedürfnis schließen, sich mit dem Thema Kreuzfahrt kritisch
auseinanderzusetzen. Immer mehr Leuten scheint klarzuwerden, daß das
Kreuzfahrtunwesen eine Gefahr für Mensch und Natur ist.
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Ausbeutung der Besatzung im Bauch des Schiffes

Anhand der Lebensgeschichte eines philippinischen Stewards, den er auf
einen Kreuzfahrt kennen- und schätzengelernt hatte, schilderte der
Autor die Arbeitsverhältnisse an Bord. Raimond hat sich im Verlauf von
20 Jahren hochgearbeitet, von einer winzigen Kabine mit Stockbetten
für vier Mann weit unterhalb der Wasserlinie bis zu einer Einzelkabine
mit einem Bullauge knapp darüber. Im Sommer stets auf den gleichen
Routen im Mittelmeer, im Herbst und Winter Transatlantikfahrten nach
Miami. Wo er auf den Philippinen aufwuchs, gab es kaum Jobs, und wenn
doch, waren sie sehr schlecht bezahlt. Mit einem Freund bewarb er sich
bei einer Agentur in Manila, bei der Seeleute für Schiffe in aller
Welt anheuern. Ihm wurde vorgerechnet: 550 Dollar Grundgehalt plus
Überstundenzuschläge plus Trinkgelder bei freier Kost und Logis. Ein
dreimonatiger Vorbereitungskurs, der 600 Dollar kostete, die von der
Agentur vorgestreckt wurden. Daß sie den gleichen Betrag von der
Reederei erhielt, wußte er nicht. Er würde doppelt soviel verdienen
wie ein Lehrer auf den Philippinen.

Seine Frau lernte er kennen, als er zum ersten Mal auf Heimaturlaub
war. Die Kreuzfahrtschiffe wechselten, aber er wurde immer wieder
übernommen. Jahresverträge sind die Regel, niemand hat Anspruch auf
einen unbefristeten Arbeitsvertrag. Auf dem Schiff ist er
krankenversichert, zu Hause nicht. Er ist inzwischen Chefsteward und
hat das Team eines ganzen Decks unter sich. Er hat eine Tochter von 15
Jahren und einen neunjährigen Sohn, die er nur selten sieht, da er
neun Monate am Stück arbeitet. Dann folgen zwei Monate unbezahlte
Pause, die er meistens für einen Heimaturlaub nutzt, bei dem er etwas
dazuverdient. Sein großes Ziel: Wenn er genug Geld auf dem Konto hat,
will er in seiner Heimatstadt ein Hotel aufmachen. In diesem Metier
kennt er sich aus, doch die Zeit läuft ihm davon, da die
Immobilienpreise rasant steigen. Das Hotel soll seine Altersversorgung
sein, seinen Kindern soll es einmal besser gehen.

Das Geschäftsmodell der Reedereien beruht darauf, daß die Reisen
billig sind, was nur mit niedrig bezahlten Arbeitskräften
funktioniert, die zwischen 550 und 950 Dollar verdienen. Es werden
bevorzugt Philippiner beschäftigt, die als gut ausgebildete Seeleute
gelten und 70 Stunden die Woche ohne freien Tage arbeiten müssen. Die
Hierarchie der Arbeitskräfte reicht beispielsweise in der Küche mit
160 Leuten vom Chefkoch an der Spitze bis hinunter zum Tellerwäscher
oder im Servicebereich bis zu den Abräumern mit einer entsprechenden
Staffelung der Löhne. Die großen Konzerne bieten den Kunden an, daß
die Trinkgelder im Reisepreis enthalten seien. Keiner weiß, ob diese
Trinkgeldpauschalen überhaupt existieren, und falls doch werden daraus
oftmals die Reinigung der Arbeitskleidung oder Landgänge bezahlt. Die
Beschäftigten haben auch kein WLAN wie die Passagiere, sondern suchen
bei Landgängen WLAN-Spots auf, um nach Hause telefonieren zu können.

Diese großen Konzerne zahlen nirgendwo in der Welt Steuern, da sie
unter Billigflaggen fahren. Aida fährt unter der Flagge Italiens, das
wie Malta und Zypern in Europa oder Liberia, Panama, die Bermudas oder
die Marshall Islands günstigste Bedingungen vorhält - laxe
Vorschriften zu Sicherheit und Umweltstandards, keine Steuern. Die
Eintragungsgebühr landet in der Staatskasse, also eher nicht bei der
Bevölkerung. Auf dem Meer gelten wenig Rechte, gewerkschaftliche
Forderungen lassen sich so gut wie gar nicht durchsetzen. Eine
Servicekraft müßte 2000 Jahre arbeiten, ohne Geld auszugeben, um das
zu erhalten, was der Vorstandsvorsitzende von Carneval Cruises in
einem Jahr einstreicht, brachte der Autor die in der Branche
herrschenden Verhältnisse anschaulich auf den Punkt.
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Schadstoffausstoß schädigt Menschen und Umwelt

Der billige und steuerfreie Standardtreibstoff ist bis heute Schweröl,
das schmutzigste Produkt der Raffinerie. Aus den Schornsteinen kommen
im wesentlichen vier Substanzen, welche die Umwelt schädigen:
Kohlendioxid, Schwefeldioxid, Stickstoffoxid und Rußpartikel. Die
EU-Kommission geht davon aus, daß in Europa etwa 60.000 Menschen im
Jahr Opfer der Schiffsabgase auf dem Meer werden. Die Abgase sind
schädlich für die Meere wie auch die Gesundheit der Menschen, zumal
sie tief ins Hinterland verweht werden, sich dort mit Ammoniak aus der
Landwirtschaft verbinden und dadurch besonders aggressiv werden.
Selbst in weit entfernten Städten wie Prag oder Bamberg werden sie
noch gemessen.

Der Schiffsrumpf wird unterhalb der Wasserlinie von Seepocken,
Muscheln und anderen Organismen bewachsen, wodurch sich die Fahrt
verlangsamt und der Kraftstoffverbrauch erhöht, so daß die Mehrkosten
bis zu 30 Prozent betragen. Dagegen werden hochgiftige, meist
biozidhaltige Anstriche eingesetzt, die permanent giftige Stoffe ins
Wasser abgeben, die von Mikroorganismen aufgenommen werden und so in
die Nahrungsketten gelangen. Forschung und Industrie arbeiten zwar an
ungiftigen Anti-Fouling-Beschichtungen, aber die Politik tut sich
schwer, Vorgaben zu machen. Bis 2027 will die EU die Umweltrisiken der
gängigen biozidhaltigen Produkte lediglich prüfen und erst in der
Folge Regulierungen auf den Weg bringen.

Tief unten im Vorschiff sammelt sich Bilgenwasser, das mit Maschinenöl
und Kraftstoffresten verunreinigt auch Kieljauche genannt wird. Das
Bilgenwasser soll in Tanks gepumpt und in den Häfen sachgerecht
entsorgt werden. Viele Schiffe sparen sich diese Kosten jedoch und
leiten die schmutzige Brühe heimlich ins Meer. Ein Kreuzfahrtpassagier
verbraucht durchschnittlich zwischen 200 und 300 Liter Wasser pro Tag.
Das Wasser kommt aus dem Meer und wird durch energieaufwendige
Entsalzungsanlagen in Trinkwasser umgewandelt, das nach dem Gebrauch
ins Meer zurückgeleitet wird. Laut den Bestimmungen der
Internationalen Schiffahrtsorganisation dürfen diese Abwässer nur
außerhalb der 12-Meilen-Zone abgeleitet werden. Die Kläranlagen auf
den Schiffen sind zwar in der Regel auf dem Niveau kommunaler
Einrichtungen an Land, doch enthalten die Abwässern in beiden Fällen
viele Mikropartikel und Medikamentenreste, die nicht herausgeklärt
werden.

Würden die Restaurants nur zu bestimmten Zeiten öffnen, müßten danach
alle übriggebliebenen Speisen sofort vernichtet werden. Deshalb gibt
es 24-Stunden-Restaurants mit Dauerbüffets, in denen die Speisen
solange liegenblieben, bis sie weitgehend verbraucht sind. Es handelt
sich also um keine kundenfreundliche Praxis, sondern senkt
Arbeitsaufwand und Kosten der Betreiber. Dennoch fallen beträchtliche
Lebensmittelreste an. Auf den großen Schiffen werden rund 30 Tonnen
Lebensmittel pro Woche weggeworfen und landen im Wasser. Dies trägt
zur Eutrophierung der Meere bei, da diese Nährstoffe das Algenwachstum
fördern und den Sauerstoffgehalt vermindern. Dieser hat weltweit
binnen 40 Jahren um 2 Prozent abgenommen, was als dramatischer
Rückgang einzustufen ist. Es bilden sich Todeszonen ohne Sauerstoff
und biologisches Leben heraus, von denen es inzwischen weltweit etwa
500 gibt. Diese Zonen sind im wesentlichen menschenverursacht, indem
vor allem Nährstoffe über die Flüsse ins Meer geleitet werden.

Die Kreuzfahrtschiffe dürfen vieles legal ins Meer ableiten und
verklappen zudem eine Menge illegal, wobei die Aufdeckung von
Verstößen die Hauptschwachstelle bleibt. Die Täter gehen mit hohem
technischen Vertuschungsaufwand zu Werke. So machte ein
aussagebereiter Insider auf ein heimliches Abflußrohr (magic pipe)
aufmerksam, mit dem die vorgeschriebenen Sensoren und Meßgeräte
umgangen werden. Ein US-Gericht verurteilte Carneval Cruises zu einer
Geldstrafe und in der Folge dazu, den Behörden für alle seine Schiffe
fünf Jahre lang detaillierte Entsorgungsunterlagen zu übermitteln,
wovon 78 Schiffe betroffen waren. Dasselbe Unternehmen wurde in
Florida wegen Verstoßes gegen Bewährungsauflagen zu weiteren 20
Millionen Dollar verurteilt. Die Auflagen wurden verschärft, das
gesamte Management mußte vor Gericht erscheinen und wurde für den Fall
einer Verletzung der Auflagen mit Gefängnisstrafen bedroht.
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Vom Kreuzfahrtfan zum Kreuzfahrtkritiker ...
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Gravierende Folgen für die heimgesuchten Landeplätze

Für die Städte und Orte, die von Kreuzfahrtschiffen angelaufen werden,
häufen sich die negativen Auswirkungen. Umweltschäden wie etwa in
Venedig, wo die Fundamente der Stadt in Gefahr sind, aber auch die
Probleme Dubrovniks oder Barcelonas werden inzwischen weithin von den
Medien aufgegriffen. Es sind jedoch nicht nur große Häfen, sondern wie
beispielsweise mit Akureyri in Island auch kleine Siedlungen von etwa
1200 Einwohnern ein Ziel. Dort legen von Frühjahr bis Herbst jeden Tag
zwei, drei Schiffe an, deren Menschenmassen sich über die Destination
ergießen. Aida bietet Erlebnisfahrten in der unberührten Natur mit
Allradjeeps an, ohne über den Widersinn dieser Offerte zu stolpern,
auch in Grönland gibt es Dörfer, bei denen täglich Kreuzfahrtschiffe
anlegen. Oft bringen die Schiffe neben ungeheurem Lärm sogar ihre
eigenen Fremdenführer mit, so daß die Einheimischen selbst davon nicht
profitieren.

In den überwiegenden Fällen kann man davon ausgehen, daß die an Bord
rundum versorgten Passagiere beim Landgang nicht viel Geld ausgeben.
Zwar boomen Bus- und Taxiunternehmen, Hotels profitieren in gewissem
Umfang bei der An- und Abreise, Souvenierverkäufer machen ihren
Schnitt. Insgesamt gesehen übersteigen jedoch die Verluste mögliche
Gewinne. Führender deutscher Hafen mit knapp 200 Anläufen im Jahr ist
Warnemünde, das jedoch für die Touristen nicht von Belang ist, die von
dort aus nach Berlin gekarrt werden. Kiel ist mit rund 190 Anläufen
vor allem An- und Abfahrthafen, die Stadt selbst wird eher wenig
besucht. Das an zweiter Stelle rangierende Hamburg wirbt ebenfalls
massiv mit der Aussicht, damit käme viel Geld in die Stadt, was jedoch
nicht zutrifft. Stellte man sämtliche Auswirkungen in Rechnung,
bringen die Kreuzfahrtschiffe mehr Probleme als Positives in die
Hafenstädte, zumal deren Luftqualität dadurch massiv beeinträchtigt
wird.

Kreuzfahrtunternehmen setzen auf Greenwashing

Die Kritik an der Kreuzfahrt nahm zunächst in den USA Fahrt auf, als
erste Publikationen wie die des kanadischen Professors Ross A. Klein
(2002) erschienen. Dieser wies dann 2007 gemeinsam mit Friends of the
Earth in einer Studie nach, wie häufig Kreuzfahrtschiffe vor
amerikanischen Küsten gegen Umweltauflagen verstoßen und welche
umweltschädlichen Emissionen von ihnen ausgehen. Die Vereinigung der
internationalen Kreuzfahrtunternehmen CLIA nannte die Vorwürfe
subjektiv, unwissenschaftlich und irreführend. Aber der Geist war aus
der Flasche, immer häufiger berichteten US-Medien über die negativen
Seiten des Kreuzfahrttourismus. Die Unternehmen reagierten schließlich
mit einer Pressekampagne, mit der sie auf die wirtschaftliche
Bedeutung der Branche hinwiesen, und schickten ihre Lobbyisten an die
politische Front, die vor Abbau von Arbeitsplätzen und Verlusten für
die US-Wirtschaft warnten. Zeitgleich wurde in großem Stil
Greenwashing betrieben, um das Umweltimage der Branche aufzupolieren.
Die einen warben mit Recycling von Speiseöl in der Bordküche, andere
mit Strom aus dem öffentlichen Netz in den Häfen, wieder andere mit
der Sammlung von Abfällen in Containern an Bord, ungiftigen
Anti-Fouling-Anstrichen oder der ausschließlichen Verwendung von
Meeresfrüchten aus nachhaltiger Züchtung in den Restaurants.

Es häuften sich fragwürdige Preise und Auszeichnungen innerhalb der
Branche für vorbildlichen Umweltschutz. Auch bei der Hamburger Cruise
Week werden Umwelt- und andere Preise verliehen. Letztjähriger
Preisträger war ein Schiff mit einer zweistöckigen Go-Kart-Bahn. Die
im Bau befindliche "Mardi Gras" kann sogar mit einer Achterbahn an
Bord aufwarten. Im Kontext dieser Werbeoffensive gibt jede Menge von
Hochglanzmagazinen zur Kreuzfahrt, die vor allem von den Inseraten der
Branche leben. Wenngleich festzuhalten bleibt, daß ohne den Druck von
Umweltorganisationen wie NABU in Deutschland überhaupt nichts passiert
wäre, laufen die Reaktionen der Branche, die aus der potentiell
geschäftsschädigenden Schmuddelecke heraus will, doch auf ein großes
Täuschungsmanöver der Öffentlichkeit hinaus. Die Kreuzfahrtunternehmer
seien mit allen Wassern gewaschen, modern, dynamisch, interaktiv,
zukunftsorientiert und kosmopolitisch, dezidierte Anhänger des
Globalismus.

Früher wollten sie mit ihren Schiffen am liebsten auf den
Rathausvorplatz fahren, inzwischen haben sie gelernt und ihre
Strategie geändert: Out of sight, out of mind - etwas ablandig ist man
weniger im Schußfeld. Diese neue Strategie laufe unter dem Motto "do
like the locals" - man geht nicht mehr in die überlaufenen Zentren,
sondern in die Vororte, um dort lokale Sehenswürdigkeiten zu
betrachten. Schließlich seien die Passagiere nicht mehr glücklich,
wenn sie mit Zehntausend anderen zusammentreffen und durch dieselben
Gassen getrieben werden.

Technische Innovationen lösen das Problem nicht

In der Diskussion um die Schiffe der Zukunft spielt LNG (Liquid
Natural Gas) eine zentrale Rolle, weil es deutlich emissionsärmer ist.
Das LNG stammt jedoch vorwiegend aus der US-amerikanischen
Frackingindustrie mit ihren verheerenden Umweltschäden. LNG ist
derzeit relativ preiswert etwa auf dem Niveau von Schiffsdiesel. Das
erste Schiff mit LNG ist die Aida Nova mit 6500 Passagieren. Dafür ist
jedoch eine Infrastruktur erforderlich, die erst noch aufgebaut wird.
Das Schiff kreuzt vor den Kanaren und muß zum Tanken nach Barcelona
fahren, um dann wieder 14 Tage unterwegs sein zu können. Grundsätzlich
bleibt einzuwenden, daß auch LNG ein fossiler Brennstoff ist. Es gibt
sogar einen atomar betrieben russischen Eisbrecher, der im Sommer als
Kreuzfahrtschiff benutzt wird. Ab 25.000 Dollar kann man eine Reise
zum Nordpol kaufen, das Schiff ist immer ausgebucht. Amerikanische
Flugzeugträger und deutsche U-Boote fahren mit Wasserstoff, doch ist
die Entwicklung noch weit davon entfernt, im großen Stil umgesetzt zu
werden.

Auch von den vielgepriesenen Landstromanlagen wie in Hamburg und
künftig in Kiel hält der Autor nichts. In Hamburg kostet die
Kilowattstunde 27 oder 28 Cent, doch wird die Anlage kaum benutzt,
weil die Schiffe ihren eigenen Strom für etwa 8 Cent produzieren
können. In Hamburg wird das Angebot nur von Aida aus Prestigegründen
wahrgenommen. Die Unternehmen müßten schon gezwungen werden, Landstrom
in Anspruch zu nehmen, wie das etwa in Miami der Fall ist, der
Kreuzfahrtmetropole der Welt. Die deutschen Politiker sehen in der
Kreuzfahrtindustrie immer noch etwas Positives und freuen sich, wenn
die Schiffe in ihre Häfen kommen, weshalb ein Umdenken dringend
erforderlich sei.
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Druck von unten bleibt das Mittel der Widerstands

Problematisch sei grundsätzlich, daß die Unternehmen schwer zu fassen
sind. Zwar hätten Gerichte in den USA Urteile gegen sie gefällt, doch
sei auf Dauer nichts zu erwarten, da die Reedereien hohe Summen an die
Parteien spenden. Die meisten Chancen sehe er noch bei lokalen
Politikern in den betroffenen Städten wie Amsterdam oder ansatzweise
auch in Dubrovnik. Venedig sei insofern ein ganz schwieriges Thema,
als Carneval Cruises die Häfen von Triest, Genua, Civitavecchia,
Neapel und eben auch Venedig sowie den dortigen Flughafen gekauft hat.
Die Politik müßte also über Rückkauf oder Enteignung nachdenken. Der
Hafen in Kiel sei in Besitz der Stadt und dürfe keinesfalls
privatisiert werden.

Er sei von den Grünen enttäuscht, so der Autor. Sven Giegold, der
wieder ins Europaparlament gewählt wurde, sagte zu diesem Thema
einmal, man solle den Leuten den Spaß nicht nehmen. Die Grünen wägen
offenbar opportunistisch ab, womit sie Wählerstimmen gewinnen oder
verlieren. Deshalb traue er ihnen nicht über den Weg. Daher sei ein
Druck von der Basis auch in diese Richtung nicht falsch, was natürlich
auch die anderen Parteien betreffe. Wie die Moderatorin aus eigenem
Erleben hinzufügte, hätten sich die Grünen in Kiel jahrelang nicht zu
dieser Frage geäußert. Erst nach den größeren Protesten und Aktionen
folgte ein Beschluß, künftig eine "ökologische" Kreuzfahrt fördern,
was immer das sein soll.

Eine ökologische Massenkreuzfahrt sei ein Widerspruch in sich, befand
auch der Referent. Ein Schiff mit 6500 Passagieren könne weder
nachhaltig noch umweltfreundlich sein. Kleinere Schiffe wären
vielleicht etwas weniger schädlich, aber in ihrer Vielzahl keine
Alternative. Unten die Todeszonen, oben die Riesenschiffe mit
Achterbahn und Menschen, die sich amüsieren, denen es egal ist, was
unter ihnen geschieht. Man müsse viel mehr zum Schutz der Ozeane tun,
die durch Nährstoffeintrag, Plastik, Sauerstoffschwund und
Überfischung extrem gefährdet sind. Zu alledem kommen noch die
Kreuzfahrtschiffe.

Es sei ein Tanz auf den Todeszonen, auch was die Sicherheit betrifft.
Eine große Katastrophe sei nur eine Frage der Zeit. Wie sollen 6500
Menschen in stürmischer See evakuiert werden, wenn der Strom
ausgefallen ist, wenn Kinder, kranke und behinderte Menschen von Bord
gebracht werden müssen? Zudem gibt es nicht genug Rettungsboote für
alle Passagiere und Besatzungsmitglieder. Zwar gibt es Rettungsmittel
in Form aufblasbarer Rettungsinseln, in die man durch Röhren geleitet
werden soll, was Experten jedoch bei schwerer See für unmöglich
halten. Die Fähre "Estonia" ging damals Ende September unter, die
Wassertemperatur betrug 14 Grad - trotzdem sind Menschen in den
Rettungsinseln erfroren.

Oft werde die Frage gestellt, ob denn nur die Reichen Kreuzfahrten
machen dürften. Wer Qualität haben will, müßte normalerweise auch mehr
bezahlen, so der Autor. Daß Discounter preiswert sind, hat seinen
Preis, auch wenn dieser für den Konsumenten nicht unmittelbar zu
erkennen ist. Den Preis der Kreuzfahrten zahlen die ausgebeuteten
Beschäftigten, den zahlt die Natur. Ein "fairer Preis" würde nicht
zuletzt bedeuten, daß die Unternehmen Steuern bezahlen, zumal sie
immense Profite machen. Ein Schiff, das 800 oder 900 Millionen Dollar
kostet, refinanziere sich binnen vier Jahren.

Zu berücksichtigen sei in dieser Kontroverse insbesondere, daß die
Zukunftsmärkte der Branche im Pazifik liegen. Die chinesische
Genting-Gruppe, der NCL (Norwegian Cruise Lines) überwiegend gehört,
hat in Rostock ein Schiff in Auftrag gegeben, das 10.000 Passagiere
aufnehmen und vor China eingesetzt werden soll, einem Land mit 1,3
Milliarden Menschen, davon 30 bis 40 Prozent in mittelständischen
Verhältnissen, die sich solche Reisen leisten können. Hinzu kommen
Indien, Brasilien, Argentinien und Rußland, während Europa für die
großen Konzerne ein Übergangsmodell sei. Es gab bislang nur vier
Werften in Europa, die solche Schiffe bauen können. Die Chinesen haben
den Werftenverbund Mecklenburg-Vorpommern (MV) gekauft, der inzwischen
eine 100prozentige Tochter der Genting-Gruppe ist, die sich auf diese
Weise das Know how verschafft. Der Kauf wurde in dem Bundesland als
Riesenerfolg gefeiert: 4500 Arbeitsplätze gerettet, die Kanzlerin war
da, der Ministerpräsident auch.

Sind Aktionen wie die Blockade des Kreuzfahrtschiffs in Kiel
gerechtfertigt und notwendig? Wolfgang Meyer-Hentrich bejaht dies und
erklärt, daß diese Unternehmen nur auf Druck reagieren, ob dieser nun
von Initiativen oder auch von der Politik ausgeht. Um diesen Druck zu
entfalten seien solche Initiativen hervorragend geeignet, und falls
sie sich in einer Grauzone der Legalität bewegten, sei auch das in
Ordnung. Er vergaß nicht, darauf hinzuweisen, daß am 17. August gleich
vier solcher Schiffe in Kiel anlegen. Je öffentlichkeitswirksamer die
Aktion, desto wahrscheinlicher sei eine Reaktion der Politik.


Fußnoten:


[1] www.focus.de/politik/deutschland/joschka-fischer-kostet-sonst-bis-zu-36-000-euro-reederei-schenkt-ex-aussenminister-kreuzfahrt_id_10303196.html

[2] www.faz.net/aktuell/gesellschaft/menschen/klima-aktivisten-blockieren-kreuzfahrtschiff-in-kiel-16229963.html

[3] www.shz.de/regionales/newsticker-nord/grote-kritisiert-protest-gegen-kreuzfahrtschiffe-in-kiel-id24239312.html

[4] Wolfgang Meyer-Hentrich: Wahnsinn Kreuzfahrt - Gefahr für Natur
und Mensch, Ch. Links Verlag Berlin 2019, 248 Seiten, 20 Euro, ISBN:
978-3-96289-031-5
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BERICHT/129: Rothenburgsort - Gentrifizierung ... (SB)


Zentrumsnah, industriell geprägt, mit vielen grünen Ecken und großem
Entwicklungspotential: Das wenig bekannte Rothenburgsort an der Elbe muss seine
Identität erst noch finden. Künstler und Kreative machen dabei den Anfang.


hamburg.de - Zwischen Industrie und Wasserkunst [1]



Irgendwie dazwischen und doch sehr eigenständig - die geografischen Grenzmarken,
baulichen Eigenheiten und der sozial eher abgehängte Charakter des unweit der
City gelegenen Stadtteiles Rothenburgsort haben tatsächlich dazu geführt, daß
viele in Hamburg lebende Menschen gar nicht so genau sagen können, wo genau
dieses zum Bezirk Hamburg-Mitte gehörende Quartier liegt. Diesen Sachverhalt
allerdings in städtebaulichen Handlungsbedarf umzumünzen und einen Mangel an
"Identität" zu unterstellen unterschlägt, daß die dort lebenden Menschen recht
gut damit klarkommen, bislang von den Aufwertungsprozessen der neoliberalen
Stadt verschont geblieben zu sein. Der seit 35 Jahren vollzogene Umbau Hamburgs
zur Global City [2] folgt vor allem unternehmerischen Interessen und setzt all
jene, die einen immer größeren Teil ihres Erwerbseinkommens für die Miete
ausgeben müssen, einem Preisdruck aus, der schlimmstenfalls einen Umzug in
noch erschwingliche Randlagen der Stadt zur Folge hat.

Bislang ist Rothenburgsort von der Expansion des unmittelbar an den Stadtteil in
Richtung City angrenzenden städtebaulichen Vorzeigeprojektes Hafencity [3]
verschont geblieben. Das liegt vor allem daran, daß dieses
Modernisierungsprojekt an der von Auto und Bahn vielbefahrenen Verkehrsachse der
Elbbrücken haltgemacht hat. Was jenseits davon liegt, hat bislang kaum
interessiert, war die hauptsächliche Stoßrichtung städteplanerischer
Flächenerschließung doch auf das Hafenbecken und den daran angrenzenden
Stadtteil Wilhelmsburg ausgerichtet. Wie im "Leitbild: Metropole Hamburg -
Wachsende Stadt" 2002 als "Sprung über die Elbe" programmatisch verankert werden
ehemalige Wirtschaftsflächen des Hafens, der in Richtung Elbmündung ausgebaut
wird, mit großer Wertsteigerung in Bauflächen umgewidmet und die daran
angrenzenden Stadtteile umfassend modernisiert. Die zeitgleiche Austragung der
Internationalen Bauausstellung (IBA) und der Internationalen Gartenschau
(igs) in Wilhelmsburg 2013 sollten einen entscheidenden Impuls zur nicht nur
architektonischen Umgestaltung dieser Gebiete geben [4]. Der mit ihrer
Aufwertung, der der Stadt als Grundeigentümerin großer Flächen im Hafen viel
Geld einspielt, einhergehende sozialräumliche Prozeß weist durchaus die als
Gentrifizierung bekannten Folgen eines allmählichen, analog zu den steigenden
Mieten und zum Bau von Eigentumswohnungen verlaufenden Austausches der
Wohnbevölkerung auf.
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Entwurf und Wirklichkeit
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Hinterm Horizont stadtplanerischer Visionen triviale Standortkonkurrenz

"Vom abgehängten Problemviertel zum Prunkstück der Stadtentwicklung" - der im
Rahmen des Jour Fixe der Gewerkschaftslinken Hamburg organisierte Rundgang durch
Rothenburgsort spitzte die politische Seite der Stadtentwicklung auf vielleicht
drastische, aber zutreffende Weise zu. Ingo Böttcher, der als Aktivist der
Stadtteil-Initiative Hamburgs Wilder Osten (HWO) sachkundig und engagiert durch
Rothenburgsort führte, war zwar bemüht, den möglichen Lauf der Dinge in seiner
administrativen Widersprüchlichkeit betont unaufgeregt zu schildern und niedrig
zu hängen. Doch die Zeichen stehen nicht nur aus städteplanerischer Logik,
sondern aufgrund der dazu gefallenen politischen Entscheidungen für diejenigen, die
weitgehend am Status quo festhalten oder zumindest zur künftigen Entwicklung
ihres Stadtteils gefragt werden möchten, eher schlecht.

So hat der Hamburger Senat im August 2015 in der Bürgerschaft einen Entwurf
unter dem Titel "Stromaufwärts an Elbe und Bille - Wohnen und urbane Produktion
in HamburgOst" [5] vorgelegt, in dem er die "Förderung der Entwicklungsdynamik
im Hamburger Osten explizit als einen Schwerpunkt der zukünftigen
Stadtentwicklung benennt". Dazu werden für die "Quartiere stromaufwärts in den
östlichen Stadtteilen des Bezirks Hamburg­Mitte" als "Kernziele" etwa die
Schaffung von "mehr Wohnungen und neuer Stadtqualitäten", die Entwicklung von
"Arbeitswelten für die Zukunft" und die Aufwertung "attraktiver Wasserräume und
Grünanlagen" genannt. Ausdrücklich sollen mit der Gründung der Billebogen
Entwicklungsgesellschaft mbH & Co. KG (BBEG) als hundertprozentiger Tochter der
HafenCity Hamburg GmbH (HCH) die "mit der Stadtentwicklung generierten
Wertsteigerungen der Immobilien (...) über das heute realisierbare Niveau die
Kosten für die überwiegend vorlaufenden wertschöpfenden Aktivitäten
ausgleichen", was "der Stadt Hamburg insgesamt zugute" [6] käme.
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"Unternehmensstandort in bester Lage"
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Billebogen - die Hafencity greift über sich hinaus ...

Die haushaltspolitische Logik der Verallgemeinerung ortspezifischer
Aufwertungsprozesse kann als zentrales Legitimationsvehikel jeder
städtebaulichen Entwicklung bezeichnet werden, in der die neoliberalen
Marktdispositive des "Unternehmens Stadt" gegen das basisdemokratische Interesse
der jeweils vom Umbau ihrer Quartiere betroffenen Wohnbevölkerung durchgesetzt
werden. De facto sind sie nicht wirklich einspruchsberechtigt, wenn die
Stadtregierung meint, der globalen Standortkonkurrenz durch die Wertsteigerung
von Baugrund und Immobilien und einer gebauten Umwelt, die mehr auf die
Optimierung der Flächeneffizienz als die Bedürfnisse der Menschen ausgerichtet
ist, entsprechen zu müssen. Den Ausführungen Ingo Böttchers jedenfalls war nicht
zu entnehmen, daß der Senat die Zustimmung der Menschen in Rothenburgsort
eingeholt hätte, bevor er den Stadtraum Billebogen zum "neuen Chancenraum"
erklärte, "in dem Hamburg innovative Entwicklungen - hier bezogen auf
Gewerbeflächen - anstoßen und umsetzen wird" [6].

Selbstverständlich beschränken sich solche Entwicklungen nicht auf
wirtschaftlich nutzbare Flächen, sondern sind Bestandteil eines stadtpolitischen
Gesamtentwurfs, mit dem der lokale Mietenspiegel steigt - und ganz bestimmt
nicht fällt. Das ist kein Kollateralschaden einer ansonsten sozial egalitären
und inklusiven Form der Stadtentwicklung, sondern strukturelle Grundlage
kapitalistischer Verwertungslogik und einer Bewirtschaftung des Raumes als
Wachstumsfaktor, die den Fortgang neoliberaler Globalisierung legitimiert und
befeuert. An der anwachsenden Konkurrenz weltweit bedeutsamer Handelsmetropolen
und Hafenstädte ändern auch protektionistische Grenzziehungen nichts, wie
Politiker wie US-Präsident Donald Trump belegen, wenn sie einerseits die
Begünstigung nationaler Standorte propagieren, andererseits jedoch den Versuch,
das finanzpolitisch getriebene Wachstum durch Zinserhöhungen zu drosseln,
bekämpfen.
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Zwischen Boomtown und Leerstand
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Vergleicht man das, was in dem 2015 im Zuge dieser Planung veröffentlichten
Hochglanzprospekt "Billebogen - Made in Hamburg" [7] an baulichen Projekten
versprochen wird, mit dem Stand der Entwicklung vier Jahre später, dann scheint
kein Anlaß zur Sorge zu bestehen, schon in absehbarer Zeit vor einem ganz neuen
Rothenburgsort zu stehen. Wie die Führung mit Ingo Böttcher zeigte, die mitten
durch das Entwicklungsgebiet Billebogen verlief, ist die Verwirklichung der
ehrgeizigen Planungen des Jahres 2015 noch nicht weit fortgeschritten oder
stagniert sogar, wie der damals schon ins Auge gefaßte, aber bis heute nicht
begonnene Rückbau der räumlich extensiven Verkehrsführung vor den Elbbrücken
zeigt. Zugleich ist der Tenor der Berichterstattung bürgerlicher und
öffentlich-rechtlicher Medien über den Stadtteil als eines bislang unentdeckten
Quartiers, dessen Umwandlung in eine stadträumliche Expansionszone der Hafencity
überfällig ist, ungebrochen. Dementsprechend ist der heutige Stand der Dinge,
wenn nichts Unvorhergesehenes geschieht wie etwa das Erheben massiven
Einspruchs durch die im Stadtteil lebende und arbeitende Bevölkerung, wohl als
Übergangsstadium zu begreifen.
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Was auf der Strecke bleibt ...

Fotos: © 2019 by Schattenblick




Abseits des urbanen Spektakels gemütlich wohnen und leben

Zwischen den wichtigen und bedeutsamen Dingen gelegen und gerade deshalb
gemütlich und genügsam dem eigenen Leben zugewandt - ein wenig wirkt
Rothenburgsort wie ein aus der Zeit gefallenes Territorium. Die im
Innovationsdruck der Hamburger Stadtpolitik manifest werdende Beschleunigung der
gesellschaftlichen Entwicklung kann dort, wo es ohnehin nicht viel zu verlieren
gibt und daher andere Qualitäten als das Streben nach mehr von allem
aufscheinen, kaum verfangen. Nicht nur hier, sondern überall, wo die
Sachzwanglogik und der Handlungsdruck auf Verwertung um jeden Preis abonnierter
Gesellschaften den Ton angeben, weist die Totalität des Marktes Nischen, Lücken
und Brüche auf, in denen eigenständige und eigensinnige Sozialkulturen und
Lebenswirklichkeiten erblühen. Rothenburgsort ist gerade dort, wo das von außen
getroffene Urteil einen Mangel an Homogenität, Produktivität und Identität
feststellen zu müssen meint, dafür prädestiniert, weniger fremdbestimmten und
außengelenkten Lebenswirklichkeiten Raum zu geben.

Der im Juli 1943 bei einer der Angriffswellen der von alliierten Bomberflotten
durchgeführten Operation Gomorrha total zerstörte Arbeiterstadtteil ist geprägt
von den Zweckbauten einer Nachkriegsarchitektur, bei der es vor allem um die
schnelle Errichtung von Wohnraum ging, und den Gewerbegebäuden kleiner und
mittlerer Wirtschaftsbetriebe. Im Mündungsgebiet der Bille gelegen, die dort in
den Oberhafenkanal der Norderelbe fließt, weist das Gebiet, das lange Zeit
außerhalb von Hamburg lag und unter dem Namen Billwerder Ausschlag bekannt
war, viele Flächen am Wasserrand auf, die von tidenbedingten Ufereinfassungen
und Deichstrukturen geprägt sind. Vor dem Hintergrund des von den Elbbrücken in
Richtung Elbmündung bis nach Ottensen fast durchgängig modernisierten
Hafenrandes, an dem sich heute Bürogebäude und Repräsentativbauten wie eine
wertvolle Perlenkette aneinanderreihen, ist klar, daß Grundstücke am Wasser und
mit Elbblick Begehrlichkeiten vor allem geldwerter Art wecken.
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Die Bille stromaufwärts und stromabwärts
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Im wesentlichen handelte es sich bei Billwerder sowie dem angrenzenden Stadtteil Hamm
um dörfliche Gebiete, die zu bewirtschaften die sukzessive Eindeichung der
Landschaft und den Bau von Schleusen voraussetzte. Der britische Historiker
Richard Evans, der mit "Tod in Hamburg" eine detaillierte Analyse der Hamburger
Choleraepidemie von 1892 vorgelegt hat, bezeichnete den Billwerder
Ausschlag schon für diese Zeit als ärmsten Stadtteil Hamburgs. Nach dem Ersten
Weltkrieg nahm die Bevölkerung von Rothenburgsort auf bis zu 60.000 Personen zu,
die das Arbeiterviertel dichtgedrängt bevölkerten. Nach der fast vollständigen
Zerstörung 1943 und dem Wiederaufbau in der Nachkriegszeit jedoch verblieb die
Bevölkerung etwa beim heutige Stand von rund 9000 Personen.
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Von der Straße auf die Schiene ...
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Bis heute durchgetragen hat sich auch der sozial prekäre Status des Stadtteils.
So lag die Wahlbeteiligung bei der Bezirks- und Europawahl bei 36 Prozent,
während sie im Hamburger Durchschnitt weit über 50 Prozent betrug. Das
durchschnittliche Einkommen der steuerzahlenden Bevölkerung liegt in
Rothenburgsort etwa bei der Hälfte des Hamburger Durchschnitts, die Quote der
EmpfängerInnen von Sozialtransfers nach SGB2 beträgt 20 Prozent und nicht 10
Prozent wie im gesamten Stadtgebiet, die Gymnasialquote liegt dort bei 25 bis 30
und nicht bei 45 bis 50 Prozent wie in ganz Hamburg, und so sind auch die
Wohnungsgrößen mit 30 Quadratmetern pro Person im Durchschnitt kleiner
als der hamburgweite Wert von 38 Quadratmetern.

Es liegt auf der Hand, daß das politische Gewicht einer solchen Bevölkerung im
politischen Getriebe der reichen Hansestadt eher gering ist. Um so unverhohlener
kann eine Stadtentwicklung, die in enger Abstimmung mit den privatisierten
Agenturen städtischer Wohnungsbaupolitik wie der in städtischem Besitz
befindlichen Unternehmensgruppe SAGA GWG, mit privaten Beratungsunternehmen und
Akteuren der Immobilienwirtschaft erfolgt, dem ökonomischen Primat des Wohnens
frönen. Weitgehend unabhängig davon, welche Partei gerade im Rathaus das Sagen
hat, werden sogenannte Quartiersentwicklungskonzepte aufgelegt, deren Ansprüche
an eine nachhaltige Stadtentwicklung niemals frei von den Maßgaben des dafür
eingesetzten Investivkapitals sind.
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Verkehrsanbindung für Abenteuerlustige
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Rothenburgsort zu Fuß

Vom S-Bahnhof Rothenburgsort, an dessen Ausgang der Jour Fixe in der Enge einer
von RadfahrerInnen und Autos vielbefahrenen Straße beginnt, geht es nach einem
Zwischenstopp in ruhigerer Umgebung sozusagen hintenrum durch einen tatsächlich
von Passanten regulär in Anspruch genommenen Schleichweg auf eine sandige
Anhöhe, auf der neben den wie ein überdimensionierter Container wirkenden
Opernwerkstätten auf dem Gelände des ehemaligen Huckepackbahnhofs ein
hochmodernes Gewerbegebiet entstehen soll. Der dafür vorgesehene "flexible
innovative Gebäudetypus" soll laut BBEG als Speicherstadt des 21. Jahrhunderts
beeindrucken, doch die Idee eines "gestapelten Gewerbes" so Böttcher, ist so neu
nicht. Bereits im 19. Jahrhundert wurden unterschiedliche Gewerbeeinrichtungen
vertikal aufeinandergeschichtet, um die vorhandene Fläche besser zu nutzen und
eine vorteilhafte Transportlogistik zu installieren.

Bei allem Werben um die Ansiedlung neuer Wirtschaftsunternehmen und Hotels auf
dem Gebiet des alten Huckepackbahnhofes, auf dem die Hänger von LKWs zum
Weitertransport auf Bahnwaggons verladen wurden, ist doch der immense Lärm, der
beim südlichen Zugang zur Hansestadt von der sogenannten Güterumgehungsbahn, der
S-Bahn, von Fernzügen und rund 100.000 Autos täglich erzeugt wird, ein den Spaß
an dieser Entwicklung trübender Faktor. Und nicht nur das, wie die
TeilnehmerInnen des Rundgangs auf physisch eindrückliche Weise erfahren konnten,
fällt das Atmen an diesem Verkehrsknotenpunkt aufgrund der Autoabgase spürbar
schwer. Nichts davon erfährt man beim Lesen des Werbeflyers, der eine schöne
neue Welt der Stadtentwicklung inszeniert, die offensichtlich für körperlose
Wesen gedacht ist
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Ingo Böttcher sach- und ortskundig
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Auf der Fußgängerbrücke, mit der sich die Billhorner Brückenstraße überqueren
läßt, wenn man nicht als Freiwild auf diesem weitgehend ohne Fußgängerampeln
auskommenden Konstrukt der einst als automobilgerecht gepriesenen Stadt enden
will, befindet man sich quasi im Nirgendwo zwischen der hochmodernen Welt der
HafenCity und dem durch die Verkehrsinfrastruktur von der übrigen Stadt
abgegrenzten Rothenburgsort. Mit der Brandshofer Schleuse an der Billemündung
ist denn auch das Ende des Stadtteils erreicht, der durch eine alte Tankstelle
markiert wird, die von Oldtimerenthusiasten liebevoll restauriert wurde. 
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Fahrradschnellstraße OberhafenConnection 
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Der vom Wasser begrenzte Fußweg am Rande des Oberhafenkanals bildet zugleich die
sogenannte OberhafenConnection, die das Deichtor in der Innenstadt mit den
Elbbrücken verbindet und den zahlreichen RadfahrerInnen, die den autofreien Weg
nutzen, das Weiterfahren nach Wilhelmsburg und Veddel oder Rothenburgsort und
Bergedorf ermöglicht. Diese Verkehrsanbindung gehört eindeutig zu den positiven
Errungenschaften der Stadtentwicklung, hat aber, so Ingo Böttcher, den Nachteil,
daß Rothenburgsort auf ganz neue Weise für Menschen sichtbar wird, die bislang
noch nichts von seiner Existenz geahnt haben. Das gilt auch für diejenigen, die
in Citynähe eine Wohnung suchen und in diesen Stadtteil ziehen, weil der Weg zur
Arbeit nun mit dem Fahrrad, dessen Potential als urbanes Verkehrsmittel noch
lange nicht ausgeschöpft ist, nicht nur kurz geworden ist, sondern auch über
eine attraktive Streckenführung verfügt.
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Hafenbecken als Baugrund für den Elbdome ...
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Elbtower und Elbdome - Kathedralen urbaner Eventkultur

Logistisch betrachtet sind die Elbbrücken, wie der einst in einem imposanten,
unter Denkmalschutz stehenden Backsteingebäude untergebrachte Verwaltungssitz
der ehemaligen Binnenschiffsreederei Schlesische Dampfer Co. - Berliner Lloyd AG
zeigt, so Böttcher, der Begegnungspunkt zwischen einem Hinterland, das weit über
Brandenburg hinausging, und dem Seehafen Hamburg. Dem davorgelegenen
Hafenbecken, das bei aller Unwirtlichkeit des von Eisenbahnbrücken und
Hafenanlagen durchzogenen Gebietes zum Innehalten unter sommerlicher Abendsonne
einlädt, ist, wenn der Plan des Senats, dort eine Elbdome genannte Sporthalle
für bis zu 8000 Zuschauer zu errichten, allerdings keine lange Zukunft mehr
beschert. Es soll zu diesem Zweck zugeschüttet werden.

Doch selbst wenn der Elbdome nicht gebaut würde, wonach es angesichts der
Mehrheitsverhältnisse im Senat nicht aussieht, läge dieser Teil des Billehafens
wortwörtlich im Schatten einer spektakulären Landmarke, des 245 Meter hohen
Elbtowers. Dessen Errichtung auf einem Grundstück zwischen zwei über die Elbe
verlaufenden Verkehrssträngen ist bereits beschlossene Sache, und es bedarf
keiner besonderen Fantasie sich vorzustellen, was das für die Zukunft des ganzen
Stadtteils bedeutet. In den PR-Materialien zum Elbtower wird das dann
dritthöchste Gebäude Deutschlands zwar als Abschlußprojekt oder Schlußstein der
Hafencity bezeichnet, doch der dadurch gesetzte Aufwertungsimpuls wird
selbstverständlich nicht wenige hundert Meter entfernt davon verpuffen, sondern
den ganzen Umkreis des südlichen Zugangs zur Hamburger City auf kostensteigernde
Weise transformieren. 
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Industrielogistik 
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Elbtower und Elbdome sind Signaturen einer Modernisierungspolitik, die Urbanität
als Eventkultur zelebriert, deren vertikale Ausrichtung sinnbildlich für
den vertieften Klassenantagonismus zwischen arrivierten Eliten und abgehängtem
Prekariat steht. Wie in den Straßenschluchten zwischen den Hochhausfassaden
metropolitaner Zentren Aufwinde entfesselt werden, die die Luft nach oben reißen,
so saugen Kathedralen sinnstiftender Urbanität wie der Elbtower die sozialen und
kreativen Energien ihres Umfeldes auf, um sie zu einer Apotheose industrieller
und technologischer Leistungsfähigkeit zu überhöhen, deren Leuchtkraft die für
diesen baulichen Kraftakt erforderlichen Ausbeutungs- und Zerstörungsprozesse
vergessen macht.

In einem Restaurant auf 200 Meter Höhe werden keine Menüs für einkommensarme
Menschen angeboten, und Eigentumswohnungen mit spektakulärem Blick über ganz
Hamburg sind Investitionsobjekte mit garantierter Wertsteigerung für diejenigen,
die nur deshalb mehr Geld aus Geld machen können, weil sie es nicht für das
tägliche Überleben ausgeben müssen. Wenn, wie im Fall der Elbphilharmonie, das
anfängliche Gemurre der Bevölkerung in Bewunderung ob der architektonischen
Gigantomanie umschlägt, dann ist schnell vergessen, daß das an dieser Stelle in
schwindelerregende Höhe gestapelte Geld andernorts Löcher reißt, die für die
davon Betroffenen den Unterschied ums Ganze, um ein würdiges Leben in
Selbstbestimmung oder ein Dasein in permanentem Überlebensstress, ausmachen.
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Rothenburgsort kennenlernen aus direkter Anschauung ...
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Rothenburgsort vor bewegten Zeiten

An der vorletzten Station des Rundgangs gleich gegenüber dem idyllischen Park
Entenwerder berichtet Ingo Böttcher vom Vorhaben der Stadtteilinitiative
Mikropol, das große, seit zehn Jahren nicht mehr für seinen eigentlichen Zweck
genutzte Gebäude der ehemaligen Bundesmonopolverwaltung für Branntwein in einen
Ort der Begegnung und anderer Aktivitäten der BewohnerInnen Rothenburgsorts zu
verwandeln [8]. Auch auf sein Eintreten für eine Nutzung des für derartige Zwecke
idealen Geländes, mit der dem Anspruch auf Mobilisierung der Zivilgesellschaft
zu selbstbestimmten Aktivitäten bestens Genüge getan würde, fällt der Schatten
eines Elbtowers, der mindestens bis zu der geplante Fertigstellung 2025 im Fokus
öffentlicher Aufmerksamkeit und städteplanerischer Aktivitäten stehen dürfte, die
Rothenburgsort betreffen. Dabei ist auch an die zusätzliche Verkehrsbelastung zu
denken, die beim Transport der Baustoffe anfallen wird, die Luftbelastung durch
die beim Bau freigesetzten Stäube und den zusätzlichen Lärm der dabei
eingesetzten Maschinen. Man darf also gespannt sein, ob die BewohnerInnen dieses
bislang eher vernachlässigten Stadtteils dafür zu gewinnen sind, in eigener Sache
aufzustehen und die Stimme zu erheben, oder ob sie die anstehende Transformation
zu einem integralen Bestandteil der Global City Hamburg klaglos über sich
ergehen lassen werden.
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Angewandte Kunst
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Die letzte Etappe des Rundgangs führt durch die sogenannten Streso-Siedlung, ein
in den 60er Jahren errichtetes Neubaugebiet, das sich im Besitz der SAGA GWG
befindet und bislang mit Quadratmetermieten von bis zu 7 Euro einen in dieser
Nähe zur City sehr erschwinglichen Wohnraum bietet. Wie Ingo Böttcher berichtet,
betreibe der städtische Wohnungskonzern eine Mietsteigerungspolitik, die man
bestenfalls durch Klagen vor Gericht ein wenig ausbremsen könne. Die Initiative
Hamburg Wilder Osten habe schon mehrere Prozesse beim Harburger Amtsgericht
begleitet, in denen die alle anderthalb Jahre anfallenden Angleichungen an den
Mietpreisspiegel ein wenig heruntergehandelt werden konnten. 
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Im Zentrum des Stadtteils und doch woanders ...
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Der Marktplatz im Zentrum Rothenburgsorts wurde vor sechs Jahren umfassend
modernisiert. Für den Stadtteil war dies trotz der ästhetisch zweckförmigen
Investorenarchitektur durchaus ein Gewinn im Vergleich zum vorherigen Zustand,
der den Eindruck fortwährenden Verfalls erweckte. Im Endeffekt wird die
Atmosphäre, die das Quartier bestimmt, nicht von seinen Bauwerken, sondern den
Menschen, die in ihm leben, geprägt. Die hohe Diversität in Rothenburgsort ist
jedenfalls eine gute Voraussetzung für ein Zusammenleben, das die von der
nationalistischen Rechten eingezogenen Trennlinien und provozierten
Konfrontationen gar nicht erst entstehen läßt. Schon die nähere Zukunft wird diesen
Ort, der unmittelbar an höchst ehrgeizige städtebauliche Projekte grenzt, mit
Veränderungen überziehen, die es geboten erscheinen lassen, das alte
Rothenburgsort noch einmal zu besuchen, um aus eigener Anschauung etwas über die
massiven Auswirkungen urbaner Transformationsoffensiven in der neoliberalen
Stadt zu lernen. 
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Stadtentwicklung von unten betrachtet
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Fußnoten:



[1] https://www.hamburg.de/sehenswertes-rothenburgsort/

[2] BERICHT/132: Kapitalismus final - Goldrausch urban (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0132.html

[3] BERICHT/010: Planspiel Stadtbereinigung - Hamburg im Umbruch (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0010.html

[4] BERICHT/012: Planspiel Stadtbereinigung - Öffnet die Tore der neuen Zeit (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0012.html

[5] http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/49583/stromaufwärts-an-elbe-und-billeentwicklung-des-billebogens-durch-die-"billebogen-entwicklungsgesellschaft-mbh-co-kg".pdf

[6] a.a.O.

[7] https://www.hafencity.com/upload/files/files/Billebogen.pdf

[8] https://taz.de/!5565074/
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TREFF/314: Kassel - Museumsführung "Wie Kassel zur Industriestadt wurde" am 14.7.2019


Stadt Kassel

Führung im Stadtmuseum

Vom Messinghof zu Bombardier - wie Kassel zur Industriestadt
wurde



"Vom Messinghof zu Bombardier - wie Kassel zur Industriestadt wurde"
lautet der Titel einer Führung durch die Dauerausstellung im
Stadtmuseum mit dem Museumsführer Albert Walch am Sonntag, 14. Juli,
14 Uhr.

Der Großraum Kassel ist heute ein Zentrum des Maschinenbaus. VW in
Baunatal, das Achsenwerk von Mercedes, Bombardier und viele andere
Unternehmen gewähren vielen Tausenden Menschen Arbeit und Einkommen.
Doch warum ist das so? Warum hat sich ausgerechnet die Residenzstadt
Kassel zu einer Industriestadt entwickelt? Die Ursprünge lassen sich
auf Landgraf Karl und seine Wirtschaftspolitik zurückführen. Aus einer
landgräflichen Gießerei ist im neunzehnten Jahrhundert die Weltfirma
Henschel entstanden. Die Industrialisierung hat das Stadtbild Kassels
ebenso verändert wie die Lebensverhältnisse seiner Bewohner.

Museumsführer Albert Walch wird während der Führung "Vom Messinghof zu
Bombardier" die wirtschaftspolitischen, technologischen und sozialen
Bedingungen der Entwicklung Kassels zur Industriestadt anhand
ausgewählter Exponate aufzeigen.

Der Eintritt ins Museum sowie die Teilnahme an der Führung ist
kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt und eine verbindliche
Anmeldung erforderlich unter der Telefonnummer 05 61/7 87-44 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Juli 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Juli 2019 
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SEMINAR/334: Bielefeld - "Texte-TÜV" in der VHS am 20./21.7.2019


Stadt Bielefeld

Texte-TÜV in der VHS



Bielefeld (bi). Wer angefangen hat, eine Kurzgeschichte oder ein Buch
zu schreiben und sein Projekt unter professioneller Anleitung weiter
entwickeln möchte, hat dazu Gelegenheit in einem Wochenendseminar der
Volkshochschule am Samstag, 20., und Sonntag, 21. Juli. Egal, ob
Kinderbuch, Frauenroman oder Krimi - unter Anleitung des
Literaturwissenschaftlers und zertifizierten Literaturpädagogen Jörg
Wolfradt werden Figurenrepertoire, Handlungsführung und Dramaturgie
auf den Prüfstand gestellt. 

Anmeldungen zu der Veranstaltung in der
Ravensberger Spinnerei (Raum 259) sind unter www.vhs-bielefeld.de oder
Telefon 0521 / 51-2222 möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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AUSSICHTEN/8696: Und morgen, den 11. Juli 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 11.07.2019 bis zum 12.07.2019 +++
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Wolken sammeln

kurze Schauer,

Pilze gammeln,

Jean wird sauer.
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INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





VORSICHT/017: Trinkwasser - geraubt und verkauft ... (SB)




Trinkwasser ist unser kostbarstes Gut, denn ohne Wasser können wir
nicht und alle anderen Lebewesen auch nicht überleben. Obwohl die
Erde auch den Namen "Blauer Planet" trägt, weil sie zu rund 70% mit
Wasser bedeckt ist, bedeutet es nicht, dass wir über Trinkwasser in
Hülle und Fülle verfügen, denn bei diesem Wasser handelt es sich um
salziges Meerwasser und nur ungefähr 2,5 bis 3 % der vorhandenen
Wassermassen sind Süßwasser. Viel Wasser wird in der Landwirtschaft
zur Lebensmittelproduktion verbraucht, aber auch die Industrie
benötigt gewaltige Mengen Wasser für die unterschiedlichsten
Produktionen. Das wäre an sich noch nicht wirklich schlimm, denn das
Wasser findet seinen Weg über Abwasser und Sickerwasser oder durch
Verdunstung zurück in den Erdboden, wo es sich zu Grundwasser sammelt
und auf natürlichem Wege gereinigt wird. Das ist eigentlich ein
wunderbares Regelwerk, eine Art Wasserkreislaufsystem, in dem das
Wasser nicht verlorengeht. Dennoch entsteht heute eine weltweite
Wasserknappheit, die sich nicht in der Wassermenge niederschlägt,
sondern die durch starke Verunreinigungen hervorgerufen wird.
Pestizide und andere Chemikalien aus der Landwirtschaft, Giftstoffe
und radioaktive Substanzen aus der Industrie verschmutzen und
vergiften das Wasser in einer so erheblichen Weise, dass die
Reinigungskraft des natürlichen Wasserkreislaufsystems nicht mehr
ausreicht, um Trinkwasser von gesunder Qualität zu bilden.


Wasserverschmutzung in Deutschland

Erste starke Wasserverschmutzungen traten im 19. Jahrhundert und in
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts hauptsächlich in den großen
Städten Deutschlands auf. Die Abwasser wurden ungereinigt in Flüsse,
Seen oder das Meer geleitet. Infolge der Industrialisierung entstanden
viele neue Industrieunternehmen und damals sorgte man sich anscheinend
nicht um Wasserverschmutzung, denn die bei verschiedenen Produktionen
anfallenden, teils schwer abbaubaren Giftstoffe, wurden einfach in die
Gewässer gespült. Aus den Bergwerken, in denen verschiedene Erze,
Metalle und Kohle abgebaut wurden, gelangte ein hoher Anteil an
Eisen- und Schwermetallen in Flüsse, Seen oder ins Meer. In der Eisen- und
Stahlindustrie sowie in der neu entstehenden Chemischen Industrie
sammelten sich in deren Abwässern Cyanide, Schwermetalle, Salze,
Farbstoffe und giftige organische Substanzen an. Ein eindrückliches
Beispiel ist die Verschmutzung des Rheins.


Ein Rückblick auf die Rheinverschmutzung

Heute kann man es sich kaum vorstellen, aber im 18. Jahrhundert
schwammen im Rhein so viele Lachse, die besonders klares
sauerstoffreiches Wasser bevorzugen, dass sie wirklich oft auf den
Tellern der Anwohner landeten. Als dann aber Mitte des 19.
Jahrhunderts mehr und mehr Handels- und Transportschiffe den Rhein als
gut geeignete Wasserstraße nutzten, siedelten sich gleichsam auch mehr
Industrieunternehmen am Rhein oder in Rheinnähe an. Eisen- und
Stahlproduktion wie auch große Chemieunternehmen verursachten durch
das Einleiten ihrer Abwässer eine starke Verschmutzung des Flusses.
Lachse wurden nur noch selten gesehen und es heißt, dass der letzte
Stör 1931 gefangen wurde. Als dann 1948 auch noch Phospor und
Stickstoff aus der Waschmittelherstellung sowie der Produktion von
Kunstdüngern hinzukam, fand man im Unterlauf des Rheins fast keine
Fische mehr. Es gäbe noch eine ganze Reihe anderer Beispiele zu
nennen, doch soll dieses als Beispiel genügen.




[image: Wasser in giftig grün-blauer Farbe strömt einen Abhang hinunter - Foto: 1992, by Andrew Dunn als CC-BY-SA 2.0 Generic license, via Website: http://www.andrewdunnphoto.com]

Industrieabwasser

Foto: 1992, by Andrew Dunn unverändert als CC-BY-SA 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/de/)

via Website: http://www.andrewdunnphoto.com






Späte Wasserschutzmaßnahmen nicht nur hierzulande

Aber bis erste Maßnahmen zum Schutz der Gewässer durchgesetzt werden
konnten, dauerte es eine lange Zeit und brauchte wohl noch eine
überdeutliche Verschmutzung und deren erkennbare Folgen wie
beispielsweise das Fischsterben. Dem schließlich 1957 verabschiedeten
Wasserhaushaltsgesetz Deutschlands folgte erst 1976 eine
weitreichendere Neufassung, aus der das "Gewässerschutzgesetz"
hervorging. Für den Bau vieler wirksamer Kläranlagen sorgte die
Umweltbewegung, die Anfang der 1970er immer stärker wurde. In den USA
kam es bei einem schwer mit Öl und Chemikalien belastetem Fluss
häufiger zu Fluss-Bränden. Am 22. Juni 1969 brannte der Fluss
"Cuyahoga River" abermals, was der Anlass für 20 Millionen Menschen
war, am ersten "Earth Day" (22. April 1970) gegen die
Umweltverschmutzung zu demonstrieren. 1972 wurde unter diesem Druck
dann ein Gesetz zur Reinhaltung von Gewässern (Clean Water Act)
erlassen. Auch hier gab es zuvor viele Möglichkeiten die Gefahren der
Wasserverschmutzung zu erkennen, doch schien das Interesse daran lange
Zeit nicht vorhanden gewesen zu sein.




[image: Aus einem großen Rohr wird Abwasser in den Fluss gepumpt - Foto: 1973, by Frank J. (Frank John) Aleksandrowicz, National Archives at College Park [Public domain]]

Abwasserrohr in den Cuyahoga-River

Foto: 1973, by Frank J. (Frank John) Aleksandrowicz, National Archives at College Park [Public domain]






Dritte Welt- und Schwellenländer: Gewässer in großer Gefahr

In anderen Regionen dieser Erde sieht es allerdings weitaus schlimmer
aus. Die Verschmutzung geht nicht nur von der Industrie und
Landwirtschaft aus, sondern es mangelt vielerorts an Sanitäranlagen.
In vielen Ballungsgebieten und in den Slums der Großstädte fehlen
Toiletten und funktionierende Abwassersysteme. Die großen Städte
liegen oft an Flüssen oder Seen und die Stadtbevölkerung nimmt stetig
zu, damit wächst aber auch das Problem der Trinkwasserversorgung sowie
der Abwasserentsorgung. Oft sind diese Gewässer mit Fäkalien
durchtränkt, gemischt mit Haus- und Plastikmüll. Niemand kann daraus
trinken ohne zu erkranken. Zwar kochen die Menschen das schmutzige
Wasser ab, bevor sie es zu sich nehmen, doch oft reicht auch schon der
Kontakt mit dem Wasser über Hände oder Füße um sich anzustecken. Das
Wasser ist mit Keimen von Krankheiten wie Cholera, Typhus, Hepatitis
und verschiedenen Durchfallerkrankungen belastet.

Laut der Weltgesundheitsorganisation (WHO) sterben jährlich ca. 500.000
Menschen an Durchfallerkrankungen. Der Cholera Erreger (Vibrio
cholerae) ist der bekannteste, der in der Vergangenheit Millionen
Menschen das Leben kostete. Heute erkranken weltweit jedes Jahr
ungefähr 3 bis 5 Millionen Menschen an dieser Krankheit, 100.000 bis
120.000 von ihnen sterben. In Katastrophengebieten, in denen große
Fluten, Stürme, Erdbeben, Vulkanausbrüche oder Brände die
Trinkwasser- und Abwassersysteme zerstört haben, kommt es häufig zum Ausbruch
dieser Krankheit, aber eben auch in den Slums der Großstädte oder den
Dörfern und Städten, die an stark verschmutzen Flüssen oder Seen
angesiedelt sind. Mit dem Typhus Erreger werden jährlich ca. 22
Millionen Menschen infiziert, 200.000 sterben daran. Diese Beispiele
mögen genügen, um die tödliche Gefahr, die von verunreinigtem Wasser
ausgeht, zu veranschaulichen. Aber auch chemische Stoffe, die in das
Wasser gelangen, können schwere Erkrankungen hervorrufen. Oft dauert
es Jahre, in denen diese Substanzen vom Menschen aufgenommen werden,
die sich dann im Körper ansammeln und bei einer bestimmten Konzentration
eine Erkrankung auslösen. (Arsen,
Blei, Fluorid). Auch die Aufnahme von radioaktiv verseuchtem Wasser
kann letztendlich zu verschiedenartigen Krebserkrankungen führen.
Verschmutztes Trinkwasser dürfte es also gar nicht geben!

Betrachtet man nun die Situation in den Städten weltweit, wird
geschätzt, dass die Hälfte der Stadtbevölkerung über keine
Abwasserreinigung verfügt. Am stärksten betroffen von Wassermangel
aufgrund von Verunreinigungen sind Länder in Afrika, Asien und
Lateinamerika. Dort wachsen Bevölkerungen in den Städten immer
schneller an und es wird davon ausgegangen, dass bis 2050 der
Wasserbedarf der Menschen um 50 Prozent steigen könnte.
Das heißt, man bräuchte Trinkwasser, dass schon heute nicht mehr in
guter Qualität zur Verfügung steht.

Aber auch in China, einem sogenannten Schwellenland, in dem die
Industrie in rapider Geschwindigkeit anwächst, die Umweltverschmutzung
zunimmt und damit auch die Gewässerverunreinigung, gelten etwa ein
Drittel des Wassers in Flüssen und Seen als nicht mehr für Menschen
genießbar. Hinzu kommt noch, dass der Grundwasserspiegel im Umland der
Großstädte rasch absinkt und lange nicht wieder aufgefüllt werden
kann, denn ständig wird zu viel Wasser abgepumpt, um den Bedarf der
Industrie und der Landwirtschaft zu decken. Selbst in vielen
chinesischen Metropolen, die über ein intaktes Wasserleitungssystem
verfügen, ist das Trinkwasser, das aus dem Hahn fließt, stark
verunreinigt.

Angesichts der lebensnotwendigen Bedeutung, die das Trinkwasser für
alles Leben auf der Erde hat, ist es kaum zu begreifen wie unachtsam,
sorglos und verschwenderisch damit umgegangen wurde und leider immer
noch wird.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.fr.de/politik/china-versagt-wasserversorgung-11042763.html

https://www.oekosystem-erde.de/html/wasserverschmutzung.html
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LESUNG/1878: Braunschweig - Kinderbuchkino "Der Ritter, der nicht kämpfen wollte" am 16.7.19


Stadt Braunschweig

Kinderbuchkino im Heidberg "Der Ritter, der nicht kämpfen
wollte"



Braunschweig. Zu einem Kinderbuchkino am Dienstag, 16. Juli, um 16
Uhr, sind alle Kinder ab sechs Jahren und ihre Eltern in die
Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek, Weimarstraße 4, eingeladen.
Gezeigt wird die Geschichte "Der Ritter, der nicht kämpfen wollte" von
Helen und Thomas Docherty. Im Anschluss gibt es für die Kinder ein
Malangebot. Die Stadtbibliothek im Heidberg ist in den Sommerferien
jeweils dienstags von 10 bis 18 Uhr geöffnet. Das nächste
Bilderbuchkino findet im Heidberg am Dienstag, 13. August, statt. Der
Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 26309473.

In der Geschichte geht es um den kleinen Ritter Leo, der nichts vom
Kämpfen hält. Viel lieber liest er ein gutes Buch. Trotzdem schicken
ihn seine Eltern aus, um einen Drachen zu zähmen. Prompt begegnen ihm
jede Menge Gefahren. Er kann sie mit Hilfe seiner mitgeschleppten
Bücher lösen und zwar ohne einen einzigen Schwerthieb. Sogar der
gefährliche Drache lässt sich mit einer guten Geschichte zähmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Juli 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSTELLUNG/9720: Goslar - Nevin Aladag, Mönchehaus Museum Goslar bis 01.09.2019


Pressemitteilung von: Mönchehaus Museum

Nevin Aladag

Mönchehaus Museum Goslar

07.07.-01.09.2019



Nevin Aladag, 1972 in der Türkei geboren, ist in Deutschland
(Stuttgart) aufgewachsen.

Sie hat bei Olaf Metzel in München an der Akademie der Bildenden
Künste studiert. Heute lebt sie in Berlin.

2017 nahm Nevin Aladag an der documenta und der Biennale in Venedig
teil. Ihr "Musikzimmer" aus zu Instrumenten umgebauten Möbeln am
documenta-Standort Athen erhielt große mediale Aufmerksamkeit.

Schwerpunkte des multimedialen Werks sind neben skulpturalen Arbeiten
Installationen, Videos, Sound und Performances. Nevin Aladags
thematischer Fokus richtet sich dabei auf Interaktions- und
Transformationsprozesse unserer aktuellen, von Diversität geprägten
Gesellschaft. Obwohl ihr Werk wiederholt vor dem Hintergrund der
gesellschaftlichen Debatten um kulturelle Identität und Migration
interpretiert wurde, unterläuft sie diese Sichtweise mit
medienreflexiv und ästhetisch komplexen Arbeiten. Soziale und
kulturelle Identität zeigen sich in ihrem OEuvre als ein offener,
prinzipiell unabschließbarer Prozess mit zahlreichen hybriden sowie
heterogenen Erscheinungsformen.

Ausgangspunkt der künstlerischen Praxis von Nevin Aladag bilden
Gegenstände des täglichen Gebrauchs ebenso wie alltägliche Situationen
und Handlungen. Ihr Interesse gilt den kulturellen und politischen
Bedeutungen, die sich mit ihrer Herkunft und Geschichte verbinden.
Indem die Künstlerin Gegenstände aus ihrem ursprünglichen Zusammenhang
löst, umdeutet und dysfunktional macht, ändert sie ihre Lesart und
verweist auf die vielfältigen Aspekte ihrer Funktion und Nutzung. Über
ihre Ästhetik hinaus werden so ideologische, politische und kulturelle
Konnotationen sichtbar.

Musik, Tanz und Spiel als kulturelle Artikulationen sind ein weiteres
zentrales Thema von Nevin Aladag. In ihren Videos und Performances
nutzt sie u.a. den öffentlichen Raum als Handlungsort, in dem sich das
Private mit dem Sozialen und Politischen überschneidet.

Die Ausstellung im Mönchehaus Museum gibt mit 20 Arbeiten aus
Werkserien der letzten Jahre ("Stiletto", "Makramé", "Social Fabric",
"Jali", 2017-2019) und dem Video "Traces" (2015) einen Überblick über
das Gesamtwerk. Speziell für die Ausstellung entstand ein neues
Musikzimmer mit Zymbals und Perkussionsinstrumenten sowie neue Werke
der Serie "Jali".

Mönchehaus Museum Goslar

Verein zur Förderung Moderner Kunst e.V.

Mönchestraße 1

38640 Goslar

fon: +49 5321 29570

Fax: +49 5321 42199

info@moenchehaus.de

www.moenchehaus.de

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln
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E-Mail: info@bpar.de
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AUSSTELLUNG/9719: Rostock - Fotografien von Studenten der Designakademie, 10.07.-11.08.2019


Pressemitteilung von: Kunsthalle Rostock

Blickpunkt Kunsthalle

Fotografien von Studenten der Designakademie Rostock

Ausstellung im Schaudepot der Kunsthalle Rostock

10. Juli bis 11. August 2019



Das 50-jährige Jubiläum der Kunsthalle war Anlass und Ausgangspunkt
für ein Fotoprojekt von Studenten der Designakademie Rostock. Über den
Zeitraum eines Semesters erkundeten die angehenden Mediengestalter und
Illustratoren mit der Kamera das Museumsgebäude. Dabei wurden sie
ausdrücklich ermuntert, freie und unkonventionelle Sichtweisen abseits
des Dokumentarischen zu finden.

Die Ausstellung präsentiert in über 50 Einzelbildern und Serien
fotografische Interpretationen von Gebäude und
Ausstellungssituationen. Die Studenten zeigen in ihren Bildern Blicke
ins Depot, Szenen beim Ausstellungsaufbau und Dialoge zwischen
Kunstwerken und Architektur. Auch langjährige Besucher der Kunsthalle
werden hier Details und Blickwinkel entdecken, die ihnen neue Sichten
auf Altvertrautes eröffnen.

Studenten: Andrea Ciba, Julia Francke, Vivien Frenz, Frederik Gantert,
Lou Gürtler, Paula Hartmann, Peter Koch, Hannah Mertens, Marie-Luise
Möller, Ximena Pachón, Sara Pretzel, Karina Prieb, Josephine Reising,
Kevin Rütz, Antonia Sander, Antonia Struck

Das Ausstellungsprojekt in Kooperation mit der Kunsthalle Rostock
wurde begleitet von den Dozenten Thomas Häntzschel und Erik Groß,
sowie von Dr. Ulrich Ptak.

Die Designakademie Rostock bildet Studenten in den Fachbereichen
Bühnen- und Kostümbild, Mediengestaltung/Kommunikationsdesign,
Illustration und Visual Game Design aus. Das Studium erfolgt mit
starkem Fokus auf die Kreativwirtschaft, um den Absolventen einen
guten Start in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen.

Designakademie Rostock

Strandstr. 26

18055 Rostock

0381 2522999

info@designakademie-rostock.de

Kunsthalle Rostock

Hamburger Str. 40

18069 Rostock

Tel: 0381 381 7012

Fax: 0381 381 7010

www.kunsthallerostock.de

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 4 678 300 - 2, Fax: 0221 / 4 678 300 - 9

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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DAS BLÄTTCHEN/1910: Neuer Name für ein altes Gesetz?


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 13 | 24. Juni 2019

Neuer Name für ein altes Gesetz?

von Dieter B. Herrmann



Manche halten es mit Goethes Faust und für sie sind Namen nur Schall und
Rauch, flüchtig und vergänglich wie diese. Das gilt auch für Straßennamen,
die - besonders nach politischen Umbrüchen - oft und gern ausgetauscht
werden, meist begleitet von leidenschaftlich geführten Debatten der
Befürworter und Gegner solcher Aktionen. Ob die Namen der Ausgetauschten
dann wirklich für immer als Rauch verschwunden sind, sei dahingestellt.
Zumindest für Wissenschaftler hingegen ist ein ganz anderes geflügeltes
Wort von hohem Reiz: "nomen est omen". Denn welcher Forscher fände es nicht
erstrebenswert, den eigenen Namen mit einem Phänomen, einem Gesetz oder
einem Instrument verbunden zu sehen, das er entdeckt beziehungsweise
erfunden oder gebaut hat. So bleiben die Namen von Erfindern und Entdeckern
weit über ihre eigene Lebenszeit im Gedächtnis. Vom "Avogadro-Gesetz" über
"Gaußsche Osterformel" bis zum "Zöllner-Fotometer", ließen sich beliebig
viele Beispiele aufzählen, die den Namen eines Wissenschaftlers für die
Annalen auf immer mit seiner Leistung verknüpfen. Selbst, wer sich aus
seiner Schulzeit nicht mehr exakt daran erinnert, dass alle Gase bei
gleichem Druck und Temperatur in gleichen Rauminhalten die gleiche Anzahl
von Teilchen enthalten, weiß doch sofort: Diese Erkenntnis ist dereinst von
Avogadro gefunden wurden.

Auch in der Astronomie gibt es viele Entdeckungen, die mit dem Namen ihres
Entdeckers verbunden wurden. Eines von ihnen ist das "Hubble-Gesetz". Es
besagt, dass sich alle Galaxien voneinander entfernen und zwar mit umso
größerer Geschwindigkeit, je weiter sie voneinander entfernt sind. Das
Universum befindet sich also in ständiger Expansion, - es wird immer
größer. Diese Aussage stellt allerdings bereits eine Interpretation dessen
dar, was Edwin Hubble (1889-1953) tatsächlich 1929 entdeckt hatte. Seine
Feststellung bezog sich nämlich auf die Rotverschiebungen der
Spektrallinien in den Spektren extragalaktischer Objekte, die umso größer
ausfielen, je weiter die Objekte entfernt sind. Nur wenn man diese
Verschiebung zum roten Ende des Spektrums - wie inzwischen allgemein
akzeptiert - als sogenannten "Doppler-Effekt" deutet, ergibt sich daraus
die Expansion des Universums. Der seitdem als Hubble-Gesetz bezeichnete
Zusammenhang besagt also, dass die kosmologische Rotverschiebung eines
extragalaktischen Objekts linear mit seiner Entfernung zunimmt.

Schaut man sich die Geschichte dieser Entdeckung von Hubble etwas genauer
an, so kommen allerdings noch weitere Namen ins Spiel, denn die meisten
Entdeckungen haben eine Vorgeschichte. So auch diese. Einen großen Anteil
an Hubbles Entdeckung ist zunächst Milton Humason (1891-1972)
zuzuschreiben, der als ehemaliger Maultiertreiber und späterer Assistent
Hubbles einen großen Teil der fotografischen Aufnahmen mit extrem langen
Belichtungszeiten durchführte, die für diese Entdeckung notwendig waren.
Aber auch schon vor Hubble hatten bereits andere die merkwürdigen
Linienverschiebungen in den Spektren von Galaxien als Funktion ihrer
Entfernungen bemerkt. Einer von ihnen war der der US-Amerikaner Vesto
Slipher (1875-1969), der schon 1912-1915 die Rotverschiebung von
sogenannten Spiralnebeln nachwies, ohne allerdings deren Entfernungen und
eigentliche Natur als Sternsysteme zu kennen.

Hingegen fand der deutsche Astronom Carl Wirtz (1876-1939) in den Jahren
1922-1924 in Kiel zwei wichtige Beziehungen: die eine zwischen den
Helligkeiten und den Linienverschiebungen und die andere zwischen diesen
und den Winkeldurchmessern von damals sogenannten "Nebeln". Beide Größen
sind Entfernungsindikatoren. Nimmt man grob an, dass alle Sternsysteme etwa
gleich groß und gleich hell sind, dann bedeuten geringere Winkeldurchmesser
ebenso wie geringere Helligkeiten auch größere Distanzen. Somit hatte also
Wirtz als Erster - allerdings nur qualitativ - die Expansion des Universums
aufgespürt.

Auch Theoretiker hatten nach dem Erscheinen von Einsteins Allgemeiner
Relativitätstheorie (1915) Weltmodelle daraus abgeleitet, wie zum Beispiel
Einstein selbst. Doch während Einstein 1917 ein statisches Universum
vorschlug, widersprachen ihm zwei andere: Alexander Friedmann (1888-1925)
in der Sowjetunion und Georges Lemaître (1894-1966) in Belgien. Friedmann
zeigte 1922, dass die Gleichungen Einsteins im Allgemeinen einen
expandierenden oder kontrahierenden, aber keinen statischen Kosmos
verlangten. Lemaître veröffentlichte einige Jahre später (1927) eine erste
Arbeit, in der die Expansion des Universums bereits ausführlich beschrieben
wurde und ließ dieser Arbeit 1931 - nach Hubbles Entdeckung - eine weitere
folgen, die praktisch das expandierende Universum aus einem "Urknall", das
er "Uratom" oder "Kosmisches Ei" nannte, theoretisch aufzeigte. Nachdem nun
Hubble die Expansion entdeckt hatte, wurden nach und nach auch die
unbeachtet gebliebenen Arbeiten von Friedmann und Lemaître bekannt und
Einstein selbst musste sich bekehren lassen, dass sein statisches Modell
nicht der Realität entsprach.

Es war also eine Menge geschehen zwischen 1912 und 1929. Doch der Ruhm
blieb allein an Hubble kleben.

Das rief nun jetzt die Internationale Astronomische Union auf den Plan, die
den Vorschlag unterbreitete, künftig nicht mehr vom "Hubble-Gesetz",
sondern nur noch vom "Hubble-Lemaître-Gesetz" zu sprechen, um die Leistung
des Belgiers ebenfalls zu würdigen. Bei ihrer Tagung zum 100. Jahr ihres
Bestehens in Wien (2018) fand dieser Vorschlag auch sogleich eine Mehrheit
der anwesenden Mitglieder. Doch damit nicht genug: Man wollte in
demokratischer Manier eine Befragung aller Mitglieder und führte
anschließend ein elektronisches Voting durch. Wie bei allen Abstimmungen
ist jede Stimme von gleichem Gewicht, unabhängig davon, mit welchem
Wissenshintergrund der Einzelne seine Entscheidung trifft. Möglicherweise
geht nicht nur das Wissen des "Wählers" in ein solches Votum mit ein,
sondern auch seine politischen oder religiösen Anschauungen. Das könnte bei
der nunmehr erfolgten elektronischen Abstimmung der Internationalen
Astronomischen Union durchaus der Fall gewesen sein. Friedmann war ein
Sowjetbürger, als er seine wichtigen Lösungen der Einstein-Gleichungen
fand. Lemaître ein überzeugter Katholik und ab 1960 Präsident der
Päpstlichen Akademie der Wissenschaften. Papst Pius XII. hat seine
Hypothese über das "Uratom" als Ursprung des Universums im Jahre 1951 sogar
als den Beweis für den göttlichen Schöpfungsakt bezeichnet, auch wenn
Lemaître dem nicht zustimmte und mit dem Papst darüber in einen Clinch
geriet.

Das Voting ist übrigens zugunsten des Vorschlages der IAU ausgegangen: 78
Prozent der abgegebenen Stimmen sprachen sich für den neuen Namen aus. Die
meisten Mitglieder der IAU scheint das Ganze aber kaum interessiert zu
haben, denn die Wahlbeteiligung lag nur bei mageren 37 Prozent. Über die
Rechtsverbindlichkeit einer auf diese Weise zustande gekommenen
Namensänderung hat vermutlich ohnehin noch niemand nachgedacht.

Ein verspäteter Doppel-Name für ein Gesetz ist in der Astronomie nichts
ganz Einmaliges. Immerhin gibt es ein berühmtes Diagramm, das zunächst als
Russell-Diagramm durch die Literatur geisterte, benannt nach dem 
US-astronomischen Forscher Henry Norris Russell, der es 1913 publiziert hatte.
Inzwischen aber heißt es in Mit-Würdigung des dänischen Erstentdeckers
(1905/1907) seit vielen Jahrzehnten "Hertzsprung-Russell-Diagramm" (HRD).
Den neuen Namen hatte allerdings damals niemand beschlossen oder per Voting
herbeigeführt. Da hat sich die historische Gerechtigkeit einfach von selbst
Bahn gebrochen.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 13/2019 vom 24. Juni 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6903: Iran überschreitet Obergrenze für Urananreicherung - USA verschärfen Drohungen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Iran überschreitet Obergrenze für Urananreicherung - USA verschärfen
Drohungen

Von Bill Van Auken

10. Juli 2019



Am Montag bestätigte die Internationale Atomenergiebehörde (IAEA), dass der
Iran die Obergrenze für die Urananreicherung überschritten hat, die in dem
Atomabkommen von 2015 festgelegt ist.

Der Iran hatte die Überschreitung der Obergrenze am Sonntag angekündigt.
Dabei handelt es sich um einen bewussten Schritt mit dem Ziel, die noch
verbliebenen Unterzeichner des Atomabkommens - vor allem Deutschland,
Frankreich und Großbritannien - unter Druck zu setzen. Sie sollen dazu
bewegt werden, Maßnahmen zur Umgehung der verheerenden 
US-Wirtschaftssanktionen einzuleiten, die einem Kriegszustand zwischen den USA
und Iran gleichkommen.

Washington hat durch eine Reihe von Schritten eine Situation geschaffen, in
der eine Kleinigkeit eine katastrophalen militärische Konfrontation am
Persischen Golf auslösen könnte - einer Region, in der sich ein Drittel der
weltweiten Erdgasvorkommen und ein Fünftel der weltweiten Ölvorkommen
befinden.

Im Mai 2018 hatte die Trump-Regierung den Gemeinsamen Umfassenden
Aktionsplan (Joint Comprehensive Plan of Action, JCPoA) zwischen Teheran
und den sechs Weltmächten USA, China, Russland, Großbritannien, Frankreich
und Deutschland einseitig aufgekündigt. Daraufhin setzte die US-Regierung
nicht nur die Sanktionen wieder in Kraft, die durch das Abkommen ausgesetzt
worden waren, sondern führte auch noch eine ganze Reihe von weitaus
verheerenderen Maßnahmen ein.

Gemäß Abkommen durfte der Iran Uran nur bis zu 3,67 Prozent anreichern.
Laut iranischen Behörden wurde die Anreicherung jedoch auf 4,5 Prozent
angehoben. Zuvor hatte der Iran im vergangenen Monat angekündigt, man werde
vorsätzlich die im JCPoA festgelegte Obergrenze von 300 Kilogramm
angereichertem Uran überschreiten. Das Land soll zwar laut Abkommen
überschüssige Uranmengen exportieren, doch selbst diese Möglichkeit wird
durch das Sanktionsregime beeinträchtigt, mit dem die USA "maximalen Druck"
ausüben wollen.

Teheran nannte weiterhin eine 60-tägige Frist für die europäischen Mächte,
in der diese durch konkrete Schritte sicherstellen sollen, dass die
Sanktionen gegen den Iran gelockert werden - so, wie es dem Land als
Gegenleistung für die drastischen Einschränkungen im Atomprogramm
versprochen wurde.

Der Sprecher der Iranischen Atomenergieorganisation (AEOI) Behrouz
Kamalvandi sagte am Montag gegenüber der offiziellen staatlichen
Nachrichtenagentur ISNA, wenn diese Lockerung der Sanktionen ausbleibe,
werde der Iran im dritten Schritt weitere Zentrifugen installieren und Uran
auf 20 Prozent anreichern.

Während die Erhöhung von 3,67 auf 4,5 Prozent größtenteils symbolisch ist,
würde eine Erhöhung auf 20 Prozent das iranische Atomprogramm in die Lage
versetzen, wesentlich schneller den Anreicherungsgrad von 90 Prozent zu
erreichen, der für die Produktion von atomwaffenfähigem Uran benötigt wird.

Teheran hat vor und nach dem Abschluss des Abkommens von 2015 immer wieder
nachdrücklich dementiert, dass der Iran jemals Atomwaffen entwickeln oder
das Atomprogramm für etwas anderes als friedliche Zwecke benutzen wolle.

Führende Vertreter der USA reagierten auf die jüngsten Entscheidungen des
Iran mit zahlreichen neuen Drohungen. Präsident Donald Trump erklärte am
Montag vor dem Weißen Haus: "Der Iran sollte sich vorsehen." Er deutete an,
die minimale Erhöhung der Urananreicherung diene der Herstellung von
Kernwaffen.

US-Außenminister Mike Pompeo äußerte sich ähnlich. Er schrieb auf Twitter:
"Die jüngste Ausweitung seines Atomprogramm wird dem Iran weitere Isolation
und Sanktionen einbringen."

Vizepräsident Mike Pence erklärte am Montag in Washington vor einem
gleichgesinnten Publikum von Besuchern der rechten evangelikalen Konferenz
Christians United for Israel: "Der Iran sollte Amerikas Zurückhaltung nicht
mit fehlender Entschlossenheit verwechseln ... Die Vereinigten Staaten von
Amerika und unser Militär sind bereit, unsere Interessen, unser Personal
und unsere Bürger in der Region zu schützen."

Die US-Regierung veröffentlichte vor Pences Rede einen vorbereiteten Text,
in dem sie ihre "Bereitschaft" zu Gesprächen mit Teheran erklärte, doch
Pence äußerte sich hierzu nicht.

Letzten Monat hatte Trump Luft- und Raketenangriffe auf den Iran, die
leicht hätten außer Kontrolle geraten und zum Krieg eskalieren können, nur
zehn Minuten vor ihrem geplanten Beginn abgesagt. Die Angriffe waren als
Reaktion auf den Abschuss einer 200 Millionen Dollar teuren
Überwachungsdrohne vom Typ Golden Hawk angeordnet worden. Teheran
behauptete, die Drohne sei in den iranischen Luftraum eingedrungen.

Die Gefahr eines militärischen Flächenbrands ist weiterhin hoch. Der Iran
ist von US-Truppenstandorten mit starker Präsenz umzingelt, in denen sich
Zehntausende von US-Soldaten befinden. Dazu kommen eine Armada von
Kriegsschiffen, zu der eine amphibische Kampfgruppe und eine
Expeditionseinheit der US-Marines gehören sowie eine Einheit von
atomwaffenfähigen B-52-Bombern.

Die europäischen Mächte reagierten auf die jüngste Entscheidung des Irans
mit der Aufforderung, den Verstoß gegen das Abkommen von 2015 rückgängig zu
machen. Gleichzeitig widersetzten sie sich den Forderungen aus Washington,
mit einer sofortigen Wiedereinführung der Sanktionen zu reagieren.

Der französische Präsident Emmanuel Macron schickt seinen diplomatischen
Chefberater zurück nach Teheran, um über das Atomabkommen zu reden. Der
Elysée-Palast erklärte am Montag, Emmanuel Bonne werde am Dienstag zum
zweiten Mal in wenigen Wochen in den Iran fliegen.

Berlin gibt derweil Teheran die Schuld an der Krise wegen des
Atomabkommens. Ein Sprecher des Bundesaußenministeriums erklärte am Montag
auf einer Pressekonferenz: "Der Ball liegt klar im Feld des Irans. Wir
wollen das Abkommen erhalten. Dazu müssen sich die Parteien daran halten."

Tatsächlich kann sich Teheran zurecht fragen, warum sich der Iran "daran
halten" sollte. Das Sanktionsregime der USA hat dem Iran die Aussicht auf
eine wirtschaftliche Normalisierung genommen, die ihm als Gegenleistung für
die umfassenden Zugeständnisse beim Atomprogramm versprochen wurde.

Die europäischen Mächte kündigten letzten Monat die Aktivierung des
Handelswerkzeugs Instex an, das die US-Sanktionen und das auf dem US-Dollar
basierte Finanzsystem umgehen soll. Allerdings deutet nichts darauf hin,
dass diese Maßnahme zu einer nennenswerten Erhöhung der Ölexporte führen
wird, die aufgrund der US-Sanktionen von 2,5 Millionen Barrel pro Tag im
April auf 300.000 Barrel pro Tag gesunken sind.

Großbritannien befindet sich weiterhin in einem erbitterten Konflikt mit
Teheran wegen der Beschlagnahme eines iranischen Supertankers am 4. Juli,
der voll beladen mit Erdöl war. Der Iran behauptet, dieser Akt staatlicher
Piraterie und militärischer Aggression habe sich in internationalen
Hoheitsgewässern vor der Straße von Gibraltar ereignet. London hingegen
behauptet groteskerweise, man habe auf Geheiß der Polizei von Gibraltar
gehandelt, um die Wirtschaftssanktionen der Europäischen Union gegen Syrien
durchzusetzen und in diesem Zusammenhang Öllieferungen zu unterbinden.

Allerdings wurde diese Aktion offensichtlich von Washington angeordnet, um
die militärische Konfrontation mit dem Iran weiter zu verschärfen.

Iranische Regierungsvertreter erklärten, der Tanker habe nicht das Ziel
Syrien angesteuert, da es dort keine ausreichend großen Terminals für ein
Schiff dieser Größe gibt. Sie behaupten außerdem, weder Großbritannien noch
irgendein anderes europäisches Land hätten das Recht, EU-Sanktionen gegen
Nichtmitglieder der EU durchzusetzen.

Der Chef der iranischen Justiz Hodschatoleslam Seyyed Ebrahim Raisi
forderte Großbritannien auf, "den Öltanker sofort freizugeben, andernfalls
wird man die Konsequenzen tragen müssen".

Die Drohung, der Iran könnte als Vergeltung ein Schiff unter britischer
Flagge beschlagnahmen, soll laut Berichten den britischen Energiekonzern BP
dazu gebracht haben, am Montag die Durchfahrt eines Öltankers unter
britischer Flagge durch den Persischen Golf abzubrechen. Laut Bloomberg
News war der Tanker mit dem Namen British Heritage auf dem Weg zum
Ölterminal im irakischen Basra, drehte aber am Samstag ab und stoppte vor
der Küste von Saudi-Arabien.

Peking und Moskau reagierten auf die jüngsten Verstöße gegen die
Bedingungen des JCPoA, indem sie Washington für die einseitige Aufkündigung
des Vertrags kritisierten.

Der chinesische Außenminister Geng Shuang erklärte bei einer
Pressekonferenz in Peking: "Die Ursache für die iranische Atomkrise ist der
maximale Druck, den die USA auf den Iran ausüben." Er fügte hinzu: "Es hat
sich erwiesen, dass die einseitige Einschüchterung zu einem immer
schlimmeren 'Tumor' geworden ist und im globalen Maßstab immer mehr
Probleme und größere Krisen schafft."

China widersetzt sich dem Sanktionsregime der USA und importiert mutmaßlich
200.000 Barrel Öl pro Tag aus dem Iran.

Auch Kreml-Sprecher Dmitri Peskow erklärte, Russland unterstütze weiterhin
den JCPoA. Die Entscheidung des Iran zur Anreicherung von Uran bezeichnete
er als eine der "Folgen" von Trumps Rücktritt von dem Abkommen.

Das russische Außenministerium bezeichnete Washingtons Forderung nach einem
außerplanmäßigen Treffen des IAEA-Vorstands am 10. Juli, um über den
Verstoß des Irans gegen ein Abkommen zu diskutieren, das die USA selbst
vollständig aufgekündigt haben, als "Witz". Moskau weist darauf hin, dass
Teherans Zugeständnisse entsprechend dem JCPoA nichts mit der weiteren
Einhaltung der Abkommen über die Nichtverbreitung von Atomwaffen und
anderen Protokollen der IAEA zu tun hat, der Iran ebenfalls unterzeichnet
hat.

Am Samstag wurden Mitglieder der iranischen Männer-Volleyballmannschaft
nach der Ankunft am Chicagoer Internationalen Flughafen O'Hare festgehalten
und vier Stunden lang verhört, während andere Nationalmannschaften einfach
durchgewunken wurden. Dieser Vorfall war ein weiteres Anzeichen für die
Spannungen, die Washington mit der Kampagne gegen den Iran provoziert.
Teheran legte am Montag bei der Schweizer Botschaft im Iran, die auch die
Interessen der USA im Land repräsentiert, formell Beschwerde ein. Das
iranische Außenministerium erklärte, die USA sollten keine weiteren
internationalen Sportveranstaltungen mehr austragen, wenn sie die
Mannschaften nicht fair behandeln können.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2019 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 10.07.2019

Iran überschreitet Obergrenze für Urananreicherung - USA verschärfen Drohungen

https://www.wsws.org/de/articles/2019/07/10/iran-j10.html

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin

Telefon: (030) 30 87 27 86, Telefax: (032) 121 31 85 83

E-Mail: sgp[at]gleichheit.de

Internet: www.wsws.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GRASWURZELREVOLUTION/1889: Stichworte zum Postanarchismus - Zeichen


graswurzelrevolution Nr. 440, Sommer 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Stichworte zum Postanarchismus 14

Zeichen. Schwarze Fahne und Semiotik.

von Oskar Lubin



Die schwarze Fahne wird geschwenkt, stundenlang. Enthusiasmus und
Erschöpfung, Leidenschaft und Lustlosigkeit wechseln sich ab. Aber es
ist keine anarchistische Demonstration, um die es hier geht. Es ist
nur Kunst.


Für die Wiener Festwochen 2019 lässt die Performance-Künstlerin
Ula Sickle über mehrere Stunden die Besucher*innen eine große schwarze
Fahne hin und her bewegen. Im Begleittext zu der Performance,
abgedruckt im Programmheft der Festwochen und auf der Homepage der
kanadisch-polnischen Künstlerin wird die Fahne in Zusammenhang mit dem
"Schwarzen Protest" für Frauenrechte in Polen gebracht, bei dem 2016
auch schwarze Fahnen gehisst und geschwenkt wurden.(1)

Weiter heißt es in dem Text: "Die schwarze Fahne jedoch lässt sich
nicht mit einem bestimmten Kampf in Verbindung bringen und widersetzt
sich einer einfachen Interpretation."(2)

Mit dem einen bestimmten Kampf hat die Autorin (Andrea Heinz) wohl
recht, darauf lässt sich die schwarze Fahne nicht festlegen. Aber eine
Bewegung ist doch ziemlich sicher mit diesem Zeichen zu assoziieren,
nämlich der Anarchismus.

Schon während der Pariser Kommune 1871 soll sie gehisst worden sein,
die schwarze Fahne, die Truppen Nestor Machnovs galoppierten mit ihr
durch die Ukraine und sie gehört zu den Revolten von 1968 wie die
Mao-Bibel und die Che-Poster.

Eine Einführung in Geschichte und Theorie des Anarchismus, die lange
Zeit populär war und heute nur noch antiquarisch erhältlich ist, trug
deshalb den Titel "Unter der schwarzen Fahne" (geschrieben von Justus
F. Wittkopp). Von all dem wissen die Künstlerin und die Autorin des
Begleittextes offenbar nichts. Das ist erstaunlich, weil doch die
Kunst derjenige gesellschaftliche Bereich ist, in dem es professionell
neben der Form auch um die Bedeutung von Zeichen geht. Und es ist
vielsagend, weil offenbar selbst da die Geschichte des Anarchismus
heute nicht mehr präsent ist. Ein Kampf um die Zeichen scheint
verloren.

Was Dinge und Ereignisse bedeuten, ist nicht ein für alle Mal
festgelegt. Wir müssen aber nicht Semiotiker*innen sein, die sich
hauptamtlich mit Zeichen befassen, um zu verstehen, dass es von
(politischer) Bedeutung ist, welche (kulturelle) Bedeutung die Zeichen
haben.

Dass im Kunstfeld die schwarze Fahne nicht dem Anarchismus zugerechnet
wird, kann als skurrile Geschichtsvergessenheit einzelner oder eines
ganzen Milieus abgetan werden. Es deutet aber auch darauf hin, dass
die Bedeutung des Zeichens "schwarze Fahne" im kollektiven Gedächtnis
nicht mehr sehr verankert ist. Und das sollte uns interessieren, weil
wir zwar nicht Semiotik-Freaks sind, aber doch Leute, die ein
Interesse am kollektiven Gedächtnis haben.

Wenn eine schwarz beflaggte Demo nur noch für einen Trauermarsch und
nicht mehr für ein Statement für eine freie und gerechte Gesellschaft
gehalten wird, haben wir ein politisches Kommunikationsproblem.

Denn was könnte und was sollte die schwarze Fahne bedeuten, was hat
sie bedeutet? Sie ist die Verneinung aller Nationalfarben und damit
aller Nationalfahnen. Im Gegensatz zur weißen Fahne steht sie statt
für Kapitulation für den Kampf. Es gibt die schwarze Fahne bekanntlich
auch sowohl geteilt - im Schwarz-Rot des Anarchosyndikalismus - als
auch gepaart, nämlich mit anderen Fahnen der Befreiung, wie der
Historiker Benedict Anderson es in Bezug auf antikoloniale Kämpfe
beschrieben hat ("Under Three Flags. Anarchism and the anti-colonial
Imagination", London/ New York: Verso 2005). Ihre Bedeutung lässt sich
also nur aus der Beziehung erkennen, die ihr in Abgrenzung zu und im
Verbund mit anderen Fahnen zukommt.(3)

Die Bedeutung steckt nicht wesenhaft in der Fahne selbst. Sie ergibt
sich erst in der Beziehung der Zeichen - Fahne, Farbe - zu anderen
Zeichen. Aus der Relation. Die Relationalität der Bedeutungen
hervorzuheben ist einer der Einsätze poststrukturalistischer Theorie
in den politischen Diskurs. Das ist nicht nur eine akademische
Intervention, sondern, wie gesagt, auch politisch relevant. So hat
etwa der Philosoph Andrew M. Koch die Nützlichkeit
poststrukturalistischer Theorie für den Anarchismus betont. Er
schreibt: "Der Kampf um Befreiung besteht aus politischem Widerstand
gegenüber einem Prozess des semantischen und metaphorischen
Reduktionismus, der den Interessen nach Kontrolle und Macht dient".(4)

Was semantisch und metaphorisch gültig ist und vermittelt wird, ist
politisch nicht nebensächlich. Darauf hinzuweisen ist ein Verdienst
poststrukturalistischer Theorie.

Sie zeigt auf, wie Wissensproduktion und kulturelle Repräsentation in
Macht- und Herrschaftsverhältnisse involviert sind. Dass die Bedeutung
von Zeichen relevant und zugleich veränderbar ist, dass sie ein
Instrument von Herrschaft ist und eines von Befreiung sein kann, das
ist eine grundlegende Einsicht des Postanarchismus.

Eine Konsequenz daraus kann der Versuch sein, sich der ganzen
Zuordnung und Bedeutungsgebung ganz zu entziehen. Saul Newman etwa
nennt genau das postanarchistisch: die anarchistische Kritik an der
Repräsentation - das eine steht für das andere, die einen vertreten
die anderen - soweit treiben, dass sie auf "eine Ablehnung, sichtbar
und damit für eine bestimmte Identität repräsentierbar zu sein"(5)
hinausläuft.

Eine andere Konsequenz wäre - und die würde ich als nicht weniger
postanarchistisch beschreiben -, sich in das Kampfgetümmel um die
Zeichen zu stürzen und um die Verankerung jedes sichtbaren Hinweises
auf anarchistische Geschichte und Politik zu bemühen.

Die schwarze Fahne ist selbstverständlich nur ein Beispiel. Es gibt
viele andere. Wenn unter "alternative Medien" heute nurmehr die Organe
des ultrarechten Ressentiments subsumiert werden und nicht mehr die
Geschichte feministischer, sozialistischer und libertärer Aufbrüche
nach 1968 aufscheint oder wenn der 1. Mai nur noch als ordinärer
Feiertag und nicht mehr als anarchistisch inspirierter Tag des Kampfes
für die Entrechteten und Marginalisierten gelesen wird, steht
Ähnliches auf dem Spiel: Der Kampf um die Bedeutung der Zeichen ist
auch ein Kampf um die Zukunft emanzipatorischer, gesellschaftlicher
Veränderungen! Denn die Interpretation von Zeichen motiviert auch das
Handeln der Menschen.


Anmerkungen:

(1) Vgl. www.ulasickle.com/performances/relay/41/

(2) Vgl. Ula Sickle, Relay,

https://www.festwochen.at/programm/produktionen/detail/relay/

(3) Jason Wehling hat die Geschichte der schwarzen Fahne im
Anarchismus nachgezeichnet, vgl. Jason Wehling: "Anarchism and the
History of the Black Flag" (1995),

www.infoshop.org/anarchism-and-the-history-of-the-black-flag/

(4) Andrew M. Koch: "Post-Structuralism and the Epistemological Basis
of Anarchism". In: Duane Rousselle und Süreyyya Evren (Hg.):
Post-Anarchism. A Reader. London/ New York: Pluto Press/ Fernwood
2011, S. 23-40, hier S.39. [Übers. O.L.]

(5) Saul Newman: Postanarchism. Cambridge/ Malden, MA: Polity Press
2016, S. 33 [Übers. O.L.]
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Nr. 13 vom 29. Juni 2019

Gorleben-Treck: Spurensuche

von Wolfgang Ehmke



Die Nutzung der Atomkraft in Deutschland bleibt ein Auslaufmodell,
auch wenn es gegenwärtig zunehmend Stimmen gibt, die mit Blick auf die
Klimakrise Atomkraftwerke als angeblich CO2-freie Energieträger
preisen. Doch selbst die Betreiber der Atomkraftwerke - Eon, RWE und
EnBW - wollen das Fass nicht noch einmal aufmachen, sie haben sich
strategisch neu ausgerichtet und setzen auf die regenerativen
Energien. Das Standardwerk von Joachim Radkau ("Aufstieg und Krise der
deutschen Atomwirtschaft", Rowohlt, 1983) muss also nicht um ein we
iteres Kapitel fortgeschrieben werden.

Der Historiker beschrieb einst die Geschichte der deutschen
Atomwirtschaft unter wechselnden Aspekten. Radkau verwies auf die
politischen Ursprünge, die mit der nuklearen Teilhabe und einem
militärischen Nutzen eng verwoben waren (Stichwort: Atomminister Franz
Josef Strauß). Er setzte sich zudem mit den technologischen und
ökonomischen Fragen detailliert auseinander und konnte so untermauern,
dass die Stromwirtschaft nahezu gedrängt worden war, statt auf die
Kohleverstromung auf die Atomkraft zu setzen - flankiert und gelockt
von Fördermilliarden. Die Summe derartiger direkt berechenbarer
Begünstigungen für den Zeitraum 1956 bis 2006 betrug nach Angaben des
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) 45,2 Milliarden
Euro. Überschlägt man die Forschungsausgaben der Bundesländer und der
EU, so lagen die öffentlichen Ausgaben für die deutsche Atomenergie in
diesem Zeitraum bei etwa 50 Milliarden Euro.

Industriepolitisch ist dieses Kapitel der Energieversorgung mit seinen
zivil-militärischen Facetten recht gut erforscht, ein ärgerliches
Relikt ist die Urananreicherungsanlage in Gronau, die vom Atomausstieg
ausgeklammert wurde.

Weniger gut erforscht ist die Bewegungsgeschichte selbst. Radkaus
Blick auf die Bewegung war nicht von sonderlicher Sympathie geprägt.
Er schrieb in seinem Folgeband, den er gemeinsam mit Lothar Hahn
verfasste: "Anti-Atom-Pamphlete, die zur Selbstbestätigung der
Protestbewegung dienen, gibt es seit vierzig Jahren in Hülle und
Fülle. Aber eine nur moralisierende Sicht, die in der Atomkraft die
Macht des Bösen erblickt - ob des Großkapitals, des wissenschaftlichen
Größenwahns oder der mit der Bombe liebäugelnden Machtpolitik
- versperrt das Verständnis der bundesdeutschen
Kernenergie-Geschichte. Auf diese Weise lernt man nicht aus ihr."
("Aufstieg und Fall der deutschen Atomwirtschaft", oekom, 2013, S.
11/12)

Der Parforceritt durch Freiheitsbewegungen von Hellmut G. Haasis
hingegen ("Spuren der Besiegten. Freiheitsbewegungen vom
demokratischen Untergrund nach 1848 bis zu den Atomkraftgegnern",
Rowohlt, 1984) endet im dritten Band mit der Räumung der Freien
Republik Wendland 1981. Erfrischend, dass diese Geschichte von unten
viele Textdokumente einstreut und sie dadurch lebendig werden lässt.
Der Versuch, die Geschichte - nicht immer der Besiegten (!) - von
unten zu schreiben, gleicht einem Wirrwarr mit vielen Fäden, die
verknotet werden müssten, einem Puzzle mit vielen Unbekannten. Und so
ist es längst die "Bewegung" selbst, die sich selbst zum
Forschungsgegenstand erklärt - sekundiert von Forschungseinrichtungen.
Ein Beispiel von vielen ist der legendäre Gorleben-Treck nach
Hannover. Vor gut 40 Jahren - am 25. März 1979 - machte sich im
Wendland ein Konvoi von rund 350 Treckern unter dem Motto "Albrecht,
wir kommen!" auf den Weg in die niedersächsische Landeshauptstadt.

Der Gorleben-Treck gilt manchen als Initialzündung einer der
wichtigsten sozialen Bewegungen der deutschen Nachkriegsgeschichte.
Die Anti-Atom-Bewegung war zuvor lokal begrenzt: 1973 wurde Wyhl als
Standort flur ein Atomkraftwerk am Kaiserstuhl genannt. Nachdem ein
solches Projekt am Widerstand der "Bevölkerung" gescheitert war,
flammte der Konflikt in Norddeutschland mit dem Baubeginn des AKW
Brokdorf (1976) und dem Gorleben-Projekt (1977) auf.

Zwei Jahre zuvor hatte der damalige Ministerpräsident Ernst Albrecht
(CDU) das Elbdorf Gorleben zum Standort für ein Nukleares
Entsorgungszentrum (NEZ) erklärt. Das Herzstück neben einer
Brennelementefabrik, oberirdischen Pufferlagern für den Atommüll und
einer unterirdischen Endlagerung im Salzstock Gorleben-Rambow sollte
eine Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) sein, in der abgebrannte
Brennelemente recycelt würden. Im Klartext: Plutonium sollte
abgeschieden werden, und Plutonium - hier schimmert der Ursprung des
deutschen Atomprogramms hindurch - wäre militärisch für den Bombenbau
nutzbar oder würde, wie es teilweise auch geschah, bei der Fertigung
von Brennelementen beigemischt, um einen höheren Abbrand zu erreichen
und damit mehr Energie freizusetzen.

Das NEZ stieß auf unerwarteten Widerstand. Mobilisiert durch die
teilweise Kernschmelze im Atomkraftwerk Three Mile Island bei
Harrisburg (USA) am 28. März 1979 schlossen sich zahlreiche Menschen
dem Treck nach Hannover an. Als der Protestzug am 31. März in Hannover
ankam, war er auf über 500 Traktoren angewachsen und wurde von rund
100.000 Menschen empfangen - bis dahin die größte
Anti-Atom-Demonstration in Deutschland. Auf ihrer Kundgebung forderten
die Lüchow-Dannenberger Landwirte den Ministerpräsidenten auf, die
Pläne für das NEZ im Wendland aufzugeben. Der öffentliche Druck zeigte
Wirkung, eine Woche später erklärte Albrecht die WAA im Wendland für
"politisch nicht durchsetzbar". Im Bundestag schob er noch eine
Erklärung nach: Die Landesregierung sei nicht bereit, "auf
verängstigte Menschen zu schießen", damit die Anlage gebaut werden
könne, die zwar wünschenswert, aber im Augenblick nicht notwendig sei
(Elbe-Jeetzel-Zeitung 5.7.1979, zitiert nach Wolfgang Ehmke:
"Zwischenschritte", Kölner Volksblatt-Verlag 1987).

Den Treck haben aktuell zwei Ausstellungen zum Thema. Die Sonderschau
"Trecker in Hannover" über den Treck und die Bewegung zum Atomausstieg
ist noch bis zum 28. Juli im Historischen Museum Hannover zu sehen. Im
Kreishaus Lüchow wird bis 30. Juni die Ausstellung "Der Gorleben-Treck
- 40 Jahre danach" gezeigt, im Anschluss soll die Ausstellung auf
Wanderschaft gehen. Das Projekt entstand in Kooperation mit dem
Institut für Didaktik der Demokratie an der Leibniz Universität
Hannover und dem Historischen Museum Hannover. Mit Dokumenten,
Erinnerungsstücken und illustrativen Inszenierungen wird die
politische Bedeutung des Trecks gewürdigt. Beide Ausstellungen - die
in Lüchow und die in Hannover - befassen sich zwar mit dem gleichen
Thema, unterscheiden sich aber vom Gestaltungskonzept wie auch vom
inhaltlichen Schwerpunkt her deutlich voneinander, offenbaren dadurch
Forschungslücken und laden zu weiteren Nachforschungen ein.

Die Ausstellung im Wendland lenkt den Blick auf die gesellschaftliche
Bedeutung des Trecks, der nicht nur die Atompolitik beeinflusst,
sondern auch das Leben vieler Menschen geprägt und verändert hat. Sie
zeigt die Entwicklung der Region aus der Perspektive von Menschen, die
entweder schon damals dabei waren oder heute das fortsetzen, was die
Alten begonnen haben. Im Mittelpunkt stehen - neben historischen Fotos
und Filmdokumenten - mehr als zwanzig ausgewählte
Zeitzeugen-Interviews, die das Spektrum der wendländischen
Protestbewegung widerspiegeln.

Wer aber was und mit wem "angestoßen" hat, ist damit auch noch nicht
erzählt. Es sind jene "Zufälle", Begegnungen und Erlebnisse, die aus
dem Zusammenwirken von Menschen hervorgehen. Diese Dinge sind noch
weitgehend unerforscht, obwohl sie sich als Initialkraft für große
politische Veränderungen entpuppten. Damit eine Idee viele Beine
bekommt, und eine politische Kraft entwickelt, um Erfolge zu erzielen,
reicht die Idee allein nicht aus. Erst recht nicht eine Kopie dessen,
was andere Menschen an anderer Stelle gemacht haben. Im Zweifel
bleiben Resignation, Frustration, Niederlage.

In diesem Fall kam es bekanntlich anders. Wie kam es zu der Treckidee,
die die Initialkraft für spätere Erfolge entfaltete?

Es steht außer Frage, dass der Treck der Bäuerinnen und Bauern vom
südfranzösischen Larzac nach Paris die Blaupause für die Idee bildete.
Maßgeblich war zum einen der Kontakt, den Martin Mombaur zu
französischen und deutschen Aktivist*innen hatte, die sich auf dem
Plateau du Larzac engagierten. Mombaur war 1975 Dozent am
Bildungszentrum Jagdschloss Göhrde, engagierte sich nach der
Standortbenennung Gorlebens in der Bürgerinitiative Umweltschutz
Lüchow-Dannenberg e. V. als Pressesprecher und gehörte später zu den
Gründungsmitgliedern der Grünen. Der Journalist Karl-Friedrich Kassel
erinnert sich an die Gespräche mit ihm über die Frage, ob man so etwas
auch machen könne. (Karl-Friedrich Kassel: "Ein weißer Fleck in der
Genealogie der Namen des Gorleben-Widerstandes: Martin Mombaur",
Blog-Beitrag 2019, https://www bi-luechow-dannenberg.de/2019/06/13/25515/)

Zu Mombaurs Gesprächspartnern gehörten auch Heidi Burmester und Volker
Tonnätt. Burmester hatte auf einer ihrer Südfrankreichreisen Ende der
1970er Jahre den Larzac-Kampf kennengelernt. Sie befreundete sich mit
einem dort ansässigen Bauern, organisierte Austauschbesuche zwischen
Aktivist*innen aus dem Wendland und vom Larzac, gemeinsam mit Volker
Tonnätt interviewte und fotografierte sie die dort kämpfenden Bauern
und Bäuerinnen. (Heidi Burmester/Volker Tonnätt: "Zu kämpfen allein
schon ist richtig. Larzac", Jugend und Politik, 1981)

Larzac ist der Name einer Hochebene im südfranzösischen Departement
Aveyron. Als 1970 durchsickerte, dass der dort bestehende
Truppenübungsplatz um 14.000 Hektar erweitert werden sollte, schlossen
sich die betroffenen Bauern in einem Komitee zur Rettung des Larzac
zusammen. Es begann eine Mobilisierungswelle, deren Sonderheiten
zahlreiche Parallelen zum Kampf gegen Gorleben als Atommülldeponie
aufwiesen: Die zahllosen Larzac-Komitees in Frankreich ähneln den
späteren Gorleben-Freundschaftskreisen, Unterstützer*innen kamen auf
dem Larzac zusammen, um vom Militär aufgekaufte und unterdessen
verfallende Hofstellen wieder aufzubauen, die gekappte Wasser- und
Stromversorgung zu erneuern - auch in Gorleben gab es Sommercamps und
Ernteeinsätze, unter anderem um die Kluft zwischen der städtischen
Linken und der konservativen Landbevölkerung zu überbrücken, erklärt
einer der damaligen Initiatoren der Sommercamps, Wolfgang
Hätscher-Rosenbauer, damals Referent für politische Bildung beim Bund
Deutscher Pfadfinder (BDP) im Landesverband Hessen und Mitorganisator
des ersten Sommercamps in der Nachbarschaft zum NEZ Gorleben. Er
schreibt dazu:

"In der Tradition der Pfadfinderbewegung gab es 'Kundschaften', und
der links orientierte BDP hatte die Idee zu 'Politischen
Kundschaften'. Im Rahmen des Bildungsurlaubes führten wir also
'Politische Kundschaften' als Bildungsurlaube durch: Ich organisierte
in Hessen im Rahmen meiner Tätigkeit als Bildungsreferent politische
Kundschaften als Besuche in selbstverwalteten Jugendzentren [...] Auf
Bundesebene veranstalteten wir politische Kundschaften zum Beispiel
nach Irland mit Besuchen basisdemokratischer Initiativen. Ein
Bildungsurlaub auf dem Larzac war ein Thema, und ich reiste mit
Wolfgang Hippe vom Landesverband Rheinland-Pfalz des BDP dorthin zur
Recherche vor Ort, wir kamen in ein verlassenes Dorf, das zum Verkauf
stand, und es entstand die Idee eines Seminarzentrums dort. Das
scheiterte u. a. an den Finanzen. Aber so lernten Wolfgang Hippe und
ich uns näher kennen, und es kam die Idee auf, die politischen
Kundschaften in Deutschland auf die entstehende Anti-AKW-Bewegung
auszuweiten. So entstand die Idee, nach einigen Besuchen der Region
Gorleben, die uns sehr gefiel (das Wendland ist schon sehr besonders),
ein Gorleben-Camp als Bildungsurlaub und 'Politische Kundschaft' im
Rahmen des BDP bundesweit zu organisieren." (Persönliche Zuschrift)

Insgesamt viermal zogen die Bäuer*innen vom Larzac nach Paris, einer
der Höhepunkte war der Treck 1973. Die Bilder von grasenden Schafen
unter dem Eifelturm gingen um die Welt. Eine "Arche" mit Viehzeug
wurde schließlich auch vor dem Landtag in Hannover errichtet, als die
Landesregierung in einem zweiten Anlauf die Wiederaufarbeitungsanlage
in Dragahn, im Westkreis Lüchow-Dannenbergs, errichten lassen wollte.
Im Januar 1983 wird nach einem Fußmarsch nach Hannover - erst 10, dann
100, dann 1000 Personen - mit Viehzeug und Traktoren demonstriert.

Marianne Fritzen als Gründungsmitglied der Bürgerinitiative kannte den
Larzac-Widerstand ebenfalls. Sie stand als geborene Elsässerin in
ständigem Austausch mit den Initiativen im Dreyecksland, denn
zeitgleich, bis dahin aber ohne jene Mobilisierungskraft wie in Wyhl,
begann im Wendland die Anti-Atom-Arbeit. Im Dezember 1973 wurden die
Pläne bekannt, bei Langendorf an der Elbe ein Atomkraftwerk zu bauen.
Langendorf liegt nur zehn Kilometer elbabwärts von Gorleben entfernt.

Wolfgang Hertle schreibt dazu: "So wie die Wendland-Bauern die
Treckerdemonstration (710 Kilometer von Larzac nach Paris 1973) zum
Vorbild für ihren Treck 1979 vom Wendland nach Hannover nahmen, gab
die Arbeit des Zentrums für Gewaltfreiheit "Le Cun du Larzac"
entscheidende Impulse für den Aufbau eines Tagungshauses für
gewaltfreie Aktion im Wendland." (Wolfgang Hertle: "Adieu Marianne!"
2016, https://www.graswurzel.net/gwr/2016/05/adieu-marianne/

Wieder ist es Wolfgang Hertle, der auf eine weitere zufällige
Verbindung verweist, die Marianne Fritzen inspirierte: Für die
Graswurzeigruppen war es ein glücklicher Umstand gewesen, dass eines
ihrer ersten bundesweiten Treffen im Sommer 1974 auf der Schelinger
Höhe im Kaiserstuhl stattfand. Durch die Vermittlung der Gewaltfreien
Aktion Freiburg kamen die Teilnehmerinnen über die Gespräche mit
führenden Mitgliedern der dortigen Bürgerinitiative erstmals in
intensivere Berührung mit der Problematik der "zivilen Atomindustrie".
"Dieser Zugang über persönliche Kontakte vor Ort wirkte sich weit
nachhaltiger aus, als es eine nur über Literatur erfolgte
Beschäftigung mit dem Thema vermocht hätte. Die Bauplatzbesetzung in
Wyhl im Frühjahr 1975 hatte zweifellos eine Schlüsselfunktion sowohl
für die bundesweite Anti-AKW-Bewegung als auch für die Wahrnehmung der
Gesamtproblematik in der bundesdeutschen Öffentlichkeit."
(Wolfgang Hertle: "Larzac, Wyhl, Brokdorf, Seabrook, Gorleben", 2015,
http://castor.divergences.be/spip.php?article450)

All diese Fäden liefen im März 1980 im Wendland zusammen: Bauern aus
Badisch-Sibirien, also Boxberg und Schwabhausen, die sich gegen eine
Daimler-Benz-Teststrecke wehrten; Leute aus Plogoff in der Bretagne,
wo ein AKW-Komplex errichtet werden sollte, und vom Larzac kamen in
Trebel zusammen, dort wurde ein Zelt aufgebaut, vor dem die
Bundschuhfahne wehte, ein Symbol widerständiger Bauern im Elsass und
in Baden Anfang des 16. Jahrhunderts.

1981 annullierte François Mitterand als neugewählter Präsident das
Vorhaben, in Plogoff Atomkraftwerke zu errichten, und schließlich auch
den Plan, den Truppenübungsplatz auf dem südfranzösischen
Larzac-Plateau zu erweitern. Bis heute wirkt das Beispiel des
Larzac-Widerstands inspirierend auf Basisbewegungen in aller Welt. Der
Salzstock Gorleben als mögliches Endlager für hochradioaktive Abfälle
ist noch nicht annulliert. Aber nah dran an der Blaupause ist man im
Wendland schon.

 * 
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FEATURE/1279: Deutschlandfunk - Teufelsmütter. Wenn Töchterseelen zerbrechen, 12.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Teufelsmütter

Wenn Töchterseelen zerbrechen

Von Rosvita Krausz

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Freitag, 12. Juli 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Franziska wurde von ihrer Mutter eingesperrt, sie ließ sie hungern.
Klaras Mutter verkaufte sie als Dreijährige an Familie und
Nachbarschaft. Susanne, Judith und Dorothee wurden von ihren Müttern
an einen Satanskult verkauft, sie wurden als Kinderprostituierte
herumgereicht und gefoltert. Wie kann eine Tochter damit leben, dass
sie von ihrer eigenen Mutter gequält wurde? Wer von besonders
traumatischen Kindheitserinnerungen berichtet, wird von Außenstehenden
schnell für verrückt erklärt. Tatsächlich sind die Erinnerungen der
Betroffenen oft bruchstückhaft, eigentümlich zeitlos. Das ist typisch
für diese Art der Traumata und genau das wollen die Täter: Wer weder
Ort noch Zeit des Verbrechens nennen kann, wird als Zeuge vor Polizei
und Gericht nicht ernst genommen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Juli 2019
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MELDUNG/1926: WDR 2 ist wieder meistgehörter Radiosender in Deutschland (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 10. Juli 2019

Der WDR baut seine Radioreichweite in NRW weiter aus 

WDR 2 ist wieder meistgehörter Radiosender in Deutschland



Mit 50,8 Prozent statt bisher 50,5 Prozent erreicht der WDR mehr als
jeden zweiten / jede zweite Hörer*in in Nordrhein-Westfalen. Damit ist
der WDR mit drei Wellen auch unter den erfolgreichsten zehn
Radiosendern in Deutschland vertreten. Sowohl WDR 2, das
Oldie-Programm WDR 4 als auch die junge Welle 1LIVE konnten in NRW
weiter zulegen. WDR 2 ist damit wieder meistgehörter Radiosender in
Deutschland.

Die Ergebnisse der Media-Analyse werden zweimal im Jahr - im März und
im Juli - veröffentlicht.

"Ich freue mich sehr mit den Teams, dass alle populären Wellen des WDR
in Nordrhein-Westfalen noch mehr Hörer*innen mit ihren Angeboten
überzeugen konnten - und das entgegen dem leichten Rückgang bei der
bundesweiten Radionutzung", sagt Programmdirektorin Valerie Weber.
"WDR 2 ist das erfolgreichste Pop-Info-Programm in Deutschland, das
Oldie-Programm WDR 4 ist weiter auf dem Vormarsch, und die höchsten
Gewinne in Nordrhein-Westfalen hat 1LIVE mit mehr als 70.000
dazugewonnenen Hörer*innen."

"Das sind beeindruckende Zahlen, aber keine, auf denen wir uns
ausruhen wollen. Unser Anspruch ist es, mehr Menschen auf noch mehr
Wegen zu erreichen - vor allem digital und vor allem dort, wo man es
heutzutage erwartet", sagt WDR-Intendant Tom Buhrow. Als Beispiel
nennt er die neuen Podcast-Formate des WDR und Projekte wie die
Doku-Hörspiel-Serie "Guter Rat" zum 70. Geburtstag des Grundgesetzes -
eine Serie, die zunächst exklusiv in der ARD-Audiothek zu hören war.

Leicht verloren haben trotzdem alle drei Kultur- und Spartenprogramme
WDR 3, WDR 5 und das junge europäische Kulturradio Cosmo - und folgen
damit der bundesweiten Entwicklung der gehobenen Programme, deren
Hörer*innen zurückgegangen sind.


ma Audio 2019 II: Tagesreichweite Mo-Fr, NRW

(Deutschsprachige Bevölkerung ab 14 Jahren, Angaben in Mio.)

1LIVE

ma Audio 19/II: 3,04

ma Audio 19/I: 2,97

Differenz: 0,07

WDR 2

ma Audio 19/II: 3,39

ma Audio 19/I: 3,36

Differenz: 0,03

WDR 3

ma Audio 19/II: 0,32

ma Audio 19/I: 0,37

Differenz: -0,05

WDR 4

ma Audio 19/II: 2,32

ma Audio 19/I: 2,29

Differenz: 0,03

WDR 5

ma Audio 19/II: 0,74

ma Audio 19/I: 0,82

Differenz: -0,08

COSMO

ma Audio 19/II: 0,08

ma Audio 19/I: 0,09

Differenz: -0,01

WDR gesamt

ma Audio 19/II: 7,74

ma Audio 19/I: 7,68

Differenz: 0,06

radio NRW

ma Audio 19/II: 4,71

ma Audio 19/I: 4,79

Differenz: -0,08

Radio gesamt

ma Audio 19/II: 11,35

ma Audio 19/I: 11,26

Differenz: 0,09


ma Audio 2019 II: Tagesreichweite Mo-Fr, BRD

(Deutschsprachige Bevölkerung ab 14 Jahren, Angaben in Mio.)

1LIVE

ma Audio 19/II: 3,39

ma Audio 19/I: 3,43

Differenz: -0,04

WDR 2

ma Audio 19/II: 3,64

ma Audio 19/I: 3,63

Differenz: 0,01

WDR 3

ma Audio 19/II: 0,36

ma Audio 19/I: 0,40

Differenz: -0,04

WDR 4

ma Audio 19/II: 2,39

ma Audio 19/I: 2,36

Differenz: 0,03

WDR 5

ma Audio 19/II: 0,81

ma Audio 19/I: 0,86

Differenz: -0,05

COSMO

ma Audio 19/II: 0,11

ma Audio 19/I: 0,13

Differenz: -0,02

WDR gesamt

ma Audio 19/II: 8,48

ma Audio 19/I: 8,51

Differenz: -0,03

radio NRW

ma Audio 19/II: 4,77

ma Audio 19/I: 4,86

Differenz: -0,09

Radio gesamt

ma Audio 19/II: 54,01

ma Audio 19/I: 54,25

Differenz: -0,24

Die ma Audio findet unter dem Dach der Arbeitsgemeinschaft
Media-Analyse (agma) statt, an der die öffentlich-rechtlichen sowie
privat-rechtlichen Hörfunkanbieter über ihre Werbevermarkter sowie
auch die werbetreibende Wirtschaft beteiligt sind.

Als Konvergenzwährung dient die ma Audio dazu, neben den
traditionellen terrestrischen Radiovertriebswegen auch die
Webradio-Nutzung sowie die Online-Audio-Nutzung mit abzubilden. Die
Ergebnisse der ma Audio werden zweimal im Jahr veröffentlicht, im
Frühjahr und im Sommer.

Die Ergebnisse sind repräsentativ für die Deutsch sprechende
Bevölkerung ab 14 Jahren (BRD: 70,60 Mio.; NRW 15,23 Mio.).

 * 
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MUSIK/2935: Deutschlandfunk Kultur - Der Musical-Autor und -Komponist Stephen Sondheim, 12.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Komplexe Strukturen, süffige Melodien

Der Musical-Autor und -Komponist Stephen Sondheim

Von Bernhard Doppler

Musikfeuilleton

Freitag, 12. Juli 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Stephen Sondheim, Textautor von Leonard Bernsteins "West Side Story",
gehört seit Jahrzehnten zu den erfolgreichsten amerikanischen
Musical-Komponisten, obwohl er niemals zu einfachen Mitteln gegriffen
hat. Bernhard Doppler hat sich einige aktuelle Produktionen angesehen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Juli 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2934: BR-KLASSIK - "cOHRwürmer V" mit Haydns Schöpfung, 12.7.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

5. Mitsingkonzert mit Chor des BR

"cOHRwürmer V" mit Haydns Schöpfung

Freitag, 12. Juli 2019, 18.05 Uhr auf BR-KLASSIK



Mehr als 1.000 gesangsbegeisterte Männer und Frauen aus ganz Bayern
und unterschiedlichen Alters waren am 7. Juli im Münchner
Circus-Krone-Bau zusammengekommen und haben unter der Leitung von
Howard Arman, dem Künstlerischen Leiter des BR-Chores, gemeinsam mit
dem Chor des BR und dem Münchner Rundfunkorchester einen Tag lang
musiziert. Auf dem Programm stand Haydns Schöpfung.

Auf dem Programm standen Auszüge aus Joseph Haydns Oratorium "Die
Schöpfung". Ab 10.30 Uhr wurde geprobt, das Konzert begann um 17 Uhr
und wurde aufgezeichnet:

BR-KLASSIK sendet den Mitschnitt am Freitag, 12. Juli 2019, um 18.05
Uhr.

Außerdem gibt es eine begleitende Fernseh-Dokumentation von Andreas
Krieger:

Ausstrahlung am Sonntag, 21. Juli 2019, um 9.45 Uhr im BR Fernsehen.

Etwa ein halbes Jahr vor dem großen Tag hatten die sangesfreudigen
Teilnehmerinnen und Teilnehmer begonnen, sich darauf vorzubereiten:
Jeder muss die Stücke des Programms in Eigenarbeit einstudieren, bei
den Proben mit Howard Arman, dem Künstlerischen Leiter des BR-Chores,
bekommen sie dann den "letzten künstlerischen Schliff".

Zur Vorbereitung stand auch schon bei den cOHRwürmern I bis VI
vorbereitetes Notenmaterial auf der Homepage des BR-Chores
(www.br-chor.de/cohrwuermer) zum Download bereit - mit exakten, von
Howard Arman eingetragenen Aufführungs-Anweisungen.

Für Viele ist auch das Üben übers Hören hilfreich. Dafür gab es
speziell eingespielte CDs, aufbereitet mit jeweils dem Schwerpunkt
Sopran, Alt, Tenor oder Bassstimme im Vordergrund.

Der große Höhepunkt des Tages war natürlich das Konzert mit dem Chor
des Bayerischen Rundfunks und dem Münchner Rundfunkorchester.
BR-KLASSIK-Hörer können es im Radio am Freitag, 12. Juli 2019, 18.05
Uhr auf BR-KLASSIK nachhören.


Die begleitende Dokumentation im BR Fernsehen

Der BR-Filmer Andreas Krieger hat im Vorfeld des cOHRwürmer-Tages
einige der Teilnehmer und Teilnehmerinnen mit der Kamera begleitet,
bei ihren Gesangsvorbereitungen genauso wie im Alltag. Seine
Dokumentation über "cOHRwürmer V" zeigt eindrücklich den enormen
Einsatz der Sänger und Sängerinnen im Vorfeld des Projekttags.

Die Doku ist am Sonntag, 21. Juli 2019 von 9.45 bis 10.30 Uhr im BR
Fernsehen zu sehen.

Gestartet wurde das - mittlerweile weit über Bayerns Grenzen hinaus
bekannte - Projekt cOHRwürmer im Jahr 2011. Bereits die erste
Veranstaltung "cOHRwürmer I" wurde vom Deutschen Musikrat als beste
Veranstaltung in der Kategorie "MusikERleben - eine Bühne für Profis
und Laien" unter hunderten Bewerbungen aus dem ganzen Bundesgebiet mit
dem 1. Preis ausgezeichnet.

Das Programm

Joseph Haydn: Die Schöpfung (Auszüge)

Weitere Informationen unter www.br-chor.de
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THEMENREIHE/360: Bayern 2/Bayern 3 - 50 Jahre Mondlandung, 12.7.-3.8.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 11. Juni 2019

BR Schwerpunkt

50 Jahre Mondlandung

Bayern 2, fünfteilige HÖRSPIELREIHE "Space is the Place!" vom 12. Juli
bis 3. August



Am 21. Juli 1969 jährt sich die erste Mondlandung zum 50. Mal. Aus
diesem Anlass gibt es in den Programmen des Bayerischen Rundfunks
zahlreiche Dokumentationen, Wissenssendungen, Expertengespräche,
Hörspiele und vieles mehr. Ein Höhepunkt: ARD-alpha wiederholt in der
Nacht von 20. auf 21. Juli - also zur historisch passenden Uhrzeit -
die Originalübertragung der Mondlandung in voller Länge.

Weitere besondere Produktionen sind zum Beispiel ein TV-Porträt des
deutschen Raumfahrtmediziners Hubertus Strughold, der an der
Mondlande-Mission Apollo 11 beteiligt war, die Sondersendung "Ein
großer Schritt für die Menschheit" auf ARD-alpha mit
Wissenschaftsmoderator Karsten Schwanke und eine Hörspielserie auf
Bayern 2 über (Pop-)geschichtliche Weltraummythen.


Die Sendungen im Einzelnen


Bayern 2, fünfteilige HÖRSPIELREIHE "Space is the Place!" vom 12. Juli
bis 3. August, 21.05 - 22.30 Uhr

Mit einer Reihe unter dem vom afro-amerikanischen Jazzmusiker und
Poeten Sun Ra geliehenen Titel "Space is the Place!" spürt die
Hörspielredaktion des BR (Pop-)geschichtlichen Weltraummythen nach:
Fünf Hörspielrepertoire-Stücke, die sich z.B. der Fragestellung
widmen, was ist echt, was gefälscht, in der eigenen Geschichte und der
Geschichte der Raumfahrt?

Freitag, 12. Juli 2019, 21.05 Uhr

hör!spiel!art.mix: "The Moon Tapes". Hörstück für 24-stimmigen Chor, 2
Sprecher, einen spoken-word Künstler, Flügel und Zuspielband. Von
Stephan Krass

Komposition und Realisation: Stephan Krass/Ulrike Haage. SWR 2014

Freitag, 19. Juli 2019, 21.05 Uhr

hör!spiel!art.mix: "Moon Tele Vision" von Jörg Albrecht

Realisation: phonofix (Jörg Albrecht, Matthias Grübel). BR 2008

BR Podcast: Nach Ausstrahlung für 12 Monate

Samstag, 27. Juli 2019, 15.05 Uhr

Hörspiel: "Das Unternehmen der Wega" von Friedrich Dürrenmatt

Mit Kurt Horwitz, Otto Brüggemann, Hans Herrmann-Schaufuß, Peter Lühr,
Fritz Strassner und vielen anderen. Regie: Walter Ohm. Komposition:
Tibor Inczedy. BR 1954

Freitag, 2. August 2019, 21.05 Uhr

hör!spiel!art.mix: "Spaceman 85" Weltraumdokumentarmusik

Von Andreas Ammer / Axel Fischer / Reinhard Furrer / Martin
Gretschmann

Komposition: Ammer & Console / Realisation: Ammer/Console. WDR 2005

Samstag, 3. August 2019, 15.05 Uhr

Hörspiel: "Radio Elysée" von Katharina Bihler

Realisation: Katharina Bihler und Stefan Scheib. SR 2012


Weitere Sendungen:

Bayern 2, Montag, 15. Juli 2019, 9.05 Uhr

radioWissen: "Wernher von Braun - Ein deutscher Ingenieur ohne
Skrupel?"

BR Podcast: Nach Ausstrahlung für fünf Jahre

Bayern 2, Donnerstag, 18. Juli 2019, 18.05 Uhr

IQ - Wissenschaft und Forschung: "Die Rückkehr zum Mond. Vom 'kleinen
Schritt' zum 'großen Sprung'" (Neuproduktion)

BR Podcast: Nach Ausstrahlung für fünf Jahre

Bayern 2, Samstag, 20. Juli 2019, 13.05 Uhr

radioFeature: "50 Jahre nach Neil Armstrong. Warum es einen neuen
Wettlauf zum Mond gibt" (Neuproduktion)

BR Podcast: Nach Ausstrahlung für 12 Monate

BAYERN 3, Freitag, 19. Juli, 12 Uhr

Update: Talk mit einem Experten aus der BR-Wissenschaftsredaktion:

"Was hat uns die Mondlandung gebracht?"

BR Podcast: Nach Ausstrahlung für 12 Monate

 * 
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KURSUS/1925: Hanau - Senioren-PC-Kurs "EXCEL für Einsteiger" vom 6.-27. August 2019


Stadt Hanau

Seniorenbüro bietet PC-Kurs EXCEL für Einsteiger



Das Seniorenbüro Hanau bietet einen Excel-Kurs am PC für
EinsteigerInnen mit der ehrenamtlichen Mitarbeiterin Isabelle
Matuschek an. Der Kurs findet dienstags 6.-27. August 2019, jeweils um
10 Uhr statt und umfasst vier Einheiten von je zwei Stunden. Kursort
ist das Seniorenbüro Hanau, Raum 106, 1. OG, Steinheimer Straße 1,
63450 Hanau. Im Kurs werden Grundfunktionen der Tabellenerstellung und
Rechenmöglichkeiten erläutert. Diese können sie später in einem
Folgekurs vertiefen. Grundkenntnisse in der Bedienung des PCs sind
erforderlich. Die Gebühr beträgt 20 Euro. Anmeldung bitte telefonisch
bei Inge Gach, Telefon 06181 66 820 - 41.

Das Programm EXCEL dient dazu Listen zu erstellen, nach Inhalten in
den Listen zu suchen und/oder sie nach verschiedenen Gesichtspunkten
zu sortieren oder zu filtern. Beispiele hierfür sind die Verwaltung
einer Bibliothek oder eines Musikarchivs. Darüber hinaus kann man mit
EXCEL Kostenaufstellungen erfassen und verwalten sowie
unterschiedliche Darstellungen der Kosten in Gruppen und/oder
Diagrammen erstellen. Die üblicherweise auf einem Taschenrechner
durchgeführten Berechnungen werden in EXCEL einmal definiert und
können immer wieder verwendet werden. Beispiele sind Übersichten über
Urlaubs- oder Haushaltskosten.

 * 
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ONKOLOGIE/2007: Strahlentherapie bei oligometastasiertem nicht-kleinzelligen Lungenkrebs (idw)


Deutsche Gesellschaft für Radioonkologie e. V. - 05.07.2019

Strahlentherapie verdoppelt Überlebenszeit bei oligometastasiertem nicht-kleinzelligen Lungenkrebs



Eine neue Studie [1] präsentiert das längerfristige Ergebnis der ersten
randomisierten Studie zur lokalen Behandlung von Metastasen beim
nicht-kleinzelligen Lungenkarzinom mit maximal drei Metastasen zusätzlich zur
Chemotherapie. Die zusätzliche lokal konsolidierende Therapie (in über 85%
der Fälle handelte es sich um eine Hochpräzisionsbestrahlung) zeigte sich
dabei hocheffektiv und verlängerte das Gesamtüberleben der Patienten
signifikant. Das Ergebnis fiel bereits bei einer relativ kleinen Zahl an
Patienten so deutlich aus, dass die Studie vorzeitig beendet wurde. Lt.
DEGRO-Präsident sollte dieses Studienergebnis Eingang in die Leitlinien
finden.

Wenn das Wort "Metastasierung" fällt, denken viele Patienten, dass eine
Krebserkrankung nicht heilbar ist oder sogar der baldige Tod zu erwarten
ist. Heute ist jedoch dank der modernen Medizin meistens eine deutliche
Verlangsamung des Erkrankungsverlaufes möglich, manchmal sogar eine
Heilung.

Bei sogenannter Oligo-Metastasierung (oligo: griech. = wenige) sind zwar
bereits einzelne Tumorabsiedlungen vorhanden, aber der Krebs hat sich noch
nicht unkontrolliert im Körper ausgebreitet, so dass es sinnvoll sein
kann, gezielt die Metastasen zu entfernen, um die Heilungsaussichten zu
verbessern. Dies kann chirurgisch oder nicht-invasiv mit einer
Hochpräzisions-Strahlentherapie erfolgen. Eine solche Krebserkrankung, bei
der es oftmals zur Oligo-Metastasierung kommt, ist der sogenannte
nicht-kleinzellige Lungenkrebs ("non small cell lung carcinoma", NSCLC). Beim
NSCLC ist bei bis zur Hälfte der Patienten die Metastasierung auf wenige
Lokalisationen begrenzt [2].

Eine vor drei Jahren publizierte Phase-II-Studie [3] schloss Patienten
ein, die ein NSCLC mit maximal drei Metastasen hatten und bei denen nach
einer Erstlinien-Chemotherapie mindestens drei Monate kein Fortschreiten
(Progression) ihrer Erkrankung auftrat. Sie wurden 1:1 randomisiert: in
Gruppe 1 erfolgte leitlinienentsprechend eine systemische
Erhaltungstherapie oder Beobachtung und in Gruppe 2 eine sogenannte lokale
Konsolidierungsbehandlung (in 85% der Fälle eine Bestrahlung aller
ehemaligen Tumorregionen). Das progressionsfreie 1-Jahres-Überleben betrug
unter dieser zusätzlichen lokalen Therapie 48% gegenüber 20% ohne
zusätzliche Behandlung. Nach der lokalenTherapie waren außerdem neu
aufgetretene Metastasen signifikant seltener. "Für diese Patienten konnte
vor drei Jahren erstmals ein Vorteil für eine lokale Bestrahlung der
Metastasen bei akzeptablem Nebenwirkungsprofil nachgewiesen werden - die
Fortführung der Studie zeigte nun, dass dieser Vorteil sogar
hochsignifikant ist, und zwar im Hinblick auf das Gesamtüberleben", so
Frau Prof. Dr. med. Stephanie E. Combs, Pressesprecherin der DEGRO.

Jüngst wurden die Langzeitauswertungen präsentiert. Der Follow-up betrug
median 38,8 (28,3 - 61,4) Monate, wobei die Vorteile der
Konsolidierungstherapie anhaltend signifikant waren: In Gruppe 2 liegt das
progressionsfreie Überleben median bei 14,2 (7,4 - 23,1) versus 4,4 (2,2 -
8,3) Monaten in Gruppe 1 (p=0,022). Das Gesamtüberleben beträgt zurzeit in
der Bestrahlungsgruppe median 41,2 versus 17,0 Monate in der
Kontrollgruppe (p=0,017). Von den Patienten, bei denen es im Verlauf zum
Fortschreiten der Tumorerkrankung gekommen war, hatten diejenigen aus der
Bestrahlungsgruppe sogar eine viermal längere Überlebenszeit, als die der
Kontrollgruppe (37,6 versus 9,4 Monate, p=0,034). Diese Patienten wurden
individuell weiterbehandelt. Von den 20 Patienten der Kontrollgruppe, die
eine Tumorprogression hatten, wurden neun daraufhin ebenfalls lokal
bestrahlt, ihr medianes Überleben liegt derzeit bei 17 Monaten.

Inzwischen hat nach Randomisierung von nur 49 Patienten das DSMB ("Data
and Safety Monitoring Board"), ein unabhängiges Gremium zur Beobachtung
der Daten und Überwachung der Patientensicherheit, empfohlen, die Studie
vorzeitig zu beenden, um keinem geeigneten Patienten die Option der
Konsolidierungsbehandlung unnötig vorzuenthalten.

"Die Studie zeigt, dass Patienten mit einem nichtkleinzelligen
Lungenkarzinom in einem metastasierten Stadium mit bis zu drei Metastasen
von einer lokalen Behandlung zusätzlich zur Chemotherapie profitieren
können. Dabei hat sich die lokale Bestrahlung sehr gut bewährt, die in
dieser Studie bei ca. 85% der Patienten zum Einsatz kam. Dies sollte auch
Eingang in die Leitlinien finden, sodass diesen Patienten mit ein NSCLC
eine lokale Konsolidierungsbestrahlung angeboten wird", erklärt Prof. Dr.
Rainer Fietkau, Erlangen, Präsident der DEGRO.
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BILDUNG/1164: Physician Assistant - Das Berufsbild hat sich in Deutschland noch nicht etabliert (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 6/2019

Delegation

Zwischen Skepsis und Anerkennung

von Dirk Schnack



Physician Assistants sind bislang nur vereinzelt im Einsatz. Um
Ärzte im Alltag von arztfremden Aufgaben zu entlasten, müsste auch vor
Ort ausgebildet werden.


In Schleswig-Holstein sind aktuell 213 Nichtärztliche
Praxisassistentinnen (NäPa) in 185 Arztpraxen beschäftigt. Die Zahl
zeigt, dass Ärzte in unserem Bundesland Delegation nicht nur
befürworten, sondern sie im Praxisalltag auch leben. Ganz anders sieht
es aber mit einem anderen Berufsbild aus: Die Physician Assistants
(PA), die mit ihrer Arbeit Ärzte in Praxen und Krankenhäusern
entlasten könnten, sind landesweit noch immer eine Ausnahme.

Die Gründe dafür sind vielschichtig. Das Berufsbild hat sich in
Deutschland noch nicht etabliert und Ärzte selbst sind zum Teil noch
skeptisch, ob sie langfristig nicht doch durch eine "kostengünstigere
Alternative" ersetzt werden sollen.

Dr. Henrik Herrmann, Präsident der Landesärztekammer, hält solche
Befürchtungen für unbegründet. Ärztliche Aufgaben werden nach seiner
Überzeugung auch künftig von Ärzten erbracht. Um allein diese rein
ärztlichen Aufgaben erfüllen zu können, müssen Ärzte nach seiner
Ansicht aber dringend von anderen Aufgaben entlastet werden - und
diese Chance bieten PA. Herrmann wirbt deshalb seit einigen Monaten
dafür, dass Schleswig-Holstein eine eigene Ausbildungsstätte für PA
aufbaut. Unterstützung bekam er dafür jüngst bei einer Veranstaltung
im Kieler Lubinus Clinicum, das sich in einem Symposium mit dem Thema
beschäftigte. Dort sprach sich etwa der gesundheitspolitische Sprecher
der SPD-Landtagsfraktion, Bernd Heinemann, für die PA-Ausbildung in
Schleswig-Holstein aus. Denn dort, wo schon mit PA gearbeitet wird,
sind die Erfahrungen positiv. Stefanie Kannert aus dem Lubinus
Clinicum etwa hat mit ihrer Arbeit nicht nur die Patienten, sondern
auch die Ärzte in ihrem Krankenhaus überzeugt. Bedenken spüren PA
dagegen immer da, wo Ärzte noch nicht mit ihnen zusammengearbeitet
haben. Andere dagegen warten auf Entlastung.


Entlastung für Ärzte in Sicht

Wenig bekannt, noch längst nicht von allen akzeptiert: Physician
Assistants (PA) sind in Kliniken und Praxen noch die Ausnahme. Ziel:
Entlastung der Ärzte.

Trotz des sperrigen Namens kann fast jeder Arzt mittlerweile etwas mit
dem Begriff der Nicht-ärztlichen Praxisassistentin (NäPa) anfangen.
Die weitergebildeten Medizinischen Fachangestellten (MFA) übernehmen
vielfältige Aufgaben in der ambulanten Versorgung, sind bei den
Patienten beliebt und entlasten die Ärzte. Diese Entlastung erhoffen
sich viele auch von den Physician Assistants (PA). Dass das auf
breiter Front noch nicht eingetreten ist, liegt nicht nur an dem
ebenfalls gewöhnungsbedürftigen Namen. PA waren auch vielen Ärzten
lange Zeit suspekt und die Akzeptanz ist auch heute noch ausbaufähig.
In Deutschland gibt es noch immer nur einige hundert PA, die
vorwiegend im stationären Bereich eingesetzt werden. Der Bedarf wird
dagegen auf eine fünfstellige Zahl, rund 10.000, geschätzt. Im
ambulanten Bereich, obwohl nach Meinung einiger Allgemeinmediziner
dringend erforderlich, findet man sie bislang praktisch gar nicht.

Unter schleswig-holsteinischen Krankenhäusern gibt es inzwischen
einige wenige, die den Einsatz von PA testen, andere wissen die
Vorzüge schon länger zu schätzen. Seit 2008 arbeitet die gelernte
Krankenschwester Stefanie Kannert als PA im Kieler Lubinus Clinicum.
Die Patienten haben auf sie von Beginn an positiv und aufgeschlossen
reagiert, berichtet sie: "Patienten möchten mehr darüber erfahren und
nachdem ich ihnen erklärt hatte, was das genau ist, waren alle
begeistert und fanden es eine gute Idee. An meiner Kompetenz wurde nie
gezweifelt." Ganz anders auf ärztlicher Seite - dort gab es zu Beginn
ihrer Tätigkeit viele Widerstände: "Die Angst, dass ich den Ärzten die
Arbeit wegnehme, war ziemlich deutlich zu spüren." Kannert berichtet
aber auch, dass die meisten Ärzte in ihrem Krankenhaus schnell gemerkt
haben, dass sie durch die Zusammenarbeit mit der PA mehr Zeit für
andere Dinge haben. "Ich kann ja auch nicht alle Arzttätigkeiten
übernehmen, sodass die Angst, Ärzte würden nutzlos werden, schnell
verging", sagt Kannert. Inzwischen hört sie Bedenken von Ärzten
ausschließlich unter denen, die noch nie mit einem PA gearbeitet
haben, und auch das sei deutlich weniger geworden.

Ebenfalls der einzige PA in seinem Krankenhaus ist bislang Maciej
Chalubowicz. Er arbeitet am Klinikum Itzehoe und hat vor seiner
Ausbildung zum PA an der Steinbeis Hochschule in Berlin eine
Ausbildung zum Fachkrankenpfleger für Anästhesie und Intensivpflege
absolviert. Er lobt das "hohe theoretische Ausbildungsniveau" an der
Hochschule und sagt: "Gefehlt hat mir nichts." Patienten reagieren
nach seinen bisherigen Erfahrungen ausgesprochen positiv auf den Mann
mit dem für die meisten unbekannten Berufsbild. Zunächst wird er von
den meisten Patienten als Assistenzarzt wahrgenommen, berichtet er auf
Anfrage des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblattes. "Nachdem ich den
Patienten erklärt habe, wie meine Ausbildungslaufbahn war, bekomme ich
oft als Antwort zu hören: Man merkt, dass Sie schon länger am
Patienten gearbeitet haben."

Auch von den Ärzten in Itzehoe wird der PA nach eigener Wahrnehmung
positiv aufgenommen. "Ich werde von ihnen wie ein ärztlicher Kollege
behandelt", sagt Chalubowicz.

Bleibt der ungewohnte englische Name, den Patienten nur in
Ausnahmefällen schon einmal gehört haben. Kannert und Chalubowicz
halten den Namen beide dennoch für gut gewählt, weil er international
gebräuchlich ist. Einheitlicher Name, einheitliche Kompetenz und
Wissensgrade - aus ihrer Sicht ein Argument für die Beibehaltung des
international gebräuchlichen Begriffs. Auch Dr. Henrik Herrmann,
Präsident der Ärztekammer Schleswig-Holstein, hält nichts von einer
Änderung etwa in den für jeden Patienten verständlichen Begriff
"Arztassistent": "Wir haben schon den Assistenzarzt, das würde zu
einer Verwechslung führen und die Akzeptanz erschweren", gibt Herrmann
zu bedenken. Und gerade die Akzeptanz, das hat er aus vielen
Gesprächen mit Kollegen erfahren, ist noch nicht auf breiter Front so
vorhanden, wie es die beiden PA aus ihren Krankenhäusern berichten.
Herrmann versteht zwar die Vorbehalte, will diese aber abbauen. Mehr
noch: Sein Ziel ist es, dass PAs schon im nächsten Jahr in
Schleswig-Holstein ausgebildet werden.

Dass es Berufe, an die Ärzte Aufgaben delegieren können, auch
weiterhin schwer haben werden, zeigte erst vor wenigen Wochen eine
Äußerung von Prof. Frank Ulrich Montgomery, der damals noch Präsident
der Bundesärztekammer war. In seiner Eigenschaft als Vorsitzender des
Weltärztebundes hatte Montgomery die Regierungen der
Staatengemeinschaft aufgerufen, den Ärztemangel ernst zu nehmen und
mehr Mediziner auszubilden. "Die Patienten-Arzt-Beziehung erfordert
einen Arzt, nicht einen Ersatz oder Stellvertreter", wird er im
Deutschen Ärzteblatt zitiert. Montgomery bezeichnete bei der Tagung
des Weltärztebundes in Tel Aviv den Zugang zu einem voll ausgebildeten
Arzt als grundlegendes Menschenrecht. Nur in Fällen, in denen es
keinen Arzt gebe, könne es hilfreich sein, Pflegekräfte zu haben, "um
die Lücke so gut wie möglich zu schließen". In Fällen, in denen auch
kein Pflegepersonal verfügbar sei, müssten kommunale Mitarbeiter des
Gesundheitswesens grundversorgende Aufgaben übernehmen. Den Ländern
warf Montgomery vor, sich statt für die Ausbildung von Ärzten für
"kostengünstigere Alternativen" zu entscheiden.

"Wir sprechen über Fachkräfte, die mitten im Berufsleben
 stehen und schon eine Ausbildung zur Pflegekraft, zur MFA oder zum
 Notfallsanitäter absolviert haben" 

 Dr. Henrik Herrmann



Den PA als "Stellvertreter", "Ersatz" oder "kostengünstige
Alternative" zu bezeichnen, ist nach Ansicht von Schleswig-Holsteins
Kammerpräsident Dr. Henrik Herrmann nicht geeignet, den beiden
Berufsgruppen zu einem guten Miteinander und zu einer sinnvollen
Aufgabenteilung zu verhelfen.

Er erklärt den fehlenden Enthusiasmus unter seinen Berufskollegen für
das Berufsbild PA auch mit den Erfahrungen aus der Zeit der
sogenannten "Ärzteschwemme", in der die Ärzteschaft zahlreiche, auch
berufsfremde Aufgaben übernommen habe. Er hält Befürchtungen, Ärzte
könnten durch "kostengünstigere Alternativen" ersetzt werden, für
unbegründet. Die tatsächlichen ärztlichen Aufgaben, so Herrmann im
Gespräch mit dem Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatt, werden auch
künftig ausschließlich von Ärzten erbracht. Zugleich warnt er davor,
den PA als "Ersatz" abzuqualifizieren. "Wir sprechen über Fachkräfte,
die mitten im Berufsleben stehen und schon eine Ausbildung zur
Pflegekraft, zur MFA oder zum Notfallsanitäter vorweg absolviert haben
und sich dann einem Bachelor-Studiengang unterzogen haben", sagt
Herrmann mit Verweis auf die Qualifikation der PA.

Er empfiehlt, sich stärker mit der Perspektive zu beschäftigen, dass
Ärzte künftig ihre Kernkompetenz im Austausch mit anderen
Gesundheitsberufen einbringen. Einer, der das frühzeitig gemacht hat,
ist Dr. Jörg Löwe aus dem Lubinus Clinicum. Er ist eine Art Mentor von
Stefanie Kannert gewesen und hat vor über zehn Jahren maßgeblich dazu
beigetragen, dass seine Kollegen im Krankenhaus die anfängliche
Skepsis überwanden. Es sind solche Erfahrungen, aber auch der
Beschluss des Deutschen Ärztetages aus dem Jahr 2017, die Herrmann Mut
machen.

Der Beschluss des 120. Deutschen Ärztetages in Freiburg billigt das
von der Bundesärztekammer und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung
erarbeitete Delegationsmodell Physician Assistant zur Arztentlastung
und -unterstützung ausdrücklich. "Es soll in allen Landesärztekammern,
in denen entsprechende Studiengänge existieren oder eingerichtet
werden, als Grundlage für die Zusammenarbeit mit den Hochschulen
dienen", heißt es im Beschluss. Der Ärztetag damals verstand das
Konzept des PA als "konstruktiven Beitrag der Ärzteschaft zu einer
sinnvollen Weiterentwicklung der Aufgabenteilung zwischen den
Gesundheitsberufen angesichts der Herausforderungen in der
Patientenversorgung". Es orientiere sich an Vorgaben vorheriger
Ärztetage zur Kooperation und Arbeitsteilung zwischen den
Gesundheitsberufen. Es wurde im Beschluss auch noch einmal
klargestellt: "Diagnose- und Indikationsstellung, Therapiehoheit und
die Gesamtverantwortung für den Behandlungsprozess sind Aufgaben des
Arztes. Das Tätigkeitsprofil des PA ist am tatsächlichen
Versorgungsbedarf, an den Erfordernissen des Arbeitsmarktes und den
Zielvorstellungen eines ärztlich geleiteten multiprofessionellen Teams
ausgerichtet."

Ein Jahr später auf dem Deutschen Ärztetag in Erfurt wurden Anbieter
der Ausbildung dann noch einmal aufgefordert, den Zugang zum Studium
nur aufbauend auf einer vorherigen abgeschlossenen Ausbildung in einem
Gesundheitsfachberuf und nicht als grundständiges Studium zuzulassen,
was nicht an jedem Studienstandort begrüßt wird. Die mehrfache
Beschäftigung mit dem Thema auf Deutschen Ärztetagen zeigt zwar, dass
das Thema in der Standespolitik angekommen ist, alle Bedenken aber
sind deswegen nicht ausgeräumt.

Dass viele Ärzte noch verhalten reagieren, liegt aber nicht nur an
Vorbehalten von standespolitischer Seite, sondern auch an den geringen
Erfahrungen mit PA. Deutlich mehr Erfahrungen haben die USA mit diesem
Berufsbild gesammelt. Dort werden sie schon seit den sechziger Jahren
ausgebildet. Ziel ist dort von Beginn an, den Arzt durch Übernahme
technischer Aufgaben wie Lumbalpunktion, Nähen und Intubation zu
unterstützen. Das setzte sich durch.

Nach Angaben der Deutschen Gesellschaft für Physician Assistants
(DGPA) gab es Mitte der 80er Jahre in den USA bereits 76 Programme,
zwanzig Jahre später konnten Interessierte dann schon aus 136
akkreditieren Ausbildungsprogrammen auswählen. In Deutschland startete
die erste Ausbildung erst Ende 2005 an der Steinbeis Hochschule Berlin
mit zwölf Studierenden. Sie hatten eine Berufsausbildung im Bereich
Pflege oder in einem medizinischen Assistenzberuf (etwa OTA oder MTA)
abgeschlossen. Dies ist vorgeschrieben und aus Sicht Herrmanns auch
unverzichtbar.

Anfang Texteinschub

2005 startete der erste Ausbildungsjahrgang in Deutschland zum PA an
der Steinbeis Hochschule Berlin, damals mit zwölf Studierenden.

Ende Texteinschub


Heute werben weitere Einrichtungen in Deutschland damit, PA
auszubilden. Neben Steinbeis sind dies u. a. die

- Staatliche Studienakademie Plauen in Sachsen,

- die duale Hochschule Baden-Württemberg in Karlsruhe,

- die Hochschule Döpfer in Köln und Regensburg,

- die Carl Remigus Medical School in Frankfurt, München und Hamburg

- die SRH Hochschule für Gesundheit, die diesen Studiengang gerade
vorbereitet.

Ob diese und nicht genannte Ausbildungsstätten ausreichen, um den
tatsächlichen Bedarf abzudecken, bezweifelt Herrmann. Insbesondere, um
die ausgebildeten Kräfte auch im Norden zu halten und den
Interessenten eine wohnortnahe Ausbildung zu bieten, setzt er sich für
eine Schule in Schleswig-Holstein für PA ein. Unterstützung erhält er
dabei u. a. vom gesundheitspolitischen Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion, Bernd Heinemann (SPD).

Damit stößt er aber auch in der Pflege nicht überall auf Zustimmung.
Dort sind Vorbehalte mindestens so ausgeprägt wie in der Ärzteschaft -
und nach Ansicht Herrmanns ebenfalls unbegründet. Er verweist in
diesem Zusammenhang auf die hohe, wenn auch nicht ausreichende Zahl an
Pflegekräften in Deutschland und die vergleichsweise niedrige Zahl an
PA, für die ein Bedarf gesehen wird. Er gibt zu bedenken, dass nur ein
Teil der PA aus dem Pflegebereich generiert wird, da mehrere Berufe
als Grundlage für das Bachelor-Studium gelten. "Wer sich aus der
Pflege heraus für die PA-Tätigkeit entscheidet, würde sonst einen
anderen Weg einschlagen. Aber er oder sie würde nicht in der
pflegerischen Versorgung bleiben", ist sich der Präsident der
Ärztekammer sicher. Dennoch sind aus den Reihen der Pflege
mehrheitlich skeptische Stimmen über PA zu hören. Physician Assistants
wie Stefanie Kannert und Maciej Chalubowicz werden noch viel
Überzeugungsarbeit in den Krankenhäusern leisten müssen.

Anfang Texteinschub

INTERVIEW


Frau Kannert, warum haben Sie sich für die Weiterqualifizierung zur
PA entschieden?


Stefanie Kannert: Ich bin ein sehr neugieriger Mensch und liebe
die Herausforderung. Es hat mich einfach gereizt, etwas Neues
auszuprobieren.


Wie teuer war Ihre Ausbildung und wer hat bezahlt?


Kannert: Die Ausbildung kostete 18.000 Euro Studiengebühr,
sprich 500 Euro monatlich. Hier wurde die Hälfte durch das Lubinus
Clinicum bezahlt, die andere habe ich selbst finanziert. Zusätzlich
kamen noch die "Personalkosten" für mich dazu, wenn ich zum Unterricht
wegegefahren bin, etwa eine Woche pro Monat. Die Fahrtkosten und die
Hotelkosten durfte ich ebenfalls über das Lubinus Clinicum abrechnen.


Was schätzen Sie an der Ausbildung und was hat Ihnen gefehlt?


Kannert: Ich liebte die unterschiedlichen Einsatzorte und den
Erfahrungsaustausch. Da mein Kurs ja noch einer der ersten war, gab es
hier noch kein strukturiertes Curriculum. Aber wir durften Ideen zu
Themen, die für uns wichtig waren, mitteilen und dann wurde versucht,
das in einer der nächsten Unterrichtseinheiten umzusetzen. Zum
Beispiel die Nahttechniken. Da wir ja auch im OP assistieren sollten,
war es notwendig zu wissen, wie die unterschiedlichen Nahttechniken
funktionieren. Dazu haben wir dann einen praktischen Kurs erhalten,
nachdem wir die Bitte geäußert hatten. Was mir gefehlt hat? Zeit zum
Lernen und Zeit für die Studienarbeiten und die Bachelor-Thesis. Ich
würde nie wieder das Studium in Vollzeit machen, sondern in dieser
Zeit meine Arbeitszeit auf Teilzeit reduzieren.


Mit wie vielen PA-Kollegen arbeiten Sie derzeit in der Klinik und
brauchen Sie weitere?


Kannert: Im Moment bin ich als einzige PA im Lubinus Clinicum.
Ich denke aber schon, dass der Bedarf besteht, hier noch weitere
einzustellen.


Vielen Dank für das Gespräch.

Ende Texteinschub
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ERNÄHRUNG/1486: Superfood - oft Augenwischerei (dkfz)


Deutsches Krebsforschungszentrum in der Helmholtz-Gemeinschaft 

Krebsinformationsdienst KID - 5. Juli 2019

Superfood - oft Augenwischerei



Schlank, fit und vor allem gesund - wer möchte das nicht sein? Dabei
sollen "Superfoods" helfen. So bezeichnet die Werbung Lebensmittel,
die aufgrund ihrer Nährstoffzusammensetzung besonders förderlich für
Gesundheit und Wohlbefinden sein sollen. Häufig handelt es sich um
exotische Pflanzen, wie Chiasamen, Açai- oder Gojibeeren, oft in
getrockneter Form, als Püree oder Extrakt. Sie sollen nicht nur
leistungsfähiger machen, den Alterungsprozess aufhalten und das Herz
stärken - auch vor Krebs sollen diese Alleskönner schützen. Was ist so
super am Superfood? Der Krebsinformationsdienst des Deutschen
Krebsforschungszentrums gibt Antwort.

Tatsächlich gibt es experimentelle Studien, die den Nährstoffen von
einigen Superfoods positive Eigenschaften bescheinigen. Viele
Wissenschaftler sind dennoch kritisch. Denn die Studien wurden nur an
Zellen oder Tieren durchgeführt und untersuchen meist nur einzelne
Wirkstoffe, nicht aber das Lebensmittel als Ganzes. Der Begriff
Superfood ist eine Erfindung der Marketingabteilungen und suggeriert
beim Verbraucher eine ganz besonders hohe Qualität. Der Begriff ist
weder rechtlich geschützt, noch genau definiert - jedes Produkt kann
mit dem Label Superfood versehen werden. Ein weiterer Grund, um
misstrauisch zu sein.

Skepsis ist angebracht

Dr. Susanne Weg-Remers, Leiterin des Krebsinformationsdienstes des
Deutschen Krebsforschungszentrums differenziert: "Einzelne
Lebensmittel, die unter "Superfoods" laufen, wie etwa exotische
Früchte, können zu einer abwechslungsreichen Ernährung beitragen. Dass
sie aber vor Krankheiten wie Krebs schützen können, entbehrt jeder
wissenschaftlichen Grundlage." Der Krebsinformationsdienst verfügt
über eine umfassende Datenbank, die alle wissenschaftlichen
Erkenntnisse zur Erkrankung Krebs, zur Vorbeugung, Früherkennung und
Therapie enthält. "Wir wüssten, wenn es dazu aussagekräftige
Studienergebnisse gäbe", so Weg-Remers weiter. Unter der kostenlosen
Rufnummer 0800-420 30 40 beantworten Ärztinnen und Ärzte täglich von
08:00 Uhr bis 20:00 Uhr alle Fragen zum Thema Krebs. Alternativ können
sich Ratsuchende auch per E-Mail krebsinformationsdienst@dkfz.de an
den unabhängigen Dienst richten.

Warum in die Ferne schweifen?

Auch einheimische Pflanzen haben einen hohen Nähr- und Wirkstoffgehalt
und könnten daher als Superfood bezeichnet werden, zum Beispiel
Grünkohl, Rote Bete und einheimische Beeren oder Karotten, Zwiebel und
Äpfel - sie alle liefern gesundheitsfördernde Nährstoffe. Für
ausreichend Ballaststoffe sorgen Vollkornprodukte und Leinsamen. Der
Vorteil dieser Lebensmittel vor der Haustür: Sie sind oft
kostengünstiger und ihre Herkunft ist nachvollziehbar.
Superfood-Produkte kommen oft aus dem fernen Ausland, sind teuer und
werden über das Internet vertrieben. Anstatt sich ernährungstechnisch
auf eine Handvoll exotischer Lebensmittel zu verlassen, von denen
behauptet wird, sie seien "super", ist es besser, auf die ganze
Bandbreite des hiesigen Obst- und Gemüseangebots zu setzen. So das
Fazit des Europäischen Informationszentrums für Lebensmittel (EUFIC).

Schützende Effekte ganz ohne Superfoods

Auch zum Schutz vor Krebs und anderen chronischen Krankheiten wie
Diabetes und Herzerkrankungen empfiehlt sich eine Ernährung vorwiegend
aus pflanzlichen Nahrungsmitteln. Der europäische Kodex zur
Krebsbekämpfung gibt folgende Empfehlungen:


	Täglich mindestens 400 g Obst, Gemüse und Hülsenfrüchte

	Möglichst täglich Getreideprodukte aus Vollkorn

	Zucker- und fettreiche Speisen meiden

	Möglichst keine zuckerhaltigen Getränke

	Pro Woche weniger als 500 g Fleisch. Möglichst kein verarbeitetes Fleisch

	Fertiglebensmittel meiden

	Maximal 6 g Salz am Tag



 * 
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FORSCHUNG/4066: Symposium - Strategien gegen die Antibiotika-Krise (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 6/2019

Symposium

Strategien gegen die Antibiotika-Krise

(PM/RED)



Symposium zur Anwendung evolutionsbiologischer Prinzipien gegen
Antibiotika-Resistenzen in Plön.


Grundlagenforschende und Mediziner aus Norddeutschland, Berlin
und Zürich diskutierten in der Veranstaltung Ansätze der
Evolutionsbiologie, die Resistenzen bakterieller Krankheitskeime gegen
antibiotische Wirkstoffe entgegenwirken könnten. Ziel war die
Entwicklung neuartiger Behandlungsstrategien gegen
Infektionskrankheiten, die die evolutionäre Anpassungsfähigkeit der
Krankheitserreger als zentrale Herausforderung berücksichtigen.

Anfang Texteinschub

Info


Veranstalter des dreitägigen Symposiums in Plön waren das Kiel
Evolution Center (KEC) der Kieler Christian-Albrechts-Universität und
das Max-Planck-Institut für Evolutionsbiologie (MPI-EB) in Plön. Das
KEC setzt sich zum Ziel, Evolutionsforscher in der Region Kiel besser
zu koordinieren. Daneben sollen unter dem Schlüsselbegriff
"Translationale Evolutionsforschung" gezielt Brücken zwischen
Grundlagenforschung und Anwendung geschlagen werden. Neben der
Förderung der Wissenschaft stehen auch Lehre und Öffentlichkeitsarbeit
im Fokus des Kiel Evolution Center. Daran beteiligt sind neben der CAU
auch Forschende vom GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel,
dem Max-Planck-Institut für Evolutionsbiologie in Plön (MPI-EB) und
dem Forschungszentrum Borstel (FZB), Leibniz-Zentrum für Medizin und
Biowissenschaften.

Ende Texteinschub

Die Antibiotika-Krise ist nicht nur nach Beobachtung der Veranstalter
global und spitzt sich zu: Die Weltgesundheitsorganisation WHO warnt
davor, dass sich in einer möglicherweise bevorstehenden
post-antibiotischen Ära eigentlich harmlose Bakterieninfektionen zu
einer der häufigsten Todesursachen entwickeln könnten. Die Zahl der
durch behandlungsresistente Krankheitskeime verursachten Todesfälle
wird auf über 30.000 pro Jahr in Europa geschätzt.

Diese Bedrohung für die öffentliche Gesundheit ist durch einen
sorglosen Antibiotikaeinsatz entstanden, laut Mitteilung der
Veranstalter "vor allem im medizinischen Behandlungsalltag und durch
die umfangreiche Nutzung in der Landwirtschaft". Folge dieser oft zu
unspezifischen Antibiotikaabgabe ist die schnelle evolutionäre
Anpassung der bakteriellen Krankheitserreger an die eingesetzten
Wirkstoffe. Manchmal bilden sie schon nach kurzer Zeit Resistenzen
aus, sodass selbst neu entwickelte Antibiotika schnell ineffektiv
werden können. Bislang nehmen Standardtherapien jedoch kaum Rücksicht
auf den Einfluss der natürlichen Selektion, der den Mechanismen der
Resistenzbildung zugrunde liegt, und begünstigen damit das Problem
rasant fortschreitender Resistenzevolution bei vielen
Krankheitserregern. Die gegenwärtige medizinische Praxis birgt also
das Risiko, auch die letzten noch zur Verfügung stehenden
antibakteriellen Wirkstoffe zu verlieren.

Wissenschaftler suchen weltweit nach Lösungen, um diesen Teufelskreis
zu durchbrechen, so auch die Teilnehmer der Tagung. "Die
Evolutionsforschenden zum Beispiel in Kiel und Plön streben danach,
Erkenntnisse aus der Evolutionsbiologie so auf die Nutzung vorhandener
antibiotischer Wirkstoffe anzuwenden, dass ihre Wirkung länger
erhalten bleibt", erklärte Professor Hinrich Schulenburg. "Wir müssen
wegkommen vom nicht-nachhaltigen Einsatz des noch verfügbaren
Antibiotika-Arsenals und gemeinsam mit Ärzten neuartige Therapien
entwickeln", so Schulenburg weiter.

Ein Beispiel für nachhaltige Behandlungsstrategien, die beim Symposium
diskutiert wurden, ist die Kombination und der schnelle Wechsel gut
zusammenwirkender Antibiotika. Laboruntersuchungen haben gezeigt, dass
sich so einerseits die Resistenzbildung der Krankheitserreger hemmen
lässt und gleichzeitig eine sichere Bekämpfung der Keime und damit die
Behandlung einer Infektion möglich ist. Ein anderer Ansatz:
Personalisierte Therapien gegen Infektionen mit multiresistenten
Keimen. Die genaue Kenntnis der genetischen Eigenschaften eines
spezifischen Erregers, die seine Resistenzbildung zulassen, und die
individuelle Analyse der Wirkungsweise von Antibiotika bei einzelnen
Patienten versprechen eine maßgeschneiderte Behandlung etwa bei
problematischen Tuberkulose-Infektionen.

Einen wichtigen Beitrag zur Erforschung der
Resistenzbildungsmechanismen liefert auch die Evolutionstheorie. Von
Bedeutung ist dabei insbesondere die Prognose, wie die gegenseitige
Anpassung eines Krankheitskeimes an bestimmte Medikamente oder einen
Behandlungsmodus abläuft. "Theoretische Modelle helfen uns dabei, die
Effektivität möglicher neuer Behandlungsformen abzuschätzen", sagte
Sebastian Bonhoeffer, Professor für Theoretische Biologie in Zürich.
"Insbesondere die Effekte des Wechsels oder der Kombination bestimmter
Wirkstoffe auf die Resistenzevolution von Krankheitserregern können
wir damit vorhersagen, um gezielt bestimmte neue Behandlungsformen
experimentell erproben zu können", so Bonhoeffer weiter.

Um Erkenntnisse der evolutionsbiologischen Grundlagenforschung in die
klinische Anwendung zu übertragen, fehle es derzeit vor allem an einer
koordinierten Zusammenarbeit der Experten, hieß es in Plön.
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FORSCHUNG/4065: Serienkiller im Dienst des Immunsystems (idw)


Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund - 08.07.2019

Serienkiller im Dienst des Immunsystems



Natürliche Killerzellen können uns vor Krebs schützen, indem sie
Tumorzellen umbringen. Das gelingt ihnen über unterschiedliche Wege. Wann
die Immunzellen welchen Mechanismus nutzen, ist bislang jedoch kaum
untersucht. Forschende des Leibniz-Instituts für Arbeitsforschung konnten
mit einem internationalen Team zeigen, dass eine Immunzelle nicht zufällig
entscheidet, wie sie die Tumorzellen der Reihe nach tötet. Die Wahl des
Angriffsweges ist zeitlich gesteuert, da die beiden Optionen
unterschiedlich effektiv sind. Die Studie wurde im "Journal of
Experimental Medicine" veröffentlicht.

Die Natürlichen Killerzellen (NK-Zellen) bilden eine der ersten
Verteidigungslinien im Körper im Kampf gegen Infektionen und Krebs. Sie
können nicht nur einzelne Tumorzellen umbringen. Einige NK-Zellen werden
auch als "Serienkiller" aktiv: Sie greifen mehrere Zellen nacheinander an,
um effektiv vor Krankheiten zu schützen. Es ist bekannt, dass die
NK-Zellen dafür zwei Wege nutzen können.

Im ersten Fall docken die NK-Zellen an die Tumorzellen an und schleusen
bestimmte Enzyme über Poren in die Zelle. Die Enzyme verbreiten sich,
spalten Eiweiße und können den Zelltod einleiten. Neben diesem Mechanismus
kann die NK-Zelle der Tumorzelle auch einen "Todeskuss" geben: Sie bindet
dafür spezifisch an die Oberfläche der Tumorzelle, an den sogenannten
Todesrezeptor. Auf diese Weise wird in der Tumorzelle eine enzymatische
Kettenreaktion ausgelöst, die den programmierten Zelltod auslöst.

Wie die NK-Zelle beim Töten der Zellen vorgeht, ob sie sich zufällig für
einen der Wege entscheidet oder bestimmten Regeln folgt, ist kaum
erforscht. In einer aktuellen Studie sind Immunologinnen und Immunologen
am Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund (IfADo)
zusammen mit Forschenden aus Heidelberg und Stockholm dieser Frage
nachgegangen.

Dazu haben sie im Labor NK-Zellen aus Proben von Blutspendern isoliert und
mit Tumorzellen in Kontakt gebracht. Die Interaktionen der Zellen wurden
bis zu 16 Stunden untersucht. Um zu analysieren, wann die Zellen welchen
Todesmechanismus einleiten, hat das Team spezielle Fluoreszenzmarker
entwickelt. Diese Moleküle reagieren spezifisch auf die für den jeweiligen
Mechanismus verantwortlichen Enzyme: Der Zellkern färbte sich entweder rot
oder grün, je nachdem, welches Enzym in der Tumorzelle präsent war.

Strategiewechsel mit der Zeit

"Auf diese Weise konnten wir unter dem Mikroskop zu schauen, wie die
NK-Zellen arbeiten", erklärt IfADo-Immunologe und Studienautor Prof. Dr.
Carsten Watzl. Es zeigte sich, dass die Wahl des Mechanismus zeitlich
gesteuert ist. "Beim Kontakt mit der ersten Tumorzelle nutzten fast alle
NK-Zellen den Weg über die Ausschüttung von Enzymen. Diese Wahl erlaubt
eine schnellere Beseitigung der Tumorzellen im Vergleich zum Mechanismus
über den Todeskuss", so Watzl. Für den weiteren Verlauf konnten die
Forscher feststellen, dass die NK-Zellen ihre Strategie anpassen: Beim
letzten Aufeinandertreffen von einer NK-Zelle mit einer Tumorzelle wählten
fast alle Immunzellen in der Studie den Weg über den Todeskuss.

"Unsere Messungen zeigen, dass durch die wiederholten, schnellen Angriffe
die Anzahl der Enzyme in den NK-Zellen sinkt, die den Tod in der
Tumorzelle einleiten. Der Mechanismus über die Bindung an den
Todesrezeptor stellt somit ein Back-up dar, damit die erschöpfte NK-Zelle
weiter angreifen kann", erklärt Watzl. Jedoch sind die beiden Angriffswege
auch unterschiedlich effektiv. Über die Ausschüttung der Enzyme konnten
die NK-Zellen als Serienkiller mehrere Tumorzellen hintereinander abtöten.
Wenn die Forschenden aber diesen Angriffsweg blockierten, konnten die
NK-Zellen nur jeweils eine einzige Tumorzelle über den Todeskuss umbringen.
Warum der Weg über den Todeskuss kein Abtöten von mehreren Tumorzellen
ermöglicht, ist noch nicht geklärt.

Folgestudien zur Erholung der NK-Zellen geplant

Grundsätzlich können die vorgestellten Erkenntnisse aus der
Grundlagenforschung dabei helfen, die Erforschung von Immuntherapien gegen
Krebs zu verbessern - der Medizin-Nobelpreis 2018 wurde für
Forschungsarbeiten in diesem Kontext verliehen.

So soll in Folgestudien untersucht werden, wie die NK-Zellen gezielt dabei
unterstützt werden können, sich von dem Verlust bestimmter Enzyme zu
erholen und ob die Aktivitäten der T-Zellen, die ebenfalls kranke Zellen
umbringen können, ähnlich zeitlich gesteuert sind. Weitere Forschung ist
zudem nötig, um zu verstehen, wieso nur manche NK-Zellen als Serienkiller
aktiv werden.

Weitere Informationen

An der vorgestellten Studie war neben der IfADo-Forschungsabteilung
"Immunologie" Forscherinnen und Forscher vom Deutschen
Krebsforschungszentrum in Heidelberg, des Royal Institute of Technology
(Schweden) sowie des Karolinska-Instituts (Schweden) beteiligt. Die Arbeit
wurde unter anderem aus Mitteln der Deutschen Forschungsgemeinschaft sowie
der Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren finanziert.

NK-Zellen:

Die Natürlichen Killerzellen sind Teil des angeboren Immunsystems und
zählen zu den Lymphozyten, einer Untergruppe der weißen Blutkörperchen.
Diese Immunzellen verdanken ihren Namen der Tatsache, dass sie durch Viren
infizierte Zellen oder Tumorzellen umbringen können, ohne vorher aktiviert
zu werden. Sie besitzen somit eine natürliche Zytotoxizität.

Das Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund (IfADo) unter
Rechtsträgerschaft der Forschungsgesellschaft für Arbeitsphysiologie und
Arbeitsschutz e.V. erforscht die Potenziale und Risiken moderner Arbeit
auf lebens- und verhaltenswissenschaftlicher Grundlage. Aus den
Ergebnissen werden Prinzipien der leistungs- und gesundheitsförderlichen
Gestaltung der Arbeitswelt abgeleitet. Zu diesem Zweck beschäftigt das
IfADo rund 220 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Das Institut finanziert
sich aus einer institutionellen Förderung von Bund und Land sowie aus
Drittmitteln (2018 insgesamt ca. 14 Mio. Euro). Das IfADo ist Mitglied der
Leibniz-Gemeinschaft, die 95 selbstständige Einrichtungen umfasst.


Originalpublikation:

Prager, I., Liesche, C., van Ooijens, H., Urlaub, D., Fasbender, F.,
Claus, M., Eils, R., Beaudouin, J., Önfelt, B., Watzl, C. (2019): Natural
Killer cells switch from Granzyme B to death receptor mediated
cytotoxicity during serial killing of tumor cells. J. Exp. Med. 

doi: 10.1084/jem.20181454

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ifado.de/blog/2019/07/08/natuerliche-killerzellen-immunsystems/ 

Text mit Video, das Angriffswege der NK-Zellen zeigt

http://jem.rupress.org/content/early/2019/07/02/jem.20181454 

Zum Originalartikel

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution670
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GESUNDHEIT/1358: E-Roller, Fahrrad und Co - Steigende Vielfalt im Straßenverkehr erfordert mehr Aufmerksamkeit (DGOU)


Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie - 9. Juli 2019

Verkehrsunfallstatistik 2018:

E-Roller, Fahrrad und Co - Steigende Vielfalt im Straßenverkehr erfordert mehr Aufmerksamkeit



Berlin, 09.07.2019: "Tschüss Handy, bin jetzt im Straßenverkehr
unterwegs." Das sollte sich jeder Verkehrsteilnehmer bewusst machen,
bevor er sich in den öffentlichen Verkehrsraum begibt. Denn durch die
Ablenkung steigt das Unfallrisiko massiv an und es kommt immer wieder
zu schweren Zusammenstößen. Im Straßenverkehr sind aber mehr denn je
absolute Aufmerksamkeit und Rücksichtnahme erforderlich: Die Vielfalt
an Verkehrsteilnehmenden hat in den letzten Jahren zugenommen. Aktuell
ist mit dem E-Roller eine neue Teilnehmergruppe hinzugekommen. "Jeder
Verkehrsteilnehmer ist für sich und andere Verkehrsteilnehmer
verantwortlich. Es kann lebensgefährlich sein, während der Autofahrt
oder Straßenüberquerung die Augen auf dem Handy und nicht im
Straßenverkehr zu haben", sagt der Präsident der Deutschen
Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie (DGOU) Prof. Dr. Paul
Alfred Grützner anlässlich der heute veröffentlichten
Verkehrsunfallstatistik für 2018 mit 3.275 Verkehrstoten.

Der Trend gehe eher in die andere Richtung: Unter allen neuen und
alten Verkehrsteilnehmern sind sogenannte Smombies. Das sind Menschen,
die durch den ständigen Blick auf ihr Smartphone so stark abgelenkt
sind, dass sie ihre Umgebung kaum noch wahrnehmen. Zudem werde die
gegenwärtige Verkehrsinfrastruktur der neuen Vielfalt auf den Straßen
nicht gerecht.

Im Straßenverkehr gibt es immer wieder neue Fortbewegungsmittel.
Insbesondere die Anzahl von Elektro-Mobilen (E-Mobile) hat stark
zugenommen: Dazu zählen Pedelecs und E-Bikes, aber auch E-Busse und
-Pkws. Seit Juni 2019 sind auch E-Scooter auf Deutschlands Straßen und
Radwegen unterwegs. Mit ihnen entsteht eine vierte
Verkehrsteilnehmergruppe: 1. PKW, LKW, Busse; 2. Fahrrad, E-Bike,
Pedelec; 3. Fußgänger inkl. Sehbehinderte, Smombies etc.; 4.
E-Scooter.

Allen elektrobetriebenen Fahrzeugen ist gemein: Man hört sie nicht und
muss sie daher mit den Augen wahrnehmen können. Insgesamt wird der
Verkehr schneller: Allein die E-Roller können Geschwindigkeiten von
bis zu 20 km/h erreichen. "Die E-Scooter-Fahrer erweitern den Kreis
der ungeschützten Verkehrsteilnehmer neben Fußgängern und Radfahrern.
Unfälle zwischen diesen Verkehrsteilnehmern oder der Zusammenstoß mit
PKW, LKW oder Bussen haben nicht selten lebensgefährliche Folgen. Das
richtige Einkalkulieren der neuen Gruppe von elektrisch betriebenen
Fortbewegungsmitteln muss in unserer Infrastruktur, aber auch in der
Aufmerksamkeitsbereitschaft der anderen Verkehrsteilnehmer unbedingt
stärkere Beachtung finden", sagt Dr. Christopher Spering, Leiter der
DGOU-Sektion Prävention und Oberarzt an der Klinik für
Unfallchirurgie, Orthopädie und Plastische Chirurgie an der
Universitätsmedizin Göttingen (UMG). Das schnelle Herannahen von
E-Mobilen werde von anderen Verkehrsteilnehmern jedoch oft
unterschätzt. Beim E-Scooter kommt hinzu, dass ein
Fahrtrichtungswechsel weder durch Blinker noch durch Handzeichen
angezeigt werden kann: Beide Hände müssen zum Ausbalancieren am Lenker
sein. "Hier darf sich kein Verkehrsteilnehmer mehr eine unaufmerksame
Sekunde erlauben durch Handy-Daddeln oder Träumen - sonst sind
folgenschwere Zusammenstöße vorprogrammiert", sagt Spering. Er
berichtet über die neuen E-Roller: "In den Notaufnahmen sehen wir
schon jetzt schwere Unfälle, bei denen insbesondere Fußgänger oder
auch E-Scooter-Fahrer selbst betroffen sind und zum Teil so schwere
Verletzungen davon tragen, dass sie notfallmäßig operiert werden
müssen."

Für einen sicheren Verkehr müsste zudem die Verkehrslenkung verbessert
werden. Präventionsexperte Spering sagt: "So wie die Möglichkeiten der
Verkehrsteilnahme zunehmen, muss auch die Infrastruktur mitwachsen."
Dazu zähle die bessere Trennung der vier Verkehrsteilnehmergruppen. So
müssten beispielsweise das Fahrradwegenetz stark ausgebaut bzw.
Radwege verbreitert werden.

Neben neuen Konzepten zur Stadtplanung rät Spering klar zur
Eigenverantwortung: "Mit dem Fehler der anderen rechnen! Lieber einmal
mehr passiv verhalten, als auf das Vorfahrtsrecht beharren!" Denn die
ungeschützten Verkehrsteilnehmer seien die schwächsten: Sie verlören
im Falle eines Zusammenstoßes immer. Er verweist dabei auf den
Wortbeitrag eines Jugendlichen, der am
Verkehrsunfallpräventionsprojekt P.A.R.T.Y. der Deutschen Gesellschaft
für Unfallchirurgie teilgenommen hat: "Es ist voll uncool, langsam zu
fahren, aber es ist mega uncool, nicht mehr zu Hause anzukommen."

Nicht zuletzt warnen Orthopäden und Unfallchirurgen im Sinne der
Verkehrssicherheit vor leichtfertigen verkehrspolitischen
Entscheidungen: Denn aktuell sieht ein Entwurf von
Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer vor, den Zugang zum
Motorradfahren zu erleichtern. Grützner sagt: "Das Risiko, mit einem
Zweirad tödlich zu verunglücken oder sich schwer zu verletzen ist etwa
zehn Mal höher als in einem PKW. Im Gegensatz zum PKW gab es beim
Unfallgeschehen mit Motorrad in den letzten 20 Jahren keinen
nennenswerten Rückgang. Dies sollte bedacht werden, wenn der
Gesetzgeber beschließt, die Zulassungen zum Straßenverkehr zu
vereinfachen und dafür Abstriche in der Ausbildung der
Verkehrsteilnehmer hinnimmt."


Hintergrund:

3.275 Menschen sind 2018 laut Informationen des Statistischen
Bundesamts auf deutschen Straßen ums Leben gekommen. Es gab 396.000
Verletzte. Bei der Versorgung von Verletzten erfassen Deutschlands
Unfallchirurgen jedes Jahr durchschnittlich 30.000 Schwerverletzte im
TraumaRegister DGU© (TR-DGU): Das sind Menschen mit besonders schweren
bzw. lebensgefährlichen Verletzungen - bei rund 50 Prozent davon
gehört ein Verkehrsunfall zur Unfallursache. Die TR-DGU-Daten sind
Kernstück der nationalen Qualitätssicherung in der
Schwerverletztenversorgung. Zudem ermöglicht das TR-DGU valide
Detailanalysen: Mit Ergebnissen, die einen Überlebensvorteil
dokumentieren, werden Diagnostik und Therapie kontinuierlich
verbessert. Nur die zuverlässige und vollständige Erhebung der Daten
dieses Registers im staatlichen Auftrag schafft einen Ansatz, die
Verkehrssicherheit im aktiven und passiven Bereich zu verbessern und
damit die Unfallschwere zu verringern und vermeidbare Todesfälle im
Verkehr zu verhindern.


Weitere Informationen:

www.dgou.de

www.dgu-online.de

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie (DGOU) e.V.
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UMWELT/341: Braune Hundezecke gesucht - Uni Hohenheim forscht an eingewanderter Zeckenart (idw)


Universität Hohenheim - 05.07.2019

Braune Hundezecke gesucht: Uni Hohenheim forscht an eingewanderter Zeckenart

Warmes Klima und Wohnungen ideal für die Braune Hundezecke /
Zecken-Expertin bittet um Zusendung auffälliger Zeckenfunde / alle Infos
http://hundezecken.uni-hohenheim.de



Sie ist unauffällig, flink, und kann schnell zur Plage werden: Die Braune
Hundezecke (Rhipicephalus sanguineus). Die eigentlich im Mittelmeerraum
und Nordafrika heimische Zecke scheint sich neuerdings auch in Deutschland
wohl zu fühlen - vor allem in Wohnungen, warnt Katrin Fachet vom
Fachgebiet Parasitologie der Universität Hohenheim in Stuttgart. In einem
neuen Forschungsprojekt soll die Zeckenart genau untersucht werden: Von
ihrer Häufigkeit, Verbreitung, über mögliche Krankheitserreger bis zur
Frage, wie man sie eigentlich richtig loswird. Für die Forschung bittet
die Universität Hohenheim die Bevölkerung, Funde der Braunen Hundezecke
mit Bild zu melden. Bereits im Frühjahr hatte die Universität Hohenheim
darum gebeten, Exemplare einer neuen Zeckenart, der auffälligen
Hyalomma-Zecke, einzusenden. Alle Informationen unter: 

http://hundezecken.uni-hohenheim.de

Um die 25 Grad und trocken hat sie es am liebsten, lauert in kleinen,
steinigen Spalten. Und wenn dann noch ein Hund in der Nähe ist, hat die
Braune Hundezecke (Rhipicephalus sanguineus) den idealen Lebensraum für
sich entdeckt.

"Anders als unser Gemeiner Holzbock kann die Braune Hundezecke sehr gut in
Wohnungen überleben", sagt Katrin Fachet vom Fachgebiet Parasitologie der
Uni Hohenheim. "Heimisch ist sie eigentlich im Mittelmeerraum und
Nordafrika, in unseren warmen und vor allem trockenen Wohnungen gefällt es
ihr also sehr gut."

Nach Deutschland gebracht wird sie wohl mit Urlaubern, vermutet auch Prof.
Dr. Ute Mackenstedt, Parasitologin und Expertin für Zecken an der
Universität Hohenheim. "Wir können davon ausgehen, dass Besitzer, die mit
ihren Hunden im Ausland im Urlaub waren, die Braune Hundezecke nach
Deutschland bringen. Es wurden aber auch bereits Exemplare an Hunden
gefunden, die ihren Hof nie verlassen hatten - ein Hinweis darauf, dass
die Art hier möglicherweise bereits Fuß gefasst hat."

Rasche Verbreitung: Nester mit bis zu 100.000 Zecken möglich

Einmal eingenistet, weiß Katrin Fachet, kann die Braune Hundezecke sehr
schnell zu einer sehr unangenehmen Plage werden. "Ein Holzbockweibchen
kann bis zu 2.000 Eier legen - ein Hundezeckenweibchen bis zu 4.000.
Innerhalb weniger Monate hat man dann schnell mehrere 100.000 Zecken in
der Wohnung."

Das könnte dann u.U. auch gefährlich für den Menschen werden.
"Normalerweise befällt die Braune Hundezecke - wie es der Name schon sagt
- fast ausschließlich Hunde. Ist die Population aber zu groß und der Wirt
reicht nicht mehr aus, dann ist sie nicht wählerisch und sucht sich das
Nächstbeste: Den Menschen."

FSME oder Borreliose-Erreger wurde bisher nicht in dieser Zeckenart
festgestellt. Dafür jedoch andere Krankheiten, so Fachet. "Die Braune
Hundezecke kann zu schweren Erkrankungen der Hunde führen." Auch auf den
Menschen übertragbare Krankheiten wie das Mittelmeer-Fleckfieber,
ausgelöst durch Rickettsien, bringt sie mit sich.

"Wenn Sie annehmen, dass es in Ihrem Haushalt zu einem Befall mit den
braunen Hundezecken gekommen ist, sollten Sie sich mit einem Experten zu
dieser Art in Verbindung setzen, der Sie beim weiteren Vorgehen beraten
kann", empfiehlt Katrin Fachet. "Werden in Eigeninitiative die falschen
Maßnahmen ergriffen, kann es zu einer erheblichen Verschlimmerung des
Befalls mit stark erhöhtem Gesundheitsrisiko für Mensch und Tier kommen."

Aufruf an die Bevölkerung: Auffällige Zeckenfunde melden / einsenden

Die Wissenschaftlerin der Universität Hohenheim bittet daher die
Bevölkerung um Hilfe bei ihrem Forschungsprojekt: "Wir wollen die
betroffenen Fälle gerne betreuen - vom Anfang bis zum Ende des Befalls.
Sollten Sie daher häufiger eine ungewöhnliche Anzahl an braunen Zecken in
einem Gebäude bemerken oder sollte Ihr Hund sehr stark von Zecken befallen
sein, die der braunen Hundezecke ähnlich sehen, dann schicken Sie bitte
eine E-Mail mit Bild der Zecke an hundezecken@uni-hohenheim.de."

Weiterhin ruft die Parasitologie der Universität Hohenheim auch dazu auf,
gefangene Exemplare der auffälligen Hyalomma-Zecke einzusenden. Alle
Informationen zur Hyalomma unter: https://zecken.uni-hohenheim.de/hyalomma

Auch am Tag der offenen Tür am Samstag, 6.7., haben Interessierte die
Möglichkeit, sich genauer über die Braune Hundezecke und das
Forschungsprojekt zu informieren. Ein Stand mit Informationen und den
Experten ist im oberen Foyer von Schloss Hohenheim.


Alle weiteren Informationen gibt es unter:

http://hundezecken.uni-hohenheim.de


HINTERGERUND: Zeckenforschung an der Universität Hohenheim

Seit Jahrzehnten beschäftigen sich die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler in Hohenheim mit der Erforschung von Zecken. Sie studieren
das Verhalten der Tiere, sammeln sie mit verschiedenen Techniken oder
untersuchen sie auf Krankheitserreger. Unterstützung von außen (von
Tierheimen, Veterinären, Jägern und direkt aus der Bevölkerung) stellt
dabei eine wichtige Säule der Zeckenforschung dar. Zwischen 2014 und 2016
konnte so dank der Unterstützung hunderter Gartenbesitzer wichtigen Fragen
zur Häufigkeit und Erregerlast in Zecken aus Gärten auf den Grund gegangen
werden. Die Beteiligung an Hohenheimer Zeckenstudien ist dabei hilfreich
für beide Seiten: Eingesendete Zecken werden bestimmt und je nach Studie
auch auf Krankheitserreger untersucht. Die gewonnenen Informationen werden
den Einsendern zur Verfügung gestellt.

Auch exotischere Zecken werden in Hohenheim studiert und erforscht. Vögel
und Reisende, vor allem mit Haustieren, bringen immer wieder ungewöhnliche
Arten nach Deutschland. Nicht nur können die neuen Arten andere Erreger in
sich tragen als die heimischen Zecken. Denn neue Arten zeigen häufig auch
ein völlig anderes Verhalten.

Seit dem Rekordsommer 2018 steht neben der Braunen Hundezecke auch eine
weitere Zeckenart im Fokus der Experten: Vermutlich eingeschleppt durch
Vögel haben sich die Hyalomma-Zecken bei den warmen Wetterbedingungen mit
einer nie da gewesenen Häufigkeit gezeigt. Diese Zecken sind aktive Jäger.
Entdecken sie mit ihren Augen oder chemischen Sinnen einen Warmblüter im
Umkreis von bis zu 10 Metern, so können sie diesen auf mehrere hundert
Meter verfolgen. Und die spinnenähnlichen Tiere mit den auffällig
gestreiften Beinen sind dabei äußerst schnell. Besonders häufig wurden die
Zecken an Pferden gefunden.

Text: C. Schmid


Weitere Informationen

http://hundezecken.uni-hohenheim.de

Weitere Pressemitteilungen der Universität Hohenheim

Pressemitteilungen: www.uni-hohenheim.de/presse

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution234
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LUNGE/283: Forscher behandeln Lungenhochdruck mit einem Krebsmedikament (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 05.07.2019

Gießener Lungenforscher behandeln Lungenhochdruck mit einem Krebsmedikament

Erfolg für Sonderforschungsbereich 1213 "Pulmonale Hypertonie und Cor
pulmonale"



Lungenhochdruck ist eine schwere, zum Tode führende Erkrankung, die durch
eine starke Verengung der Lungengefäße gekennzeichnet ist. Die Betroffenen
leiden bereits bei geringster Belastung oder sogar in Ruhe unter Atemnot,
blauen Lippen, Beinödemen, Brustschmerzen, und klagen allgemein über
schnelle Erschöpfung und Ermüdung. Die richtige Diagnose wird zumeist erst
gestellt, wenn es durch die fortschreitende Überlastung zum Herzversagen
kommt. Im an der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) angesiedelten
Sonderforschungsbereich 1213 "Pulmonale Hypertonie und Cor pulmonale"
(Sprecher Prof. Norbert Weißmann) wird genau die Erkrankung untersucht und
die Entwicklung neuer Therapien angestrebt.

Das scheint nun gelungen zu sein: In der aktuellen Ausgabe von "Nature
Communications" berichten Prof. Dr. Friedrich Grimminger und Prof. Dr.
Ralph Schermuly vom Fachbereich Medizin der JLU von der Identifizierung
eines molekularen Mechanismus, der die Erkrankung aus der Wand der Gefäße
heraus steuert. Die Zyklin-abhängigen Kinasen (CDKs) 2, 4 und 6 sind im
Lungengewebe und in isolierten Zellen von PAH Patienten in so auffälligen
Konzentrationen vorhanden wie man sie sonst nur bei Krebspatientinnen mit
Brustkrebs kennt. Die moderne Krebstherapie umfasst deshalb auch eine
medikamentöse Blockade dieser Schlüsselproteine.

Die Autoren setzten nun diese in der Krebstherapie etablierten
CDK-Inhibitoren - also künstlich hergestellte Wirkstoffe, die die Wirkung der
CDK hemmen - in vorklinischen Studien ein. Sie folgten der Hypothese, dass
diese CDK-Inhibitoren auch den überaktivierten Signalweg bei den
Lungenkranken so wirksam hemmen, dass die Erkrankung zum Stillstand kommt.
Ihre Hoffnung, den krankhaften Umbau der Blutgefäße zu stoppen, wurde
bestätigt. Überraschenderweise gelang es sogar, die bereits krankhaft
verengten Blutgefässe zu regenerieren.

Die Beobachtung, dass bereits entstandene krankhafte Wandververdickungen
der Blutgefäße "repariert" werden konnten, ist ein unerwarteter Erfolg.
Der Einsatz von Krebsmedikamenten beim Herzversagen ist eine völlig neue
Perspektive. Dafür wurden zwei CDK-Inhibitoren, Dinaciclib und
Palbociclib, verwendet, die bereits in der Tumorbehandlung erfolgreich
getestet wurden. "So ist Palbociclib aufgrund seiner hemmenden
Eigenschaften auf Tumorzellen für die Behandlung des fortgeschrittenen
Brustkrebses zugelassen", erklärt Prof. Grimminger, der selbst als
Onkologe arbeitet. In den isolierten Zellen führte die gezielte Hemmung
der CDKs durch Abschaltung eines nachgeschalteten Signalwegs
(CDK-Retinoblastoma-Protein-E2F-Signalweg) zu einer Unterbrechung des
Zellwachstums und damit zur signifikanten Abnahme der übermäßigen
Zellvermehrung. In zwei experimentellen Modellen der PAH zeigte
Palbociclib eine Reduzierung des krankhaften Gefäßumbaus. Damit
einhergehend zeigte sich insgesamt eine deutliche Verbesserung der
Herzleistung.

"Die Daten zeigen, dass die Hemmung von CDK durch Wirkstoffe wie
Palbociclib eine neue Therapieoption für die Behandlung von PAH-Patienten
darstellt, die am krankhaften Gefäßumbau der Lunge und des rechten Herzens
ansetzt", erklärt Prof. Schermuly. Auch wenn die Entstehung und
Entwicklung einer PAH insgesamt komplex sind, lassen die Ergebnisse
hoffen, dass sich das Fortschreiten der Erkrankung durch die Hemmung des
Gefäßumbaus eindämmen lässt und somit der Leidensdruck der Patienten
verringert wird. Die Erstautoren der Arbeit Dr. Astrid Weiß und Moritz
Neubauer erhielten für diese Arbeit den hochrenommierten Preis der
Rene-Baumgart Stiftung bei dem diesjährigen Kongress der Deutschen Gesellschaft
für Pneumologie.


Originalpublikation:

Weiss A, Neubauer MC, Yerabolu D, Kojonazarov B, Schlueter BC, Neubert L,
Jonigk D, Baal N, Ruppert C, Dorfmuller P, Pullamsetti SS, Weissmann N,
Ghofrani HA, Grimminger F, Seeger W, Schermuly RT. Targeting
cyclin-dependent kinases for the treatment of pulmonary arterial hypertension.
Nature Communication, 2019 May 17;10(1):2204. 

doi: 10.1038/s41467-019-10135-x.

https://www.nature.com/articles/s41467-019-10135-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen - 05.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PFLEGE/778: Palliativmedizin - "Wir dürfen die Menschen am Lebensende nicht alleine lassen" (DKH)


Magazin der Deutschen Krebshilfe, Ausgabe Nr. 2/2019

Deutsche Krebshilfe ehrt Bonner Palliativmediziner


Interview mit Professor Dr. Eberhard Klaschik

von Susanne Kolle



Bonn (ko) - Am 12. April 2019 wurde Professor Dr. Eberhard Klaschik
mit dem Deutsche Krebshilfe Preis 2018 ausgezeichnet und für seine
herausragenden Verdienste geehrt.


Im Beisein zahlreicher Gäste nahm Professor Klaschik die
renommierte Auszeichnung im Alten Rathaus in Bonn entgegen. Der
Preisträger wurde für seine großen Verdienste beim Aufbau
palliativmedizinischer Versorgungsstrukturen sowie für sein
wegweisendes Engagement zur strategischen Weiterentwicklung der
Palliativmedizin in Deutschland geehrt. Professor Dr. Friedemann
Nauck, Direktor der Klinik für Palliativmedizin an der
Universitätsmedizin Göttingen, würdigte die Verdienste des
Preisträgers mit einer Laudatio.

Ziel der Palliativmedizin ist es, schwerstkranken Menschen ohne
Aussicht auf Heilung eine bessere Lebensqualität sowie eine
schmerzfreie und würdevolle letzte Lebensphase zu ermöglichen. Dies
hat sich auch Professor Klaschik zur Lebensaufgabe gemacht. Bereits
1983 hat er mitgewirkt bei der Errichtung der bundesweit ersten
Palliativstation am Universitätsklinikum Köln. Damals war der Begriff
der Palliativmedizin sowohl in der Ärzteschaft als auch in der
Gesellschaft noch ein Fremdwort.

Heute gilt Professor Klaschik als Wegbereiter der modernen
Palliativmedizin. 1984 wurde er Chefarzt der Abteilung für Anästhesie,
Intensivmedizin, Palliativmedizin und Schmerztherapie am
Malteser-Krankenhaus in Bonn. Hier baute er ab 1990 mit Unterstützung
der Deutschen Krebshilfe eines der bedeutendsten Zentren für
Palliativmedizin in Deutschland auf mit einem ambulanten
palliativmedizinischen Dienst, einer Akademie für Fort- und
Weiterbildung und einer Trauerberatungsstelle. Im Jahr 1994 war
Professor Klaschik beteiligt an der Gründung der Deutschen
Gesellschaft für Palliativmedizin.

"Ein Wegbereiter der modernen Palliativmedizin."

 Dr. Fritz Pleitgen



1999 erhielt er die erste Professur für Palliativmedizin am
Universitätsklinikum Bonn. 2008 ging er in den Ruhestand - in der
Palliativmedizin hat er neue Maßstäbe gesetzt, die bis heute gültig
sind.

Der Deutsche Krebshilfe Preis gilt als eine der bedeutendsten
Auszeichnungen auf dem Gebiet der Onkologie und ist mit 15.000 Euro
dotiert.

 * 

"Wir dürfen die Menschen am Lebensende nicht alleine lassen"

Bonn (ko) - Die Palliativmedizin in Deutschland ist eine
Erfolgsgeschichte. Ein Interview mit Professor Dr. Eberhard Klaschik,
Arzt und ausgezeichnet mit dem Deutsche Krebshilfe Preis, über die
Errungenschaften der vergangenen drei Jahrzehnte.


Sie gelten als Wegbereiter der modernen Palliativmedizin
inDeutschland. Was hat Sie damals bewogen, sich in Ihrer beruflichen
Laufbahn schwerpunktmäßig auf dem Gebiet der Palliativmedizin zu
engagieren? 

Ich hatte die Gelegenheit, mit der Eröffnung der ersten
Palliativstation in Köln 1983 die Betreuung der Patienten mit zu
übernehmen. Hier führten wir die Symptomkontrolle, insbesondere die
Schmerztherapie, aber auch die psychosoziale, spirituelle und
physiotherapeutische Behandlung nach dem Vorbild des St. Christopher
Hospice in London durch. Die Verbesserung der Leidenssituation der
Patienten war so beeindruckend, dass für mich sofort klar war, dass
die Palliativmedizin mich niemals loslassen würde.

Welche Situation haben Sie in den Anfängen der Palliativmedizin
vorgefunden und welche Herausforderungen galt es zu meistern?

1983 war Deutschland ein palliativmedizinisches Vakuum. Die Deutsche
Krebshilfe hat die damals mutige Entscheidung getroffen, an der
Universität Köln die erste Palliativstation in Deutschland zu
etablieren. Eine Herausforderung war es, den stationsinternen Standard
dem englischen Vorbild anzupassen. Darüber hinaus galt es aber auch,
Ärzte, Pflegekräfte, Seelsorger, Sozialarbeiter, Physiotherapeuten,
Kostenträger, Politiker und Laien von der absoluten Notwendigkeit der
Palliativmedizin und Hospizidee zu überzeugen, damit die Kölner
Erfahrungen bundesweit umgesetzt werden konnten.

Was hat Ihnen die Kraft gegeben, Ihre Ziele trotz aller
anfänglichen Hürden und Widrigkeiten beharrlich weiterzuverfolgen?

In der Zeit zwischen 1983 und 1990 hatte sich eine kleine Gruppe aus
allen an der Betreuung schwerkranker Menschen beteiligten
Fachdisziplinen gebildet, die sich durch Begeisterungsfähigkeit,
Beharrlichkeit, Zusammenhalt, Einsatz, Arbeitsbereitschaft und
Überzeugungsfähigkeit ausgezeichnet hat, und die sich von Vorurteilen,
Ignoranz und Gleichgültigkeit nicht beeinflussen ließ. Von
unschätzbarem Wert war für mich persönlich die vorbehaltlose und
grandiose Unterstützung meiner Frau.

Die Palliativmedizin hat seit ihren Anfängen in den 1980er Jahren
bis heute viel erreicht. Worin sehen Sie die Meilensteine dieser
erfolgreichen Entwicklung?

Meilensteine sind für mich die erste Palliativstation an der
Universität Köln 1983, die Gründung der Deutschen Gesellschaft für
Palliativmedizin 1994, der erste Lehrstuhl für Palliativmedizin an der
Universität Bonn 1999, die gesetzliche Verankerung der spezialisierten
ambulanten Palliativversorgung (SAPV) 2007, die Zusatzweiterbildung
für Palliativmedizin mit Prüfungen in den Landesärztekammern 2003 und
Palliativmedizin als Pflichtlehr- und Prüfungsfach im Medizinstudium
2009.

Wo besteht aus Ihrer Sicht künftig noch Handlungsbedarf? Was
wünschen Sie sich für die Zukunft?

Neben der grundsätzlich notwendigen flächendeckenden Versorgung im
ambulanten und stationären Bereich ist der weitere Ausbau der
Palliativmedizin an den Universitäten zwingend notwendig. Die Deutsche
Krebshilfe hat hier bereits segensreich gewirkt, indem sie sechs
Lehrstühle etabliert hat, die jetzt auch alle in der Regelfinanzierung
sind. Diese Förderung der Deutschen Krebshilfe hat die größtmögliche
Nachhaltigkeit bewiesen.

Anfang Texteinschub

"Im Vordergrund steht für mich, wie ich mit dem gesamten Team
den Patenten eine erlebenswerte Zeit ermöglichen kann."

Professor Dr. Eberhard Klaschik, Arzt und Inhaber des ersten Lehrstuhls für Palliativmedizin.

Ende Texteinschub

Zum Schluss noch eine sehr persönliche Frage: Als
Palliativmediziner haben Sie tagtäglich Menschen auf dem Weg in den
Tod begleitet. Wie ist es Ihnen gelungen, mit den vielen traurigen
Momenten von Leid und Abschied umzugehen?

Am Ende der palliativmedizinischen Betreuung steht natürlich auch die
bestmögliche Begleitung, wenn der Sterbeprozess unmittelbar
bevorsteht. Und wir wissen, dass wir hier den Patienten eine ihrer
Würde entsprechende Versorgung anbieten und deren Angehörige stützen
können, wenn wir sie in dieser Phase nicht alleine lassen. Wenn uns
das gelingt, können auch wir von den Patienten Abschied nehmen. Ein
intaktes Betreuungsteam ist die beste Voraussetzung, mit schwierigen
Situationen umzugehen.

 * 

Quelle:

Magazin der Deutschen Krebshilfe, Ausgabe Nr. 2/2019, Seite 8 - 9

Herausgeber: Deutsche Krebshilfe e.V.

Buschstraße 32, 53113 Bonn

Telefon: 0228/729 90-0, Fax: 0228/729 90-11

E-Mail: deutsche@krebshilfe.de

Internet: www.krebshilfe.de
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MELDUNG/289: "Förderpreis Deutschlandfunk" geht an Diamanda La Berge Dramm (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 09.07.2019

"Förderpreis Deutschlandfunk" geht an Diamanda La Berge Dramm

Junge niederländisch-amerikanische Violinistin erhält Engagement beim
Musikfest Bremen und spielt beim Deutschlandfunk neue CD ein



Die niederländisch-amerikanische Violinistin Diamanda La Berge Dramm
erhält den diesjährigen "Förderpreis Deutschlandfunk".

Mit der Auszeichnung unterstützen das bundesweite Radioprogramm und
das Musikfest Bremen seit 1998 hochbegabte Nachwuchskünstlerinnen und
-künstler.

Diamanda La Berge Dramm wurde 1991 in Amsterdam geboren. Ihre Eltern,
beide Musiker und Komponisten, waren aus den USA in die Niederlande
übergesiedelt. Mit vier Jahren begann Diamanda La Berge Dramm Geige zu
spielen, im Alter von 13 Jahren brachte sie das Werk "Raadsels" von
Louis Andriessen im Concertgebouw Amsterdam zur Uraufführung. Diamanda
La Berge Dramm studierte am New England Conservatory in Boston, wo sie
zum Abschluss ihres Bachelors mit dem John Cage Award ausgezeichnet
wurde. Ihren Master absolvierte sie am Königlichen Musikkonservatorium
in Den Haag, das sie 2015 mit dem Nicolai Prize für die
außergewöhnlichste Abschlussprüfung ehrte. Im selben Jahr erhielt
Diamanda La Berge Dramm den Kersjes Prize, 2018 folgte der Dutch
Classical Talent Tour & Award. Zuletzt war die Violinistin unter
anderem mit der Einspielung des ihr vom irischen Komponisten Garth
Knox gewidmeten Solozyklus' "Violin Spaces" befasst. Als Artist in
Residence beim Muziekgebouw Eindhoven arbeitet sie zurzeit an einem
interaktiven Crossover-Projekt mit Kompositionen von Charles Ives.

"Diamanda La Berge Dramm ist bestens vertraut mit der Klassik-,
Avantgarde- und Improvisationsszene der Niederlande und hat bereits
ihren eigenen Stil entwickelt. Ob mit barockem oder zeitgenössischem
Repertoire, stets erkundet sie die Klangmöglichkeiten ihres
Instruments bis in die entlegenen Obertonspektren. Feinsinnig,
expressiv und immer musikantisch ist ihr Zugang zur Musik, getragen
von einer großen Natürlichkeit des Spiels. Mit Bass Drum, Orgelpedal
und Gesang ergänzt und erweitert sie ihren Violinklang und öffnet ein
weites Emotionsspektrum von archaischer Kraft bis meditativer Ruhe",
begründet die Jury die Entscheidung.

Der "Förderpreis Deutschlandfunk" umfasst als Sachpreis eine
Studioproduktion für eine CD-Einspielung als Artist in Residence im
Deutschlandfunk Kammermusiksaal in Köln sowie ein Engagement beim
Musikfest Bremen. Preisträger der vergangenen Jahre waren unter
anderem Julia Fischer, Patricia Kopatchinskaja, Kristian Bezuidenhout,
Sophie Pacini, Leonard Elschenbroich, Jean Rondeau, Aaron Pilsan und
Äneas Humm.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2198: Steinfurt-Borghorst - Jazz-Kompositionen mit dem Knut Hagedorn Quartett am 14. Juli 2019


Kreis Borken

Jazz-Kompositionen im Garten des Bauhaus-Museums

Das Knut Hagedorn Quartett spielt in der Reihe "Trompetenbaum &
Geigenfeige" am Sonntag, 14. Juli, um 16 Uhr in Borghorst



Münsterland / Steinfurt-Borghorst. Spielfreude und Leidenschaft -
damit begeistert das Knut Hagedorn Quartett die Zuhörerinnen und und
Zuhörer bei seinen Auftritten. Davon können sich nun auch die
Besucherinnen und Besucher des nächsten Konzerts der Reihe
"Trompetenbaum & Geigenfeige - Musik in Gärten und Parks im
Münsterland" am Sonntag, 14. Juli, am HeinrichNeuyBauhausMuseum in
Steinfurt-Borghorst überzeugen. Das musikalische Programm beginnt um
16 Uhr. Anschließend, gegen 17.30 Uhr, wird eine Führung durch den
Garten des Museums-Hauses, Kirchplatz 5, in Borghorst angeboten.

Das Knut Hagedorn Quartett bilden Jonas Rabener (Saxophon), Max
Teschner (Piano), Julian Walleck (Bass) und Namensgeber Knut Hagedorn
(Schlagzeug und Kompositionen). Die vier Musiker überzeugen mit ihrem
genreübergreifenden Sound sowohl live als auch auf zahlreichen
Aufnahmen. Dabei feuern die groovigen Eigenkompositionen des
Bandleaders die Abenteuerlust des Quartetts an und inspirieren Musiker
und Publikum gleichermaßen. Der Jazz-Spirit ist dabei stets präsent,
vor allem angesichts der vielen freien Soli, die als
Kollektivimprovisation angelegt sind - Freiheit in Grenzen par
excellence.

Als einzig erhaltenes Stiftskurienhaus mit hoher ortsgeschichtlicher
Bedeutung ist das Haus am Kirchplatz 5 auf vielfältige Weise mit der
wechselhaften Geschichte von Borghorst verwoben. Nachdem sich das
Stiftsdorf in Zeiten der aufblühenden Textilindustrie zum
Industriestandort gewandelt hatte, wurde das Gebäude zeitweise als
repräsentative Villa samt parkähnlichem Garten hergerichtet. Das Haus
aus dem Jahre 1668 wurde behutsam restauriert und durch einen
dreigeschossigen verglasten Anbau zum Garten hin "geöffnet" und
erweitert. Entstanden ist ein kleines, aber feines Refugium, in dem
"alt" und "neu" aufeinander treffen und sich harmonisch ergänzen.
Heutzutage wird das Haus als Kulturstätte genutzt: Es beherbergt neben
dem HeinrichNeuyBauhausMuseum auch die Stiftsbibliothek des
Damenstifts.

"Trompetenbaum & Geigenfeige" ist ein gemeinsames Projekt der vier
Münsterlandkreise Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf. Die
Kulturabteilung des Kreises Borken übernimmt gemeinsam mit
Münsterland e.V. die Organisation. Das Land NRW unterstützt
"Trompetenbaum und Geigenfeige" aus Mitteln des Förderprogramms
"Regionale Kulturpolitik". Das Konzert in Steinfurt-Borghorst findet
in Zusammenarbeit mit dem HeinrichNeuyBauhausMuseum und der Abteilung
Stadtmarketing und Kultur der Stadt Steinfurt statt.

Karten für das Konzert am Sonntag, 14. Juli, gibt es an der Tageskasse
ab 15 Uhr. Der Eintritt kostet zehn Euro. Ermäßigungen gibt es für
Schüler, Auszubildende und Studenten. Kartenbestellungen sind zudem
beim Münsterland e.V. - Tourismus-Center unter der kostenfreien
Service-Hotline 0800-9392919 (montags bis freitags von 9 bis 17 Uhr)
möglich. Dort gibt es auch weitere Informationen. Das Programm der
Musikreihe ist darüber hinaus im Internet unter 
www.trompetenbaum-geigenfeige.eu zu finden. 

Infos gibt es am Veranstaltungstag unter Tel. 0172-4338268.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Juli 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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KLASSIK/10225: Borken-Gemen - Werke von Béla Bartók, Guillaume Lekeu, Franz Liszt und mehr am 14.7.19


Kreis Borken

Finale für "Sommer - Schlösser - Virtuosen" am Sonntag in Borken-Gemen 

Deutsche Kammerakademie Neuss am Rhein und Armin-Thomas Khihel
(Klarinette) treten am 14. Juli im Rittersaal der Jugendburg auf



Kreis Borken/Borken-Gemen. Nach fünf Stationen geht die Reihe "Sommer -
 Schlösser - Virtuosen - Klassik im Westmünsterland" am Sonntag, 14.
Juli, in Borken-Gemen zu Ende. Um 17 Uhr beginnt im Rittersaal der
Jugendburg Gemen das Gastspiel der Deutschen Kammerakademie Neuss am
Rhein unter der Leitung von Marc Coppey. Als "Orchester in Residence"
war es bei allen Konzerten der Reihe dabei. Das Ensemble wird
gemeinsam mit Solist Armin-Thomas Khihel (Klarinette) auftreten. Das
Konzert steht unter dem Motto "Göttliches Tanzvergnügen". Es werden
Werke von Béla Bartók, Guillaume Lekeu, Franz Liszt und Carl Stamitz
zu hören sein.

Armin-Thomas Khihel, geboren 2001, bekam seinen ersten
Klarinetten-Unterricht mit sechs Jahren. Seit 2015 ist er Jungstudent
an der Robert Schumann Hochschule in Düsseldorf. Khihel gewann bereits
mehrfach mit Höchstpunktzahl den Wettbewerb "Jugend musiziert" auf
Regional-, Landes- und Bundesebene. Erste Orchestererfahrung sammelte
er im U16-Orchester der Tonhalle Düsseldorf. 2016 führte ihn ein
Austauschprojekt nach Litauen. Khihel ist seit 2018 Stipendiat der
Werner Richard - Dr. Carl Dörken Stiftung.

Der Cellist und Dirigent Johannes Goritzki gründete 1978 die Deutsche
Kammerakademie Neuss am Rhein (dkn). Sie gestaltete bereits zahlreiche
Konzerte im In- und Ausland und brachte inzwischen mehr als vierzig
CD-Produktionen heraus. Tourneen nach Südamerika, Spanien, Finnland
und Polen sind Teil der jüngsten Orchestergeschichte. Die Stadt Neuss
fördert durch die dkn junge hochbegabte Musikerinnen und Musiker.
Diese bekommen so die Möglichkeit, mit international erfahrenen
Dirigenten, Solisten und Stimmführern zu arbeiten und sich intensiv
fortzubilden. Die dkn ist als "Orchester in Residence" in diesem Jahr
bei allen Konzerten der Reihe "Sommer - Schlösser - Virtuosen"
dabeigewesen.

Dirigent Marc Coppey wurde in Straßburg geboren. Er studierte am
Konservatorium von Paris und in den USA. Er ist unter anderem
Preisträger des Internationalen Bachwettbewerbs Leipzig und gastierte
bereits auf zahlreichen namhaften Festivals sowie in großen
Konzertsälen weltweit. Coppey unterrichtet an der Musikhochschule
Paris und ist musikalischer Leiter des Kammermusikfestivals "Les
Musicales" in Colmar.

Veranstalter der Konzertreihe ist der Kreis Borken. Das Konzert in
Borken-Gemen wird in Zusammenarbeit mit der Jugendburg Gemen
durchgeführt. Möglich gemacht wird die Reihe, die 2019 bereits zum 17.
Mal durchgeführt wird, durch das großzügige Engagement der Werner
Richard - Dr. Carl Dörken-Stiftung aus Herdecke, der die Pflege des
Kulturlebens in Westfalen ein besonderes Anliegen ist. Zudem
unterstützen die Sparkasse Westmünsterland sowie die Hilde und Bodo
Crone-Stiftung aus Gronau die Konzertreihe.

Der Eintritt beträgt für Erwachsene 15 Euro, Schüler, Studenten und
Auszubildende zahlen 10 Euro. Karten-Reservierungen sind in der
Kulturabteilung des Kreises Borken im kult Westmünsterland in Vreden,
Kirchplatz 14, unter Tel. 02564/9899-111 oder per E-Mail an
sommerkonzerte@kreis-borken.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Juli 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken
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AUSLAND/9118: Aus aller Welt - 10.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Britischer Botschafter gibt Amt nach Kritik an Trump auf

Der britische Botschafter in den Vereinigten Staaten ist nach Kritik
an den US-Präsidenten zurückgetreten. Das teilte das Außenministerium
in London am Mittwoch mit. In vertraulichen Mitteilungen hatte Kim
Darroch US-Präsident Donald Trump unter anderem als unsicher und
inkompetent kritisiert. Diese Vermerke waren an die Öffentlichkeit
gelangt, was zu einem Streit zwischen Washington und London führte.
Am Montag erklärte Trump, daß seine Regierung keinen Kontakt mehr mit
Darroch unterhalten werde. Premierministerin Theresa May hatte sich
hingegen hinter ihren Botschafter gestellt. Trotzdem legte Darroch
sein Amt nieder.

10. Juli 2019
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JUSTIZ/9118: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



19jähriger Kölner durch Polizeischüsse schwer verletzt

Bei einem Polizeieinsatz in der Kölner Innenstadt haben Beamte einen
19jährigen durch Schüsse schwer verletzt. Wie aus einer
Pressemitteilung von Polizei und Staatsanwaltschaft hervorgeht,
wollte der junge Mann, gegen den offenbar ein Haftbefehl vorlag, vor
einer Festnahme flüchten. Warum die Polizisten geschossen haben, ist
noch unklar. Der Zwischenfall ereignete sich am Mittwochnachmittag in
einem Getränkemarkt am Sudermanplatz im Kölner Agnesviertel. Die
Ermittlungen übernahm das Polizeipräsidium Bonn.

10. Juli 2019
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MILITÄR/9115: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Berlin sendet keine zusätzlichen Truppen nach Syrien

Großbritannien und Frankreich sind offenbar bereit, zusätzliches
Militär nach Syrien zu verlegen. Damit sollen die US-Soldaten ersetzt
werden, die die US-Regierung abziehen will. Wie das Magazin "Foreign
Policy" unter Berufung auf einen US-Regierungsvertreter berichtete,
würden sich London und Paris zu einer geringfügigen
Truppenverstärkung von 10 bis 15 Prozent verpflichten. In Berlin
lehnt man den Einsatz weiterer Soldaten in dem Bürgerkriegsland ab.
Die Bundesregierung wolle die bisherigen militärischen Beiträge zur
Anti-IS-Koalition fortführen, erklärte Merkels Sprecher Steffen
Seibert. Dazu zählen allerdings bekanntlich keine Bodentruppen.

10. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9117: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schuldenabbau der Kommunen - Brinkhaus gegen Bundeshilfen

In der Debatte um die Übernahme von Altschulden der Kommunen durch
den Bund sprach sich Unionsfraktionschef Ralph Brinkhaus gegen
Bundeshilfen aus. Dafür seien die Länder zuständig, die der Bund in
den letzten Jahren bereits deutlich entlastet habe, sagte der
CDU-Politiker der Nachrichtenagentur AFP. Ähnlich äußerte sich auch
Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU). Der Bund sei bereit, über
dieses Thema zu reden, sagte Seehofer. Zuständig seien dafür die
Länder. Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) hingegen signalisierte
den verschuldeten Kommunen, daß der Bund bei der Lösung des Problems
helfen werde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9115: Tragisches und Kurioses - 10.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Autofahrerin übersieht herannahenden Zug

An einem unbeschrankten Bahnübergang in Düngstrup bei Wildeshausen
(Niedersachsen) ist am Dienstagabend ein Auto mit einem Zug der
Nordwestbahn zusammengestoßen. Die 40jährige Fahrerin hatte den
herannahenden Zug offenbar zu spät erkannt. Trotz einer
Schnellbremsung erfaßte der Triebwagen das Auto. Es wurde
herumgeschleudert und im Frontbereich schwer beschädigt. Die Fahrerin
wurde dabei leicht verletzt. Die rund 50 Menschen im Zug blieben
unverletzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8200: Aus Forschung und Technik - 10.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Japanische Asteroidensonde Hayabusa 2 startet Landemanöver

Die japanische Raumfahrtagentur JAXA hat am Mittwoch die zweite
Landung ihrer Raumsonde Hayabusa 2 auf dem rund 340 Millionen
Kilometer von der Erde entfernten Asteroiden namens Ryugu
eingeleitet. Der Abstieg aus der 20 Kilometer hohen Umlaufbahn dauert
etwa 25 Stunden. Diesmal soll die Sonde Gesteinsproben aus einem im
April geschaffenen Krater sammeln. Das Material soll später zurück
zur Erde transportiert werden. Die Asteroidenmission Hayabusa 2 war
im Dezember 2014 gestartet. Der kosmische Brocken mißt etwa einen
Kilometer im Durchmesser und besteht aus wenig verändertem, 4,5
Milliarden Jahre altem Material.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8214: Aus aller Welt - 10.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Bergbaukonzern Vale für Dammbruchfolgen voll verantwortlich

Ein Gericht im brasilianischen Bundesstaat Minas Gerais hat den
Bergbaukonzern Vale zur Wiedergutmachung der Schäden verurteilt, die
Ende Januar beim Dammbruch an einem Absetzbecken bei der Kleinstadt
Brumadinho entstanden sind. Wegen der abzusehenden Kosten für den
Konzern waren zuvor Vermögenswerte in Höhe von umgerechnet rund
zweieinhalb Milliarden Euro beschlagnahmt worden. Die Schlammlawine
aus Abraum der Eisenerzmine Córrego do Feijão ergoß sich am 25.
Januar über mehrere Ortschaften und kostete mindestens 248 Menschen
das Leben. Weitere 22 werden immer noch vermißt. Die
schwermetallhaltige Masse verseuchte auch den Fluß Paraopeba bis zum
Atlantik. Der Damm des Rückhaltebeckens war im Herbst zuvor im
Auftrag von Vale von dem deutschen Zertifizierungsunternehmen Tüv Süd
geprüft und trotz mehrerer Wartungsempfehlungen für sicher erklärt
worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8172: Medizin und Gesundheitswesen - 10.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Niedersachsen plant Aktionsbündnis Pflege

Niedersachsen will mit einem Bündnis aus Krankenkassen,
Pflegeanbietern und Kommunalverbänden der Pflegekatastrophe Einhalt
gebieten. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, sollen Maßnahmen
auf einer Pflegekonferenz im Herbst vereinbart werden. Ziel ist es,
bessere Bedingungen sowohl für die Pflegebedürftigen als auch für die
Pflegenden zu schaffen. Allerdings: Die niedersächsische Pflegekammer,
in der mehr als 90.000 Pflegefachkräfte Mitglied sind, ist an der
konzertierten Aktion Pflege nicht beteiligt. Gespräche im Sommer und
beim Kongreß im Herbst sollen das möglichst ändern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8202: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Spontandemo in Leipzig zur Verhinderung einer Abschiebung

In Leipzig haben sich am Mittwochabend rund 30 Menschen den
Polizisten entgegengestellt, die einen den Berichten zufolge aus
Syrien stammenden Kurden zur Abschiebung abholen wollten. Die Zahl
der Menschen, welche gegen die "rechtmäßige Abschiebung"
protestierten, wuchs nach Polizeiangaben auf rund 500 an. Die
"Leipziger Volkszeitung" berichtete, sie hätten unter anderem
gerufen: "Wir sind hier, wir sind laut, weil ihr uns den Nachbarn
klaut!" Möbel wurden auf die Straße gestellt, Polizeiwagen wurden
blockiert und Beamte mit Bierflaschen und Steinen beworfen. Elf
Beamte seien verletzt und drei Einsatzfahrzeuge beschädigt worden,
teilte Sachsens Innenminister Wöller am nächsten Tag mit. Die
Polizisten griffen während der angemeldeten Spontandemo zu
Pfefferspray und setzten "unmittelbaren Zwang" zur Befreiung der
"eingeschlossenen Kollegen und Funkstreifenwagen" ein. Der
Abzuschiebende wurde von der Polizei an unbekannten Ort verbracht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8125: Sprache, Kunst und Medium - 10.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Das Unesco-Welterbekomitee tagt 2020 in China

Zum Abschluß des Jahrestreffens des Unesco-Weltkulturerbe-Komitees in
Baku/Aserbaidschan wurde bekanntgegeben, daß die 44. Sitzung im
kommenden Sommer in China stattfinden soll.

Wie Deutschlandfunk Kultur berichtete, soll dann auch über die
Welterbe-Nominierung der Künstlerkolonie Mathildenhöhe in Darmstadt
entschieden werden. Außerdem hoffen die deutschen Vertreter zusammen
mit jenen aus Frankreich, Belgien, Österreich, Italien, Großbritannien 
und Tschechien auf die gemeinsame Anerkennung ihrer bedeutenden
europäischen Kurorte des 19. Jahrhunderts.

Bei der gerade beendeten Sitzung wurden 29 neue Weltkulturerbestätten
aufgenommen, darunter das Wassermanagement-System in Augsburg sowie
grenzüberschreitend die Montanregion Erzgebirge/Krusnohori in Sachsen
und Tschechien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8191: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Häuserkampf in Detmolder Hochhaus

Im ehemaligen Westfälischen Straßenbauamt in Detmold trainieren von
Montag bis Freitag elf Soldaten der Panzerbrigade 21 aus Augustdorf
(Kreis Lippe) den Orts- und Häuserkampf. Die Soldaten der
Ausbildungseinheit "Kampf auf nahe Entfernung" sollen ab November
etwa ein halbes Jahr lang in Afghanistan für den Personenschutz
hochrangiger NATO-Militärs eingesetzt werden. Die Brigade
"Lipperland" ist in der Generalfeldmarschall-Rommel-Kaserne
("Wüstenfuchs") stationiert. Dort hatten am Tag der Bundeswehr Mitte
Juni Angehörige des Jägerbataillons 1 aus Schwarzenborn in einem 100
Quadratmeter großen Haus aus Plexiglas unter anderem das gewaltsame
Vordringen von Raum zu Raum demonstriert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8205: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Kabinett verabschiedet Digitalisierungspläne für das Gesundheitswesen

Das Bundeskabinett hat den Gesetzentwurf von Gesundheitsminister
Spahn zur Verbreitung von Informationstechnologie im
Gesundheitswesen verabschiedet. Der Minister schlägt unter anderem
vor, daß Ärzte ihren Patienten auf Krankenkassenkosten zertifizierte
Apps verordnen können sollen. Dabei kann es beispielsweise um die
Protokollierung von Diabetes- und Migränephänomenen oder die
geregelte Einnahme von Medikamenten gehen. Außerdem sollen sich die
Bürger gesundheitsrelevante Dokumente wie Impfausweise und
Mutterpässe auf ihre Smartphones holen können. Spahn favorisiert
zudem digitale Patientenakten und Videosprechstunden. Natürlich sei
für viele weiter der Goldstandard das persönliche, das direkte, das
analoge Gespräch mit dem Arzt, sagte Spahn im ARD-Morgenmagazin.
Künstliche Intelligenz und digitale Anwendungen würden Ärzte nicht
ersetzen. Aber Ärzte, die digitale Anwendungen nutzten, würden die
Ärzte ersetzen, die noch mit Karteikarten arbeiteten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8175: Tragisches und Kurioses - 10.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Hunderte Autos rund um Hamburger Flughafen beschädigt

In den letzten Tagen sind im Umfeld des Hamburger Flughafens
mindestens 210 Fahrzeuge mutwillig beschädigt worden.

Wie die Polizei erklärte, hätten unbekannte Täter bei in den Straßen
abgestellten Pkw teils die Luft aus den Reifen gelassen oder diese
zerstochen sowie den Lack an zahlreichen Karosserien zerkratzt.

Es gebe noch keine eindeutigen Hinweise oder Verdächtige. Auffällig
sei aber, daß bis auf zwei Wagen mit Hamburger Kennzeichen alle
übrigen auswärtige oder ausländische Kennzeichen trugen.

Nach einem Bericht des Senders NDR 90,3 vermutet die Polizei deshalb,
daß hauptsächlich Flugreisende betroffen sind, die ihr Fahrzeug für
einen längeren Zeitraum abgestellt hatten.

Seit Jahren beschweren sich Anwohner über auswärtige Langzeitparker,
die offenbar die hohen Gebühren in den flughafeneigenen Parkhäusern
vermeiden wollen, damit aber die Abstellflächen der Anwohner belegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8203: Arbeit, Soziales und Familie - 10.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Bevölkerungswachstum in der EU 2018

In der Europäischen Union lebten 2018 insgesamt rund 513 Millionen
Menschen. Das waren 1,1 Millionen mehr als im Jahr zuvor, wie die
Statistikbehörde Eurostat mitteilte. Das Bevölkerungswachstum ging
hauptsächlich auf Zuwanderung zurück. Malta, Luxemburg und Irland
wiesen den höchsten Bevölkerungszuwachs auf. Die natürliche
Veränderung der EU-Bevölkerung war ein zweites Jahr in Folge negativ.
Deutschland ist laut Eurostat mit 83 Millionen Einwohnern das
bevölkerungsreichste EU-Land.

10. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8183: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 10.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Umweltforscher empfehlen Aufforstung der Wälder

Nicht wenige Umweltschützer befürchten, daß beim Klimawandel der
Point of no Return (PONR) bereits überschritten wurde. Nach Ansicht
von Forschern der Eidgenössischen Technischen Hochschule (ETH) Zürich
könnte es noch nicht zu spät sein. Wie aus einer dpa-Meldung
hervorgeht, kann nichts den Klimawandel so effektiv bekämpfen wie die
Aufforstung. Daher hat das Pflanzen von Bäumen das Potential, zwei
Drittel der bisher von Menschen verursachten klimaschädlichen
CO2-Emissionen aufzunehmen. Und ihnen zufolge kann die Erde ein
Drittel mehr Wälder vertragen, ohne daß Städte oder Agrarflächen
beeinträchtigt werden. Besonders viele Flächen für eine Aufforstung
soll es in Rußland geben, gefolgt von den USA, Kanada, Australien,
Brasilien und China. Mit Hilfe der neuen Wälder sollen bis zu 205
Milliarden Tonnen Kohlenstoff gespeichert werden können. Das wären
zwei Drittel der 300 Milliarden Tonnen Kohlenstoff, die seit der
industriellen Revolution durch den Menschen in die Atmosphäre
gelangten. Allerdings sollte mit dem Aufforsten bald begonnen werden.
Da es Jahrzehnte dauern wird, bis die Wälder ausreichend gewachsen
sind, um ihr Potential als natürliche CO2-Speicher ausschöpfen zu
können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8191: Märkte und Finanzen - 10.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Bankenstreßtest 2018 war zu milde

Der europäische Rechnungshof hat den Streßtest überprüft, dem 48
Banken in 15 EU-Ländern vergangenes Jahr unterzogen wurden. Im
Abschlußbericht zur Untersuchung heißt es, die Geldinstitute seien
damals unrealistisch milden finanziellen Schocks ausgesetzt worden.
Bei einigen besonders anfälligen Banken sei der Streßtest nicht
vorgenommen worden. Außerdem habe die Überprüfung nicht in allen
EU-Ländern dasselbe Niveau gehabt. Der Rechnungshof wertet die
Ergebnisse des Streßtests als weder vergleichbar noch verläßlich. Er
empfiehlt die Aufstellung von Mindeststandards für künftige
Überprüfungen und eine genauere Kontrolle der Tests.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8206: Aus Forschung und Technik - 10.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Ursprung der Philister aufgedeckt

Forscher vom Max-Planck-Institut für Menschheitsgeschichte in Jena
wollen den wissenschaftlichen Beweis erbracht haben, daß der Ursprung
der Philister in Europa war. Wie afp meldete, soll ihnen das mit
Hilfe genetischer Analysen von Knochenfunden aus Israel gelungen
sein. Im israelischen Aschkelon, einer der antiken Städte der
Philister, hatten Archäologen 2013 einen Friedhof entdeckt, der eine
Fülle an genetischen Proben lieferte. Jetzt zeigten neue Verfahren
für die Sequenzierung und Anreicherung von DNA-Material, daß die aus
der Eisenzeit stammenden Knochen einen genetischen Bestandteil
aufwiesen, der bei den bronzezeitlichen Völkern, die vorher in der
Gegend gelebt hatten, nicht vorkam. Die Forscher gehen davon aus, daß
die Philister etwa 1200 Jahre vor Christus nach Palästina
einwanderten und schließlich im sechsten Jahrhundert vor Christus
durch die Babylonier ausgelöscht wurden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/561: Gutes Gespür für Moskitos (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 08.07.2019

Gutes Gespür für Moskitos



Venusfliegenfallen können sogar Berührungen von extrem leichten Tieren
wahrnehmen. Auf diese Weise schützen sie sich vor dem Verhungern durch
Überaktivität. Das zeigt eine neue Studie von Forschern aus Würzburg und
Cambridge.




[image: Bild: © Sönke Scherzer]

Die Venusfliegenfalle erkennt die Größe ihrer Beute. Zu kleine
Insekten (links) sind nicht in der Lage die nötige Kraft
aufzubringen, um das sensorische Haar der Pflanze zu stimulieren
(rechts).

Bild: © Sönke Scherzer



Weil Pflanzen nicht dazu in der Lage sind, ihren Standort zu verlassen,
müssen sie eine andere Technik entwickeln, um sich mit lebenswichtigen
Nährstoffen zu versorgen. Die meisten von ihnen bilden dafür ein
Wurzelsystem aus und holen sich aus dem Boden, was sie zum Leben
benötigen. Was aber, wenn der Boden dauerhaft nichts hergibt? Einen Ausweg
aus dieser Zwangslage haben fleischfressende Pflanzen gefunden, wie
beispielsweise die Venusfliegenfalle.

Die Venusfliegenfalle wächst in den nährstoffarmen Sümpfen von North und
South Carolina an der Ostküste der USA. Sie hat ihre Blätter zu
Insektenfallen umgewandelt, die in einem Bruchteil einer Sekunde
zuschnappen können. Ihre Beute nimmt die Pflanze über Sinneshaare auf der
Fallenoberfläche war. Und weil die Beutetiere in unterschiedlichen Größen
daherkommen, die Venusfliegenfalle aber fast alles nehmen muss, was sie
bekommen kann, bildet die Pflanze unterschiedlich große Fallen aus.

Forscher der Universitäten Würzburg und Cambridge haben jetzt
herausgefunden, dass die Berührungssensoren in diesen Fallen selbst auf
mikroskopisch kleine Drücke anspringen, diese in elektrische Signale
umwandeln und so das Zuschnappen der Falle auslösen. Ihre Ergebnisse haben
sie in der aktuellen Ausgabe der Fachzeitschrift Nature Plants publiziert.

Sinneshaar wandelt Berührung in elektrischen Strom

"Aus der Oberseite jeder Fallenhälfte entspringen drei bis vier
multizelluläre Haare, die insgesamt verwindungssteif sind, bis auf eine
Einkerbung an der Basis. Wenn ein Insekt, angelockt von Duft, Farbe oder
Nektar der Falle, gegen das Sinneshaar stößt, gibt dieses im Bereich der
nicht verstärkten Einkerbung nach. Dies führt dazu, dass die in diesem
Bereich befindlichen Sinneszellen auf der einen Seite gedehnt und auf der
anderen eingedrückt werden", erklärt Professor Rainer Hedrich die
Arbeitsweise der Venusfliegenfalle. Der Biophysiker und Pflanzenforscher
hat an der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) den Lehrstuhl für
Botanik I inne und forscht schon lange an der fleischfressenden Pflanze.

Werden die Sinneszellen dementsprechend verformt, reagieren in einem
nächsten Schritt die Berührungssensoren und wandeln die mechanische
Energie in elektrische um; ein Aktionspotential wird ausgelöst und breitet
sich von der Basis des Sinneshaars schnell über die ganze Falle aus. Kommt
es innerhalb kurzer Zeit zu einer zweiten Berührung, wiederholt sich
dieser Prozess - und erst dann schnappt die Falle zu.

Wie weit verbiegt aber ein Insekt das Sinneshaar? Wie groß und schwer muss
es sein, damit es von der Venusfliegenfalle wahrgenommen wird? Diese
Fragen wollte Hedrich mit seiner jüngsten Studie beantworten. "Es war von
Anfang an klar, dass wir die Antworten mit Insekten, die fliegen können,
nicht so leicht bekommen würden", so Hedrich. Bei der Suche nach einem
geeigneten Forschungstier hätten er und sein Team sich deshalb für Ameisen
entschieden. Das entsprechende Fachwissen und die notwendige Unterstützung
in ihren Experimenten erhielten die Würzburger Pflanzenwissenschaftler von
Professor Walter Federle, einem Biomechaniker und Ameisenexperten der
Universität von Cambridge.

Minimale Verbiegung löst elektrische Reizung aus

Wie kann man Ameisen dazu bewegen, auf Befehl gegen ein Sinneshaar zu
stoßen? Zur Lösung dieses Problems setzte der Ameisenkenner Federle auf
Blattschneideameisen. Diese Ameisenart pendelt regelmäßig zwischen der
Blattsammelstelle und dem Nest. Im Experiment führte Federle die Tiere auf
ihrem Heimweg über eine Brücke, auf der das letzte Teilstück durch eine
Fliegenfallenhälfte ersetzt wurde. Den Ameisenverkehr über die
Fliegenfallenbrücke überwachte er mit einer Hochgeschwindigkeitskamera,
die alle Zusammenstöße festhielt. Das Ergebnis: Federles Auswertung ergab
eine minimale und maximale Sinneshaarauslenkung von 3,5 und 7,5 Grad.

Um nun den Biegewinkel und die Kraft zu bestimmen, die nötig ist, um bei
der Venusfliegenfalle ein Aktionspotential auszulösen, haben die
Wissenschaftler die Ameisen gegen computergesteuerte Mikromanipulatoren
mit speziellen Kraftaufnehmern eingetauscht. Nachdem die
Mikromanipulatoren auf dem Sinneshaar aufsetzten, wurde schrittweise der
Abknickwinkel verändert. "Zu unserer Überraschung zeichneten unsere
Spannungsdetektoren schon bei einer Auslenkung um 2,9 Grad ein
Aktionspotential auf", so Dr. Sönke Scherzer, Erstautor der Arbeit und
wissenschaftliche Mitarbeiter an Hedrichs Lehrstuhl. Das bedeute, dass
schon der schwächste Zusammenstoß mit der Blattschneideameise von der
Fliegenfalle bemerkt wird.

Eine Falle für jede Fliegengröße

Eine Ameise oder Stubenfliege bringt beim Laufen eine Kraft auf, die in
etwa ihrem Körpergewicht entspricht. Eine Fliege mit einem Gewicht von
zehn Milligramm schafft demnach 100 Mikro-Newton, eine Kraft, die gut
ausreicht, eine große Falle elektrisch zu erregen. Verirrt sich aber
beispielsweise ein Moskito, der nicht mehr als drei Milligramm wiegt, in
solch eine große Falle, verbiegen sich die Sinneshaare nicht.

Weil aber auch ein Moskito eine wichtige Nahrungsquelle sein kann, hat die
Venusfliegenfalle im Laufe der Evolution auch kleinere Fallen entwickelt.
Dort reagieren die Sinneshaare auch auf den Druck eines Moskitogewichts.
"Diese fallengrößenabhängige Berührungsempfindlichkeit der Sinneshaare ist
für die Wirtschaftlichkeit der Fallen wichtig", erklärt Rainer Hedrich.
Schließlich kostet es die Pflanze deutlich mehr Energie, eine große Falle
wieder zu öffnen als eine kleine. "Wenn selbst untergewichtige,
nährstoffarme Beutetiere den Verschluss großer Fallen auslösen könnten,
fiele die Kosten-Nutzen-Bilanz negativ aus und die Venusfliegenfalle würde
im Extremfall langsam verhungern", so Hedrich.

Wenn das Sinneshaar ermüdet

Wenn die Falle geschlossen ist, ergeben sich die Beutetiere in der Regel
nicht ihrem Schicksal. Stattdessen versuchen sie auszubrechen. In ihrer
Panik berühren sie dabei fortwährend die Sinneshaare und lösen so bis zu
100 Aktionspotentiale innerhalb von zwei Stunden aus. Diese elektrischen
Signale verrechnet die Fliegenfalle und setzt eine der Anzahl
entsprechende Reaktion in Gang, die von der Herstellung und dem
Ausschütten eines Verdauungssekret bis zur Aufnahme der
Nahrungsbestandeile aus dem zersetzten Tierischen reicht, erklärt Hedrich.

Die Frage, wie oft in einer Stunde ein einzelnes Sinneshaar stimuliert
werden kann, haben die Wissenschaftler in einem weiteren Experiment
untersucht. Das Ergebnis: "Ab einer Frequenz von einem Zehntel Hertz, also
einer Stimulation alle zehn Sekunden, stellen sich beim Sinneshaar
Ermüdungserscheinungen ein", sagt Sönke Scherzer. Bei noch höheren
Frequenzen löste nicht mehr jede Berührung ein Aktionspotential aus, und
schließlich blieben die elektrischen Ereignisse völlig aus. Unterbrachen
die Forscher die wiederholte Stimulationsfolge für eine Minute, erlangte
das Haar seine mechano-elektrischen Eigenschaften wieder vollständig.

Die sensorischen Zellen unter der Lupe

In einem nächsten Schritt wollen die Wissenschaftler nun herausfinden, wie
die Fliegenfalle zählt und was der Grund für die Aussetzer des Sinneshaars
bei hochfrequenter Beanspruchung ist. Dazu werden sie Sinneshaare und
Sinneszellen isolieren und eine Reihe von Eigenschaften bestimmen, wie
beispielsweise die Ermüdung und Erholung der Ionenkanäle, die Berührung in
ein elektrisches Ereignis umsetzen.
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SEISMIK/150: Istanbul - Erstmals beweisen Unterwasser-Messungen Erdbebengefahr (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 08.07.2019

Istanbul: Erstmals beweisen Unterwasser-Messungen Erdbebengefahr



GeoSEA-Sensoren belegen Spannungsaufbau unter dem Marmarameer
Istanbul mit seinen mehr als 15 Millionen Einwohnern liegt genau an der
Nordanatolischen Störung, einer Grenze zwischen zwei Erdplatten. Hier
kommt es immer wieder zu verheerenden Erdbeben. Ausgerechnet der Abschnitt
vor Istanbul konnte bisher nur indirekt beobachtet werden, weil er im
Marmarameer unter Wasser liegt. Mit Hilfe des neuartigen Messsystems
GeoSEA haben Forscherinnen und Forscher des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für
Ozeanforschung Kiel zusammen mit Kolleginnen und Kollegen aus Frankreich
und der Türkei jetzt erstmals einen erheblichen tektonischen
Spannungsaufbau unterhalb des Marmarameers nachgewiesen.

Zerstörte Häuser, beschädigte Hafenanlagen und tausende Opfer - am 22. Mai
1766 lösten ein Erdbeben mit einer Magnitude von ungefähr 7,5 und eine
darauf folgende Flutwelle in Istanbul eine Katastrophe aus. Der Ursprung
des Bebens wird heute entlang der Nordanatolischen Störung im Marmarameer
verortet. Es war bislang das letzte schwere Erdbeben, das die Metropole am
Bosporus getroffen hat.

Forscherinnen und Forscher des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für
Ozeanforschung Kiel konnten jetzt zusammen mit Kolleginnen und Kollegen
aus Frankreich und der Türkei erstmals mit direkten Messungen am
Meeresboden nachweisen, dass sich mittlerweile wieder eine erhebliche
tektonische Spannung in der Nordanatolischen Störung unterhalb des
Marmarameers aufgebaut hat. "Sie würde reichen, um erneut ein Beben der
Stärke 7,1 bis 7,4 auszulösen", sagt der Geophysiker Dr. Dietrich Lange
vom GEOMAR. Er ist der Erstautor der Studie, die heute in der
internationalen Fachzeitschrift Nature Communications erscheint.

Die Nordanatolische Störungszone markiert die Grenze zwischen der
eurasischen und der anatolische Erdplatte. Beide schieben sich sehr
langsam aneinander vorbei. "Zu starken Erdbeben kommt es, wenn sich die
Störungszone verhakt. Dann bauen sich tektonische Spannungen auf, die sich
irgendwann in einem Moment entladen", erklärt Dr. Lange. Zuletzt geschah
dies 1999 an einem Abschnitt der Nordanatolischen Störung bei Izmit, etwa
90 Kilometer östlich von Istanbul. Damals kam es zu einem Versatz der
Störung um zwei bis vier Meter.

Der tektonische Spannungsaufbau entlang von Störungszonen an Land wird
seit Jahren regelmäßig mit GPS oder Landvermessungsmethoden überwacht. Bei
Störungszonen am Meeresboden ist dies aufgrund der geringen Eindringtiefe
der Satellitensignale unter Wasser nicht möglich. Ausgerechnet der
Abschnitt der Nordanatolischen Störung, der ein erhebliches
Gefährdungspotential für den Stadtkern Istanbuls birgt, liegt aber im
Marmarameer.

Ob sich die Plattengrenzen dort bewegen oder verhaken, konnte bisher nur
indirekt, zum Beispiel mit Beobachtungen von Land, extrapoliert werden.
Die Methoden konnten allerdings nicht zwischen einer Kriechbewegung oder
der kompletten Verhakung der Erdplatten unterscheiden. Das am GEOMAR
entwickelte, neuartige GeoSEA-Systems zur akustischen Abstandsmessung am
Meeresboden ermöglichte jetzt erstmals eine direkte Messung der
Plattenbewegung im Marmarameer. Über einen Zeitraum von zweieinhalb Jahren
standen insgesamt zehn Messgeräte in 800 Metern Wassertiefe beiderseits
der Störung. Sie führten in dieser Zeit mehr als 650.000 Abstandmessungen
durch.

"Damit diese Messungen über mehrere hundert Meter auf wenige Millimeter
genau sind, benötigt man auch sehr genaue Kenntnisse über die
Schallgeschwindigkeit unter Wasser. Deswegen müssen auch Druck- und
Temperaturschwankungen des Wassers sehr präzise über den gesamten Zeitraum
gemessen werden", erklärt Prof. Dr. Heidrun Kopp, GeoSEA-Projektleiterin
und Co-Autorin der aktuellen Studie.

"Unsere Messungen zeigen, dass die Verwerfungszone im Marmarameer verhakt
ist und sich deswegen tektonische Spannungen aufbauen. Das ist der erste
direkte Nachweis über den Spannungsaufbau am Meeresboden südlich von
Istanbul", betont Dr. Lange.

"Wenn sich die angestaute Spannung während eines Erdbebens löst, würde
sich die Verwerfungszone auf einen Schlag um mehr als vier Meter bewegen.
Dies entspricht einem Erdbeben mit einer Magnitude zwischen 7,1 und 7,4",
ergänzt Professorin Kopp. Ein solches Ereignis hätte für das nahegelegene
Istanbul sehr wahrscheinlich ähnlich weitreichende Folgen wie das Erdbeben
1999 für Izmit mit über 17.000 Opfern.
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MELDUNG/831: Künstliche Intelligenz erkennt Quantenphasenübergänge (idw)
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Künstliche Intelligenz erkennt Quantenphasenübergänge



Forscher der Universität Hamburg haben Methoden des maschinellen Lernens
genutzt, um die Identifikation von Quantenphasenübergängen aus
experimentellen Daten zu verbessern. Dazu trainierten sie ein künstliches
neuronales Netzwerk darauf, experimentelle Bilder einer der möglichen
Quantenphasen zuzuordnen. Ihre Ergebnisse präsentieren sie im Fachmagazin
"Nature Physics".

Die Einsatzgebiete von Künstlicher Intelligenz (KI) und "Maschinellem
Lernen" reichen vom autonomen Fahren über vollständig automatisierte
Industrieprozesse bis zum Haushalt ("intelligenter Kühlschrank"). Aber
auch in der Wissenschaft werden diese Methoden intensiv eingesetzt und
erforscht, etwa in der Teilchenphysik, wo zum Beispiel KI-Netzwerke aus
Milliarden von Datensätzen die relevanten Informationen vorsortieren.

Nun ist es Hamburger Forschern erstmals gelungen, KI in der Quantenphysik
einzusetzen, um aus experimentellen Daten sogenannte
Quantenphasenübergänge zu erkennen, also die Punkte, an denen sich
Eigenschaften von Stoffen verändern. Dies ist besonders interessant, da
die Vermessung mit gewöhnlichen Auswertungsmethoden weitaus langwieriger
ist. Die Forscher betonen daher, dass dieses Ergebnis weitreichende
Konsequenzen für den Forschungsalltag haben kann. Künstliche Intelligenz
könne im Labor in Echtzeit ganz neue Effekte der Quantenphysik
analysieren, die sonst nicht zugänglich sind.

Das Team um Prof. Klaus Sengstock und Dr. Christof Weitenberg vom
Exzellenzcluster "CUI: Advanced Imaging of Matter" und dem
Sonderforschungsbereich "Lichtinduzierte Kontrolle und Dynamik
korrelierter Quantensysteme" trainierte die KI anhand von Experimenten mit
sogenannten ultrakalten Quantengasen, die nahe an den absoluten
Temperaturnullpunkt von rund -273 Grad Celsius heruntergekühlt waren. Bei
ihren Experimenten fangen die Forscher ultrakalte Atome in einem Gitter
aus Laserlicht und simulieren damit die Physik der Elektronen in einem
Festkörper.

Wenn man die Parameter der Gitter ändert, ordnen sich die Atome
unterschiedlich an und die Gase bekommen verschiedene Eigenschaften.
Während ein Gas in einer Phase zum Beispiel Teilchen ohne Reibung leitet,
isoliert es in einer anderen Phase. Die Forscher interessieren sich für
die Übergänge zwischen diesen Phasen, die sich jeweils durch die gemessene
Impulsverteilung unterscheiden. Das Team trainierte das neuronale Netzwerk
darauf, im Experiment gewonnene Bilder dieser Impulsverteilung der jeweils
richtigen Phase zuzuordnen und damit die Phasenübergänge zu lokalisieren.

Weitenberg erläutert: "Zuvor hatten andere Wissenschaftler diesen Ansatz
für numerisch generierte Bilder demonstriert. Dass er auch mit
experimentellen Daten funktioniert, ist ein vielversprechendes Ergebnis."
Niklas Käming, der als Masterstudent wesentliche Beiträge zur Datenanalyse
geleistet hat, ergänzt: "Die Anwendung von Maschine-Learning-Techniken auf
Quantengas-Experimente eröffnet viele spannende Möglichkeiten. Als
nächstes wollen wir die Methode auf sogenanntes unüberwachtes maschinelles
Lernen erweitern, bei dem die Bilder für das Training des Netzwerks keine
vorab festgelegte Zuordnung zu einer der Quantenphasen haben müssen."
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ENERGIE/1642: Gedankenexperiment - Schweiz ohne fossile Brennstoffe. Kann das gelingen? (idw)
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Gedankenexperiment: Schweiz ohne fossile Brennstoffe.
Kann das gelingen?



Eine neue Empa-Studie zeigt, wie viel Arbeit noch vor uns liegt, wenn die
Schweiz einst ohne fossile Brenn- und Treibstoffen auskommen soll. Zwei
Lösungen bieten sich an: im Sommer grosse Mengen Energie speichern und im
Winter unseren Bedarf einschränken oder aber Energie im «sonnigen Süden»
bzw. im «windigen Norden» der Erde gewinnen und hierher transportieren.
Die Empa-Forscher sehen ihre Studie als Gedankenanstoss für Politik und
Gesellschaft.

Wenn wir landesweit loskommen wollen von fossilen Brenn- und Treibstoffen,
gibt es viel zu tun. Es wird ein Generationenprojekt, soviel ist klar. Wie
lang und steil der Weg zu einer nachhaltigen Energieversorgung sein
dürfte, haben die Empa-Forscher Martin Rüdisüli, Sinan Teske und Urs Elber
nun ausgerechnet; ihre Studie erschien Ende Juni im Fachmagazin
«Energies».

Die Forscher wählten einen konservativen Ansatz und sammelten zunächst
reale Daten über den Stromverbrauch, Heizbedarf und Warmwasserverbrauch in
der Schweiz. Diese Daten dienten ihnen dann als Basis für ein
Gedankenexperiment. Der Strombedarf der Schweiz ist dabei noch recht
einfach zu ermitteln: Der Schweizer Netzbetreiber Swissgrid liefert
detaillierte Werte für jede Viertelstunde an jedem Tag des Jahres.
Schwieriger wird es mit der Heizenergie und dem Warmwasserbedarf. Die
Empa-Experten nutzten Daten des Fernwärmeversorgers REFUNA, der mit der
Abwärme des Atomkraftwerks Beznau mehrere Gemeinden im unteren Aaretal
versorgt. Eine Datenanalyse ergab, dass der Wärmebedarf der
angeschlossenen Häuser recht gut mit der Aussentemperatur korreliert - und
in Nächten, die wärmer sind als 18 Grad Celsius, die Wärme daher lediglich
für Brauchwasser und Duschwasser verwendet wird.

Heizungen und Privatwagen weitgehend elektrifiziert

Für ihr Gedankenexperiment machten die Forscher nun verschiedene Annahmen.
Erstens: Die meisten Bewohner in der Schweiz verhalten sich wie die
Menschen im unteren Aaretal und wohnen in ähnlichen Gebäuden. Zweitens: Um
von Heizöl und Erdgas wegzukommen, wird der Wärmebedarf sämtlicher Gebäude
zunächst einmal durch Sanierungsmassnahmen um rund 42% gesenkt; dann wird
3/4 des restlichen Wärmebedarfs in derart sanierten Häuser und Wohnungen
mit elektrischen Wärmepumpen realisiert. Und drittens: Die Mobilität wird
soweit elektrifiziert, dass ca. 2/3 aller privaten Autofahrten elektrisch
stattfinden können, was ungefähr 20% aller gefahrenen Kilometer
entspricht. Frachtverkehr und Fernreisen sind dagegen nicht so leicht
umzustellen, daher wurden diese bei der Elektrifizierung der Mobilität in
der Studie ausgenommen.

Atomkraftwerke spielen in der Empa-Studie keine Rolle mehr - denn der
Ausstieg aus der Atomkraft ist seit der Volksabstimmung zum Energiegesetz
vom Mai 2017 beschlossene Sache. Daher rechneten die Forscher mit einem
starken Ausbau der Photovoltaik; die Hälfte aller in Rahmen des Projekts
www.sonnendach.ch als gut bis hervorragend geeignet beurteilten
Dachflächen in der Schweiz werden mit Solarzellen bestückt. Das entspricht
rund einem Drittel aller Dachflächen in der Schweiz.

Wie stark steigt der Strombedarf?

Als nächstes ermittelten die Forscher den daraus resultierenden
Stromverbrauch, der durch Wärmepumpen und Elektrofahrzeuge um rund 13,7
Terrawattstunden pro Jahr ansteigen dürfte - also um rund 25 Prozent im
Vergleich zu heute. Noch alarmierender als dieser markante
Verbrauchszuwachs war allerdings der zeitliche Unterschied zwischen
Stromerzeugung und -bedarf: Solarzellen produzieren im Sommer am meisten -
doch Wärmepumpen und beheizte Autos brauchen vor allem im Winter besonders
viel Strom. Daraus resultiert eine saisonale Versorgungslücke.

Diese könnte man mit Importstrom aus den Nachbarländern ausgleichen, wie
dies auch heute bereits bei Unterversorgung geschieht. Darunter dürfte
dann aber unsere CO2-Bilanz leiden - denn der Strom aus Europa
verschlechtert die CO2-Bilanz der so sorgfältig elektrifizierten Schweiz
oft wieder massiv. Wärmepumpen und Elektroautos nützen dem Klima also am
meisten, wenn der dafür benötigte Strom auch erneuerbar ist.

Was schlagen die Forscher vor?

Die Empa-Studie gibt aber auch einige wertvolle Hinweise, wie sich eine
CO2-arme Energieversorgung umsetzen liesse. Erstens: Am sinnvollsten ist
es, Ölheizungen genau dann durch Wärmepumpen zu ersetzen, wenn die Gebäude
nach dem Stand der Technik wärmeisoliert werden. Denn eine Wärmepumpe ohne
entsprechende Isolation ist deutlich weniger effizient. Zweitens: Jedes
Atomkraftwerk muss mit etwa der achtfachen Leistung an Photovoltaik
ersetzet werden. Warum? Ein Atomkraftwerk liefert rund 8'000 Stunden Strom
pro Jahr - eine Solarzelle jedoch nur 1'000 Stunden. Das bedeutet also
sehr viele Solarpanele - und das auf allen verfügbaren Flächen. Drittens:
Wir brauchen so viel Speicherkapazität für Solarenergie wie nur möglich -
und zwar sowohl lokale Batteriespeicher als auch Pumpspeicher und andere
Speichertechnologien, insbesondere (Erd-) Wärmespeicher, aber auch
Technologien zur Umwandlung von Strom in chemische Energieträger. Denn die
Sonne scheint nur wenige Stunden am Tag stark genug, um die Speicher zu
füllen. Für die restliche Zeit muss dann die gespeicherte Energie zum
Leben reichen.

Viertens: Wir müssen saisonale Wärmespeicher anlegen, damit im Winter der
Strombedarf der Wärmepumpen reduziert werden kann. Fünftens: Wir müssen
Energieangebot und Bedarf besser aufeinander abstimmen. Es wird im Sommer
Solarstrom und Wärme im Überfluss geben, doch im Winter ist vor allem
erneuerbare Energie künftig ein rares (und daher teures) Gut. Sechstens -
und das ist die gute Nachricht: Die Elektromobilität bringt die Rechnung
nicht zum Kippen. Das tägliche Laden von Elektrofahrzeugen zu Hause, am
Arbeitsplatz oder beim Einkauf erzeugt unter den getroffenen Annahmen nur
relativ geringe Strombedarfsspitzen im Vergleich zur elektrischen
Wärmeversorgung. Eine Voraussetzung dafür sind allerdings entsprechende
Netze mit genügend grosser Kapazität.

Werden in Zukunft im Winter noch weitere erneuerbare Energien wie
Windkraft, Geothermie, mehr Biomasse und etwas mehr Wasserkraft
realisiert, wird die Deckungslücke zwar kleiner, gänzlich schliessen
lassen wird sie sich dadurch wohl nicht. Die Elektrifizierung von Wärme
und Mobilität alleine löst das Problem daher nicht. «Damit der nachhaltige
Umbau unseres Energiesystems gelingt, brauchen wir sowohl kurz- als auch
langfristige - sprich: saisonale - Energiespeichertechnologien. Deshalb
sollten wir nicht Energiesektoren gegeneinander ausspielen, sondern uns
alle technischen Optionen offenhalten», sagt Martin Rüdisüli. Und Sinan
Teske ergänzt: «Wir müssen von der Natur lernen, wie man mit Sonnenenergie
umgeht, die nicht über das ganze Jahr verfügbar ist. Wir könnten im Sommer
so viel wie möglich einlagern und im Winter unseren Bedarf einschränken.
Oder wir suchen uns Partner auf der Südhalbkugel der Erde, die
Sonnenenergie ernten und in die Schweiz liefern können, wenn bei uns
Winter herrscht, und umgekehrt.»


Originalpublikation:

M Rüdisüli, SL Teske, U Elber;

Impacts of an Increased Substitution of Fossil Energy Carriers with
Electricity-Based Technologies on the Swiss Electricity System;

Energies (2019);

doi: 10.3390/en12122399

Weitere Informationen unter:

https://www.empa.ch/web/s604/energieversorgung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1017
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt, 08.07.2019
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1329: Künstliche Intelligenz und Diskriminierung - Plattform zeigt Lösungsansätze (idw)


Lernende Systeme - Die Plattform für Künstliche Intelligenz - 08.07.2019

Künstliche Intelligenz und Diskriminierung: Plattform zeigt
Lösungsansätze



Entscheidungen von Computerprogrammen erscheinen faktenbasiert, objektiv
und neutral. Tatsächlich aber trifft Künstliche Intelligenz (KI) immer
wieder problematische oder diskriminierende Entscheidungen - etwa wenn bei
der Bestimmung der Rückfallwahrscheinlichkeit von Straftätern Schwarze
Menschen schlechtere Prognosen erhalten als weiße Menschen. Mitglieder der
Plattform Lernende Systeme fordern unter anderem eine unabhängige
Kontrollinstanz, um die Erklärbarkeit und Überprüfung von Algorithmen zu
fördern. Das Whitepaper aus der Arbeitsgruppe Recht und Ethik analysiert
die Ursachen und Formen von Diskriminierung und zeigt Lösungsansätze auf.

München, 08. Juli 2019 - Lernende Systeme bergen das Potenzial, in der
Gesellschaft bereits vorhandene Diskriminierungen nicht nur zu übernehmen,
sondern möglicherweise sogar zu verschärfen. Manche Diskriminierungen
entstehen bereits bei der Konzeption eines Lernenden Systems. Unbewusst
werden in der Gesellschaft etablierte Vorurteile in die Software
übertragen, indem problematische Trainingsdaten ausgewählt werden.
Beispiel: Ein KI-System wird zum Vorsortieren von Jobbewerbungen mit den
Daten der in der Vergangenheit erfolgreich eingestellten Beschäftigten
trainiert. Sind diese überwiegend männlich, lernt der Algorithmus,
Bewerbungen von Männern besser zu bewerten als diejenigen von Frauen. Auf
technischem Wege setzt das KI-System bestehende Diskriminierungen somit
effektiv durch.

Manche Formen der Diskriminierung entstehen erst in der Anwendung eines
KI-Systems, indem die Daten, aus denen das Systeme lernt, systematisch
manipuliert werden. Dies war zum Beispiel bei einem Chatbot der Fall, der
mit fremdenfeindlichen und frauenverachtenden Konversationen gefüttert
wurde, bis er diskriminierende Antworten lernte.

"Künstliche Intelligenz wird schon bald erhebliche Bedeutung in vielen
Lebensbereichen erlangen. Deshalb müssen wir potentielle Diskriminierungen
durch die Lernenden Systeme in den Griff bekommen oder zumindest
abschwächen. Dazu gibt es durchaus Mittel und Wege", sagt Susanne Beck,
Professorin für Strafrecht der Leibniz Universität Hannover und Mitglied
der der Arbeitsgruppe Recht und Ethik der Plattform Lernende Systeme.
"Viele Betroffene sind sich ihrer Diskriminierung nicht einmal bewusst.
Der erste Schritt ist daher, das Problem verständlich zu machen und
intensiv in der Öffentlichkeit zu diskutieren. Zu dieser Debatte leistet
unser Papier einen Beitrag."

Vollständige Transparenz ist kaum möglich

KI-Systeme sind komplex und entwickeln sich eigenständig weiter. Ihre
Lernvorgänge können daher weder vor ihrem Einsatz mit Sicherheit
festgelegt werden, noch sind sie während der Anwendung vollständig
nachvollziehbar. Umfassende Transparenz maschineller Entscheidungen ist
aus faktischen und rechtlichen Gründen - etwa aufgrund des Zugriffs auf
geistiges Eigentum - problematisch. Schon für das Training der Systeme
muss aufgrund der notwendigen Massen an Daten auf Daten aus dem Internet
zurückgegriffen werden - die nicht neutral sind. Allerdings sei auch nicht
jede Unterscheidung zwischen Menschengruppen per se ungerechtfertigt,
sondern Diskriminierung liege nur dann vor, wenn eine Gleich- oder
Ungleichbehandlung ungerechtfertigt sei, so die Autorin und Autoren des
Whitepapers.

Unabhängige Kontrollinstanz soll KI-Entscheidungen überprüfen

Eine unabhängige Instanz sollte die Entscheidungen und selbst abgegebenen
Erklärungen Lernender Systeme kontrollieren und bewerten, empfehlen die
Autorin und Autoren. Die Instanz soll ähnlich einem
Datenschutzbeauftragten als Stellvertreter für die potenziell
diskriminierten Bürgerinnen und Bürger agieren, die als gesellschaftlich
Benachteiligte ihre Rechte meist nur schwer geltend machen können. Nötig
seien Schulungen für die Beschäftigten in Unternehmen und Verwaltung, die
mit Lernenden Systemen arbeiten. Hersteller oder Betreiber sollten
verpflichtet werden, ihre Systeme während der Anwendung weiter zu
beobachten und im Falle diskriminierender Entscheidungen nachzubessern,
heißt es im Whitepaper.

Darüber hinaus sollten die Kriterien, anhand derer ein Algorithmus lernt,
vorselektiert werden. Die Gesellschaft müsse sich dazu auf die Merkmale
einigen, die als diskriminierend bewertet werden (z.B. die ethnische
Zugehörigkeit), und diese aus dem Input für maschinelle Lernverfahren
streichen. Gerechtigkeit sei als Ziel maschinellen Lernens zu definieren
und Betroffenen eine effektive Rechtsdurchsetzung zu ermöglichen, nennen
die Autorin und Autoren als weitere Ansatzpunkte für diskriminierungsfreie
Systeme.


Über das Whitepaper

Das Whitepaper "Künstliche Intelligenz und Diskriminierung" wurde verfasst
von Susanne Beck, Leibniz Universität Hannover, Armin Grunwald, Karlsruher
Institut für Technologie (KIT), Kai Jacob, SAP, und Tobias Matzner,
Universität Paderborn. Die Autorin und Autoren sind Mitglieder der
Arbeitsgruppe "IT-Sicherheit, Privacy, Recht und Ethik" der Plattform
Lernende Systeme. Das Whitepaper steht zum Download bereit unter

https://www.plattform-lernende-systeme.de/files/Downloads/Publikationen/AG3_Whitepaper_250619.pdf

Über die Plattform Lernende Systeme

Die Plattform Lernende Systeme wurde 2017 vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) auf Anregung des Fachforums Autonome Systeme
des Hightech-Forums und acatech gegründet. Sie vereint Expertinnen und
Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und Zivilgesellschaft aus
dem Bereich Künstliche Intelligenz. In Arbeitsgruppen entwickeln sie
Handlungsoptionen und Empfehlungen für den verantwortlichen Einsatz von
Lernenden Systemen. Ziel der Plattform ist es, als unabhängiger Makler den
gesellschaftlichen Dialog zu fördern, Kooperationen in Forschung und
Entwicklung anzuregen und Deutschland als führenden Technologieanbieter
für Lernende Systeme zu positionieren. Die Leitung der Plattform liegt bei
Bundesministerin Anja Karliczek (BMBF) und Karl-Heinz Streibich (Präsident
acatech).


Weitere Informationen unter:

https://www.plattform-lernende-systeme.de/files/Downloads/Publikationen/AG3_Whitepaper_250619.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2210
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Lernende Systeme - Die Plattform für Künstliche Intelligenz, 08.07.2019
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1328: Von Siri und Alexa - reproduzieren Algorithmen Geschlechterrollen? (idw)


Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 08.07.2019

Von Siri und Alexa - reproduzieren Algorithmen Geschlechterrollen?

Informatiker der Uni Magdeburg entwickeln preisgekrönte Plattform für
gesellschaftlichen Diskurs über Chancen und Risiken Künstlicher
Intelligenz



Informatikerinnen und Informatiker der Otto-von-Guericke-Universität
Magdeburg starten ein Projekt, um einen breitangelegten öffentlichen
Diskurs zu Chancen und Risiken der neuen Technologie in Gang zu setzen.
Sie entwickeln mit der Convention zur Künstlichen Intelligenz - KI im
Gendercheck ein Veranstaltungsformat, das es Experten und Interessierten
ermöglicht, gemeinsam zu experimentieren und sich auf einer Plattform
intensiv zu Chancen, aber auch Risiken der KI auszutauschen und zu
diskutieren, ob durch den Einfluss künstlicher Intelligenz
gesellschaftliche Diskriminierungsmuster der Geschlechter verstärkt
werden.

Auf einer Fläche von über 1.000 Quadratmetern werden im November 2019 in
der Festung Mark in Magdeburg Besucherinnen und Besucher auf Experten
treffen und mit ihnen über den aktuellen Stand der KI-Forschung
diskutieren. Eine Ausstellung zeigt neueste Produkte, Anwendungen,
Workshops und Initiativen aus dem Feld der Künstlichen Intelligenz zum
Anfassen, Mitmachen, Ausprobieren und Feedback geben. Täglich werden Filme
gezeigt, die im Anschluss von einem "KI-Gender-Quartett" aus
unterschiedlichen Perspektiven heraus bewertet werden: Welche Mythen,
welche Fakten stecken in dem Film, mit welchen Stereotypen werden wir als
Zuschauer konfrontiert?

Die Idee einer Plattform für einen breiten öffentlichen Diskurs zum Thema
Künstliche Intelligenz ist eins von 19 ausgezeichneten Vorhaben zur
Wissenschaftskommunikation, die das Bundesministerium für Bildung und
Forschung im Rahmen des Wissenschaftsjahres 2019 finanziert, um eine
Auseinandersetzung mit dem Thema Künstliche Intelligenz zu fördern.

"Künstliche Intelligenz bestimmt bereits intensiver unseren Alltag, als
wir denken und wahrnehmen. Die Geschwindigkeit der Entwicklung und
Forschung ist enorm, ein Beispiel von vielen sind die Möglichkeiten der
Sprach- und Gesichtserkennungssysteme", so die Informatikerin Prof. Dr.
Sanaz Mostaghim von der Universität Magdeburg, die am Projekt beteiligt
ist. "Aber: Weltweit ist dabei nicht einmal jede vierte KI-Fachkraft eine
Frau. Das zeigt der 'Global Gender Gap Report' des 'World Economic
Forums'. Deutschland fällt in diesem Report besonders auf. Einerseits
gehört Deutschland hinter den USA und Indien zu den erfolgreichsten
Ländern in dem KI-Ranking, andererseits sind nur 16 Prozent aller
KI-Fachkräfte in Deutschland weiblich."

Aus dieser Situation ergebe sich eine ganze Reihe von Fragestellungen:
Schlägt sich die männlich dominierte KI-Kompetenz auch in Denkmustern bei
der KI wieder? Mit welchen Daten füttern Programmierer lernende Systeme
und werden dadurch unbemerkt Vorurteile in Algorithmen reproduziert?
Brauchen wir mehr weibliche Entwickler? Warum haben digitale Assistenten
und "Befehlsempfänger" wie z. B. Siri, Cortana und Alexa in vielen Ländern
weibliche Vornamen, sind in der arabischen, britischen und
niederländischen Sprachversion aber standardmäßig männlich eingestellt?
Müssen Wertevorstellungen zu KI künftig auf breiterer gesellschaftlicher
Basis verhandelt werden?

"Drei Tage lang wollen wir uns im kommenden November darüber gemeinsam mit
allen Teilen der Bevölkerung austauschen und diskutieren, informieren,
kritisieren - schauen, spielen, mitmachen, ausprobieren", beschreibt Prof.
Sanaz Mostaghim das ambitionierte Ziel der Veranstaltung. "Jede und jeder
kann sich als Aussteller anmelden und zeigen, was Künstliche Intelligenz
mittlerweile alles kann und wo die Reise zukünftig hingehen könnte."

Das Projekt der Fakultät für Informatik, des Gleichstellungsbüros und von
Prof. Dr. Andrea Wolffram, Gastprofessorin Gender and Technology Studies
an der Fakultät für Maschinenbau der Universität Magdeburg, wird von allen
Hochschulen des Landes Sachsen-Anhalt, dem landesweiten FEM POWER-Netzwerk
und der Gesellschaft für Wissenschaftskommunikation science2public
unterstützt.

Interessierte Bürgerinnen und Bürger oder Initiativen können sich als
Experten oder Aussteller bis zum 31. August 2019 bewerben.

Mehr Informationen unter:

http://www.ki-convention.com.


Hintergrund

Die Unesco hat jüngst einen Bericht veröffentlicht, in dem kritisiert
wird, dass Sprachassistenten wie Siri und Alexa Gender-Stereotype
reproduzierten. Demnach seien sie "unterwürfig, gehorsam und stets
höflich". "Maschinen, die patriarchalische Ideen replizieren, stehen dem
Versprechen, Gender-Gleichheit zu erreichen, entgegen", heißt es in dem
Bericht weiter. Vor dem Hintergrund, dass Kinder mit der
Spracherkennungstechnologie aufwachsen und Sprache ein Geschlechtsmarker
ist, bestünde die Gefahr, dass bestimmte Vorstellungen von Frauen als
dienenden Maschinen transportiert und tradierte Rollenbilder überdauern
würden.

Zum Bericht:

https://unesdoc.unesco.org/ark:/48223/pf0000367416.page=1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution116
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Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg, 08.07.2019
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ARBEIT/1177: Mindestlohn - Bundesregierung muss endlich effektive Kontrollen ermöglichen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Juli 2019

Mindestlohn: Bundesregierung muss endlich effektive Kontrollen ermöglichen



Zu den Berechnungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung
(DIW Berlin), dass im Jahr 2017 über eine Million Beschäftigte in
Deutschland weniger als den gesetzlichen Mindestlohn erhalten haben,
erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte
und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Fünf Jahre nach Einführung des gesetzlichen Mindestlohns ist es nicht
akzeptabel, dass weit über eine Million Beschäftigte um den
gesetzlichen Mindestlohn betrogen werden. Der Mindestlohn gilt für
alle und daran gibt es nichts zu rütteln. Und doch hat es die
Bundesregierung jahrelang verschlafen, der Finanzkontrolle
Schwarzarbeit genügend Personal für Kontrollen zur Verfügung zu
stellen. Das sehen manche Arbeitgeber offensichtlich als
Freifahrtschein zum Mindestlohnbetrug. Notwendig sind flächendeckende
und schärfere Kontrollen, die präventive Wirkung entfalten können. Nur
so kann sichergestellt werden, dass der Mindestlohn nicht nur auf dem
Papier steht, sondern auch tatsächlich bezahlt wird. Die
Finanzkontrolle Schwarzarbeit braucht deshalb schleunigst mehr
Personal.

Kontrollen können nur dann effektiv sein, wenn die Arbeitgebenden die
Arbeitszeit umfassend dokumentieren. Denn wer den Mindestlohn umgehen
will, der macht das über die Arbeitszeit. Deshalb ist die Regelung,
dass nur Überstunden erfasst werden müssen, zu wenig. Und genau das
hat der EuGH gerade erst in einem Urteil unmissverständlich
klargestellt. Die Bundesregierung ist also aufgefordert, dieses Urteil
im Arbeitszeitgesetz zügig nachzuvollziehen. Nur wenn alle Betriebe in
allen Branchen die Arbeitszeit komplett erfassen, kann die
Finanzkontrolle Schwarzarbeit Verstöße beim Mindestlohn leichter
aufdecken. Und das ist dringend nötig.

Jegliche Arbeit hat ihren Wert und dafür muss mindestens der
Mindestlohn bezahlt werden. Diese Wertschätzung haben alle verdient.
Die Bundesregierung muss endlich dafür sorgen, dass alle Beschäftigten
unter gleichen Bedingungen von ihrer Arbeit auch leben können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de
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FINANZEN/1527: Engagement-Stiftung - Nach Beschluss muss jetzt zügig Gründung erfolgen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Juli 2019

Engagement-Stiftung: Nach Beschluss muss jetzt zügig Gründung erfolgen



Zum Beschluss des Bundeskabinetts zur Errichtung einer Deutschen
Stiftung Engagement und Ehrenamt erklärt Dr. Anna Christmann,
Sprecherin für Bürgerschaftliches Engagement:

Es ist gut, dass die Einrichtung einer Deutschen Stiftung Engagement
und Ehrenamt nach langer Ankündigung nun doch noch vom Kabinett
beschlossen wurde. Zuletzt sah es so aus, als ob Giffeys Pläne für
eine Engagement-Stiftung keine Zukunft haben. Sie drohte, innerhalb
der Koalition zerrieben zu werden. Eine Einigung ist zu begrüßen, auch
wenn der Entstehungsprozess für viele Beteiligte undurchschaubar
geworden ist. Das ist das Gegenteil von dem, wie Engagementpolitik
gemacht werden sollte, nämlich gemeinsam mit den Engagierten.

Das Engagement der vielen engagierten Menschen verdient verlässliche
Förderstrukturen, professionelle Unterstützung und gute
Rahmenbedingungen. Die Engagement-Stiftung wird nun zeigen müssen,
dass sie dafür das richtige Instrument ist. Kompetenzgerangel zwischen
den Ministerien, zeitliche Verzögerungen sowie Verhandlungen hinter
verschlossenen Türen müssen dafür nun ein Ende haben. Aus dem
zögerlichen Beschluss des Kabinetts muss ein echter Aufbruch für
Engagement werden - dafür bleibt noch viel zu tun.

Eine Engagement-Stiftung sollte ihrem Namen gerecht werden und so bald
wie möglich die Arbeit der vielen freiwillig Engagierten in unserem
Land aktiv, kompetent und zuverlässig unterstützen. Auf den heutigen
Beschluss des Bundeskabinetts müssen nun zügig die weiteren Schritte
zur Gründung der Stiftung erfolgen. Dafür fordern wir die schnelle
Bereitstellung des geplanten Budgets von 35 Millionen Euro pro Jahr,
niedrigschwellige Antragsbedingungen sowie ein Konzept ohne Fokus auf
Elitenförderung, das auch bei kleinen zivilgesellschaftlichen
Initiativen vor Ort ankommt.

Die Engagement-Stiftung darf keine Kompensation für Mittelkürzungen im
Engagementbereich an anderer Stelle sein. Bisher stehen für das Jahr
2020 Kürzungen von 90 Millionen Euro im Raum. Hier muss im
Haushaltsverfahren dringend nachgebessert werden, sonst wäre die
Engagement-Stiftung nur ein zu kleines Pflaster für große finanzielle
Wunden, die in die Engagementpolitik gerissen würden. Wir Grüne haben
daher bereits eine umfassende Engagementoffensive gefordert, die nicht
nur hier und dort ein paar Anreize setzt, sondern Engagement umfassend
und strukturiert fördert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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GESUNDHEIT/1037: Digitale-Versorgung-Gesetz - Spahn kocht ohne Rezept


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Juli 2019

Digitale Versorgung-Gesetz: Spahn kocht ohne Rezept



Zur Veröffentlichung des Kabinettentwurfs zum Digitale
Versorgung-Gesetz (DVG) erklärt Maria Klein-Schmeink, Sprecherin für
Gesundheitspolitik:

Spahn hat heute nur einen abgespeckten Gesetzentwurf zur
Digitalisierung durchs Kabinett bekommen. Weil die Versicherten nicht
festlegen können, welche Ärztinnen und Ärzte ihre Daten lesen dürfen,
fehlen auf Druck des Justizministeriums sämtliche Regelungen zur
elektronischen Patientenakte. Damit ist die Akte zum Start nur eine
nutzlose Attrappe, denn die Versicherten haben auch keinen Anspruch,
dass Leistungserbringer dort Daten ablegen. Das ist die Quittung
dafür, dass Spahn kein Ohr für die Interessen der Nutzerinnen und
Nutzer der künftigen Akte hatte. Ihm war seine gesetzliche Frist
wichtiger als die Akzeptanz der Versicherten.

Spahn muss daher zügig dafür sorgen, dass die Versicherten
Datenschutzeinstellungen in der Akte vornehmen können.

Bedenklich an Spahns Gesetzentwurf ist, dass Spahn bislang keine
Strategie für die Digitalisierung vorgelegt hat. Damit fehlt seinen
Aktivitäten bislang etwas ganz Wesentliches: eine Richtung. Er gleicht
damit einem Koch, der ohne jegliches Rezept fröhlich immer weitere
Zutaten in den Topf wirft.

Es kann ja nicht primär darum gehen, dass irgendeine digitale App
schneller im Gesundheitswesen eingesetzt wird, sondern es muss das
Ziel sein, mit Hilfe der Digitalisierung einen konkreten Nutzen für
das Gesundheitswesen und die Pflege zu erzielen. Um dies
sicherzustellen, muss Spahn eine Strategie entwickeln. Es ist außerdem
bedenklich, dass sich bei den Heilmittelerbringern lediglich
Physiotherapeutinnen und -therapeuten an die Telematikinfrastruktur
anschließen lassen können. Damit werden für die Patientinnen und
Patienten wesentliche weitere Leistungsbereiche wie etwa die
Ergotherapie ausgeschlossen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Juli 2019
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SOZIALES/1947: Kraftloses Ergebnis der Bundesregierung nach einjähriger Kommission zu gleichwertigen Lebensverhältnissen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Juli 2019

Kraftloses Ergebnis der Bundesregierung nach einjähriger Kommission zu gleichwertigen Lebensverhältnissen



Zur heutigen Pressekonferenz der MinisterInnen Seehofer, Klöckner und
Giffey zum Thema Gleichwertige Lebensverhältnisse erklären Britta
Haßelmann und Markus Tressel:

Britta Haßelmann, Erste Parlamentarische Geschäftsführerin und
Sprecherin für Kommunalpolitik:

Am Ende der Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse" steht kein
gemeinsamer Abschlussbericht, sondern ein kraftloser Alleingang der
Bundesregierung. Wir sehen kein abgestimmtes Konzept, sondern nur
Lippenbekenntnisse von Innenminister Seehofer ohne Berücksichtigung
der Stimmen aus den Bundesländern und Kommunen. Was für ein
enttäuschendes Signal für die Menschen, die ein Jahr auf konkrete
Lösungsvorschläge gewartet haben.

Mit der Einrichtung der Kommission haben Union und SPD viele
Hoffnungen geweckt. In vielen Diskussionen wurde erwartungsvoll auf
deren Ergebnisse verwiesen. Umso enttäuschender ist es, dass es
weiterhin keine strukturelle Unterstützung der Kommunen für eine
aufgabengerechte Finanzierung gibt. Auch für die Entlastung der
Kommunen von Altschulden gibt es weder eine konkrete Lösung noch einen
Fahrplan.

Dabei dulden die zunehmenden strukturellen Unterschiede in und
zwischen den Regionen keinen Aufschub. Viele Menschen erleben, dass
die Infrastruktur bei ihnen vor Ort bröckelt und ihnen Möglichkeiten
zur Gestaltung eines lebendigen Gemeinwesens fehlen. Wir Grüne machen
uns für die Unterstützung von strukturschwachen Regionen stark und
fordern einen Pakt für unsere lebenswerten Regionen.

Markus Tressel, Sprecher für den Ländlichen Raum:

Ein Jahr Arbeit von Sachverständigen und Expertengruppen ist vergangen
und nun haben wir einen Bericht der Bundesregierung vorliegen, der an
Nutzlosigkeit nicht zu übertreffen ist. Die Bundesregierung ist in
chronischer Bewegungslosigkeit verharrt! Die seit Jahren bekannten
Probleme sind nur in Punkt 5 "Ausblick" vermerkt. Lösungsfindung, was
die Aufgabe des letzten Jahres war, fehlt. Ein Jahr haben die Regionen
in Deutschland auf Ergebnisse gewartet, doch die Bundesregierung
verharrt in verkrusteten Strukturen.

Auch der dringend benötigte Neustart in der Förderpolitik wird nicht
kommen. Was wir brauchen, ist eine grundlegende Neuauflage der
Förderpolitik. Damit würde die Daseinsvorsorge in strukturschwachen
Regionen gesichert und erhalten werden.

Wir Grüne stehen für Mitspracherecht, Gestaltungsmöglichkeiten und
Handlungsfähigkeit in allen Regionen. Nur damit kann ein weiteres
Auseinanderdriften vermieden werden. Das hätte das Ziel der Kommission
sein müssen!

 * 
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ARBEIT/835: Pflegekräfte angemessen bezahlen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Juli 2019

Pflegekräfte angemessen bezahlen

Private Pflegeeinrichtungen müssen Tarifverträge abschließen, um
einen Pflegenotstand zu vermeiden



Bundesgesundheitsminister Jens Spahn hat 14 Euro als Untergrenze für
die Entlohnung von qualifizierten Pflegekräften genannt. Hierzu
erklärt Uwe Schummer, Vorsitzender der Arbeitnehmergruppe der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion:

"Es ist gut und richtig, dass Bundesgesundheitsminister Jens Spahn
mit einem unteren Stundenlohn von 14 Euro für Pflegefachkräfte eine
Zielmarke genannt hat. Zu attraktiven Arbeitsbedingungen gehören auch
gute Löhne. Wir wollen, dass die Pflegebranche engagierte und fähige
Menschen gewinnen kann. Besonders in der Altenpflege ist der
Handlungsbedarf groß. Es geht um nicht weniger als um die Abwendung
eines Pflegenotstandes.

Die Sozialpartner in der Branche sind am Zuge, die Einzelheiten in
überschaubarer Zeit tarifvertraglich zu regeln. Diese Vereinbarungen
müssen dann für alle in der Pflege gelten. Mit dem Gesetz für bessere
Löhne in der Pflege werden wir die Rahmenbedingungen für das
Zustandekommen solcher Tarifverträge verbessern.

In Teilen der privaten Pflegelandschaft gibt es leider fehlende
Verhandlungsbereitschaft bis hin zu aktivem Widerstand gegen
Tarifverträge. Das ist unverständlich, zumal gleichzeitig darüber
geklagt wird, wie schwer es ist, geeignete Pflegekräfte zu finden.
Deshalb wird das geplante Gesetz auch Vorkehrungen gegen solche
Blockaden treffen."

Hintergrund: 

Der aktuelle, für Pflegehilfskräfte gedachte allgemeine Mindestlohn
in der Pflege beträgt 11,05 Euro in Westdeutschland und 10,55 Euro in
Ostdeutschland. Für Pflegefachkräfte gibt es keine eigene
Untergrenze.

 * 
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GESUNDHEIT/703: Chancen der Digitalisierung für eine bessere Gesundheitsversorgung nutzen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Juli 2019

Chancen der Digitalisierung für eine bessere Gesundheitsversorgung
nutzen

Bundeskabinett beschließt Digitale-Versorgung-Gesetz



Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch das Gesetz für eine
bessere Versorgung durch Digitalisierung und Innovation
(Digitale-Versorgung-Gesetz) beschlossen. Dazu erklärt die
gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Karin Maag:

"Es ist dringend notwendig, digitale Gesundheitsanwendungen den
Bürgerinnen und Bürgern zügiger als bisher verfügbar zu machen. Den
Anfang haben wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion mit unserer
Entscheidung zur Einführung der elektronischen Patientenakte
spätestens ab dem Jahr 2021 gemacht. Mit dem
Digitale-Versorgung-Gesetz wollen wir daran anknüpfen und weitere
Maßnahmen voranbringen: So sollen Versicherte gegenüber ihrer
Krankenkasse einen Anspruch auf innovative Gesundheits-Apps und
weitere digitale Anwendungen erhalten. Hierfür muss
selbstverständlich eine Sicherheitsprüfung erfolgen, aber auch der
Nachweis eines positiven Effektes für den Versicherten -
beispielsweise bei der Erkennung, Behandlung oder Linderung von
Krankheiten - erbracht werden. Zudem ist vorgesehen, die
Videosprechstunde zu erleichtern und den elektronischen Arztbrief
besser zu etablieren.

Mit dem Gesetz wollen wir darüber hinaus eine bessere Vernetzung
aller Leistungserbringer im Gesundheitssystem - neben Ärzten und
Kliniken also unter anderem auch der Apotheken, Hebammen,
Physiotherapeuten und Pflegeeinrichtungen - erreichen. Bei allen
Maßnahmen sollen selbstverständlich die strengen
Datenschutzbestimmungen beachtet und das Freiwilligkeitsprinzip
gewahrt werden. Gleichzeitig sollen Gesundheitsdaten für
Forschungszwecke besser genutzt werden können, wenn der Datenschutz
es zulässt. Hiervon erhoffen wir uns wichtige Erkenntnisse
beispielsweise für die Behandlung von schweren Erkrankungen.

Für uns ist außerdem klar, dass die elektronischen Patientenakte
weiterentwickelt werden muss. So sollten Versicherten künftig die
Möglichkeit erhalten, dort auch den Impfausweis oder das
Zahn-Bonusheft abzuspeichern. Vor diesem Hintergrund begrüßen wir die
Ankündigung des Bundesgesundheitsministeriums, zeitnah ein weiteres
Gesetz vorzulegen, um zusätzliche Anwendungen in die elektronische
Patientenakte zu integrieren. Auch hierbei legen wir großen Wert auf
die Beachtung des Datenschutzes.

In den kommenden Monaten werden wir den Gesetzentwurf im Deutschen
Bundestag beraten, damit das Gesetz Anfang des Jahres 2020 in Kraft
treten kann."

 * 
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INNEN/3490: Gleichwertige Lebensverhältnisse schaffen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Juli 2019

Gleichwertige Lebensverhältnisse schaffen

Empfehlungen der Bundesregierung müssen ambitioniert umgesetzt werden
- Kommunen erwarten zurecht, dass jetzt entsprechend gehandelt wird



Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch Schlussfolgerungen zu den
Ergebnissen der Kommission zur Schaffung gleichwertiger
Lebensverhältnisse beraten. Dazu erklärt der Vorsitzende der
Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Christian Haase:

"Wir begrüßen, dass nunmehr konkrete Empfehlungen zumindest des
Bundes zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse vorliegen. Die
Schlussfolgerungen der Bundesregierung entsprechen in weiten Teilen
den Erwartungen, die wir im Zuge der Beratungen der Kommission zur
Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse formuliert hatten. Wir
begrüßen insbesondere den Ausbau der Digitalisierung, die
Dezentralisierungsstrategie, das gesamtdeutsche Fördersystem und die
geplanten Verbesserungen bei der Mobilität.

Dabei muss die Umsetzung der Empfehlungen allerdings ambitionierter
erfolgen, als dies in einigen Schlussfolgerungen der Bundesregierung
anklingt. Dies gilt insbesondere für die Weiterentwicklung der
Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes (GAK). Es reicht aus unserer Sicht nicht aus, die
rechtliche Umsetzung zu besprechen. Wir erwarten, dass die rechtliche
Umsetzung, auch im Zuge einer Grundgesetzänderung, erfolgt, um die
Förderung ländlicher Räume zu vereinfachen und zu verbessern.

Von besonderer Bedeutung wird der Umgang mit kommunalen
Kassenkrediten sein. Dabei geht es aus unserer Sicht nicht nur um den
Abbau von Altschulden, sondern um strukturelle Änderungen, die für
die Zukunft eine Neuverschuldung der Kommunen ausschließen. Die
Länder müssen durch gesetzliche Anpassungen deutlich machen, dass sie
solche strukturellen Änderungen nicht nur unterstützen, sondern
ihrerseits auch umsetzen. Dazu gehören


	zunächst eine grundlegende Verständigung auf eine kommunale Mindestausstattung als Grundlage der auskömmlichen Kommunalfinanzierung durch die Länder;

	Änderungen in den kommunalen Finanzausgleichsgesetzen der Länder;

	eine Änderung der Umsatzsteuerverteilung auf die Kommunen unter stärkerer Berücksichtigung beispielsweise der Sozialausgaben und der Einwohnerzahlen;

	eine Untersuchung der Leistungsgesetze des Bundes hinsichtlich der langjährigen Belastungswirkungen insbesondere unter Berücksichtigung der Frage, welche Finanzmittel im Rahmen der Konnexität den Ländern vom Bund zur Verfügung gestellt wurden bzw. werden und welche Mittel letztendlich für die jeweilige Umsetzung bei den Kommunen angekommen sind und ankommen.



Miteinbezogen werden muss in die Betrachtung, dass der Bund den
Ländern im Rahmen der Neuordnung des Bund-Länder-Finanzausgleichs ab
dem Jahr 2020 mehr Bundesmittel als bislang zur Verfügung stellt und
die kommunale Finanzlage stärker in die Mittelverteilung einfließt.
Diese zusätzlichen Mittel sind kein Beitrag zur Konsolidierung der
Landeshaushalte, sondern für den Abbau von Disparitäten bei der
kommunalen Finanzlage in den einzelnen Ländern zu nutzen.

Die Länder sind nun gefordert, entsprechend zu liefern. Die Kommunen
erwarten zurecht, dass nach Abschluss der Arbeit der Kommission zur
Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse jetzt entsprechend
gehandelt wird."

 * 
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INNEN/3489: Heimatpolitik nimmt Gestalt an


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Juli 2019

Heimatpolitik nimmt Gestalt an

Kommission legt Maßnahmenpaket für eine neue Strukturpolitik vor



Die Bundesregierung hat am heutigen Mittwoch die Ergebnisse der
Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse" vorgestellt. Dazu
erklären der stellvertretende Fraktionsvorsitzende Thorsten Frei und
der innenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Mathias Middelberg:

Thorsten Frei: "Mit ihrem Bericht hat die Kommission
'Gleichwertige Lebensverhältnisse' nicht nur eine umfassende
Bestandsaufnahme, sondern auch ein dickes Maßnahmenheft auf den Tisch
gelegt. Von dem Bericht geht das klare Signal aus: Dort, wo der Markt
es nicht richtet, wird die Politik stärker eingreifen. Nur so lässt
sich in bestimmten Regionen die Abwanderung stoppen und das Gefühl
des Abgehängtseins überwinden.

Die Umsetzung mancher Maßnahme wird Jahre dauern. Manches wird aber
auch deutlich schneller gehen, wie die heute vom Kabinett
beschlossene Errichtung der 'Deutschen Stiftung für Engagement und
Ehrenamt' zeigt, mit der die Union eine Zusage aus ihrem
Regierungsprogramm einlöst. Mit ihrem bürgerschaftlichen Engagement
und ihrem ehrenamtlichen Einsatz leisten Millionen Bürgerinnen und
Bürger Tag für Tag einen unverzichtbaren Beitrag zur Bewältigung der
Herausforderungen, vor denen unser Land steht. Besonders im
ländlichen Raum ist dieses Engagement eine zentrale Säule der
Infrastruktur. Wir wollen es deshalb durch eine Stiftung gezielt
stärken, die sich als Dienstleister und Ansprechpartner für alle
Fragen rund um das Ehrenamt versteht."


Mathias Middelberg: "Die Ergebnisse der Kommission
"Gleichwertige Lebensverhältnisse" sind eine ebenso umfassende wie
schonungslose Bestandsaufnahme der Lebenswirklichkeit in Deutschland.
Während manche Städte und Regionen boomen und mit Problemen wie
Wohnungsmangel und hohen Mieten konfrontiert sind, ist andernorts
eine Grundversorgung etwa mit Ärzten und schnellem Internet nicht
gewährleistet. Je größer aber die Unterschiede, desto größer auch die
Bedrohung des gesellschaftlichen Zusammenhalts in Deutschland.
Niemand darf das Gefühl entwickeln, seine Heimat werde vom deutschen
Staat dauerhaft im Stich gelassen.

Bund, Länder und Kommunen sind nun in der Pflicht, die Empfehlungen
der Kommission genau zu prüfen und ihr Handeln daran auszurichten.
Ohne manche Kraftanstrengung und das Hintanstellen von
Eigeninteressen wird es dabei keinen echten Fortschritt geben. In
fünf Jahren sollte eine erste Bilanz gezogen werden, was sich
verändert hat und wo weiterhin Verbesserungsbedarf besteht."

 * 
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VERKEHR/760: Tiroler Landesregierung blockiert selbstherrlich den Transitverkehr 


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Juli 2019

Tiroler Landesregierung blockiert selbstherrlich den Transitverkehr von
Deutschland nach Italien

Landeshauptmann von Tirol will LKW am Grenzübergang Kufstein stoppen



Die Landesregierung von Tirol hat weitere Verschärfungen im
Transitverkehr auf der Inntalautobahn angekündigt. Hierzu erklärt die
verkehrspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela
Ludwig:

"Was die Landesregierung von Tirol derzeit auf der Inntalautobahn
betreibt, ist an Willkür und Selbstherrlichkeit nicht zu überbieten.
Seit längerer Zeit versucht das Bundesland Tirol, Verkehrsprobleme
einseitig und zu Lasten der Nachbarländer zu lösen. Das fängt bei der
Blockabfertigung an und geht jetzt weiter mit Fahrverboten, die fast
täglich ausgeweitet werden. Die neuerliche Ankündigung, mittels eines
automatisierten Systems den LKW-Verkehr am Grenzübergang Kufstein zu
bremsen bzw. völlig zum Erliegen zu bringen, widerspricht nicht nur
dem europäischen Grundgedanken des freien Warenverkehrs, es ist auch
eine bewusste Provokation gegenüber der Bundesrepublik Deutschland.
Die Landesregierung von Tirol muss umgehend zu Vernunft kommen und
den Verkehr nach Italien wieder ungehindert durchlassen. Die Alpen
sind unbestritten ein Engpass für den Warentransport. Das Problem
muss aber im Dialog mit den Nachbarländern gelöst werden und nicht
durch einseitige und willkürliche Straßensperrungen. Deutschland,
Österreich und Italien sind Mitglieder der Europäischen Union und
bekennen sich zu einem einheitlichen Wirtschaftsraum. Es kann daher
nicht sein, dass LKW aus Deutschland an der Grenze gestoppt werden,
während Fahrzeuge aus Österreich ungehindert den Weg nach Italien
antreten können."
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WIRTSCHAFT/2846: Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft - Verbesserungen nur mit staatlichem Engagement


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 10. Juli 2019

Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft - Verbesserungen beim Mobilfunk
nur mit staatlichem Engagement



Das Bundeskabinett hat sich am heutigen Mittwoch mit
Schlussfolgerungen aus der Regierungskommission für gleichwertige
Lebensverhältnisse befasst. Zu dem Aspekt Mobilfunkversorgung äußerte
sich der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag, Ulrich Lange, wie folgt: 

"Auch in der Bundesregierung verfestigt sich nun die Erkenntnis, dass
es ohne staatliches Engagement in Form einer
Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft in den ländlichen Regionen keine
Verbesserung beim Mobilfunk geben wird. Die Koalitionsfraktionen sind
hier bereits seit Juni positioniert und werden nach der Sommerpause
alle dafür notwendigen Schritte gerade bei den Haushaltsverhandlungen
mit Nachdruck vorantreiben."

 * 
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ARBEIT/1873: Entgelttransparenzgesetz ist ein stumpfes Schwert - Schließung des Gender Pay Gap angehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Juli 2019

Entgelttransparenzgesetz ist ein stumpfes Schwert - Schließung des Gender Pay Gap ernsthaft angehen



"Zwei Jahre nach Einführung des Entgelttransparenzgesetzes zeigt sich,
dass das Gesetz nicht geeignet ist, sein Ziel zu erreichen: Gleicher
Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit, eine Schließung der
Verdienstlücke zwischen Männern und Frauen - hierzu gibt es keine
Verbesserung. Das Gesetz wird von Beschäftigen kaum genutzt und von
Unternehmen zu wenig ernstgenommen. So wird Lohngerechtigkeit für
Frauen nie erreicht. Es ist nicht nachvollziehbar, warum ausgerechnet
Deutschland angesichts seiner Lohnlücke von 21 Prozent sowohl bei
Prüfverfahren als auch bei den Berichtspflichten weiterhin auf
Freiwilligkeit setzt, statt wie Island oder Schweden Verbindlichkeit
herzustellen", erklärt Doris Achelwilm, gleichstellungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum heute im Bundeskabinett
behandelten Überprüfungsbericht zum Entgelttransparenzgesetz.
Achelwilm weiter:

"Die Bundesregierung muss das Gesetz deutlich schärfen. Die
Beschränkung des Auskunftsanspruchs auf Unternehmen mit mehr als 200
Beschäftigten muss aufgehoben werden, damit Beschäftigte in kleinen
und mittleren Betrieben - bei den Frauen sind das immerhin
60 Prozent - nicht ausgeschlossen sind. Die Beweislaststruktur muss
umgekehrt werden, sodass der Nachweis über Lohngerechtigkeit künftig
beim Arbeitgeber liegt. Zertifizierte Prüfverfahren und
standardisierte Berichterstattung müssen für private und öffentliche
Arbeitgeber auch mit weniger als 500 Beschäftigten verpflichtend sein.
Es braucht Sanktionen, um Verstöße gegen das Gesetz wirksam zu ahnden.
Und die Betroffenen dürfen bei der Durchsetzung ihrer Rechte nicht
alleingelassen werden. Entgeltgleichheit ist ein Grundrecht. DIE LINKE
fordert deshalb, ein Verbandsklagerecht einzuführen.

Klar ist auch, dass ein effektives Entgelttransparenzgesetz nur ein
Baustein im Kampf gegen den Gender Pay Gap ist. Entscheidend ist eine
gerechtere Verteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit. Prekäre
Beschäftigungsformen - mehrheitlich eine 'Frauendomäne' - müssen durch
gut entlohnte, sichere und tarifgebundene Arbeitsplätze ersetzt
werden. Wenn die Bundesregierung wirklich Lohngerechtigkeit herstellen
will, wäre auch die Abschaffung des Ehegattensplittings fällig."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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AUSSEN/1884: Kumpanei mit Erdogan beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Juli 2019

Kumpanei mit Erdogan beenden



"Erdogan treibt die Gleichschaltung in Justiz, Medien und vor allem
auch im Militär nach seiner Niederlage bei den Istanbul-Wahlen weiter
voran. Dieser Umbau der Türkei in einen islamistischen
Unterdrückungsstaat darf nicht länger mit EU-Geldern subventioniert
werden", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und
abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen
weiter:

"Wenn inzwischen mehr als jeder Zweite, der vor Erdogans Türkei
flieht, in Deutschland Schutz vor Verfolgung erhält, kann von
Demokratie und Rechtsstaat am Bosporus keine Rede sein. Es ist
erschreckend, dass die Bundesregierung vor diesem Hintergrund und den
Foltervorwürfen des Journalisten Deniz Yücel keinerlei Handlungsbedarf
sieht. Das 'Weiter so' mit Erdogans Regime ist verheerend. Eine
Ausweitung der Zollunion mit der Türkei, die von der Bundesregierung
vorangetrieben wird und eine enorme Unterstützung für Erdogan
bedeutet, darf es nicht geben."

 * 
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EUROPA/1732: Humanitäre Katastrophe im Mittelmeer sofort beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Juli 2019

Humanitäre Katastrophe im Mittelmeer sofort beenden



"Die Bundesregierung darf sich mit den Solidaritätsaufforderungen an
die anderen EU-Mitgliedsstaaten, Geflüchtete aufzunehmen, nicht aus
der eigenen Verantwortung ziehen. Sie muss mit gutem Beispiel
vorangehen und dem Willen von über 60 solidarischen deutschen Städten,
die sich zur Aufnahme von Geflüchteten und speziell aus Seenot
Geretteten ausgesprochen haben, unverzüglich stattgeben", erklärt
Michel Brandt, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe, zur Forderung Berlins und
Brüssels nach Solidarität der EU-Staaten bei der Flüchtlingsaufnahme.
Brandt weiter:

"Die EU ist außerdem in der Lage, unverzüglich eine Seenotrettung im
Mittelmeer einzusetzen und die humanitäre Katastrophe zu beenden. Das
Problem ist aber, dass es nicht politisch gewollt ist, eine
Seenotrettung einzusetzen oder sich die Politikerinnen und Politiker
der Bundesregierung wieder einmal darauf ausruhen, mit den
EU-Mitgliedstaaten wäre eine solche Seenotrettung nicht möglich. Das
ist zynisch, denn es ist möglich, nur nicht gewollt.

DIE LINKE fordert die Bundesregierung auf, sich unverzüglich an der
Aufnahme von Menschen auf der Flucht proaktiv zu beteiligen und dafür
zu sorgen, dass zivile Schiffe auf dem Mittelmeer eingesetzt werden,
um Menschen aus Seenot zu retten, anstatt sie weiter in Massen
ertrinken zu lassen."

 * 
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GESUNDHEIT/1116: Digitalgesetz von Spahn ist Goldgrube für IT-Industrie


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Juli 2019

Digitalgesetz von Spahn ist Goldgrube für IT-Industrie



"Dieses Gesetz dient der Wirtschafts- und nicht der
Gesundheitsförderung. Die Beiträge der Versicherten dürfen nicht für
die Wirtschaftsförderung missbraucht werden. Es ist dringend
notwendig, bei Gesundheits-Apps die Spreu vom Weizen zu trennen, bevor
sie in die Anwendung kommen. Stattdessen sollen nun für mindestens ein
Jahr alle Angebote bezahlt werden, die in den Markt drängen - und zwar
zu selbstgewählten Preisen der IT-Unternehmen. Eine dauerhafte
Goldgrube im schnelllebigen digitalen Zeitalter", erklärt Achim
Kessler, gesundheitsökonomischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE und
Obmann im Gesundheitsausschuss. Kessler weiter:

"Nach Mondpreisen bei Arzneimitteln bekommen wir nun auch Mondpreise
bei Digitalanwendungen. Ich fordere klare Vorgaben zur Preisgestaltung
in der Gesetzlichen Krankenversicherung. Ebenso wichtig ist eine gute
Bewertung, welche Anwendungen den Patienten nutzen und welche sogar
Schaden anrichten können. Doch im Gesetz fehlen wissenschaftliche
Vorgaben, nach welchen Kriterien geprüft werden muss. Der Gedanke
liegt nahe, dass Jens Spahn die wissenschaftliche Nutzenbewertung im
Gemeinsamen Bundesausschuss ein Dorn im Auge ist. Diese Aufgabe
übernimmt ein Bundesinstitut - wohl weil diesem per Dienstanweisung
oder Verordnung eine lasche Methodik diktiert werden kann. Zum Schluss
wird die Versichertengemeinschaft für viele sinnlose Anwendungen zu
überhöhten Preisen aufkommen müssen. Das passt in die Strategie des
Wirtschaftspolitikers Spahn, der auch bei Medizinprodukten die
patientenorientierte Bewertung abschaffen will."

 * 
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GESUNDHEIT/1115: Bundesregierung handelt in der Pflege unverantwortlich


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Juli 2019

Bundesregierung handelt in der Pflege unverantwortlich



"Der Systemwechsel in der Pflegeversicherung wird immer dringlicher.
Personalnotstand, fehlende Versorgungsstruktur, schlechte
Arbeitsbedingungen: Aus dem Bericht wird erneut deutlich, dass die
Probleme in der Pflege gravierend sind. Ein Herumdoktern an einzelnen
Symptomen reicht schon lange nicht mehr aus", kommentiert Pia
Zimmermann, Sprecherin für Pflegepolitik der Fraktion DIE LINKE, die
Veröffentlichung des Pflege-Reports des Wissenschaftlichen Instituts
der AOK (WIdO). Zimmermann weiter:

"Ein Paradigmenwechsel in der Pflege und ihrer Finanzierung ist nötig
und möglich. Die Konzepte für ein solidarisches System liegen auf dem
Tisch und sind schnell umsetzbar, etwa indem man kurzfristig die Löhne
in der Pflege und für deren Finanzierung die Beitragsbemessungsgrenze
in der Pflegeversicherung anhebt. Auch Investitionskosten müssen
wieder von öffentlicher Seite übernommen werden. Damit entlastet man
Menschen mit Pflegebedarf sofort, die die Kosten jetzt tragen müssen.
Aber die Bundesregierung verschleppt die Probleme weiter. Das ist
unverantwortlich."

 * 
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INNEN/5060: Sommer ist Fehlbesetzung im Bundesamt für Migration und Flüchtlinge


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Juli 2019

Sommer ist Fehlbesetzung im BAMF



"BAMF-Chef Sommer erweist sich zunehmend als Vertreter
flüchtlingsfeindlicher Positionen", sagt die innenpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, mit Blick auf
Äußerungen des Chefs des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge,
Hans-Eckard Sommer, der laut Agenturmeldungen vor "zu schnellen"
Beschäftigungsmöglichkeiten für Flüchtlinge gewarnt hat und die
Einrichtung einer "Schutzzone" in Libyen fordert. Jelpke weiter:

"Beschäftigungsmöglichkeiten gehören zu den Dreh- und Angelpunkten
einer gelungenen Integration. Wenn der Chef einer Behörde, zu deren
Aufgaben ausdrücklich die Integration von Flüchtlingen gehört, nun vor
vermeintlich 'zu schnellen' Beschäftigungsmöglichkeiten warnt, erweist
er sich als offenkundige Fehlbesetzung.

Auch Sommers Vorstellungen über die Einrichtung angeblicher
Schutzzonen zeugen mehr von kolonialen Träumereien als von einer
verantwortlichen Flüchtlingspolitik. Flüchtlinge haben ein Recht auf
faire Asylverfahren und gehören nicht in Lagern inmitten eines
zerfallenden Bürgerkriegslandes eingepfercht.

Es ist nicht das erste Mal, dass Sommer sich als Scharfmacher mit
flüchtlingsfeindlichen Positionen erweist. In den letzten Wochen hat
er sich wiederholt für Gesetzesverschärfungen im Asylbereich
ausgesprochen und mit Falschbehauptungen über angebliche Tricksereien
von Flüchtlingen Stimmung gegen sie gemacht.

Wenn Sommer Politik gegen Flüchtlinge machen will, soll er für den
Bundestag kandidieren. An der Spitze des BAMF muss jemand stehen, der
sich für einen fairen und unvoreingenommenen Umgang mit Flüchtlingen
einsetzt."

 * 
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SOZIALES/2640: Ungerechtes Deutschland


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 10. Juli 2019

DIE LINKE: Ungerechtes Deutschland



Heute hat die Regierungskommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse"
ihre Ergebnisse vorgestellt. Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei
DIE LINKE, dazu:

"Es wird wieder einmal deutlich, dass wir in einem äußerst ungerechten
Land leben. Denn in diesem insgesamt sehr reichen Land gibt es noch
immer viel zu viele Regionen, in denen der Bus nicht mehr kommt, die
Gesundheitsversorgung unzureichend ist, und die Zukunftsperspektiven
für junge Menschen sehr schlecht sind.

Neben der schlechten Infrastruktur in Bildung und Alltag sind in
diesen Regionen auch die Gehälter geringer und mit ihnen die Renten.
Soziale Ungleichheiten verhärten sich über Generationen hinweg.
Abwanderung ist die Folge. Besonders hart von dieser Strukturschwäche
getroffen ist noch immer der Osten. Er ist noch immer die größte
zusammenhängende strukturschwache Region des Landes.

Die Fehlentscheidungen der Treuhand wirken bis heute nach: niedrigere
Löhne, niedrigere Lebensqualität durch schlechtere Infrastruktur,
schlechtere Zukunftsaussichten. Um mindestens 50 Milliarden Euro
müsste die Wirtschaftsleistung in Ostdeutschland steigen, um an das
Westbundesland mit der niedrigsten Wirtschaftsleistung
(Schleswig-Holstein) aufzuschließen.

Die Ostbundesländer haben in den vergangenen Jahren 15 Milliarden Euro
Schulden zurückgezahlt. In Zeiten von Niedrigzins ein Wahnsinn.
Langfristige Investitionen hätten mehr Zukunftssicherheit gebracht.

Wer bei so einer gravierenden Ungleichheit Ausgleichszahlungen
zwischen den Regionen blockiert, stellt sich letztendlich gegen die
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse. Daher fordern wir: Die
Investitionsbremsen müssen weg! Wir fordern, dass zügig ein
Solidarpakt 3 beschlossen wird, zur Förderung aller strukturschwachen
Regionen im Land. Finanzielle Mittel, die für den notwendigen
Strukturwandel in den Kohlerevieren in Sachsen und Brandenburg
benötigt werden, dürfen hier nicht gegengerechnet werden.

Auch die Wiedereinführung der Vermögenssteuer - die den Bundesländern
zufließen würde - und der Erhalt des Soli würden den Ländern einen
finanziellen Spielraum bescheren. Neben der Steuerpolitik und dem
Länderfinanzausgleich müssen wir aber auch endlich anfangen,
Wirtschaftsförderungen daran zu binden, dass mindestens 30 Prozent des
Volumens an den Osten fließt und regionale Kreisläufe besonders
gestärkt werden. Wir brauchen eine regionale Wertschöpfung und eine
demokratische Beteiligung der Bevölkerung, Verbände und Gewerkschaften
bei der Frage, was wo und wie produziert werden soll."

 * 
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UMWELT/694: Regenwald und indigene Landrechte im Amazonas sichern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Juli 2019

Regenwald und indigene Landrechte im Amazonas sichern



"Die Lösung des Streits zwischen Brasilien und Deutschland, der in
Fragen des Umwelt- und Klimaschutzes besteht, darf nicht zu Lasten des
Regenwaldbestandes im Amazonas und der Landrechte der dort lebenden
indigenen Bevölkerung erfolgen", erklärt Helin Evrim Sommer,
entwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich
des aktuellen Staatsbesuchs von Entwicklungsminister Gerd Müller in
Brasilien. Sommer weiter:

"Brasiliens Präsident Jair Bolsonaro hat bei Fragen des Umwelt- und
Klimaschutzes den Rückwärtsgang eingelegt und der Bergbauindustrie
sowie der Land- und Viehwirtschaft Vorrang eingeräumt. Dies hat
bereits zu einem starken Anstieg der Regenwaldrodungen im Amazonas
geführt. Der Erhalt des natürlichen Regenwaldes im Amazonas-Gebiet ist
eine Schlüsselfrage für den Schutz des Weltklimas und ebenfalls eine
zentrale Aufgabe der Entwicklungszusammenarbeit. Bolsonaro tritt die
Rechte der indigenen Bevölkerung mit Füßen, indem er sie von ihrem
Land vertreibt und Brasiliens Naturressourcen dem Ausverkauf
preisgibt.

Bei den Gesprächen mit Bolsonaro muss Müller deshalb klare Kante
zeigen und seinen vollmundigen Ankündigungen zum Klimaschutz in der
Entwicklungszusammenarbeit nun Taten folgen lassen. Der Erhalt und die
Wiederaufforstung des Regenwaldes, sowie die Landrechte der indigenen
Bevölkerung müssen absolute Priorität haben. Bei einem weiteren
Raubbau im Amazonas sollten Sanktionen kein Tabu sein."

 * 
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WIRTSCHAFT/2173: Mit Ich-AGs ist der Osten nicht zu retten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Juli 2019

Mit Ich-AGs ist der Osten nicht zu retten



"Der Analyse muss konkrete Politik folgen. In dem heute vorgestellten
Deutschlandatlas sind bei allen Kennzahlen die Umrisse der nicht mehr
existierenden DDR eindeutig zu erkennen. Das zeigt erschreckend
deutlich, dass fast drei Jahrzehnte nach der Vereinigung der
Verfassungsauftrag, gleichwertige Lebensverhältnisse herzustellen,
dramatisch verletzt ist", kommentiert Gesine Lötzsch, stellvertretende
Vorsitzende und haushaltspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE,
die Ergebnisse der Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse".
Lötzsch weiter:

"Seit Jahren hat DIE LINKE auf eine folgenreiche Entwicklung
hingewiesen: In Ostdeutschland sind in vielen Gebieten in den
vergangenen Jahren Strukturen nicht aufgebaut, sondern abgebaut, ja
zerstört worden. Dass es dramatische Entwicklungen auch im Nordwesten
gibt, macht die Situation nicht besser. Seit Jahrzehnten gestaltet die
Bundesregierung keine wirksame Strukturpolitik.

In Ostdeutschland gibt es keinen einzigen Dax-Konzern, in Bonn gleich
zwei mit Bundesbeteiligung, nämlich Post und Telekom. Der Bund führt
109 unmittelbare Beteiligungen an Unternehmen und Sondervermögen. In
Ostdeutschland hat der Bund nur fünf unbedeutende Beteiligungen. Wir
brauchen eine aktive Beteiligungspolitik des Bundes. Mit Ich-AGs ist
der Osten nicht zu retten.

Ebenso ungleich sind die mit öffentlichen Mitteln finanzierten
Forschungseinrichtungen verteilt. So sind zum Beispiel von den 8.445
Mitarbeitern des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt nur 126 an
den Standorten Dresden, Jena und Neustrelitz beschäftigt.

Wichtig ist die Befreiung der Städte und Kommunen von den Altschulden.
Es ist doch absurd, dass heute noch für in der DDR gebaute Wohnungen
gezahlt werden muss, obwohl es dort ein ganz anderes
Verrechnungssystem gab.

Wir erwarten von der Bundesregierung keine langen Debatten, sondern
Handlungen. Dass einzelne Mitglieder der Bundesregierung - wie
Ministerin Karliczek bei der Batterieforschung - egoistisch ihre
Wahlkreise bedienen, darf nicht länger hingenommen werden und muss
korrigiert werden."

 * 
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BUNDESTAG/8628: Heute im Bundestag Nr. 771 - 10.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 771

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. Juli 2019, Redaktionsschluss: 12.41 Uhr

1. Klimawandel-Folgen für Gewässer

2. Uranabbau in der Wismut

3. Grüne fragen nach Klimaschutzgesetz

4. AKW-Ausbau in der Ukraine

5. Masterplan Stadtnatur vorgelegt



1. Klimawandel-Folgen für Gewässer

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Eine globale Erwärmung von zwei Grad Celsius infolge
des Klimawandels wird nach Darstellung der Bundesregierung
Gewässer-Ökosysteme in Deutschland und Europa mit "hoher
Wahrscheinlichkeit" verändern. "Die möglichen Änderungen des
Temperatur- und Niederschlagregimes, des Durchflusses, der
Nährstoffkonzentrationen und weiterer Faktoren können langfristig zu
negativen Effekten bei einzelnen Arten und den Lebensgemeinschaften
der Gewässer führen", schreibt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/11297) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/10849). Es ist demnach davon auszugehen, dass beispielsweise
physiologisch tolerante und wärmeliebende Arten zunehmen, während etwa
weniger tolerante Arten mit engen ökologischen Amplituden
zurückgedrängt werden.

 * 

2. Uranabbau in der Wismut

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung kann keine Angaben zur Zahl der
zwischen 1947 und 1953 zwangsverpflichteten Personen im Uranabbau in
der Wismut beziehungsweise der Staatlichen Aktiengesellschaft der
Buntmetallindustrie (SAG) Wismut machen. Dies geht aus einer Antwort
der Bundesregierung (19/11294) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/10862) hervor. Zudem liegen laut Antwort
keine Erkenntnisse darüber vor, "über welche konkreten
gesundheitlichen Gefahren, in welchem Umfang und zu welchem Zeitpunkt"
die Betroffenen informiert wurden. Die Bundesregierung führt aus, dass
in der Region zwar seit Jahrhunderten Bergbau betrieben worden sei und
die allgemeinen Risiken und Gefahren bekannt gewesen seien dürften.
Uranerzbergbau in der dort nach 1945 praktizierten Form sei aber bis
dato nie durchgeführt worden. Die speziell damit verbundenen Risiken
und Gefahren dürften daher nur wenig bekannt gewesen seien, vermutet
die Bundesregierung.

 * 

3. Grüne fragen nach Klimaschutzgesetz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Klimapolitik der Bundesregierung ist Gegenstand
einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/11395).
Von der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem wissen, über
welche Eckpunkte des Referentenentwurfes für das von der Koalition
angekündigte Klimaschutzgesetz innerhalb der Regierung Einigkeit
besteht.

 * 

4. AKW-Ausbau in der Ukraine

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/11366) die Pläne der Ukraine zum Weiterbau
von Reaktoren des Atomkraftwerks (AKW) Khmelnitsky. Von der
Bundesregierung will die Fraktion unter anderem Auskunft zu
sicherheitstechnischen Aspekten des genutzten Reaktortyps.

 * 

5. Masterplan Stadtnatur vorgelegt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat den "Masterplan Stadtnatur"
(19/11220) vorgelegt. Mit dem Maßnahmenprogramm soll demnach die
"Naturausstattung unserer Städte" verbessert werden. Die Stadtnatur
sei unter anderem "unverzichtbar für die Erhaltung der biologischen
Vielfalt", diene der Gesundheit, fördere den gesellschaftlichen
Zusammenhalt und leiste einen "wichtigen Beitrag zur Anpassung an den
Klimawandel". Zudem seien vielfältige Grünflächen "wichtige Lernräume"
für insbesondere junge Menschen, schreibt die Bundesregierung. In dem
Programm definiert die Bundesregierung insgesamt 14 Ziele und ordnet
diesen 26 spezifische Maßnahmen zu. So soll unter anderem im
Bundesprogramm Biologische Vielfalt ab 2020 ein neuer
Förderschwerpunkt "Stadtnatur" geschaffen werden. Der Aspekt soll
zudem in weiteren Bundesprogrammen gestärkt werden.

 * 
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BUNDESTAG/8627: Heute im Bundestag Nr. 770 - 10.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 770

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. Juli 2019, Redaktionsschluss: 11.21 Uhr

1. Keine Details zur Energiemenge

2. Meeresspiegel-Anstieg und Küstenschutz

3. Fragen zu Klimazielen für Europa

4. Umgang mit dem Wolf

5. Reisekosten des Gesundheitsministeriums

6. Großspenden für mehrere Parteien



1. Keine Details zur Energiemenge

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesregierung liegen nach eigenen Angaben
keine Informationen zu den produzierten Energiemengen aus der
energetischen Verwertung von Kunststoffabfällen vor. Ein Vergleich mit
den Energiemengen von Wind- oder Atomkraftwerken sei daher nicht
möglich, schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/11077) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/10538).

 * 

2. Meeresspiegel-Anstieg und Küstenschutz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Der "Anstieg des Meeresspiegels und Maßnahmen für
den Küstenschutz" sind Themen einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/11397). Die Fraktion fragt die
Bundesregierung unter anderem nach dem bisher registrierten Anstieg
des Meeresspiegels an Nord- und Ostseeküste sowie den entsprechenden
Prognosen bis zum Jahr 2100.

 * 

3. Fragen zu Klimazielen für Europa

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Nach Klimazielen für Europa erkundigt sich die
AfD-Fraktion einer Kleinen Anfrage (19/11358). Die Fraktion will von
der Bundesregierung unter anderem wissen, welche Impulse sie im Rahmen
der EU-Ratspräsidentschaft setzen wird, "um ihr Ziel der
Klimaneutralität bis 2050 zu erreichen".

 * 

4. Umgang mit dem Wolf

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11389) nach "Änderungen im Umgang mit dem Wolf". Von der
Bundesregierung will die Fraktion unter anderem Auskunft über die
Bewertung von durch Wölfe verursachte Schäden bei weidetierhaltenden
Betrieben.

 * 

5. Reisekosten des Gesundheitsministeriums

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die
Reisekosten des Bundesgesundheitsministeriums. Die Abgeordneten
erkundigen sich in einer Kleinen Anfrage (19/11360) unter anderem
danach, welche Kosten in den Jahren 2017, 2018 und 2019 für interne
Dienstreisen von Mitarbeitern des Ministeriums zu anderen Standorten
des Ministeriums angefallen sind.

 * 

6. Großspenden für mehrere Parteien

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Mehrere Parteien haben in den zurückliegenden Monaten
Großspenden in Höhe von mehr als 50.000 Euro erhalten. Das geht aus
einer Unterrichtung (19/11431) des Bundestagspräsidenten hervor.

Der Südschleswigsche Wählerverband (SSW) verbuchte im März eine Spende
von rund 123.000 Euro des Kulturministeriums in Kopenhagen. Der SSW
ist die Partei der dänischen Minderheit in Schleswig-Holstein.

Die Partei Volt Deutschland erhielt 95.000 Euro von einer
Privatperson. Die FPD profitierte im April von einer Firmenspende in
Höhe von 100.000. Die MLPD wurde von einer Privatperson mit 60.000
Euro bedacht. Schließlich erhielt die CDU im Juni von einem
Industrieverband eine Spende in Höhe von 55.000 Euro.

Spenden, die den Betrag von 50.000 Euro übersteigen, müssen laut
Parteiengesetz dem Bundestagspräsidenten unverzüglich angezeigt und
von diesem zeitnah als Bundestagsdrucksache veröffentlicht werden.

 * 
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BUNDESTAG/8626: Heute im Bundestag Nr. 769 - 10.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 769

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. Juli 2019, Redaktionsschluss: 09.31 Uhr

1. Agentur für Sprunginnovationen

2. Studien des Justizministeriums

3. Prüfung von Algorithmenanwendung

4. Beschwerden nach NetzDG

5. Gewalt gegen Justizvollzugsbeamte

6. Fortschrittsbericht zur Energiewende



1. Agentur für Sprunginnovationen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Gründungskommission zum Aufbau der Agentur für
Sprunginnovationen hat am 12. März 2019, am 12. April 2019 und am 29.
Mai 2019 getagt. Weitere Sitzungen waren für den 3. und 4. Juli 2019
vorgesehen. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/11347) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10944), die
sich nach den Fortschritten beim Aufbau der Agentur erkundigt hat. Die
Suche nach geeigneten Kandidaten für die Position des
Gründungsdirektors beziehungsweise der Gründungsdirektorin der Agentur
für Sprunginnovationen sei nicht auf den deutschsprachigen Raum
beschränkt, da für diese Position internationale Erfahrungen
vorausgesetzt werden, schreibt die Bundesregierung. Gleichwohl setze
die Gründungskommission in dem Prozess zur Erarbeitung von
entsprechenden Personalempfehlungen eine umfassende Kenntnis der
spezifischen Rahmenbedingungen in Deutschland voraus.

 * 

2. Studien des Justizministeriums

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) In Form einer Tabelle hat die Bundesregierung
Angaben zu den seit Oktober 2013 vom Bundesjustizministerium und
nachgeordneten Behörden in Auftrag gegebenen Studien aufgelistet. Von
den darin enthaltenen knapp 70 Studien sei die überwiegende Zahl
veröffentlicht worden, heißt es in der Antwort (19/11345) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10925). Auch nicht veröffentlichte
Studien würden im digitalen Zeitalter mit anderen Ressorts regelmäßig
geteilt. Es sei daher rein faktisch nicht möglich, nachträglich
darzustellen, inwieweit die Ergebnisse der in Auftrag gegebenen
Studien bei der Fördermittelvergabe oder beim Abstimmungsverhalten in
nationalen und internationalen Gremien in fast sieben Regierungsjahren
eingeflossen sind. Zudem flössen regelmäßig zahlreiche Faktoren in die
politische Entscheidungsfindung ein, die sich im Nachhinein
typischerweise nicht entflechten lassen.

Wie die Abgeordneten in ihrer Anfrage schrieben, ist es für eine
fundierte politische Arbeit unabdingbar, dass die Bundesregierung
externe Studien in Auftrag gibt. Das Parlament müsse jedoch wissen,
wie die Bundesregierung sich extern Informationen, Wissen und Daten
organisiert. Ein Auswachsen solcher Verbindungen zu externen Beratern
wie im Falle des Bundesministeriums der Verteidigung dürfe sich nicht
wiederholen.

 * 

3. Prüfung von Algorithmenanwendung

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Vor dem Hintergrund möglicher Auswirkungen
Algorithmen-basierter Entscheidungen auf den demokratischen
Willensbildungsprozess prüft die Bundesregierung, welche Maßnahmen auf
nationaler und europäischer Ebene erforderlich sind. Wie die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11351) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/10965) schreibt, hat sie im Herbst 2018 eine
Datenethikkommission eingesetzt, die binnen eines Jahres ethische
Maßstäbe entwickeln sowie konkrete Regulierungsoptionen in den
Bereichen Umgang mit Daten, Algorithmen-basierte Entscheidungen und
Künstliche Intelligenz vorschlagen soll. Die Datenethikkommission
werde ihre Ergebnisse voraussichtlich am 23. Oktober 2019 der
Bundesregierung vorstellen. Die Bundesregierung werde die Empfehlungen
der Datenethikkommission abwarten, bevor sie ihre Prüfung möglichen
gesetzgeberischen Handlungsbedarfs abschließt. Im Rahmen ihrer
Überlegungen würden auch die auf internationaler Ebene formulierten
Prinzipien für die Entwicklung und Anwendung von Künstlicher
Intelligenz einfließen.

 * 

4. Beschwerden nach NetzDG

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung geht nicht von einem Rückgang
der bei den größten Plattformbetreibern eingehenden Beschwerden über
äußerungsrechtliche Delikte wie Hassrede aus. Das schreibt sie in der
Antwort (19/11348) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/10947). Die Zahlen der Beschwerden nach den zweiten
Transparenzberichten nach dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) für
das zweite Halbjahr 2018 seien denen nach den ersten
Transparenzberichten für das erste Halbjahr 2018 ähnlich. Daher nehme
die Bundesregierung insgesamt keinen Rückgang der Beschwerdezahlen an.

Wie es weiter in der Antwort heißt, existiert keine abschließende
Liste von Netzwerkbetreibern, die vom NetzDG erfasst sind. Die
Eröffnung des Anwendungsbereichs des NetzDG werde vom Bundesamt für
Justiz (BfJ) im Rahmen eines konkreten Ordnungswidrigkeitenverfahrens
wegen Verstoßes gegen das NetzDG im jeweiligen Einzelfall geprüft.
Berichte über den Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte
hätten insgesamt sieben Anbieter veröffentlicht. Diese Berichte seien
auch auf der Bundesanzeiger-Webseite veröffentlicht. Nach Angaben der
Bundesregierung hat das BfJ seit Inkrafttreten des NetzDG rund 1.100
Verfahren eingeleitet. Diese beträfen unterschiedliche bußgeldbewehrte
Pflichten des NetzDG und seien in der Bearbeitung zeitintensiv. Das
BfJ habe mit Stand vom 21. Juni 2019 noch keinen Bußgeldbescheid
erlassen. Im laufenden Jahr seien bis zu diesem Stichtag 342 Meldungen
eingegangen. Wie sich das Meldeverhalten in Zukunft entwickeln wird,
lasse sich nicht abschätzen. Hintergrund der Anfrage ist den
Fragestellern zufolge eine um das NetzDG entbrannte kontrovers
geführte Debatte über dessen Sinn, Zweck, Geeignetheit und
Verhältnismäßigkeit.

 * 

5. Gewalt gegen Justizvollzugsbeamte

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Ob die Bundesregierung Erkenntnisse zur bundesweiten
Summe an Straftaten gegen Justizvollzugsbeamte von 2014 bis heute hat,
will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11335) wissen. In
diesem Zusammenhang fragen die Abgeordneten nach Erkenntnissen der
Bundesregierung über die Zahl der Straftäter, die momentan in
deutschen Gefängnissen Freiheitsstrafen verbüßen, und deren Herkunft.
Außerdem erkundigen sie sich danach, wie viele der Straftaten gegen
Justizvollzugsbeamte durch Täter mit ausländischer Herkunft begangen
wurden. Schließlich wollen die Fragesteller wissen, welche
Schlussfolgerungen die Bundesregierung für ihr eigenes Handeln aus der
Entwicklung der Straftaten gegen Justizvollzugsbeamte zieht. Die
Anfrage bezieht sich auf Aussagen des Vizechefs des Bundes der
Strafvollzugsbediensteten Deutschlands in der Presse.

 * 

6. Fortschrittsbericht zur Energiewende

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/FNO) Der Primärenergieverbrauch ist in Deutschland 2017
um 0,8 Prozent gestiegen und der Anteil der erneuerbaren Energien (EE)
in der Stromerzeugung sei dabei auf 36 Prozent angewachsen. Das
schreibt die Bundesregierung ihrem als Unterrichtung (19/10760)
vorliegendem Fortschrittsbericht zur Energiewende. Gleichzeitig konnte
den Angaben zufolge die Förderkosten erheblich gesenkt werden, auch
die Dynamisierung der EE-Umlage wurde gebremst. Die Strompreise für
Haushaltskunden seien 2017 und 2018 daher weitestgehend konstant
geblieben. Industriekunden hätten dagegen im Schnitt 4,7 Prozent mehr
gezahlt. Um bis zum Jahr 2030 die Zielmarke von 65 Prozent Anteil an
erneuerbaren Energien zu erreichen, müssen dem Fortschrittsbericht
zufolge weitere Maßnahmen getroffen werden. Schon jetzt seien die
Genehmigungen für Windenergieanlagen rückläufig, passende Freiflächen
würden fehlen oder seien durch Interessenkonflikte blockiert. Mit dem
Energiesammelgesetz sollen bis 2021 vier Gigawatt Wind- und Solarstrom
zusätzlich entstehen. Über den weiteren "Ausbaupfad" der erneuerbaren
Energien bis 2030 solle im Herbst dieses Jahres entschieden werden.

Im Verkehrssektor werde nicht nur die 2020er Zielmarke verfehlt, es
zeichne sich jetzt schon ab, dass auch bis 2030 nicht die vorgesehene
Senkung des Endenergieverbrauchs um zehn Prozent erfolgt sein werde.
Selbst bei der Umsetzung aller zuletzt beschlossenen Maßnahmen sei die
Zielerreichung nicht sichergestellt. 2017 erhöhte sich der
Energieverbrauch im Verkehrsbereich laut Vorlage um 2,4 Prozent, im
Vergleich zum Referenzwert 2005 erhöhte sich der Verbrauch sogar um
6,5 Prozent.

Die Bundesregierung betont in ihrem Fortschrittsbericht auch die
Bedeutung der Wärmeerzeugung, die für mehr als die Hälfte des
deutschen Energieverbrauchs verantwortlich sei. Besondere Bedeutung
hätten daher Dämmungsmaßnahmen und moderne Wärmenetze. Momentan
reichten die Maßnahmen allerdings nicht aus, um das 2020-Ziel zu
erreichen. Der Energieverbrauch in Gebäuden sei 2017 um 2,6 Prozent
angestiegen.

Die Energiewende bleibe momentan vor allem eine Stromwende, heißt es
in dem Bericht. In fast allen Sektoren müssten erhebliche
Anstrengungen unternommen werden, um die für 2030 gesteckten Ziele
noch erreichen zu können.

 * 
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FINANZEN/2236: Schuldentilgungsfonds für Kommunen greift viel zu kurz


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Juli 2019

TONCAR: Schuldentilgungsfonds für Kommunen greift viel zu kurz



Zum Kabinettsbeschluss zu gleichwertigen Lebensverhältnissen erklärt
der finanzpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Es ist gut, dass die Kommission das Thema kommunale Altschulden auf
den Tisch gebracht hat. Der Vorschlag eines vom Bund finanzierten
Schuldentilgungsfonds greift aber viel zu kurz, weil er nur an den
Symptomen der Misere ansetzt und nicht an den Ursachen. Es wäre
dringend nötig, eine neue Föderalismuskommission einzusetzen, die
unter wissenschaftlicher Begleitung genau analysiert, welchen
Finanzbedarf Bund, Länder und Kommunen für ihre heutigen Aufgaben
haben. Dabei sollte auch geprüft werden, welche finanziellen Lasten
der Bund den Kommunen durch seine Gesetze auferlegt, wo er die
Kommunen bereits unterstützt und wo es ineffiziente
Doppelzuständigkeiten gibt. Die Länder sind gefragt, effizientere
Verwaltungseinheiten zu schaffen. Zudem müssen die Chancen der
Digitalisierung genutzt werden, um Verwaltungsleistungen auch in
strukturschwachen Gegenden weiterhin anzubieten. Wir brauchen bei
unseren Verwaltungsstrukturen einen großen Wurf und nicht nur ein
Rumdoktern am Status quo."

 * 
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HAMBURG/4818: DIE LINKE beantragt Hybrid-O-Busse gegen Abgasprobleme (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. Juli 2019

DIE LINKE beantragt Hybrid-O-Busse gegen Abgasprobleme



Die Hochbahn schafft weiterhin Dieselbusse an, weil es auf dem
Fahrzeugmarkt noch immer keine ausgereiften Batteriegelenkbusse gibt.
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft fordert jetzt in einem
Antrag, die Anschaffung von Oberleitungsbussen mit Batterie (so
genannte Hybrid-O-Busse) zu prüfen. Den Anfang soll die
dieselbetriebene Strecke des Metrobusses 15 durch die Max-Brauer-Allee
machen. "Die Bürger_innen an den hochbelasteten Straßen erwarten
schnelle Abhilfe", stellt Heike Sudmann fest, die verkehrspolitische
Sprecherin der Fraktion. "Da die Serienreife von Gelenkbussen mit
Batterie noch nicht absehbar ist, soll der Senat endlich den
Hybrid-O-Bus als Alternative prüfen. In vielen Städten werden diese
Busse bereits erfolgreich eingesetzt. Der Senat hat sich dieser
Alternative bisher immer mit pauschalem Verweis auf eine vermeintliche
Stadtbildunverträglichkeit verweigert."

Auch wirtschaftlich ist der Hybrid-O-Bus sinnvoll: "Durch die ständige
Nachladung während der Fahrt sind Reichweite und Einsatzzeit praktisch
unbegrenzt, Stehzeiten zum Aufladen der Batterie entfallen", erläutert
Sudmann. "Ganz anders als bei den jetzt von den Verkehrsbetrieben
Hamburg-Holstein (VHH) beschafften Bussen, die viel Zeit im Depot zur
Aufladung verbringen, statt Fahrgäste auf der Straße zu
transportieren. Berlin hat aus diesem Umstand die Konsequenz gezogen,
mit dem Aufbau eines O-Bus-Netzes, zunächst in Spandau, zu beginnen."

 * 
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HAMBURG/4817: Alle Schulen dürfen sich an Integration beteiligen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. Juli 2019

Alle Schulen dürfen sich an Integration beteiligen, Herr Rabe!



Der Schulsenator verkündete heute im Abendblatt Maßnahmen zur
vermeintlichen Verbesserung der Integration von geflüchteten Kindern.
Noch vor zwei Wochen hatte seine Behörde in ihrer Antwort auf eine
Anfrage der Fraktion DIE LINKE (Drs. 21/17596) eine "flächendeckende
Verteilung" der Internationalen Vorbereitungsklassen über das
Stadtgebiet unterstellt. "Jetzt erklärt Rabe, dass weiterhin 40
Prozent der Gymnasien keinen Beitrag zur Integration zu leisten
brauchen", kritisiert die bildungspolitische Sprecherin der Fraktion,
Sabine Boeddinghaus. "Wieder einmal muss der Schulsenator erst
gestoßen werden, alle Schulformen gleichermaßen zu beteiligen. Wo sich
an Schulen viele soziale und pädagogische Aufgaben häufen, muss er
sofort entlasten. Das wäre zu machen, indem er Schüler_innen nicht
aufwändig per Bus durch die Stadt fährt, sondern den älteren eine
HVV-Karte gibt wie anderen Schüler_innen auch." Das grundsätzliche
Problem bleibe weiter die ungleiche Verteilung der
Geflüchteten-Unterkünfte im Stadtgebiet.

 * 
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HAMBURG/4816: Bahnanbindung für Lurup und Osdorf - Sieg der Vernunft (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. Juli 2019

Bahnanbindung für Lurup und Osdorf: Sieg der Vernunft!



Der Senat hat heute die Ergebnisse der Machbarkeitsstudie zur
Schienenanbindung des Hamburger Westen vorgestellt. Der Osdorfer Born,
Lurup und Bahrenfeld/Science City sollen über eine neue S-Bahn-Linie
S32 von der Holstenstraße aus angebunden werden. Zu den
Arenen/Volkspark soll die U5 aus dem Bereich Siemersplatz über
Stellingen verlängert werden.

"Die geplante S-Bahn-Linie über Bahrenfeld nach Lurup und Osdorf ist
ein Sieg der Vernunft. Bleibt nur zu hoffen, dass wirklich im Jahr
2035 die Bahn fährt, mit mehr als 60 Jahren Verspätung", so Heike
Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. Die S32 ermögliche eine schnelle und
umsteigefreie Verbindung zum Hauptbahnhof und schließe auch das neue
Wohngebiet an der Trabrennbahn und die Science City an. Mit der
ehemals geplanten U5-Anbindung wäre der Weg aus Lurup/Osdorf zur
Innenstadt umständlich und viel zeitaufwändiger gewesen. Der größte
Unsicherheitsfaktor für die Realisierung der S32 und U5 bleibe die
Finanzierung. "Die Kosten hängen wie ein Damoklesschwert über der
Planung. Für DIE LINKE sind die Kosten für den Ausbau der Schiene in
Hamburg absolut gerechtfertigt, weil nur so die Abkehr von dem umwelt-
und klimaschädlichen Autoverkehr gelingen kann. Der Senat übersieht
jedoch eine kostengünstigere Alternative für die U5-Verlängerung. Für
die Querverbindung vom Siemersplatz zu den Arenen/Volkspark bietet
sich eine Stadtbahn geradezu an. Deren Baukosten pro Kilometer liegen
bei rund 20 Mio. Euro, die U-Bahn ist mit 200 Mio. Euro pro Kilometer
zehnmal so teuer."

Das Geld, das hier eingespart würde, könne für den Bau weiterer
Bahnlinien, z.B. über Wilhelmsburg nach Harburg sowie aus der
Innenstadt nach Bergedorf sinnvoll eingesetzt werden. So wie der Senat
der Forderung aus den Stadtteilen und der LINKEn für einen Expressbus
Osdorfer Born-Innenstadt gefolgt sei, solle er auch diesem Vorschlag
folgen, fordert Sudmann.

 * 
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HAMBURG/4815: Arbeitslosenförderung - Jobcenter lässt Millionen verfallen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. Juli 2019

Arbeitslosenförderung: Jobcenter lässt Millionen verfallen



In den letzten Wochen herrschte Streit zwischen dem Netzwerk aus
sozialen Beschäftigungsträgern "Sozial-Start jetzt" und Jobcenter-Chef
Dirk Heyden. Der Vorwurf: Das Jobcenter fördere Langzeitarbeitslose
nicht genug. Zum Ende des Jahres würden 30 Mio. Euro nicht ausgegeben
werden. Eine Anfrage (Drs. 21/17648) der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft spricht ebenfalls für ein deutliches
Ausgaben-Minus. Schon 2018 hat das Jobcenter Hamburg ca. 20 Mio. Euro
nicht für die Förderung von ALG-II-Beziehenden ausgegeben (S. 2).

"Die Halbzeitbilanz 2019 ist miserabel. Tatsächlich sind ca. 30 Mio.
Euro noch nicht fest verplant. Schon Ende Mai hinkten die Ausgaben um
2,5 Mio. Euro hinter dem Plan her. Es ist nicht mehr zu schaffen, die
157 Mio. Euro bis Ende des Jahres vollständig für die Bekämpfung von
Langzeiterwerbslosigkeit auszugeben. Wieder einmal wird auf Kosten der
Betroffenen voraussichtlich ein zweistelliger Millionenbetrag an den
Bund zurückgehen", kritisiert Carola Ensslen, die
arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion.

"Schaut man sich Einzelbereiche an, dann wird die Schieflage noch
größer. Berufliche Weiterbildung sollte 2019 ein Schwerpunkt sein.
Dennoch sind nur knapp 26 Mio. von 44,5 Mio. Euro ausgegeben oder fest
verplant. Ausgerechnet bei den Ein-Euro-Jobs ist das Budget mit rund
20,2 Mio. der knapp 20,6 Mio. Euro fast völlig ausgeschöpft. Dieses
Instrument enthält Langzeitarbeitslosen Arbeitnehmer_innenrechte vor
und bietet ihnen kaum Perspektiven. Es gehört daher in die Mottenkiste
der Arbeitsmarktpolitik", so Ensslen.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5190: Kommunen des Landes am finanziellen Limit (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
09.07.2018

Kommunaler Finanzreport der Bertelsmann Stiftung

Gordon Schnieder: RLP-Kommunen am finanziellen Limit - Landesregierung
muss dringend handeln



Der Kommunale Finanzreport der Bertelsmann-Stiftung 2019 belegt
schwarz auf weiß: Im bundesweiten Vergleich sind rheinland-pfälzische
Kommunen am höchsten verschuldet. Laut der aktuellen Studie kamen im
Jahr 2017 die Hälfte der 20 meist verschuldeten Städte und Kreise
Deutschlands aus Rheinland-Pfalz. Der kommunalpolitische Sprecher der
CDU-Landtagsfraktion Gordon Schnieder erklärt:

"Unsere Städte, Gemeinden und Kommunen gehen auf dem Zahnfleisch - die
kommunalen Schuldenberge wachsen und die SPD-geführte Landesregierung
schaut zu. Unter den 20 Kommunen mit den höchsten Kassenkrediten
bundesweit kommen zehn aus Rheinland-Pfalz. Die Stadt Pirmasens ist
sogar Spitzenreiter, was die Schuldenhöhe angeht.

Hierbei handelt es sich nicht um Zahlenspiele, sondern die
Kassenkredite sind Alarmsignal für die Zukunft der betroffenen Städte
und Gemeinden: Kassenschulden gelten als Indikator für niedrige
Investitionen und hohe Steuern. Wir belasten die kommenden
Generationen.

"Die besorgniserregende Statistik widerlegt zum wiederholten Mal die
falsche Einschätzung der Landesregierung. So keilte
Ministerpräsidentin Dreyer noch im letzten Jahr gegen die Kommunen:
'Mich befremdet, dass die Standardreaktion der Kommunen ist: Es reicht
nicht, wir brauchen mehr.' (Zitat Malu Dreyer, Trierischer
Volksfreund, 01.03.2018). Es geht nicht um 'mehr', sondern um eine
ausreichende Finanzausstattung, die unseren Kom-munen zusteht, so
Gordon Schnieder.

"Aus eigener Kraft schaffen es die Städte, Gemeinden und Kommunen
nicht aus dieser Misere. Das Land muss dringend helfen. Andere
Bundesländer machen es mit ihren Altschuldenprogrammen vor, wie
Landesregierungen bei der kommunalen Entschuldung unterstützen können.
Die Ministerpräsi-dentin muss das Problem jetzt angehen, es muss heute
und nicht morgen entschieden werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Juli 2019
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ARBEIT/1210: Von Transparenz zur Gerechtigkeit - Entgeltgleichheit erreichen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. Juli 2019

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Von Transparenz zur Gerechtigkeit: Entgeltgleichheit erreichen



Sönke Rix, frauenpolitischer Sprecher;

Leni Breymaier, zuständige Berichterstatterin:

Um gegen Lohndiskriminierung vorzugehen, hat der Bundestag 2017 nach
langen Debatten das Entgelttransparenzgesetz beschlossen. Es räumt
Beschäftigten in Betrieben mit mehr als 200 Beschäftigten das Recht
ein, das eigene Gehalt mit dem des Kollegen oder der Kollegin
vergleichen zu lassen. Heute befasst sich das Bundeskabinett mit dem
Evaluationsbericht des Gesetzes.

"Seit Inkrafttreten des Gesetzes vor zwei Jahren haben vier von 100
Befragten in Unternehmen mit mehr als 200 Beschäftigten ihr
individuelles Recht auf eine Auskunft genutzt. Auskunftsanfragen
erreichten 14 Prozent der infrage kommenden Unternehmen und sieben
Prozent der Institutionen im öffentlichen Dienst. Die eigenen
Entgeltstrukturen überprüft haben 43 Prozent der Unternehmen mit 200
bis 500 Beschäftigten und 45 Prozent mit mehr als 500 Beschäftigten.

Im Koalitionsvertrag haben wir verabredet, aus den ersten Erfahrungen
mit dem Gesetz die notwendigen Schritte abzuleiten. Fest steht: Das
Gesetz muss ausgebaut werden, damit Frauen und Männer eine echte
Chance auf gleichen Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit haben.
Deshalb sollen Unternehmen in Zukunft verbindlich Prüfverfahren
anwenden, die von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes
zertifiziert sind. Wenn schlechtere Bezahlung bei gleicher oder
gleichwertiger Qualifikation und Tätigkeit festgestellt wird, muss das
Unternehmen das konsequent beseitigen. Darüber hinaus muss das
Auskunftsrecht über die Gehälter von Kolleginnen und Kollegen in
vergleichbaren Positionen auf kleinere und mittlere Unternehmen
ausgeweitet werden.

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert zudem die Einführung eines
Verbandsklagerechts. Es ist den Frauen nicht zuzumuten, allein gegen
ihre Arbeitgeber vor Gericht zu ziehen. Zudem sollte eine
Einigungsstelle für Entgeltgleichheit eingerichtet werden.

Zwar wertet die Evaluation nur einen relativ kurzen Zeitraum seit
Inkrafttreten des Gesetzes aus. Und doch gibt sie deutliche Hinweise
auf strukturelle Schwächen. Hier müssen Schrauben nachgezogen werden,
damit Unternehmen und Institutionen des öffentlichen Dienstes endlich
ihrer Verpflichtung zu gleicher Bezahlung von Frauen und Männern für
gleiche und gleichwertige Arbeit nachkommen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2776: Unser Plan für gleichwertige Lebensverhältnisse


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. Juli 2019

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Unser Plan für gleichwertige Lebensverhältnisse



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher;

Elisabeth Kaiser, zuständige Berichterstatterin:

Die SPD-Bundestagsfraktion sorgt Schritt für Schritt für mehr
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Mit den Maßnahmen zur Umsetzung der
Ergebnisse der Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse"
verstärken wir unsere Anstrengungen für ein solidarisches Land.
Lebenschancen eines Menschen dürfen nicht von der Postleitzahl
abhängen.

"Herkunft darf nicht über die Zukunft entscheiden. Die
SPD-Bundestagsfraktion steht genau dafür: Dass alle Kommunen ihre
Kernaufgaben der Daseinsvorsorge gut erfüllen können. Damit jeder und
jede, egal wo er oder sie wohnt, Zugang zu guter Bildung und
Ausbildung, bezahlbarem Wohnen, Vereinbarkeit von Familie und Beruf,
schnellem Internet, Mobilität und ärztlicher Versorgung hat. Mit den
Ergebnissen der Kommission 'Gleichwertige Lebensverhältnisse' legt die
Bundesregierung einen Plan vor, wie wir gleichwertige
Lebensverhältnisse in Deutschland herstellen können. Jetzt geht es
darum, dass alle Akteure miteinbezogen werden. Dafür müssen Bund,
Länder und Kommunen zugunsten der Schwächeren solidarisch handeln.

Wir versprechen, Kommunen zu entlasten. Mit den Beschlüssen liegt ein
Angebot vor, die herausfordernden Altschulden zu lösen. Unsere
Kommunen sollen selbstbestimmt handeln und gestalten können. Dafür
werden wir sie aus dem Teufelskreis der Altschuldenlasten befreien.
Außerdem werden wir investieren, um die großen sozialen Fragen des
Landes stärker anzugehen: beim sozialen Wohnungsbau, beim Ausbau der
Kindertagesbetreuung, bei der Städtebauförderung und der Stärkung
hauptamtlicher Kümmerer vor Ort. Mit einem neuen gesamtdeutschen
Fördersystem, von dem der Osten weiter stark profitiert, werden wir
strukturschwache Regionen überall fördern.

Unser Ziel: Staatliches Handeln in der Daseinsvorsorge soll für alle
Menschen, in allen Kommunen des Landes deutlich wahrnehmbar sein. Wir
treiben die Themen weiter mit ganzer Kraft voran - für ein
solidarisches Land."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2859: Smart City Modellstandorte ausgewählt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. Juli 2019

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Smart City Modellstandorte ausgewählt



Bernhard Daldrup, bau- und wohnungspolitischer Sprecher;
Elisabeth Kaiser, zuständige Berichterstatterin:

Heute wurden die ersten 13 "Modellvorhaben Smart Cities"
bekanntgegeben. Beworben hatten sich deutschlandweit rund 100 Städte
und Gemeinden mit Projektskizzen.

"Viele Kommunen sind heute schon Vorreiter in Sachen Digitalisierung.
Ob Gera, Solingen oder Wolfsburg - Städte und Gemeinden haben sich
inzwischen auf den Weg zur Smart City gemacht. Als Bund unterstützen
wir mit dem neuen Programm 'Modellvorhaben Smart Cities'
Zukunftsprojekte für die Entwicklung und Nutzung digitaler
Technologien in der Stadtentwicklung. Mit der Förderung der ersten 13
Smart City Modellvorhaben erproben wir in Kommunen beispielhaft
strategische und integrierte Smart-City-Ansätze. Die
Förderentscheidung beruht auf einem mehrstufigen Auswahlprozess.
Weitere Modellvorhaben sollen im nächsten Jahr dazukommen.

Die überaus große Resonanz zeigt, dass das Programm Modellvorhaben
Smart Cities von hoher Bedeutung für die Kommunen ist. Die Förderung
der ausgewählten Modellstandorte werden deutliche Impulse für die
Kommunen und die Stadtentwicklungspolitik insgesamt auslösen. Damit
gelingt es uns, unsere Städte und Gemeinden zukunftsfähig zu
gestalten. Digitalisierung muss dabei mit und für die Menschen vor Ort
gestaltet und genutzt werden. Unser Ziel sind lebenswerte, nachhaltige
und moderne Städte und Gemeinden."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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HOCHSCHULE/2295: Unterzeichnung der Zielvereinbarungen zwischen dem Freistaat und den bayerischen Hochschulen (idw)


Hochschule Bayern e.V. - 08.07.2019

Feierliche Unterzeichnung der Zielvereinbarungen zwischen dem Freistaat
und den bayerischen Hochschulen



Frauenförderung, Digitalisierung, Vernetzung in das urbane und regionale
Umfeld - das sind einige der Schwerpunkte der neuen Zielvereinbarungen
zwischen dem Freistaat Bayern und den staatlichen Hochschulen, die heute
unterzeichnet wurden. Der Freistaat Bayern sichert in den
Zielvereinbarungen für die Jahre 2019 bis 2022 den staatlichen Hochschulen
verlässliche finanzielle Rahmenbedingungen für die kommenden Jahre zu. Im
Gegenzug verpflichten sich die bayerischen Hochschulen zu verschiedenen
Maßnahmen, um ihr Profil zu schärfen und den Anteil qualifizierter Frauen
bei Professuren zu erhöhen.

Schulterschluss bei der Weiterentwicklung der Hochschullandschaft
Die Präsidentinnen und Präsidenten der bayerischen Hochschulen für
angewandte Wissenschaften (HAWs) unterzeichneten am 08.07.2019 in der
Münchner Pinakothek der Moderne gemeinsam mit ihren Amtskolleginnen und
-kollegen der Universitäten sowie Kunst- und Musikhochschulen feierlich
die neuen Zielvereinbarungen mit dem Bayerischen Staatsministerium für
Wissenschaft und Kunst. "Mit den Zielvereinbarungen definieren unsere
Hochschulen ihre Zukunft! Das ist ein wegweisender Schritt für den
Wissenschaftsstandort Bayern und die gesamte Hochschulfamilie. Wir
begleiten ihn kraftvoll: Allein in den ersten beiden Jahren Laufzeit
stellen wir 71 Millionen Euro aus dem Innovationsfonds zur Verfügung. So
schaffen wir die Rahmenbedingungen dafür, dass jede Hochschule ihre
strategischen Ziele erreichen und ihr Profil weiter schärfen kann"
resümierte Staatsminister Bernd Sibler. Für ihn läute der heutige Tag eine
neue Epoche ein: "Noch nie haben wir - ausgehend von unserer
Entwicklungsplanung im Innovationsbündnis 4.0 - in den Zielvereinbarungen
eine so deutliche Vision entwickelt, wie sich unsere Hochschulen für die
Zukunft aufstellen können. Besonders wichtig war mir dabei, dass sich alle
der Frauenförderung verschreiben!" Er freue sich über das erfolgreiche
partnerschaftliche Verhältnis zwischen Hochschulen und Freistaat: "Die
heute unterschriebenen Zielvereinbarungen sind der beste Beweis dafür,
dass wir im Schulterschluss an der Weiterentwicklung unserer
Hochschullandschaft arbeiten wollen!", so Sibler weiter. Die
Zielvereinbarungen verfügen über eine vierjährige Laufzeit. In ihnen
wurden die Handlungsfelder des im Juli 2018 verabschiedeten
Innovationsbündnisses 4.0 für jede Hochschule individuell festgelegt.

Verlässliche Rahmenbedingungen für HAWs

Für die Erreichung der vereinbarten Ziele stehen den 17 staatlichen HAWs
aus dem Innovationsfonds finanzielle Mittel von über 17 Mio. Euro jährlich
zur Verfügung. Die Vorsitzende des Verbands der bayerischen Hochschulen
für angewandte Wissenschaften und Präsidentin der Hochschule Neu-Ulm,
Prof. Dr. Uta M. Feser, bedankte sich herzlich bei Staatsminister Sibler
für die Unterstützung bei der Profilierung der Hochschulen sowie die nun
geschaffene Planungssicherheit. "Diese Mittel benötigen die HAWs dringend,
um ihren vielfältigen strategischen Aufgaben in Lehre, angewandter
Forschung unter dem Stichwort 'Wissenschaft nutzbar machen' und im
Transfer nachkommen zu können".

Verankerung der Forschung als Aufgabe im Hochschulgesetz erforderlich "Die
bayerischen Hochschulen für angewandte Wissenschaften haben ihre Stärke im
Forschungs- und Wissenstransfer mit ihrem Erfolg im Bund-Länder-Wettbewerb
'Innovative Hochschule' bereits klar unter Beweis gestellt - das haben wir
aus eigenen Ressourcen geschafft" betonte Prof. Dr. Uta M. Feser. "Die
Hochschulen wollen durch Forschungs- und Transferkompetenz in relevanten
Zukunftsfeldern wie der Künstlichen Intelligenz, der Digitalisierung, aber
auch der gesellschaftlichen Transformation zur Innovationsfähigkeit und
damit zum Wohlstand Bayerns beitragen. Daher benötigen wir dringend eine
Verankerung der angewandten Forschung als eigenständige Aufgabe im
Hochschulgesetz" so Prof. Dr. Uta M. Feser abschließend.

Zielvereinbarungen als zentrales Instrument der

Hochschulsteuerung

Der Freistaat schließt zur Sicherung der Leistungsfähigkeit der
bayerischen Hochschulen mit den 32 staatlichen Hochschulen seit 2005
Innovationsbündnisse und auf diesen basierend jeweils bilaterale
Zielvereinbarungen ab. Zentrale Handlungsfelder sind u.a. die
Sicherstellung erforderlicher Ausbildungskapazitäten bei anhaltend hohen
Studierendenzahlen, die Gewährleistung eines diversifizierten
Studienangebots, nationale und internationale Vernetzung sowie
Digitalisierung. Übergeordnetes Ziel des Freistaats ist es, die
Leistungsfähigkeit und das hohe Niveau der bayerischen Hochschullandschaft
zu sichern und auszubauen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Bayern e.V., 08.07.2019
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MELDUNG/342: Karliczek - Gleichwertige Lebensverhältnisse durch Bildung, Forschung und Innovation (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 10.07.2019

Karliczek: 

Gleichwertige Lebensverhältnisse durch Bildung, Forschung und
Innovation

BMBF stellt Konzept zur Förderung strukturschwacher Regionen vor



Die Bundesregierung hat heute Maßnahmen zu den Ergebnissen der Kommission
"Gleichwertige Lebensverhältnisse" beschlossen. Die Kommission wurde im
Sommer 2018 eingesetzt, um Handlungsempfehlungen mit Blick auf
unterschiedliche regionale Entwicklungen und den demografischen Wandel für
gleichwertige Lebensverhältnisse in Deutschland zu erarbeiten. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) hat sich intensiv in die
Arbeit der Kommission eingebracht. Flankierend zur Arbeit der Kommission
hat das BMBF ein Konzept zur Förderung strukturschwacher Regionen
entwickelt. Dazu erklärt Bundesforschungsministerin Anja Karliczek:

"Wir haben mit 'Chancen.Regionen' ein Konzept entwickelt, das unsere
vielfältigen Maßnahmen in Bildung, Forschung und Innovation bündelt.
Herzstück ist eine spezifische Innovationsförderung, mit der wir neue
Dynamiken in strukturschwachen Regionen anstoßen wollen. Dafür planen wir,
bis 2024 rund 600 Mio. Euro bereitzustellen. Das ist unser Beitrag, den
Zusammenhalt im Land zu stärken. Dieser ist zumindest an einigen Stellen
brüchig geworden, auch durch die unterschiedliche regionale Entwicklung.
Dem setzen wir uns für gleichwertige Lebensverhältnisse in Deutschland
entgegen."

Weiterentwicklung fußt auf Innovationen. Darauf müssen alle Regionen bauen
können, ländliche Regionen ebenso wie Städte, in Ost wie West. Regionen
ohne Zukunft werden menschenleere Regionen sein. Regionen mit Zukunft sind
Regionen mit Leben, wo Menschen ihr Zuhause, ihre Arbeit und ihr Glück
finden. Darum müssen wir auf die Förderung von Bildung, Forschung und
Innovation setzen. Wir wollen regionale Potenziale mobilisieren, darauf
richten wir unsere Förderung stärker aus. Die Innovations- und damit die
Wirtschaftskraft in den Regionen werden wir gezielt stärken. Damit sichern
wir bestehende Arbeitsplätze und tragen dazu bei, dass neue entstehen.

Das Konzept "Chancen.Regionen" unterstreicht den Anspruch meines Hauses,
ein zukunftsstarkes Deutschland mitzugestalten. Noch in diesem Jahr gehen
mit 'RUBIN' und 'REGION.innovativ' zwei neue Programme an den Start. Das
erfolgreiche 'WIR!'-Programm geht in die zweite Runde."


Hintergrund:

Rund 40 Prozent der Bevölkerung in Deutschland leben in strukturschwachen
Regionen. Dazu zählen beispielsweise altindustrielle Zentren, die
ostdeutschen Länder, viele ländliche geprägte Räume und zahlreiche Grenz-
und Küstenregionen. Mit "Chancen.Regionen" legt das BMBF ein Konzept zur
Unterstützung dieser strukturschwachen Regionen vor: Es wird mit Bildung,
Forschung und Innovation regionale Potenziale aktivieren und
Wandlungsprozesse anstoßen, die Perspektiven für die Zukunft schaffen.

Das neue Konzept flankiert die Schlussfolgerungen der von der
Bundesregierung eingesetzten Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse",
die Maßnahmen für unterschiedliche Bereichen wie Daseinsvorsorge,
Infrastruktur, Wirtschaft und Innovation entwickelt hat. Das BMBF hat sich
intensiv in diesen Prozess eingebracht und beispielsweise neue
Förderinstrumente in dem "Gesamtdeutschen Fördersystem für strukturschwache
Regionen" des Bundes verankert. Zudem hat das BMBF seine Förderung
strukturschwacher Regionen in das Konzept "Chancen.Regionen"
weiterentwickelt.

"Chancen.Regionen" vereint neue Förderinstrumente mit Bewährten. Bereits
jetzt fließen mehr als eine Milliarde Euro jährlich in die direkte
Projektförderung von Forschung und Entwicklung in die strukturschwachen
Regionen in Deutschland. Mit insgesamt 50 Universitäten, 107
Fachhochschulen und 135 Einrichtungen der vier großen
Forschungsorganisationen unterstützen Bund und Länder dort auch eine dichte
und leistungsstarke Wissenschafts- und Forschungslandschaft. Die
ostdeutschen Länder und Berlin erhalten so beinahe ein Viertel - jährlich
mehr als 2,2 Milliarden Euro - der Bundesmittel aus der gemeinsamen 
Bund-Länder-Förderung von Wissenschaft und Forschung.

Die Zugänge zu Bildungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten sowie zur
beruflichen Bildung sollen weiter verbessert werden. In seinen
Forschungsprogrammen geht das BMBF Zukunftsthemen an, die für die
Unterstützung gleichwertiger Lebensverhältnisse von besonderer Bedeutung
sind. Hierzu plant das BMBF, ausgewählte bundesweite Programme insbesondere
auf strukturschwache Regionen auszurichten, damit sie zu zukunftsfähigen
Strukturen und einer dynamischen wirtschaftlichen Entwicklung beitragen.

Im Zentrum des Konzepts "Chancen.Regionen" steht die neue Programmfamilie
"Innovation & Strukturwandel". Sie fördert Innovationen in
strukturschwachen Regionen.

Das neue Programm "RUBIN - Regionale unternehmerische Bündnisse für
Innovation" unterstützt Unternehmen bei der Erschließung von
zukunftsfähigen Anwendungsfeldern und Märkten mit hohem Innovations- und
Wachstumspotenzial. Über ein selbst gewähltes, thematisch fokussiertes Feld
und Bottom-up-Prozesse vor Ort werden technologische, wissenschaftliche und
wirtschaftliche Kompetenzen in Bündnissen aus Unternehmen und
wissenschaftlichen Partnern zusammengeführt.

Mit "REGION.innovativ" wird ein Experimentierraum geschaffen, in dem
spezifische Themen und Instrumente zur Förderung von Bildung, Forschung und
Innovation in strukturschwachen Regionen identifiziert, entwickelt und
erprobt werden. Mehrere Förderbekanntmachungen mit einheitlichen
Rahmenbedingungen und Kriterien, aber jeweils unterschiedlichen fachlichen
Schwerpunkten sind pilothaft geplant. Mit der ersten Förderbekanntmachung
werden - als erstem Schwerpunkt - neue Ansätze zur Gestaltung von
Arbeitswelten der Zukunft in strukturschwachen Regionen gefördert.

"WIR! - Wandel durch Innovation in der Region" fördert die Entstehung von
Innovationsbündnissen in Regionen jenseits bestehender Innovationszentren.
Unterschiedlichste, auch innovationsunerfahrene Akteure (Unternehmen,
Hochschulen, Forschungseinrichtungen, Kommunen, gesellschaftliche Akteure)
werden zusammengebracht. Durch die Unterstützung offener
Innovationsprozesse entstehen neue Impulse für einen innovationsgeleiteten
Strukturwandel. Dabei setzt das Programm, das in Kürze in die zweite Runde
startet, auf die Themen vor Ort und Bottom-up-Prozesse.

 * 
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FORSCHUNG/1210: Wissenschaftler untersuchen 200 Weizensorten (idw)


Leibniz Universität Hannover - 09.07.2019

Wissenschaftler untersuchen 200 Weizensorten



Projekt unter Leitung der Leibniz Universität Hannover zeigt, dass neue
Sorten widerstandsfähiger sind und weniger Wasser benötigen
Weniger Regen und gleichzeitig steigende Temperaturen: Der Klimawandel
wirkt sich auch auf den Getreideanbau aus. Weizen ist dabei nach Mais und
Reis auf Platz drei der internationalen Getreideproduktion. Bislang galten
alte Sorten als ertragreicher und stressresistenter als neue.

Doch die Ergebnisse des Forschungsprojekts "BRIWECS" unter Leitung von
Prof. Dr. Hartmut Stützel, Institut für Gartenbauliche Produktionssysteme
der Leibniz Universität Hannover zeigen, dass neue, durch Züchtung
verbesserte Weizensorten bei reduziertem Agrarchemieeinsätzen höhere
Leistungen erbringen als alte Sorten. Das Bundesministerium für Bildung
und Forschung hat das Projekt über eine Zeitdauer von fünf Jahren mit
insgesamt knapp 4 Millionen Euro gefördert.

Für die globale Nahrungssicherung spielen die hohen Erträge im intensiven
europäischen Weizenanbau eine ausschlaggebende Rolle. Doch wie können die
nötigen Produktionsmengen von qualitativ hochwertigen Nahrungspflanzen wie
Weizen trotz eines deutlich reduzierten Einsatzes von agrochemischen
Produkten wie Dünger und Pflanzenschutzmitteln erreicht werden? Im Sinne
einer nachhaltigeren Landwirtschaft gewinnt diese Frage zunehmend an
Bedeutung.

In der öffentlichen Diskussion wird oft bemängelt, dass moderne
Pflanzensorten aufgrund der starken Ausrichtung auf Ertragssteigerung nur
noch im intensiven Anbau leistungsfähig seien. Älteren Sorten wird dagegen
eine bessere Anpassungs- und Leistungsfähigkeit in Anbausystemen mit
reduziertem Input zugesprochen. Jedoch fehlten bislang empirische
Grundlagen für diese Aussagen, aus denen Entscheidungshilfen zur Züchtung
bestimmter Sorten für einen nachhaltigeren Anbau entwickelt werden
könnten. Um diese Wissenslücke zu schließen, haben
Agrarwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler an verschiedenen Standorten
den Einfluss des Zuchtfortschrittes auf das Ertragspotenzial unter
nachhaltigeren Anbauszenarien unter die Lupe genommen.

In einer der bisher größten derartigen Untersuchungen weltweit wurden fast
200 bedeutende westeuropäische Weizensorten aus den letzten 50
Zulassungsjahren mehrjährig an diversen Standorten angebaut, u.a. am
Standort Ruthe der Leibniz Universität Hannover. Das Ungewöhnliche an der
Studie: Die Leistung jeder Sorte wurde nicht nur unter optimalen - also
intensiven - Anbaubedingungen eingehend geprüft, sondern an jedem Standort
auch im direkten Vergleich zu Varianten mit stark reduzierter
Stickstoffdüngung bzw. ohne Pflanzenschutzbehandlungen. So konnten die
Forscherinnen und Forscher die Leistungen der Sorten unter
unterschiedlichen Anbauintensitäten direkt miteinander vergleichen und den
langjährigen Zuchtfortschritt in einen direkten Zusammenhang mit der
Ressourceneffizienz und dem Pflanzenschutzbedarf bringen.

Die Studienergebnisse entsprechen einerseits den Erwartungen: Im
intensiven Anbau verzeichneten die Agrarforscherinnen und -forscher eine
durchschnittliche Ertragssteigerung neuer Sorten in Höhe von etwa 32 kg/ha
pro Zulassungsjahr. Dies erklärt einen großen Anteil der anhaltenden
Produktionszunahmen der vergangenen 50 Jahre und spiegelt sich auch in den
Bestimmungen der Sortenzulassung wider. Für die Registrierung neuer Sorten
setzen die amtlichen Zulassungsbehörden eine Verbesserung gegenüber
früheren Sorten voraus.

Eine große Überraschung hielten jedoch die Ertragsdaten aus den Varianten
mit reduzierten Agrarchemieeinsätzen bereit. Der züchtungsgetriebene
Ertragsfortschritt fiel wider Erwarten nicht geringer aus, sondern war
ebenso hoch oder sogar noch höher als im intensiven Anbau. Dabei zeigten
keineswegs die älteren, sondern durchweg die neuesten Sorten die höchste
Leistung - und dies auch ohne Fungizid-Behandlung oder bei reduzierter
Düngung. Die neueren Weizensorten zeichneten sich insgesamt durch
verbesserte Krankheitsresistenzen, erhöhte Nährstoffnutzungseffizienz und
sogar durch die stärksten Ertragsleistungen unter Dürrestress aus.
Offensichtlich - so die Erklärung der Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler - hat die intensive Züchtung auf Ertrag indirekt auch die
Gesamtleistung der Sorten unter diversen Stress- oder Mangelsituationen
verbessert. Neuere Sorten wiesen sich auch durch eine bessere
Ertragsstabilität aus.

Dank eingehender Analysen des Erbguts aller Sorten konnten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler auch die genetischen Hintergründe
dieses Phänomens aufdecken: Durch die langjährige Selektion auf Ertrag
unter äußerst unterschiedlichen Anbaubedingungen fand offensichtlich im
Laufe der Zeit eine ständige Akkumulation von vorteilhaften Genvarianten
statt. Deren Effekte waren im Einzelnen zwar jeweils sehr klein, in der
Summe jedoch wirkte ihre stetige Zunahme positiv auf
Nachhaltigkeitsmerkmale wie die Wasser- oder Nährstoffeffizienz. Darüber
hinaus war zu erkennen, dass im Genpool moderner Sorten noch viel
genetisches Potenzial für weitere Verbesserungen steckt.

Weitere Projektpartner sind die Christian-Albrechts-Universität zu Kiel
(CAU), die Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU), das Julius
Kühn-Institut (JKI), das Institut für Leibniz Institut für Pflanzengenetik
und Kulturpflanzenforschung und die Universität Bonn.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128
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ASYL/1397: Schleswig-Holstein soll ebenfalls eine unbürokratische Aufnahme Geflüchteter aus Libyen einfordern (Flüchtlingsrat SH)


Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V. - 9. Juli 2019

Land SH soll beim Bund ebenfalls eine unbürokratische Aufnahme
Geflüchteter aus Libyen einfordern



Gutes Beispiel aus Rheinland-Pfalz! Flüchtlingsrat SH fordert
Innenminister Grote auf, sich beim Bund ebenfalls für die Aufnahme
Geflüchteter aus Libyen einzusetzen.

Am 8. Juli hat Anne Spiegel, Ministerin für Familie, Frauen, Jugend,
Integration und Verbraucherschutz Rheinland Pfalz sich an
Bundesinnenminister Horst Seehofer mit der Forderung gewendet, Geflüchtete
aus den libyschen Lagern aufzunehmen [1].

Wörtlich erklärt die Ministerin Spiegel:"Infolge des Angriffs auf das
Flüchtlingslager bei Tripolis haben internationale Organisationen erneut
und mit größerer Dringlichkeit aufgerufen, humanitäre Korridore für
Migrantinnen und Migranten aus Libyen zu öffnen. Nun ist es wichtig, dass
auch Deutschland seine Bemühungen verstärkt, Menschen, deren Leben
unmittelbar bedroht ist, direkt aus der Gefahrenzone zu retten. Damit wird
verhindert, dass noch mehr Flüchtlinge aus Libyen versuchen, aus
Verzweiflung in einem überfüllten, kaum schwimmtauglichen Schlauchboot über
das Mittelmeer nach Europa zu fliehen".

"Wir begrüßen diese Initiative der Landesregierung Rheinland-Pfalz", freut
sich Martin Link, Geschäftsführer beim Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein.
Der Kieler Flüchtlingsrat fordert Innenminister Hans Joachim Grote auf, das
gute Beispiel aus Mainz aufzugreifen, und sich seinerseits mit der
Aufforderung eines großzügigen Aufnahmeprogramms für die in libyschen
Internierungslagern gestrandeten Männer, Frauen und Kinder an die
Bundesregierung zu richten. "Dass die Aufnahme eines Teilkontingents der
ggf. Begünstigten dann auch in Schleswig-Holstein stattfindet, passt gut in
das Profil einer humanitären Flüchtlingspolitik der Landesregierung", ist
Link überzeugt. Zahlreiche Kommunen in Schleswig-Holstein haben schon im
Vorfeld der akuten Zuspitzung in Libyen ihre Aufnahmebereitschaft erklärt.


Hintergrund:

In den von Milizen kontrollierten libyschen Lagern für Geflüchtete und
andere Migrant*innen herrscht seit dem Bombenangriff auf das Lager Tajoura
im Osten von Tripolis am 3.7. Panik vor weiteren Angriffen. Unter anderem
im Lager Tajoura sind inzwischen Internierte in den Hungerstreik getreten,
um so für ihre Evakuierung in Sicherheit zu demonstrieren.

Nach der Bombardierung des Lagers in Tajoura legen jetzt noch mehr Boote
von Libyen ab, als vorher. Viele fahren ohne Funkgeräte oder Kompass los.
Wer nicht durch zivile Rettungsmissionen aufgespürt wird, hat faktisch
keine Chance zu überleben. Ohne ausreichend Trinkwasser und Kraftstoff
drehen die Leute nach zwei Tage auf dem Meer durch und durch Panik sinkt
das Boot. Immer wieder finden Schiffe Überreste solcher Unglücke.
Der Angriff von Tajoura hat die Sicht der Entscheidungsträger in Tripolis
auf Migration geändert. Libyens Innenminister Fathi Bashaga droht nun
sogar, die Forderungen von UNO und humanitären Helfern zu erfüllen und alle
6.000 in Westlibyen gefangenen Migrant*innen freizulassen, "da man nicht
mehr für ihre Sicherheit sorgen kann." (TAZ 8.7.2019)


Anmerkung:

https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/presseerklaerungen/2019/pe_libyen_20190709_Anlage-PM-RLP080719.pdf

 * 

Quelle:
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DEMOGRAPHIE/358: Wie viele werden wir in Zukunft sein? (idw)


Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung - 09.07.2019

Wie viele werden wir in Zukunft sein?



Zum diesjährigen Weltbevölkerungstag am 11. Juli dürften über 7,7
Milliarden Menschen auf der Erde leben. Wie viele Menschen künftig noch
hinzukommen, hängt zu großen Teilen von der demografischen Entwicklung in
Subsahara-Afrika ab. Ein wesentlicher Faktor könnte dazu beitragen das
Bevölkerungswachstum in der Region zu bremsen: Bildung.

Wer wissen möchte, wie sich die Weltbevölkerung künftig entwickeln dürfte,
greift für gewöhnlich auf die Schätzungen der Vereinten Nationen zurück.
Auf Basis seit 1950 gesammelter Daten treffen die UN-Statistiker für jedes
Land Annahmen zur Entwicklung von Sterblichkeit, Geburtenziffern und
Wanderungen und leiten daraus ab, wie sich die globale Bevölkerung bis ins
Jahr 2100 entwickeln dürfte. In der mittleren Variante ihrer jüngsten
Hochrechnung gehen sie davon aus, dass die Weltbevölkerung von heute 7,7
Milliarden auf 9,7 Milliarden im Jahr 2050 und bis 2100 auf 10,9
Milliarden Menschen anwachsen wird. Die UN-Experten nehmen dafür an, dass
die Kinderzahl je Frau in den Entwicklungsländern stetig sinkt und die
Lebenserwartung gleichzeitig steigt - so wie es zuvor in allen weiter
entwickelten Staaten geschehen ist.

Wie viele Menschen künftig auf der Erde leben werden, hängt deshalb zu
großen Teilen von der Entwicklung in Subsahara-Afrika ab, wo 33 der 47 am
wenigsten entwickelten Länder liegen und wo die Geburtenziffern im
weltweiten Vergleich noch am höchsten sind. Mit 4,7 Kindern bringen Frauen
hier im Schnitt mehr als doppelt so viel Nachwuchs zur Welt wie in anderen
Weltregionen. Die anhaltend hohen Kinderzahlen sorgen dafür, dass sich die
Zahl der Menschen südlich der Sahara bis zur Mitte des Jahrhunderts von
heute einer Milliarde auf zwei Milliarden verdoppeln dürfte. Damit würde
die Hälfte des weltweiten Bevölkerungszuwachses in den kommenden 30 Jahren
auf Subsahara-Afrika entfallen. Bis 2100 könnten laut den UN-Schätzungen
sogar 3,8 Milliarden Menschen in der Region leben - fast vier Mal mehr als
heute.

Einen etwas anderen Ausblick zur Bevölkerungsentwicklung in Subsahara-Afrika
geben die Wissenschaftler vom Wittgenstein Centre in Wien. Im
Gegensatz zu jenen der UN beziehen ihre Modelle zur Vorausberechnung der
Bevölkerungszahl einen entscheidenden Einflussfaktor mit ein: die Bildung.
Sie hat sich in der Vergangenheit als eine, wenn nicht sogar die zentrale
Einflussgröße auf die Geburtenziffer und damit auf die Bevölkerungsdynamik
erwiesen. Denn im Schnitt bekommen Frauen in armen Ländern deutlich
weniger Kinder, je länger sie eine Schule besucht haben.

Da für nahezu alle Länder weltweit Daten darüber vorliegen, wie viele Kinder 
Frauen je nach Bildungsstand bekommen, können die Forscher modellhaft 
berechnen, wie sich die Geburtenziffern in Abhängigkeit künftiger 
Bildungsinvestitionen verändern werden und was das für die 
Bevölkerungsentwicklung bedeutet. In ihrem mittleren Szenario, dem 
Global-Education-Trend-Szenario, dürfte die Zahl der Menschen in 
Subsahara-Afrika bis 2050 auf rund 2 Milliarden und bis 2100 auf knapp 2,6 
Milliarden anwachsen. Demnach könnte die Region bis zum Ende des 
Jahrhunderts also über eine Milliarde Menschen weniger zählen als nach den 
Hochrechnungen der UN.

Das Mehr an Menschen künftig zu versorgen wäre in diesem Zukunftsszenario
deutlich einfacher. Damit es eintritt, müssen Fortschritte im
Bildungsbereich künftig allerdings weiter so voranschreiten, wie sie in
der Vergangenheit weltweit vonstattengingen. Gerade in Subsahara-Afrika
wird das aber immer schwieriger, denn vielerorts wächst die Zahl der zu
beschulenden Kinder schneller als die notwendige Bildungsinfrastruktur.
Weitere Investitionen und Anstrengungen im Bildungsbereich sind deshalb
unerlässlich, um die Geburtenziffern zu senken und das
Bevölkerungswachstum zu bremsen. "Bildung ist ein zentraler Hebel, um
einen sozioökonomischen Wandel einzuleiten und die Lebensperspektiven der
Menschen zu verbessern. Erst wenn das passiert, entscheiden sie sich für
weniger Nachwuchs", sagt Reiner Klingholz, Direktor des Berlin-Instituts
für Bevölkerung und Entwicklung. Die Studie "Afrikas demografische
Vorreiter" zeigt, in welchen afrikanischen Ländern Maßnahmen im
Bildungsbereich bereits Wirkung zeigen. Andere Staaten Afrikas können aus
diesen Erfahrungen lernen. Deutschland sollte ihnen dabei finanziell und
beratend zur Seite stehen und dem Thema Bildung besondere Aufmerksamkeit
schenken. Die Studie steht Ihnen kostenlos als PDF zur Verfügung unter:

https://www.berlin-institut.org/publikationen/studien/afrikas-demografische-vorreiter



Das Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung ist ein unabhängiger
Thinktank, der sich mit Fragen regionaler und globaler demografischer
Veränderungen beschäftigt. Das Institut wurde 2000 als gemeinnützige
Stiftung gegründet und hat die Aufgabe, das Bewusstsein für den
demografischen Wandel zu schärfen, nachhaltige Entwicklung zu fördern,
neue Ideen in die Politik einzubringen und Konzepte zur Lösung
demografischer und entwicklungspolitischer Probleme zu erarbeiten. Das
Berlin-Institut erstellt Studien, Diskussions- und Hintergrundpapiere,
bereitet wissenschaftliche Informationen für den politischen
Entscheidungsprozess auf.

Weitere Informationen, wie auch die Möglichkeit, den kostenlosen
regelmäßigen Online-Newsletter "Demos" zu abonnieren, finden Sie unter

https://www.berlin-institut.org.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1343
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INNEN/1738: Unser Plan für Deutschland - Ergebnisse der Kommission Gleichwertige Lebensverhältnisse (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 149 vom 10.07.19

Unser Plan für Deutschland

Bundesregierung stellt Ergebnisse der Kommission Gleichwertige
Lebensverhältnisse und den Deutschlandatlas vor



Das Bundeskabinett hat am 10. Juli 2019 die Schlussfolgerungen aus der
Arbeit der Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse" zur Kenntnis
genommen und zwölf konkrete Maßnahmen des Bundes zur Umsetzung beschlossen.
Die Schlussfolgerungen fassen die Ergebnisse der Arbeit der Kommission
Gleichwertige Lebensverhältnisse aus Sicht des Bundes zusammen. Sie sind
der Auftakt zu einer zukünftigen aktiven Strukturpolitik. Ziel ist es, für
gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Deutschland zu sorgen.

Bundesminister des Innern, für Heimat und Bau, Horst Seehofer:
"Deutschlands Vielfalt ist Deutschlands Stärke: Überall in unserem Land
finden sich wirtschaftsstarke Regionen, Orte des kulturellen Lebens,
lebendige Gemeinwesen. Diese Vielfalt und unsere dezentrale Struktur sind
Teil unserer Erfolgsgeschichte. Vielfalt darf aber nicht zu ungleichen
Chancen führen. Wenn Unterschiede in den Lebensverhältnissen zu einem
Nachteil werden, muss sich die Politik kümmern. Bund, Länder und Kommunen
müssen deshalb einen neuen Schulterschluss eingehen und eine aktive
Strukturpolitik wagen. Den Auftakt dafür bilden die Schlussfolgerungen zur
Arbeit der Kommission 'Gleichwertige Lebensverhältnisse'. Sie zeichnen
einen Plan für Deutschland auf, der zur Gleichwertigkeit beitragen und
langfristige Wirkung entfalten wird - weit über diese Legislaturperiode
hinaus."

Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner
betont: "Regionale Unterschiede in Deutschland dürfen nicht zu Nachteilen
werden. Denn um als Bürger wirklich frei entscheiden zu können, wo und wie
ich leben will, müssen überall Grundvoraussetzungen erfüllt sein. Es geht
um wohnortnahe Kitas, Schulen und Ärzte, um gute Verkehrsanbindung und
Nahversorgung, schnelles Internet, um Arbeitsplätze. Förderung muss daher
eine Frage des Bedarfs, nicht der Himmelsrichtung sein. Auch, um die
Überhitzung unserer Ballungszentren anzugehen. Als Bund werden wir künftig
daher alle Gesetzesvorhaben auf ihre Wirkung für gleichwertige
Lebensverhältnisse prüfen. Zudem loten wir rechtliche Möglichkeiten einer
strukturellen Förderung ländlicher Räume aus. Entscheidend für die
Gleichwertigkeit von Lebensverhältnissen ist auch das Ehrenamt, es ist der
Kitt unseres gesellschaftlichen Zusammenlebens. Diesen Standort- und
Bleibefaktor wollen wir stärken, unter anderem in dem wir den Vereinen in
Rechts- und Finanzfragen hauptamtliche Strukturen zur Seite stellen."

Bundesfamilienministerin Dr. Franziska Giffey: "Deutschland ist ein starkes
Land, es geht uns aber nur dann gut, wenn es überall im Land gut geht.
Gleichwertige Lebensverhältnisse erreichen wir nur, wenn die, die schon
viel haben, bereit sind, nicht noch mehr zu bekommen, sondern zugunsten der
Schwächeren solidarisch zu sein. Dazu legen wir heute einen Plan vor. Mit
einem neuen gesamtdeutschen Fördersystem, von dem der Osten weiter stark
profitiert und das sich gleichzeitig nicht an Himmelsrichtungen, sondern an
Bedarfen ausrichtet. Damit schaffen wir eine Art "Solidarpakt III" - mit
neuen Förderstrukturen und Schwerpunkten. Deutschland ist nur dann stark,
wenn wir vor Ort in den Kommunen gut aufgestellt sind. Mit den Beschlüssen
machen wir den Ländern ein Angebot, die Frage der Altschulden zu lösen. Und
wir werden investieren, um die großen sozialen Fragen des Landes stärker
anzugehen. Sowohl beim sozialen Wohnungsbau als auch beim Ausbau der
Kindertagesbetreuung werden wir das Engagement des Bundes auch langfristig
fortführen. Eine Gesellschaft lebt von Menschen, die sich engagieren. Wir
werden im Ergebnis der Kommission gemeinsam die "Deutsche Stiftung für
Engagement und Ehrenamt" gründen und damit Engagierte überall in
Deutschland gezielt unterstützen."

Die Schlussfolgerungen aus der Arbeit der Kommission "Gleichwertige
Lebensverhältnisse" umfassen 12 Schwerpunktbereiche:


	Strukturschwache Regionen in ganz Deutschland gezielt fördern

	Arbeitsplätze in strukturschwache Regionen bringen

	Breitband und Mobilfunk flächendeckend ausbauen

	Mobilität und Verkehrsinfrastruktur in der Fläche verbessern

	Dörfer und ländliche Räume stärken

	Städtebauförderung und sozialen Wohnungsbau voranbringen

	Eine faire Lösung für kommunale Altschulden finden

	Engagement und Ehrenamt stärken

	Qualität und Teilhabe in der Kindertagesbetreuung sichern

	Barrierefreiheit in der Fläche verwirklichen

	Miteinander der Bürgerinnen und Bürger in den Kommunen fördern

	Gleichwertige Lebensverhältnisse als Richtschnur setzen



Die vollständigen Schlussfolgerungen "Unser Plan für Deutschland -
Gleichwertige Lebensverhältnisse überall" finden Sie unter:

www.bmel.de/KomGL-Schlussfolgerungen

Zur zukünftigen Strukturpolitik sollen unter anderem die klassische
Wirtschaftsförderung, aber auch die Verbesserung von Infrastrukturen und
der Daseinsvorsorge gehören sowie ein neues Miteinander von Staat,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft. Ziel ist es, den Menschen überall in
Deutschland in allen Lebensphasen gute Lebensperspektiven und Chancen auf
echte Teilhabe zu eröffnen. Unser Plan für Deutschland ist ein
Modernisierungsprogramm für Stadt und Land, für Ost und West, für Nord und
Süd, mit dem Wohlstand und Wachstum in unserem Land langfristig und in
Zeiten des demografischen Wandels nachhaltig gesichert werden sollen. Dazu
gehören vor allem Arbeitsplätze, bezahlbarer Wohnraum, zeitgemäße
Mobilitätsangebote, eine starke digitale Infrastruktur, leicht erreichbare
Einkaufsmöglichkeiten, eine gute Versorgung mit sozialer Infrastruktur wie
Kitas, Schulen, Pflege- und Gesundheitseinrichtungen sowie lebendige Sport-
, Kultur- und Freizeitangebote.

Nachdem im ersten Schritt die Schlussfolgerungen aus Bundessicht
vorgestellt wurden, wird nach der Sommerpause mit Ländern und Kommunen über
weitere Schritte und über deren Rolle bei der Umsetzung beraten werden. Die
Anliegen und Perspektiven der Länder und Kommunen sind schon in die Arbeit
der sechs Arbeitsgruppen der Kommission eingeflossen. Darin waren fast alle
Bundesressorts sowie Vertreterinnen und Vertreter der Länder und Kommunen
beteiligt.

Neben den Schlussfolgerungen wurde am 10. Juli 2019 auch der
"Deutschlandatlas" vorgestellt. Dieser stellt eine Bestandsaufnahme unseres
Landes quer durch alle Lebensbereiche dar. Das Spektrum der auf Karten
visualisierten Themen reicht von der Flächennutzung und
Bevölkerungsstruktur über die Kommunalfinanzen bis hin zu Arbeit, Bildung
und Einkommensverteilung sowie sozialen und kulturellen Aspekten. Damit
wird eine weitere Erkenntnisgrundlage geschaffen, auf der passgenaue
Lösungen mit dem Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse entwickelt werden
können. Der Deutschlandatlas ist unter www.heimat.bund.de verfügbar.

Politik für gleichwertige Lebensverhältnisse ist Querschnittspolitik. Sie
betrifft Bundesressorts, Länder und Kommunen und sie zielt auf sämtliche
Lebensbereiche und auf alle Altersgruppen. Staatliches Handeln in der
Daseinsvorsorge soll für alle Menschen an allen Orten des Landes deutlicher
als bislang wahrnehmbar sein. Politik wird sich in Zukunft noch mehr als
bisher daran messen lassen müssen, ob Gesetze, Projekte und Strategien
nachhaltig auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse wirken und diese
befördern. Darüber wird ein Staatssekretärsausschuss wachen und somit das
Regierungshandeln beeinflussen und verändern.

 * 
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KULTUR/433: Gleichwertige Lebensverhältnisse - Kultur leistet entscheidenden Beitrag (Kulturrat)


Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 10. Juli 2019

Gleichwertige Lebensverhältnisse: Kultur leistet entscheidenden Beitrag


Deutscher Kulturrat begrüßt Stellenwert des Kulturbereichs im Bericht der
Bundesregierung zu Gleichwertigen Lebensverhältnissen



Berlin, den 10.07.2019. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der
Bundeskulturverbände, begrüßt, dass in dem heute vorgelegten
Abschlussbericht der Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse" der
Bundesregierung der Beitrag der Kultur zu gesellschaftlicher Teilhabe klar
formuliert ist.

Im Bericht heißt es: "Teilhabe an Kultur bedeutet gleichzeitig
gesellschaftliche Teilhabe. Kultur leistet einen Beitrag zum
gesellschaftlichen Zusammenhalt, bietet Orte der Begegnung und des
Austauschs zwischen den Generationen ebenso wie zwischen verschiedenen
gesellschaftlichen Gruppen."

Zugleich wird im Bericht auf die Bedeutung der kulturellen Integration
verwiesen. Aus dem Bericht geht unmissverständlich hervor, dass Kultur für
ein lebenswertes Umfeld, für gesellschaftlichen Zusammenhalt und die
demokratische Teilhabe an der Gesellschaft unerlässlich ist. Dies gilt für
ganz Deutschland. In diesem Sinne ist die Initiative kulturelle
Integration, die von Deutschen Kulturrat mit 27 Partnern gestartet wurde,
auch eine Maßnahme für mehr gleichwertige Lebensverhältnisse in
Deutschland.

Der Deutsche Kulturrat setzt sich für die Verbesserung der
Rahmenbedingungen für Kunst und Kultur in ganz Deutschland ein und wurde
von der "Kommission für Gleichwertige Lebensverhältnisse" angehört.

Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte:
"Jetzt kommt es darauf an, dass das, was die Kommission Gleichwertige
Lebensverhältnisse erarbeitet hat, in die Tat umgesetzt wird. Viele
Vorschläge decken sich mit dem, was von den Kulturverbänden bereits in den
letzten Jahren vorgeschlagen wurde. Damit die Umsetzung gelingt, muss nun
die Zivilgesellschaft auf Augenhöhe eingebunden werden. Deshalb kann es
nicht darum gehen, die Zivilgesellschaft zu aktivieren, sondern der Staat
muss die Rahmenbedingungen schaffen, damit zivilgesellschaftliches
Engagement in großer Breite ermöglicht wird. Gleichwertige
Lebensverhältnisse in Deutschland, besonders in den ländlichen Räumen,
können nur mit der Einbindung gesamten Kulturbereiches, also der Künstler,
Kulturvereine, Kultureinrichtungen und Kulturwirtschaft, entstehen. Die
Kultur leistet einen entscheidenden Beitrag zu gesellschaftlichem
Zusammenhalt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Juli 2019

Deutscher Kulturrat e.V.

Mohrenstr. 63, 10117 Berlin

Telefon: 030-226 05 28-0, Fax: 030-226 05 28-11

E-Mail: post@kulturrat.de

Internet: http://www.kulturrat.de
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MELDUNG/058: Arbeitslosenversicherung bewirkt finanziellen Ausgleich zwischen Bundesländern (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 09.07.2019

Arbeitslosenversicherung bewirkt finanziellen Ausgleich zwischen
Bundesländern



Wirtschaftlich starke Regionen mit niedriger Arbeitslosigkeit zahlen mehr
Beiträge als sie Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung erhalten.
Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit empfangen dagegen mehr Leistungen als
sie Beiträge zahlen. Eine am Dienstag veröffentlichte Studie des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) zeigt: Die regionalen
Verteilungsmuster von Arbeitslosenversicherung und Länderfinanzausgleich
ähneln sich.

Die regionale Umverteilung ist sowohl bei der Arbeitslosenversicherung wie
beim Länderfinanzausgleich nach wie vor von einem starken West-Ost-Gefälle
geprägt. Innerhalb Westdeutschlands zeichnet sich ein Süd-Nord-Gefälle ab.
Insbesondere in Bremen, das unter den westdeutschen Bundesländern die
höchste Arbeitslosigkeit aufweist, liegen die Beiträge zur
Arbeitslosenversicherung deutlich unter den Ausgaben. In den süddeutschen
Regionen werden hingegen - abgesehen von den Krisenjahren von 2008 bis
2010 - mehr Beiträge erzielt als Ausgaben getätigt.

In den Krisenjahren von 2008 bis 2010 lagen in allen Bundesländern die
Einnahmen der Arbeitslosenversicherung unter den Ausgaben. Beim
Kurzarbeitergeld zeigt die IAB-Studie zudem ein völlig anderes räumliches
Verteilungsmuster. Die besonders unter der Wirtschaftskrise leidenden
süddeutschen Industriegebiete erhielten deutlich mehr Kurzarbeitergeld als
andere Teile Deutschlands. Baden-Württemberg bekam in den Jahren 2009 bis
2011 ein Viertel des gesamten Kurzarbeitergeldes. Dies stützte die
Kaufkraft in Baden-Württemberg mit fast 2,4 Milliarden Euro, in
Mecklenburg-Vorpommern dagegen mit rund 100 Millionen Euro. Im Juni 2009
bezogen 8,3 Prozent der abhängig Beschäftigten in Baden-Württemberg
Kurzarbeitergeld, während es in Mecklenburg-Vorpommern 1,5 Prozent waren.
"Das Kurzarbeitergeld eignet sich gut, um die Folgen von Konjunkturschocks
abzufedern, die sich regional unterschiedlich stark auswirken", erklären
die Forscher Kerstin Bruckmeier, Karl Heinz Hausner und Enzo Weber.

Die regionale Umverteilung durch die Arbeitslosenversicherung ist im Laufe
der Jahre stark zurückgegangen. Während bis zum Jahr 2010 bei den
ostdeutschen Bundesländern ein zum Länderfinanzausgleich vergleichbar
hohes Niveau erreicht wurde, fallen die regionalen Defizite seit dem Jahr
2011 deutlich geringer aus. Dies ist den Forschern zufolge darauf
zurückzuführen, dass sich gerade in Regionen mit vormals sehr hoher
Arbeitslosigkeit wie Ostdeutschland die Arbeitslosigkeit stark reduziert
hat: "Mit der Verbesserung der Arbeitsmarktlage ist auch der auf die
Arbeitslosigkeitssituation bezogene regionale Umverteilungsbedarf
gesunken." Bei der Diskussion um den Länderfinanzausgleich sei aber auch
zu beachten, dass ein anderer Umverteilungskanal, über die
Arbeitslosenversicherung, stark an Bedeutung verloren habe.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb1219.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 09.07.2019
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MELDUNG/057: Trotz Milliardenüberschüssen - Finanzkraft der Kommunen driftet immer stärker auseinander (idw)


Bertelsmann Stiftung - 09.07.2019

Trotz Milliardenüberschüssen: Finanzkraft der Kommunen driftet immer
stärker auseinander



Die Städte, Gemeinden und Kreise in Deutschland haben in den Jahren 2017
und 2018 historische Überschüsse erwirtschaftet.Dank anhaltend starker
Konjunktur steigen Steuern, Investitionen und Rücklagen, während die
Kassenkredite schrumpfen. Dennoch nehmen die wirtschaftlichen Unterschiede
zwischen starken und schwachen Kommunen immer größere Ausmaße an.

Gütersloh, 09. Juli 2019. Die deutschen Städte, Gemeinden und Kreise haben
2018 im siebten Jahr in Folge Überschüsse in ihren Haushalten erzielt. Zum
ersten Mal seit der Wiedervereinigung lagen die Kommunen in allen
Flächenländern der Bundesrepublik 2017 und dann erneut 2018 insgesamt im
Plus. Steuereinnahmen und Rücklagen erreichten neue Rekordwerte. Auch bei
den Kassenkrediten, gewissermaßen der Dispo der Kommunen, zeichnet sich
nach Jahrzehnten des Anstiegs eine Trendwende ab. Doch hinter den guten
Gesamtzahlen verbirgt sich ein wachsendes Gefälle. Das zeigt der Kommunale
Finanzreport 2019 der Bertelsmann Stiftung. Wie aus der Auswertung
hervorgeht, klaffen Steuereinnahmen, Investitionen, Rücklagen und
Verschuldung der Kommunen zunehmend auseinander. Auffällig sind dabei
regionale Unterschiede. Während Städte, Gemeinden und Kreise vor allem in
Bayern und Baden-Württemberg überdurchschnittlich gut dastehen, gibt die
wirtschaftliche Lage vieler Kommunen in Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz und im Saarland Anlass zur Sorge.

Konjunktur vergrößert die Unterschiede in der Steuerkraft

Bundesweit befinden sich die Kommunen seit 2012 in einer Phase
außerordentlicher Stabilität, bedingt durch eine anhaltend starke
Konjunktur. Dies spiegelt sich in den Steuereinnahmen der Gemeinden wider,
die seitdem um 36 Prozent angestiegen sind. Obwohl das Steueraufkommen
flächendeckend wuchs, fiel der Anstieg in den wirtschaftsstarken Kommunen
umso höher aus. Die ohnehin bestehenden regionalen Unterschiede
verschärften sich weiter. An der Spitze der Steuereinnahmen lagen 2018 die
Kommunen in Hessen, Bayern und Baden-Württemberg. Die ostdeutschen
Kommunen erreichten dagegen im Durchschnitt nur 61 Prozent des
westdeutschen Niveaus.

Von den 40 steuerstärksten Kommunen liegen 39 in Westdeutschland; von den
40 schwächsten Kommunen 35 in Ostdeutschland. Der Landkreis München als
bundesweit stärkster Kreis nimmt pro Einwohner siebenmal so viele Steuern
ein wie der schwächste Kreis Mansfeld-Südharz (Sachsen-Anhalt). Der
Finanzreport zeigt, dass das Aufkommen der Gemeindesteuern fast
vollständig aus der Wirtschaftsstruktur resultiert, was ein Aufholen
schwacher Kommunen kaum möglich macht. Viele dieser Kommunen mussten in
den vergangenen Jahren sogar ihre Steuersätze weiter anheben, um die
Einnahmen zu erhöhen. "Diese lokalen Steuersätze werden immer mehr zum
Standortnachteil", sagt René Geißler, Experte für Kommunalfinanzen bei der
Bertelsmann Stiftung.

Starke Kommunen erhöhen die Rücklagen

Erstmals untersuchte der Kommunale Finanzreport auch die Bar- und
Sichteinlagen der Kommunen, womit er einen noch besseren Blick auf die
Finanzlage erlaubt. Im Zuge hoher Überschüsse sind diese Einlagen zwischen
2012 und 2017 von 33 Milliarden Euro auf 48 Milliarden Euro gestiegen.
Allerdings treten erhebliche Unterschiede zwischen den Ländern auf, die
sich über die Zeit verfestigen und die allgemeine Haushaltslage
widerspiegeln. So erreichen die bayerischen Kommunen pro Einwohner den
neunfachen Wert des Saarlandes. "Der Blick auf die Rücklagen deckt die
tatsächlichen Differenzen zwischen starken und schwachen Regionen
überhaupt erst auf. Sie sind noch größer, als angenommen", betont Geißler.

Trendwende bei den Kassenkrediten, aber regional kritische Werte

Die Kassenkredite gelten als zentraler Krisenindikator. Vom Gesetzgeber
als Mittel zur kurzfristigen Überbrückung von Haushaltslücken vorgesehen,
sind sie in vielen Kommunen zum dauerhaften Finanzierungsinstrument
geworden. Sie gehen im Regelfall einher mit hohen Sozialausgaben und
Steuersätzen, niedrigen Investitionen und allgemein geringen
Handlungsspielräumen für die Lokalpolitik. Bundesweit erreichten diese
Kredite 2015 ihren Höchststand mit rund 50 Milliarden Euro. Nach über 20
Jahren des kontinuierlichen Anstiegs setzte ab 2016 eine Trendwende ein,
infolge derer die Kassenkredite auf aktuell 36 Milliarden Euro gesunken
sind.

Die Belastung aus Kassenkrediten variiert jedoch deutlich zwischen den
Ländern. Rund die Hälfte der bundesdeutschen Kommunen ist nahezu frei von
Kassenkrediten; am geringsten sind sie in Bayern, Baden-Württemberg,
Thüringen und Sachsen. Das Land Hessen hat 2018 die sogenannte Hessenkasse
eingerichtet, um seine Kommunen bei der Entschuldung zu unterstützen. In
den Ländern Saarland, Rheinland-Pfalz und NRW liegen hingegen weiterhin
bedrohlich hohe Bestände vor. 2017 befanden sich von den 20 Kommunen mit
den höchsten Kassenkrediten 19 in Rheinland-Pfalz und NRW. "Die
Haushaltsprobleme sind sehr stark konzentriert. Während rund die Hälfte
aller Kommunen keine Kassenkredite hat, tragen 23 Kommunen die Hälfte des
bundesweiten Bestandes", berichtet Geißler.

Wachsende Kluft zwischen starken und schwachen Städten

Die wirtschaftliche Lage der Kommunen entwickelt sich seit vielen Jahren
auseinander. Um diese Abweichungen greifbar zu machen, vergleicht der
Kommunale Finanzreport wichtige Haushaltszahlen der jeweils zehn stärksten
und schwächsten Städte (gemessen an der Hartz-IV-Quote der Bevölkerung).
Die Ergebnisse sind eindeutig: Die schwachen Städte weisen geringere
Steuereinnahmen, höhere Sozialausgaben, langjährige Defizite, drastische
Kassenkredite und kaum Rücklagen auf. Die Sanierungserfolge der
zurückliegenden Jahre sind durch weitere Erhöhungen der Steuersätze und
noch geringere Investitionen teuer erkauft worden. In Summe leidet
darunter die Standortqualität als zentrale Voraussetzung für Wachstum.
"Mit der Wirtschaftskraft der Städte driften auch die Lebensverhältnisse
ihrer Einwohner immer mehr auseinander. Schwächere Kommunen haben auch das
Problem, dass sie über keinen Puffer verfügen. Eine Abkühlung der
Konjunktur reißt unmittelbar neue Löcher in die Haushalte und macht die
vergangenen Bemühungen zunichte", sagt Geißler.

Konjunktur trübt sich ein

Die positive Lage der Kommunalfinanzen beruht weithin auf dem starken
Wachstum der Steuereinnahmen. Die sich abzeichnende Abkühlung der
Konjunktur wird dieses Wachstum mindern. Da die Ausgaben weiter steigen,
drohen in vielen Kommunen neue Defizite. "Die Landesregierungen müssen das
noch immer günstige Zeitfenster zum Abbau der Kassen-kredite nutzen", so
Geißler. An den Bund richtet der Experte der Bertelsmann Stiftung die
Empfehlung, einen größeren Anteil der Hartz-IV-Kosten zu übernehmen und
die jüngsten Investitionsprogramme fortzuführen. Allgemein sollte ein
stärkerer Fokus auf den wirtschaftsschwachen Regionen liegen. Geißler:
"Die Bund-Länder-Kommission 'Gleichwertige Lebensverhältnisse' bietet die
Chance für eine ganzheitliche Strukturpolitik."


Zusatzinformationen

Der Kommunale Finanzreport der Bertelsmann Stiftung erscheint alle zwei
Jahre. Er basiert auf den jeweils aktuellsten amtlichen Finanzstatistiken
und untersucht die Finanzentwicklung aller 397 kreisfreien Städte und
Landkreise (einschließlich ihrer kreisangehörigen Gemeinden und
Gemeindeverbände). Ziel des Kommunalen Finanzreports ist es, die
regionalen und zeitlichen Trends wichtiger Indikatoren aufzuzeigen. Er
wird in Kooperation mit dem Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung e.
V., der Technischen Hochschule Wildau und Experten aus der Praxis
erarbeitet.


Originalpublikation:

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/kommunaler-finanzreport-2019/

Weitere Informationen unter:

www.bertelsmann-stiftung.de und www.kommunaler-finanzreport.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 09.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASIEN/934: Taiwan - die USA lädt nach ... (SB)


Taiwan - die USA lädt nach ...



Mit lautstarkem Protest hat China auf die am 8. Juli bekanntgegebene
Entscheidung des Pentagons reagiert, Waffen im Wert von 2,6 Milliarden
Dollar, darunter 108 schwere Panzer vom Typ M1A2-Abrams, 250 tragbare
Boden-Luft-Raketen vom Typ Stinger sowie 1.240 Anti-Panzer-Raketen vom
Typ TOW, an Taiwan zu verkaufen. Am 9. Juli erklärte Geng Shuang,
Sprecher des Außenministeriums in Peking, Washingtons Rüstungsexport
an Taipeh verstoße gegen internationales Recht und stelle eine "krude
Einmischung in die inneren Angelegenheiten Chinas", welche "die
Souveränität und Sicherheitsinteressen der Volksrepublik" verletze,
dar. Die Pressekonferenz beendete Geng mit der unzweideutigen
Ermahnung: "Taiwan ist ein unteilbarer Teil des Territoriums Chinas
und niemand sollte die Entschlossenheit seiner Regierung und seines
Volks, die Souveränität und die territoriale Integrität des Staats zu
verteidigen und sich ausländischer Einmischung zu widersetzen,
unterschätzen."

Seit Donald Trump im November 2016 die US-Präsidentenwahl gewonnen
hat, hat er keine Gelegenheit ausgelassen, Streit mit China zu
provozieren. Nicht einmal als Präsident vereidigt, hat er Peking in
Rage versetzt, als er, vollkommen unüblich, einen telefonischen
Gratulationsanruf der taiwanesischen Präsidentin Tsai Ing-wen
entgegennahm. Als die USA 1979 formelle diplomatische Beziehungen zur
Volksrepublik aufnahm, ging das mit der Abwertung Taiwans, die sich
seit dem Ende des Bürgerkriegs 1949 unter der Kuomintang Chiang
Kai-schecks Republik China nannte, einher. Die USA bekannte sich zur
pekingschen "Ein-China-Politik", wofür sich die Volkschinesen im
Gegenzug verpflichteten, die Wiedervereinigung mit der abtrünnigen
Insel niemals mit Gewalt, sondern ausschließlich mit friedlichen
Mitteln zu bewerkstelligen. Während die USA für Taiwan eine
Sicherheitsgarantie abgab, nahm die Volksrepublik den Platz Taiwans
als Vetomacht im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen ein.

Der rasante Aufstieg Chinas zur größten Wirtschaftsmacht der Erde hat
alte Animositäten bei der politischen Elite der USA geweckt. Unter
Barack Obama hat die damalige US-Außenministerin Hillary Clinton China
mit der Ausrufung von Amerikas "pazifischem Jahrhundert" den
Fehdehandschuh vor die Füße geworfen. Auf die Containment-Strategie
des Pentagons einschließlich der Verlegung größerer Militärkapazitäten
nach Japan, Guam und Australien sowie der strategischen Annäherung an
Indien reagierte die Volksrepublik mit der Beinah-Verwandlung des
gesamten Südchinesischen Meers in einen chinesischen Binnensee mittels
des Ausbaus zahlreicher unbewohnter Inseln und Riffe zu Festungen
mit Raketenstellungen, Start- und Landebahnen sowie Hafenanlagen. Um
Chinas Hoheit über besagte Objekte grundsätzlich in Frage zu
stellen, führen US-Kriegsschiffe regelmäßig innerhalb der von der
Volksrepublik jeweils beanspruchten Seegrenze von zwölf Seemeilen
sogenannte "Freedom of Navigation Operations" durch. Die Behauptung
Washingtons, derlei Aktionen dienten dem freien Handel und der
Aufrechterhaltung des internationalen Schiffsverkehrs, ist natürlich
Humbug. Kein Staat ist mehr auf die ungehinderte Schiffahrt im
Südchinesischen Meer angewiesen als die Volksrepublik. Im Ernstfall
sieht die operative Planung der USA für einen Krieg mit China -
offizieller Name "AirSea Battle" - die Verhängung und Durchsetzung
einer Seeblockade dort vor.

Seit dem Einzug Trumps ins Weiße Haus hat der Kongreß mit großer
überparteilicher Mehrheit der Demokraten und Republikaner mehrere
Gesetze verabschiedet, um Taiwan diplomatisch aufzuwerten. Des
weiteren fahren US-Kriegsschiffe trotz Protesten aus Peking verstärkt
durch die Taiwan-Straße. In Peking nimmt man die Entwicklung mit Sorge
zur Kenntnis. Schließlich weigert sich Tsai seit ihrer Wahl 2016 zur
taiwanesischen Präsidentin, sich zum "Ein-China-Prinzip" zu bekennen.
Darum herrscht seit drei Jahren auf der politischen Ebene zwischen der
Insel und dem Festland trotz der stetig wachsenden wirtschaftlichen
Beziehungen absolute Funkstille. Im Januar hat Chinas Präsident Xi
Jinping die Wiedervereinigung der Volksrepublik mit Taiwan als
"unvermeidlich" bezeichnet und ihre baldige Verwirklichung in Aussicht
gestellt.

Das wollen die Amerikaner nicht ohne weiteres hinnehmen. Im Mai
empfing John Bolton als erster Nationaler Sicherheitsberater der USA
den taiwanesischen Amtskollegen, David Lee, in Washington. Etwa zur
selben Zeit veröffentlichte die Defence Intelligence Agency (DIA) eine
Studie, in der es hieß, Volksarmee und Volksmarine bereiteten eine
überfallartige Landeoperation auf Taiwan zur See und per Luft vor,
die es mit aller Macht zu verhindern gelte. Das jüngste Rüstungspaket
für Taiwan ist nur vor diesem Hintergrund zu verstehen. Hinzu kommt
die baldige Bewilligung des Verkaufs von 66 Kampfjets der neuesten
Version des Typs F-16 an die taiwanesische Luftwaffe.

Inzwischen rückt Washington langsam, aber sicher von dem vor rund 50
Jahren von Richard Nixon und Mao Tse-dung vereinbarten Prinzip der
Einheit Chinas ab. In dem am 1. Juli veröffentlichten "Indo-Pacific
Strategy Report" des Pentagons hieß es: "Als Demokratien im
Indo-Pazifik sind Singapur, Taiwan, Neuseeland und die Mongolei
zuverlässige, fähige und natürliche Partner der Vereinigten Staaten.
Alle vier Staaten tragen zu den Missionen der USA rund um die Welt bei
und unternehmen aktiv Schritte, um eine freie und offene
internationale Ordnung aufrechtzuerhalten." Die Stilisierung Chinas
zur "revisionistischen Macht" in dem Bericht wird in Peking niemanden
überraschen, wohingegen die Bezeichnung "Staat" für Taiwan bei den
sicherheitspolitischen Entscheidungsträgern der Volksrepublik
sämtliche Alarmglocken läuten lassen dürfte. Ende Juli wird Taiwans
Präsidentin Tsai in New York, der Heimatstadt Trumps, erwartet. Man
muß leider davon ausgehen, daß die Trump-Administration einen Weg
finden wird, aus der Stippvisite Tsais an den Hudson einen
"Staatsbesuch" zu machen und die Volksrepublik damit zu provozieren.

10. Juli 2019
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FRAUEN/792: Rebellisches Manifest der Frauen von Honduras (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Honduras 

Wir dokumentieren: Rebellisches Manifest der Frauen von 
Honduras 
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(Vallecito/München, 7. Juli 2019, encuentrodemujeres/ökubüro) - Im
rebellischen Territorium der Garifuna in Vallecito, Iriona, Colón,
Honduras, umgeben von Elementen der Natur, die Leben und Hoffnung
derjenigen nähren, die wir hier zusammengekommen sind, haben sich mehr
als 1.200 Frauen und 350 Kinder getroffen und erfahren, dass das Leben
und die Worte nicht aufzuhalten sind. Sie kamen aus Choluteca, El
Paraíso, Copan, Olancho, Valle, Francisco Morazán, Gracias a Dios,
Colón, Yoro, Cortes, Atlántida, Intibucá, Lempira, La Paz, Comayagua
und Santa Bárbara.

Wir spürten die Anwesenheit unserer Ahninnen Margarita Murillo, María
Enriqueta Matute, Berta Cáceres, Magdalena Morales und Tía Macucu, die
uns im Geiste, in unseren Gedanken und mit ihrer Kraft in all unseren
Aktionen beistehen. Wir konnten die Energie der Gemeinschaften der
Tolupán, Lenca, Misquito, Garifuna, Pech sowie der Maya Chortí spüren
und die all der Mitstreiterinnen in diesem politischen Kampf. Zehn
Jahre nach dem Staatsstreich, zehn Jahre, in denen die honduranische
Bevölkerung, die Frauen von Honduras ununterbrochen Widerstand
geleistet haben.

Die Zusammenkunft ehrt die Kraft und den Widerstand der Frauen, die
hier sind, die nicht kommen konnten und derjenigen, die physisch nicht
mehr unter uns sind. Trotz der Wunden und Schmerzen, die Gewalt und
Unterdrückung unseren Körpern, Territorien und Organisationsprozessen
zugefügt haben, sind wir absolut überzeugt und entschlossen, weiterhin
zusammen nachzudenken, kreativ zu sein und zu handeln.

Die Kraft, die der Kosmovision der indigenen Völker innewohnt, war
spürbar und hat sich in der Spiritualität, den Weisheiten, den
Erfahrungen mit dem Widerstand und der Art und Weise, sich mit Natur
und Leben in Beziehung zu setzen, gezeigt. Durch Diskussionen und
Gespräche während der Mahlzeiten, in den Pausen und Arbeitsphasen
haben wir unsere Worte zusammengetragen, die wir jetzt mitteilen.

Der Staatsstreich, der zu einer Diktatur wurde, vertieft das
ausbeuterische Extraktivismus-Modell, das die Lebensentwürfe der
Frauen und indigenen Völker bedroht. Ein Regime, das Gemeingüter,
Identitäten, Körper, Wissen und Spiritualität plündert und ausbeutet
und das sich durch Korruption, Straffreiheit, Drogenhandel,
Militarisierung, Verfolgung und die Kriminalisierung unserer
Mitstreiterinnen, die in ganz Honduras aktiv sind, aufrecht erhält.

Wir erleben als Produkt dieser Plünderung eine humanitäre Krise, die
sich auf grausame und nachdrückliche Weise in der Massenauswanderung
unserer Schwestern und Brüder zeigt. Dieser Exodus führt dazu, dass
unsere Gebiete immer leerer werden, mit verheerenden Folgen für die
Menschen und die gemeinschaftlichen sozialen Strukturen. Außerdem
treffen die extraktivistischen Projekte so auf immer weniger
Widerstand.


"Keine Gewalt wird uns stoppen"

Wir rufen uns gegenseitig auf, uns autonome Praktiken
wiederanzueignen, sie zu vermehren und selbstbestimmte Alternativen zu
formulieren. Diese Alternativen müssen gegen Patriarchat und Rassismus
kämpfen und für Inklusivität und Diversität eintreten, denn es ist
offensichtlich, dass die männliche Machtausübung auf der Basis des
kolonialen wahldemokratischen Modells, die das Leben von Frauen und
Gemeinden bedroht, gescheitert ist.

Mit großer Sorge beobachten wir die zunehmende normalisierte Gewalt
gegen die Körper der Frauen, die zu einem Territorium werden, auf dem
sich die Frustration einer heteropatriarchalen Machokultur abzeichnet.
Einer Kultur, in der oftmals Männer die Hauptrolle in den sozialen
Bewegungen spielen und die von der zunehmenden Militarisierung und dem
religiösen Fundamentalismus noch gefördert wird. Es gab tatsächlich
Rückschritte, gleichzeitig ist die Rolle der Frauen in den Kämpfen
aber auch gestärkt geworden und wir haben größere politische Klarheit,
mehr Wissen und eine größere Mobilisationskraft erreicht. In diversen
Kämpfen haben wir unsere Gedanken, unsere Stimmen, unsere Körper und
unser Handeln eingebracht. Keine Gewalt wird uns stoppen.

Aus diesem Treffen heraus verpflichten wir uns dazu, uns weiterhin im
kollektivem Widerstand zusammenzutun, den Kampf aller Frauen zu
vereinen und ein Honduras ohne Diktatur neu zu denken - mit Autonomie
und Selbstbestimmung der verschiedenen Bevölkerungen und der Frauen.

Zehn Jahre nach dem Staatsstreich kämpfen wir Frauen weiter gemeinsam.
Für ein Honduras ohne Diktatur.

Vallecito, Iriona, Colón, den 29. Juni 2019


Übersetzung: Lena Meier; Redaktion: Ökubüro München
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GENDER/065: Bolivien - David Aruquipa über China Morenas, Tanzen für die sexuelle Befreiung (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Bolivien - Fokus: SDGs (Nachhaltigkeitsziele)

Interview: China Morenas - Tanzen für die sexuelle Befreiung

Interview mit David Aruquipa von Thomas Guthmann






[image: David Aruquipa in prächtigem Kostüm auf einem Umzug. Zu sehen sind Gesicht und Oberkörper des Tänzers - Foto: privat]

David Aruquipa

Foto: privat



(La Paz, 2. Juli 2019, npl) - Als sich vor 50 Jahren Schwule in New
York gegen Polizeigewalt wehrten, war in Bolivien gerade eine ganz
andere Revolution im Gange. Schwule Travesties tanzten auf den großen
populären Umzügen, der Gran Poder oder dem Karneval von Oruro und
wurden vom Publikum frenetisch gefeiert. Diese Geschichte geriet lange
in Vergessenheit, bis vor zwanzig Jahren eine neue Generation schwuler
Aktivisten diese Tradition wieder aufnahmen. David Aruquipa hat die
Geschichten der China Morenas recherchiert und in einem Dokumentarfilm
[1] festgehalten. Thomas Guthmann führte ein Interview mit David
Aruquipa, Schwulenaktivist und Direktor der Kampagne für ein Recht auf
Bildung.

 * 

Thomas Guthmsnn: Wie bereitest du dich auf den Karneval vor?

David Aruquipa: Karneval ist für mich das ganze Jahr, Karnevalssamstag
ist nur der jährliche Höhepunkt. Den Rest des Jahres finden
Vorbereitungen statt, die Arbeiten am Kostüm zum Beispiel. Karneval
ist ein ritueller Zyklus, den wir mit viel Leidenschaft leben.

Wann hast du zum ersten Mal am Karneval teilgenommen?

Es ist mein 20. Jahr beim Karneval von Oruro. Zunächst bin ich mit
wenig Zuversicht zum Karneval gegangen. Ich dachte damals: mal sehen
wie es ausgeht. Wir sind damals als Familie Galán, einer Gruppe von
Schwulenaktivisten, dort hingegangen. Zuvor waren wir in La Paz durch
Street Performances aufgefallen. Mit schwindelerregenden Absätzen von
bis zu 30 cm, farbigen Perücken, langen lackierten Fingernägeln und
angeklebten Wimpern warben wir vor dem Präsidentenpalast und anderen
wichtigen Orten des Regierungssitzes um Respekt für die sexuelle
Vielfalt. 1999 kam die Idee auf, an den populären Festen teilzunehmen.
Wir dachten, verdammt, wenn wir unsere Performances veranstalten,
sehen uns vielleicht 50, 100 oder 200 Menschen; wenn wir Seminare zur
Sensibilisierung veranstalten, erreichen wir maximal zwei Dutzend
Personen. Warum nicht die populären Feste nutzen, wo jährlich mehrere
zehntausend Zuschauer*innen da sind.
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Was sind die populären Feste oder Umzüge, wie der Karneval in Oruro
oder die Gran Poder in La Paz?

Das populäre Fest in Bolivien ist etwas sehr Komplexes, das man nicht
nur aus ästhetischer oder folkloristischer Perspektive betrachten
darf, sondern vor allem aus einer sozio-politischen Perspektive
betrachten muss. Im Fest manifestieren sich die sozialen Beziehungen
innerhalb einer lokalen Gemeinschaft und innerhalb der Gesellschaft.
Wer tanzt in welcher Vereinigung (Fraternidad), wer bezahlt die
Kostüme, die Getränke und so weiter. Hier zeigen sich soziale
Beziehungen und auch ökonomische Potenz. Aus historischer Perspektive
hat das Fest auch dazu beigetragen, dass die präkolumbianischen
Kulturen unter der kolonialen Herrschaft überleben konnten. Die
Fest-Umzüge fanden immer zu Ehren eines katholischen Heiligen, wie zum
Beispiel Jesus de Gran Poder statt, darin versteckt zeigten sich die
andinen Gottheiten, wie Mutter Erde. Die Gran Poder, heute das größte
Fest in La Paz, entstand, als immer größere Bevölkerungsteile vom Land
begannen gen Regierungssitz zu migrieren und sich an dessen Rändern
niederließen. Im Norden der Stadt, beim Zentralfriedhof, wo bis heute
der Umzug der Gran Poder beginnt, trafen sich von Beginn an alle
Ausgeschlossenen der (postkolonialen) Gesellschaft und dazu gehörten
neben den 'Indios' und der Boheme auch die Schwulen und die Transen.

Wie war euer erster Auftritt beim Karneval?

Wir waren uns überhaupt nicht sicher. So weit ich mich erinnere,
sagten wir damals, warten wir es ab, sollte es nach nach einigen
Metern eindeutige Ablehnung wie Pfiffe oder Buhrufe geben, gehen wir
aus dem Umzug raus. Stattdessen wurden wir mit Applaus empfangen. Ein
wahnsinniges Gefühl, wir dachten wir machen die Revolution!

War dem so? Habt ihr die Revolution gemacht?

Nein, wir wurden auf den Boden der Tatsachen zurückgeholt. Die älteren
Zuschauer*innen erzählten uns nach dem Umzug, dass wir sie an Orfelia
und Barbarella erinnerten. Wir traten lediglich in ihre Fußstapfen,
ohne es zu wissen.

Wer waren Orfelia und Barbarella?

Ich wusste es selber nicht. Für mich war das eine total unbekannte
Geschichte. Ich begann zu recherchieren. Es gibt beim Tanz der
Morenada eine Figur, die heißt China Morena. Die China Morena war eine
weibliche Figur. In den 60er Jahren wurde sie jedoch von Männern
getanzt. Auf eine grobschlächtige und burleske Art und Weise. Man
musste sehen, dass es Männer sind. Mit Perücke, aber Bart, mit Rock,
aber den behaarten Beinen. Orfelia lebte in Oruro und begann als
schwuler Mann die Rolle der China Morena neu zu definieren. Auch sie
tanzte die China Morena, aber mit Minirock, geschminkt, hochhackigen
Stiefeln und natürlich mit enthaarten Beinen. Orfelia revolutionierte
gewissermaßen die Figur der China Morena. Mit diesem neuen Kostüm
kamen Orfelia und weitere Mitstreiter*innen nach La Paz. Dort trafen
sie Barbarella. Gemeinsam feierten sie Erfolge bei den Aufzügen. Die
neue China Morena schlug ein wie ein Bombe. Die neuen Kostüme
verbreiteten sich in Windeseile auf anderen Festen und in La Paz kamen
voluminöse Frisuren dazu. Zu dieser Zeit war allen klar, dass es
Transvestiten sind, die tanzen. Sie wurden gefeiert wie Stars und
bekamen nicht nur die Kleidung bezahlt, sondern wurden auch dafür
bezahlt, dass sie bei den Aufzügen auftraten (Normalerweise müssen die
Tänzer*innen ihre Ausrüstung und die Band selber bezahlen, Anm. d.
I.). Es war die sexuelle Revolution, weil mit ihren attraktiven
Outfits plötzlich über sexuelle Wünsche und Verlangen diskutiert
wurde, vor allem bei den Frauen. 1975 endete dieser Erfolg.
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Warum?

1975 wollte der Diktator Banzer die Unterstützung der städtischen
indigenen Bevölkerung. Um diese Bevölkerungsschicht zu umschmeicheln,
erlaubte er zum ersten Mal, dass die Gran Poder durch das Stadtzentrum
zog. Er empfing den Umzug auf einer Ehrentribüne. Als Barbarella
vorbeizog, ging sie kurzentschlossen auf die Tribüne und küsste den
Diktator.

Banzer behauptete danach, er hätte nicht gewusst, dass Barbarella
ein Mann in Frauenkleider war?

Das kann glauben wer mag, ich bitte dich! Alle wussten, dass sie eine
Transe war! Das war eine politische Haltung von Barbarella und Co. Die
Geschichte, dass der arme Diktator betrogen wurde, ist lächerlich. Sie
wollten immer, dass man sie als Schwule erkannte! Sie wollten nicht
als Frauen durchgehen, sondern klar erkennbar sein als Transvestiten.
Erst später, als ihre Auftritte verboten wurden, versuchten sie als
Frauen durchzugehen. Und Banzer selbst wollte mit seiner
Schutzbehauptung den politischen Akt ausradieren, den Barbarella
vollzog. Die Diktatur wurde durch einen schwulen Kuss markiert. Das
war das Politische und unterstrich die Präsenz der Chinas Morenas.

Was geschah danach?

Es setzte ein moralischer Diskurs ein, mit dem Ziel, den Auftritt der
Chinas Morenas gesellschaftlich zu ächten. 'Diese Schwulen untergraben
unsere Sexualmoral' wurde kolportiert, oder 'wir verlieren die
Kontrolle über unsere Frauen, sie sind eine gesellschaftliche Gefahr'.
Die Chinas Morenas wurden damals unter dem Aspekt des Genderregimes,
das im Land herrschte, diskutiert und nicht als Schwule, die für
sexuelle Vielfalt eintraten. Diese Geschichte fing erst in den 90er
Jahren mit Mujeres Creando (Frauen Kreieren) oder uns, der Familie
Galán, an. Die Chinas Morenas regten vielmehr eine Debatte über den
Körper in einer sehr konservativen Gesellschaft unter den Bedingungen
der Diktatur an.

Und die Chinas Morenas von damals?

Orfelia lebt noch, viele andere sind gestorben. Es gibt wenige, die
die Geschichte erzählen können. Zum einen ist die Lebenserwartung von
Transpersonen bis heute sehr niedrig, etwa 35 Jahre, wie du weißt.
Viele sind also längst gestorben. Andere, wie Orfelia, haben sich
zurückgezogen und eingeigelt. Es war sehr schwer ihr Vertrauen zu
gewinnen. Als ich es endlich geschafft hatte, sagte sie mir: 'Ich habe
gesehen, wie du beim Karneval getanzt hast! Wenn du keine tanzende
Schwuchtel wärst, hätte ich dir die Tür nie geöffnet'. Es war diese
Komplizenschaft, die es mir ermöglichte, dass ich heute ihre
Geschichte erzählen kann. Wäre ich nur ein schwuler Akademiker
gewesen, wäre ich leer ausgegangen. Deswegen bin ich froh, dass ich
beim Karneval mit dem Tanzen angefangen habe.


Anmerkung des Interviewers: Es ist nicht möglich, genaue
statistische Daten über die Lebenserwartung der Bevölkerungsgruppe zu
erhalten. Es gibt einige Versuche, Hassverbrechen an Transpersonen zu
dokumentieren, und es gibt Arbeiten zur Diskriminierung der
Personengruppe beim Zugang zum Gesundheitswesen. Es gibt allerdings
keine soliden Statistiken zur Lebenserwartung von Transpersonen. Die
Bevölkerungsgruppe wird nicht gesondert erfasst. Klar ist, dass
Transpersonen vielfältiger Diskriminierung unterworfen sind, oft in
sehr prekären Verhältnissen leben und Prostitution eine der wenigen
Einkommensmöglichkeiten ist. Seit 2016 gibt es ein neues
Identitätsgesetz, das jeder Person, die es möchte, ermöglicht, das
Geschlecht (männlich oder weiblich) selbst zu wählen. Die allgemeine
Lebenserwartung betrug in Bolivien 2017 69,5 Jahre.

Zu den Chinas Morenas gibt es auch ein Audio [2].


Anmerkungen:

[1] https://www.youtube.com/watch?v=1M1jNwrM0MM

[2] https://www.npla.de/podcast/china-morena-tanzen-fuer-sexuelle-befreiung/
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KIND/199: UN-Kinderrechtskonvention in Leichter Sprache veröffentlicht (AWO)


AWO Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V. - Pressemitteilung vom 4. Juli
2019

AWO veröffentlicht UN-Kinderrechtskonvention in Leichter Sprache



2019 ist ein Jahr der Menschenrechte. In diesem Jahr feiern die
Kinderrechtskonvention ihren 30. und die Behindertenrechtskonvention in
Deutschland ihren 10. Geburtstag. Anlässlich dieser Jubiläen
veröffentlichen der AWO Bundesverband und das Bundesjugendwerk der AWO die
Übersetzung der Kinderrechte in Leichter Sprache.

Dazu der AWO Bundesvorsitzende Wolfgang Stadler: "Die
Kinderrechtskonvention wurde am 20. November 1989 von der
Generalversammlung der Vereinten Nationen verabschiedet. Der Kampf um und
für Kinderrechte treibt die Arbeiterwohlfahrt seit vielen Jahren an. Unsere
Gründerin Marie Juchacz wusste aus eigener Erfahrung, wie wichtig
Kinderrechte sind. Sie setzte sich ihr ganzes Leben für diese ein. Seit 30
Jahren gibt es die weltweit geltende Kinderrechtskonvention. Es ist
wichtig, dass Kinder ihre Rechte und auch Erwachsene die Rechte von Kindern
kennen. Wir freuen uns daher sehr, dass wir durch die Übersetzung der
Kinderrechtskonvention in Leichte Sprache dazu beitragen, dass mehr Kinder
und erstmals auch Menschen mit Lernschwierigkeiten Zugang zur
Kinderrechtskonvention haben."

Auch für das Bundesjugendwerk der AWO ist die Übersetzung der Kinderrechte
eine wichtige Voraussetzung dafür, Kinder und Jugendliche zu befähigen,
ihre Rechte wahrzunehmen und durchzusetzen. "Nur wer seine Rechte kennt und
mit ihnen vertraut ist, kann selbstwirksam für sich und dann auch für
andere eintreten" sagt Jan Sörnsen, Geschäftsführer des Bundesjugendwerks.
Die Übersetzung fördere die Eigenständigkeit von Kindern und Jugendlichen
und schaffe Bewusstsein für ein demokratisches Miteinander. "Jeder Mensch
hat das Recht, gehört zu werden und für die eigenen Bedürfnisse
einzutreten", so Sörnsen weiter.

In Deutschland engagieren sich viele Menschen für Kinderrechte und arbeiten
daran, dass diese im Kinderalltag gelebt werden. Deswegen unterstreicht
Wolfgang Stadler: "Wir hoffen, dass die Kinderrechtskonvention in Leichter
Sprache viele Impulse zur Förderung, Wahrung und des Schutzes von
Kinderrechten unterstützt. Wir wünschen uns, dass diese von vielen
Verbänden, Initiativen und Institutionen als Instrument der inklusiven
Menschenrechtsbildung eingesetzt wird, damit Deutschland kinderfreundlicher
wird; damit Kinder ihre Rechte kennen und diese auch einfordern können. Aus
diesem Grund setzt sich die AWO seit langer Zeit aktiv dafür ein,
Kinderrechte im Grundgesetz zu verankern."


Weitere Informationen:

https://www.awo.org/awo-veroeffentlicht-un-kinderrechtskonvention-leichter-sprache-schwer


Kinder-Rechte in Leichter Sprache: die Broschüre als PDF

https://www.awo.org/sites/default/files/2019-07/AWO_UN_Kinderrechte_Leichte%20Sprache_Ansicht.pdf

 * 
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AWO Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V.

Heinrich-Albertz-Haus
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ORGANISATION/384: Gleichwertige Lebensverhältnisse im analogen und digitalen Raum (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 10. Juli 2019

Gleichwertige Lebensverhältnisse im analogen und digitalen Raum



Berlin, 10. Juli 2019. "Wir brauchen gleichwertige Lebensverhältnisse in
allen Regionen Deutschlands, um allen Bürgerinnen und Bürgern gleichermaßen
Teilhabe am sozialen und wirtschaftlichen Leben zu ermöglichen", betont
Caritas-Präsident Peter Neher anlässlich des heute im Kabinett vorgelegten
Berichts der Regierungskommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse".

Im Zentrum der politischen Überlegungen stehe bisher vor allem die Frage,
wie eine entsprechende Infrastruktur, beispielsweise zur Versorgung mit
Gütern des täglichen Bedarfs, sichergestellt werden kann. "Diese primär
wirtschaftliche Perspektive greift zu kurz", so Neher. "Was wir ebenso
dringend brauchen sind Orte der Begegnung und des Austauschs, um der
Vereinzelung vieler Menschen entgegen zu treten und den gesellschaftlichen
Zusammenhalt zu fördern." Dass es hier großen Bedarf gebe, zeigen die
Erfahrungen professioneller ambulanter Pflegedienste ebenso wie die
ehrenamtlicher caritativer Besuchsdienste.

Um gleichwertige Lebensverhältnisse in einem umfassenden Sinn
sicherzustellen, fordert der Deutsche Caritasverband eine Förderung der
sozialen Infrastruktur: von Angeboten der Daseinsvorsorge ebenso wie von
institutionellen Rahmenbedingungen, die sozialen Ausgleich, soziale
Sicherheit und soziale Gerechtigkeit stärken. Zudem ist es aus Sicht des
Deutschen Caritasverbandes zwingend erforderlich, die Gleichwertigkeit der
Lebensverhältnisse unter den Vorzeichen der digitalen Transformation auch
im hybriden Sozialraum zu gewährleisten. Dazu gehört nicht nur, die
ungleiche Breitbandversorgung zügig zu beheben. Dazu gehört ganz
wesentlich, Menschen zur Nutzung und zum Umgang mit digitalen Modulen
gleichmäßig zu befähigen. Wenn beispielsweise zunehmend mehr Vorgänge der
öffentlichen Verwaltung online erledigt werden sollen, brauchen alle
Menschen die Zugänge - Fähigkeiten und das Wissen - um dem entsprechen zu
können.

"Gleichwertige Lebensverhältnisse für alle Menschen in diesem Land zu
erreichen, erfordert das Zusammenspiel analoger und digitaler
Entwicklungen. Wir brauchen eine ausgebaute Infrastruktur der
Daseinsvorsorge in den Dörfern, Regionen und Städten. Und wir brauchen
Angebote und Wissensvermittlung für digital abgehängte oder wenig affine
Menschen, damit diese sich im digitalen Raum sicher und kundig bewegen
können", so Neher.

Vorschläge zur Umsetzung und Angebote der Caritas vor Ort finden sich im
Impulspapier "Sozial braucht digital - für gleichwertige Lebensverhältnisse
in der digitalen Gesellschaft".

Weitere Informationen zum Thema finden sich in der neuen caritas:
(Gleichwertige) "Lebensverhältnisse: Kommt noch was?" (Ausgabe 7/2019);
Anforderung eines kostenlosen Probe-Exemplars unter:

zeitschriftenvertrieb@caritas.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Juli 2019

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55
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Internet: www.caritas.de
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MEINUNG/088: Mehr oder weniger? Raumentwicklung braucht Postwachstum (idw)


Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL) - Leibniz-Forum für
Raumwissenschaften - 08.07.2019

Mehr oder weniger? Raumentwicklung braucht Postwachstum!



Die Endlichkeit natürlicher Ressourcen und der Klimawandel verlangen
nachhaltige Lebens- und Wirtschaftsformen. Die Sinnhaftigkeit von
kontinuierlichem materiellem Wachstum wird auch in den Raum- und
Planungswissenschaften zunehmend in Frage gestellt und es werden
Alternativen zur Wachstumsorientierung gesucht. Ergänzt wird die Debatte
durch Leitziele der Gemeinwohlorientierung, demokratischen Mitbestimmung
und sozialen Teilhabe.

Am 27. und 28. Juni 2019 haben sich in Kassel 180 Expert*innen aus
Wissenschaft, Planungspraxis und der Zivilgesellschaft mit der Frage
beschäftigt, wie eine Raumentwicklung aussehen kann, die nicht mehr auf
ökonomisches bzw. quantitatives Wachstum ausgerichtet ist. Der diesjährige
ARL-Kongress war damit die bisher größte Veranstaltung für die
Raumwissenschaften und die Planungspraxis, auf der räumliche Implikationen
und Herausforderungen postwachstumsorientierter Konzepte diskutiert
wurden.

Trotz ihrer langjährigen Auseinandersetzung mit Nachhaltigkeitsfragen und
dem sparsamen Umgang mit der Ressource Fläche scheinen die gängigen
Konzepte, Modelle und Instrumente der Raumforschung und Raumordnung eher
dem traditionellen Wachstumsparadigma verhaftet. So wird zum Beispiel der
Erfolg regionalpolitischer Maßnahmen weiterhin an klassischen Indikatoren
wie Wirtschaftsleistung (BIP), Arbeitsmarktzahlen oder
Unternehmensgründungen gemessen ohne zu hinterfragen, welche Art von
Geschäftsmodellen, Produkten, Herstellungsverfahren und Konsummustern
diese «Entwicklung» tragen. Es fehlt an konzeptionellen Anstößen für
alternative, d. h. nicht an materiellen Wachstumsindikatoren orientierten
Entwicklungsmodellen und ihrer planerischen Umsetzung und Begleitung.

Der Kongress war der Startpunkt für eine grundsätzliche Diskussion und ein
kritisches Nachdenken in den Raumwissenschaften über Potentiale und
Grenzen von bestehenden Konzepten, wie der sogenannten "Green Economy",
der "Sharing Economy" oder "Smart Growth". Darüber hinaus ging es auch um
die Frage, welche Vorstellungen von "Qualitativem Wachstum" die
Raumwissenschaften haben und welchen Beitrag Planung bei der Umsetzung
alternativer Visionen leisten kann.

So weisen jüngste Arbeiten zur Boden- und Immobilienfrage - etwa die
Bodenpolitische Agenda von difu und vhw sowie die Stellungnahme des Bundes
Deutscher Architekten (BDA) - auf einen Trend zu grundlegenderen
Auseinandersetzungen in den Raumwissenschaften hin.

Zugleich existieren zahlreiche Initiativen und Projekte zu
postwachstumsökonomischen Themen. Nachhaltigkeitsinitiativen und
zivilgesellschaftliches Engagement auf kleinräumiger Ebene zeigen den
Wunsch der Gesellschaft nach Wandel und wie dieser im Kleinen konkrete
Konturen gewinnen und umgesetzt werden kann. In vielen Städten gibt es
Co-Working Spaces, FabLabs (offene Hightech-Werkstätten zum Selbermachen),
Repair Cafés, Zero-Waste-Läden, solidarische Landwirtschaft und urbane
Gärten. Sie entstehen vielerorts in Gemeinschaften, die Arbeit neu
definieren und sich wenig an Lohn und Leistung, sondern an Gemeinwohl,
Glück und einem sozial-ökologischen Gleichgewicht ausrichten. Sie zeichnen
sich dadurch aus, dass sie weiterverwerten und reparieren statt
wegzuwerfen, gemeinschaftlich nutzen, teilen, schenken, leihen und
kooperativ sowie partizipativ organisiert sind. Die Betreiber*innen
verbinden gesellschaftspolitisches Engagement mit alternativ-solidarischen
Arbeits- und Produktionsverhältnissen. Hier werden nicht nur nützliche
Dinge hergestellt und Dienste unentgeltlich oder günstig angeboten,
sondern es entsteht auch eine Community für Gemein- und Nachbarschaften,
die sich vernetzen, gegenseitig unterstützen, vertrauen, und Wissen
austauschen.

Nehmen die Raumwissenschaften und die Planungspraxis begrenzte Ressourcen,
die Klimakrise und Verlust der Artenvielfalt mit Blick auf Generationen-
und damit Zukunftsgerechtigkeit ernst, muss Postwachstum als Leitbild für
die Raumentwicklung entwickelt und systematisch mitgedacht werden. Das
bisherige Wachstumsparadigma muss ergänzt und ersetzt werden.

Die auf dem Kongress geführten Debatten zu Postwachstum und
Raumentwicklung verdeutlichen, dass umfangreiches Wissen über das Ausmaß
der Krise(n) vorhanden ist, für ihre Überwindung aber Instrumente,
Leitbilder und Erfahrung fehlen.

Es braucht (gesellschafts)politischen Druck und den Willen zu
weitreichenden Veränderungen, um vorhandene Erkenntnisse auch umzusetzen.
Um Prozesse der Transition und Transformation, im Sinne eines Übergangs
sowie strukturellen Wandels mit zu gestalten, muss die Planung eine aktive
Rolle einnehmen und mehr Mut und Bereitschaft zum «Machen» entwickeln. Die
Zusammenarbeit mit Pionieren des Wandels zeigt Wege und Möglichkeiten auf,
die Teil der Planung werden können. Das setzt gegenseitiges Vertrauen
zwischen Planungspraxis und Pionieren voraus.

Flankierend dazu kann die raumbezogene Forschung die Praxis stärken, indem
sie Prozesse des Ausprobierens und Integrierens begleitet und neue
Umsetzungsstrategien entwickelt, die zu nachhaltigen Lösungen für Wohnen,
Mobilität und Verkehr sowie Flächenverbrauch und Infrastrukturentwicklung
führen. Ziel muss es sein, den eigenen Lebensraum, aber auch den Planeten
Erde wieder stärker nach Prinzipien der Gerechtigkeit und Suffizienz und
damit zukunftsfähig zu gestalten.



Die Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL), Leibniz-Forum für
Raumwissenschaften ist ein außeruniversitäres Forum sowie Forschungs- und
Kompetenzzentrum. Sie bringt ihre ehrenamtlich tätigen Mitwirkenden,
anerkannte Expertinnen und Experten unterschiedlicher Disziplinen aus
Forschung und Fachpraxis, gezielt zusammen, um aktuelle Fragestellungen
der räumlichen Entwicklung inter- und transdisziplinär zu bearbeiten.
Dieser Dialog und die themenbezogene Zusammenarbeit zwischen Forschung und
Fachpraxis erzeugt neues, anwendungsorientiertes und praxisnahes Wissen,
das unmittelbare gesellschaftspolitische Relevanz besitzt.

Weitere Informationen unter:

https://www.arl-net.de/de/arl-kongress-2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1618

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL) -

Leibniz-Forum für Raumwissenschaften, 08.07.2019
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SCHACH-SPHINX/06983: Reizende Überraschung (SB)


Es war eine glänzende Idee. Die British Broadcasting Cooparation hatte
in Zusammenarbeit mit dem Norddeutschen Rundfunk 1982 den Rahmen
gesteckt für einen "TV-World-Cup". Die Schirmherrschaft übernahm
natürlich der Weltschachbund. So kamen in jenem Jahr acht namhafte
Großmeister, darunter mit Boris Spasski und Anatoli Karpow zwei
gekrönte Häupter, ins Hamburger Patriotische Gebäude und machten so
aus der Elbemetropole den Schauplatz eines höchstinteressanten
Wettkampfs. Gespielt wurde in zwei Gruppen, und es überraschte nicht,
daß Karpow in der Gruppe A und Spasski in der Gruppe B die
Tabellenspitze stürmten. Schließlich, nachdem die beiden Finalpartien
mit 1:1 abgeschlossen wurden, gelang es Karpow, seinen Kontrahenten im
Stichkampf mit verkürzter Bedenkzeit zu schlagen. Im heutigen Rätsel
der Sphinx soll jedoch eine andere Begegnung aus diesem Fernsehturnier
zu Ehren kommen, und zwar, weil sie mit einer reizvollen
Mattkombination abgeschlossen wurde. Der Holländer Jan Timman hatte
mit den schwarzen Steinen seinen philippinischen Gegenspieler Torre
arg in die Bredouille gebracht. Auch der letzte weiße Zug 1.Tc1-b1, um
auf 1...Lg4-h3 noch 2.Sd1-c3 zur Verfügung zu haben, konnte nichts
mehr retten, denn der Holländer hatte eine kleine Überraschung parat,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06983: Reizende Überraschung (SB)]



Torre - Timman

Hamburg 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Während der Nachziehende noch einen effektiven Verteidigungsplan
ausarbeitete, fielen die weißen Scharen bereits in die schwarze
Stellung ein: 1.Sg3xh5! Lc8xf5 - 1...g6xf5 2.e4xf5 f7-f6 3.Dd1-g4 Dc7-
f7 4.Sh5xg7 Df7xg7 5.Dg4-h5+ Kh7-g8 6.Dh5xe8+ - 2.e4xf5 e5-e4 3.Sh5xg7
Kh7xg7 4.Dd1-g4 Te8-e5 5.Lc2xe4 Ta8-e8 6.Le4-c2 Te5xd5 - Schwarz
scheint den weißen Angriff überstanden zu haben, aber eben nur
scheinbar - 7.Le3-h6+! Kg7-g8 - bittere Notwendigkeit, denn 7...Kg7xh6
8.Dg4-h4+ Kh6-g7 9.f5-f6+ führt zu einem zweizügigen Matt - 8.f5xg6 f7-
f6 9.g6-g7 Dc7-c8 10.Dg4-g6 f6-f5 11.Lc2xb3! und Schwarz gab auf, weil
nach 11...Sa5xb3 12.Ta2-a7 jeder Widerstand illusorisch geworden wäre.



Erstveröffentlichung am 11. Juli 2006
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GESELLSCHAFT/349: Mauer in den Köpfen? Wie Ost- und Westdeutsche fast 30 Jahre nach Wiedervereinigung ticken (idw)


Universität Passau - 08.07.2019

Mauer in den Köpfen? Wie Ost- und Westdeutsche fast 30 Jahre nach
Wiedervereinigung ticken



Prof. Dr. Stefan Bauernschuster, Inhaber des Lehrstuhls für Public
Economics an der Universität Passau, hat mit Kollegen des ifo Instituts
München in einer Studie für das Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie untersucht, wie Ost- und Westdeutsche ticken. Auf der ifo
Jahresversammlung in München wurde dieses Projekt nun als bestes
Drittmittelprojekt des ifo Instituts des vergangenen Jahres ausgezeichnet.
Für Stefan Bauernschuster ist es die dritte Auszeichnung dieser Art: Er
erhielt den Preis bereits für zwei Studien für das Bundesministerium der
Finanzen sowie das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend.

Wächst zusammen, was zusammengehört? Wie blicken Ost- und Westdeutsche
knapp drei Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung auf ihr Land und ihre
Gesellschaft? Um diese Frage zu beantworten, durchforsteten die Forscher
gleich mehrere große Datensätze und werteten diese systematisch aus. Dabei
betrachteten sie diverse Einstellungen und Werte aus vier
unterschiedlichen Lebensbereichen, der sozialen Sphäre, der politischen
Sphäre, der familialen Sphäre und der wirtschaftlichen Sphäre - und
erkannten ein Hauptmuster: In den meisten Bereichen sind die
Ost-West-Unterschiede unter jüngeren Menschen teils erheblich kleiner als
unter älteren Menschen. "Die Erfahrungen mit zwei unterschiedlichen
polit-ökonomischen Systemen in den beiden Landesteilen sind allerdings fast
in allen Einstellungsfragen immer noch erkennbar", sagt Stefan
Bauernschuster.

Frauen an den Herd?

Zu besonders auffälligen Befunden kommt es unter anderem bei den
Einstellungen zur Rolle von Mann und Frau in der Gesellschaft. Während
immer noch mehr als ein Viertel aller Westdeutschen der Meinung sind, dass
es viel besser sei, wenn der Mann voll im Berufsleben stehe und die Frau
zu Hause bleibe, liegt die Zustimmung zu dieser Aussage in Ostdeutschland
bei lediglich 14 Prozent. "Diese Einstellungsunterschiede spiegeln sich in
unterschiedlichem Verhalten am Arbeitsmarkt wider", erläutert
Bauernschuster. "Mütter in Ostdeutschland haben nach wie vor eine deutlich
ausgeprägtere Arbeitsmarktbeteiligung als Mütter in Westdeutschland." In
einer früheren Studie zeigte Stefan Bauernschuster mit seinem Ko-Autor
Helmut Rainer (LMU München) bereits, dass diese unterschiedlichen
Rollenbilder nicht zuletzt auf historische Unterschiede in den
polit-ökonomischen Regimen Ost- und Westdeutschlands zurückzuführen sind.

Politik: Interesse, aber auch Unzufriedenheit

Bezüglich der politischen Sphäre können die Wissenschaftler zeigen, dass
das Interesse der Menschen für Politik in den letzten Jahren stark
angestiegen ist und es hier kaum Unterschiede zwischen Ost- und
Westdeutschen gibt. Trotzdem ist die tatsächliche Wahlbeteiligung bei den
Bundestagswahlen in Westdeutschland konstant höher als in Ostdeutschland.
Die Demokratie wird von den allermeisten Menschen in Ost- und
Westdeutschland als die beste Staatsform angesehen und die Zufriedenheit
mit der Demokratie ist in Deutschland in den letzten Jahren angestiegen.
Beim Urteil über das Funktionieren der Demokratie sind die Menschen in
Ostdeutschland dagegen deutlich kritischer eingestellt als in
Westdeutschland: Während 72 Prozent der Westdeutschen mit dem
Funktionieren der Demokratie in Deutschland zufrieden sind, gilt dies nur
für 44 Prozent der Ostdeutschen. Ähnliche Unterschiede findet man in der
Zufriedenheit mit der nationalen Regierung und dem Vertrauen in den
Deutschen Bundestag, in Parteien und Politiker.

Migration: Zwischen Hilfsbereitschaft und Gewalt

Ein besonderes Interesse der Forscher galt dem Thema Migration: "Hier
zeigt sich, dass die allgemeine Hilfsbereitschaft gegenüber Flüchtlingen
hoch ist; doch sprechen sich Ostdeutsche öfter als Westdeutsche für eine
Begrenzung und Unterbindung sowohl des Zuzugs von Flüchtlingen als auch
des Zuzugs von EU-Arbeitnehmern aus", fasst Bauernschuster zusammen.
"Flüchtlinge und auch andere in Deutschland lebende Ausländer werden in
Ostdeutschland häufiger als Risiko wahrgenommen als in Westdeutschland.
Zieht man zu den Einstellungen die Verhaltensweisen im Extremismusbereich
hinzu, so bestätigen sich die Ost-West-Unterschiede: In Relation zur
Einwohnerzahl werden in Ostdeutschland häufiger fremdenfeindlich
motivierte Straf- und Gewalttaten verübt als in Westdeutschland."

Hohe Zufriedenheit mit der Wirtschaftslage

Nahezu einig sind sich die Befragten hingegen darüber, dass die
Wirtschaftslage Deutschlands heute deutlich besser ist als noch im Jahr
2005. Gefragt nach ihrer privaten Wirtschaftssituation, beurteilen 70
Prozent der Befragten in Westdeutschland und 65 Prozent derjenigen in
Ostdeutschland ihre Lage als gut bis sehr gut. Die Sorgen um die eigene
wirtschaftliche Situation und den Arbeitsplatz nahmen seit 2005 deutlich
ab; die Zufriedenheit mit dem eigenen Einkommen, dem Haushaltseinkommen,
der Arbeit und die allgemeine Lebenszufriedenheit stieg in beiden
Landesteilen substantiell. Nichtsdestotrotz gibt es noch größere
Unterschiede, wenn man Fragen über Verteilungsgerechtigkeit stellt: Knapp
70 Prozent im Westen, aber nur knapp 50 Prozent im Osten gaben zuletzt an,
ihren gerechten Anteil oder sogar mehr als ihren gerechten Anteil im
Vergleich zu anderen in Deutschland Lebenden zu erhalten.


Weitere Informationen unter:

http://www.ifo.de/DocDL/ifo_Forschungsberichte_96_2018_Rainer_etal_Deutschland2017.pdf

- Originalstudie

http://www.ifo.de/DocDL/sd-2018-21-rainer-etal-ostdeutsche-westdeutsche-2018-11-08.pdf

- Kurze Zusammenfassung (ifo Schnelldienst)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution79

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Passau, 08.07.2019
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FORSCHUNG/773: Ammoniak aus Landwirtschaft kann Wolken über Asien beeinflussen (FZJ)


Forschungszentrum Jülich GmbH - 9. Juli 2019

Ammoniak aus Landwirtschaft kann Wolken über Asien beeinflussen

Klimaforscher lösen Rätsel einer riesigen Aerosol-Schicht in der
Atmosphäre



Jülich / Karlsruhe, 9. Juli 2019 - In 12 bis 18 Kilometern Höhe über
dem Mittleren Osten und Asien erstreckt sich die "Asiatische
Tropopausen- Aerosolschicht" (ATAL). Diese Ansammlung von Aerosolen
wurde 2011 zum ersten Mal im asiatischen Monsun nachgewiesen, ihre
Zusammensetzung und Wirkung ist bisher jedoch nicht erforscht. Ein
europäisches Konsortium von Wissenschaftlern konnte nun erstmals
kristallines Ammoniumnitrat als Hauptbestandteil der Schicht sowie
seine Herkunft nachweisen. Ihre Ergebnisse stellen die Forscher in
Nature Geoscience vor.




[image: Foto: © NASA]

Infrarotspektrometer CRISTA

Das Infrarotspektrometer CRISTA kam bei einer Space-Shuttle-Mission
der NASA zum Einsatz.

Foto: © NASA



Wissenschaftler des Forschungszentrums Jülich, des Karlsruher
Instituts für Technologie (KIT), der Johannes Gutenberg-Universität
und des Max-Planck-Instituts für Chemie in Mainz, des
Alfred-Wegener-Instituts sowie des Laboratoire de Météorologie
Dynamique in Paris und des Istituto di Scienze dell'Atmosfera e del
Clima in Rom kombinierten für ihre Untersuchungen Messflüge eines
hochfliegenden Forschungsflugzeugs während des asiatischen Monsuns mit
Satellitenbeobachtungen, um die Verteilung und Zusammensetzung der
Aerosole in der ATAL zu untersuchen. Ihre Beobachtungen analysierten
die Wissenschaftler zusätzlich mithilfe von meteorologischen
Modellrechnungen und Labormessungen. "Überraschenderweise konnten wir
in weiten Teilen der ATAL kristallines Ammoniumnitrat als
Hauptbestandteil nachweisen", erklärt Dr. Michael Höpfner vom Institut
für Meteorologie und Klimaforschung - Atmosphärische Spurengase und
Fernerkundung (IMK-AAF) des KIT. Aerosole sind kleinste
Schwebeteilchen aus vielfältigen natürlichen und vom Menschen
verursachten Quellen. In der Atmosphäre können sie als
Kondensationskerne, an die sich Wassertröpfchen anlagern, die
Wolkenbildung beeinflussen.




[image: Foto: © Forschungszentrum Jülich / Rolf Müller]

Mit Messflügen mit dem Forschungsflugzeug Geophysica während des
asiatischen Monsuns - hier im Anflug auf Kathmandu -,
Satellitenbeobachtungen und Laboranalysen lösten die Forscher das
Rätsel der Asiatischen Tropopausen-Aerosolschicht.

Foto: © Forschungszentrum Jülich / Rolf Müller



Mit Satellitenbeobachtungen konnten die Forscher nun erstmals große
Mengen Ammoniumnitrat-Aerosole über Asien zurück bis ins Jahr 1997
nachweisen - ein Jahr, in dem die ATAL als noch nicht existent galt.
Wesentliches Datenmaterial dazu stellten die Jülicher
Stratosphärenforscher zur Verfügung. Das von der Universität Wuppertal
entwickelte Infrarotspektrometer CRISTA ("CRyogenes
Infrarot-Spektrometer und Teleskop für die Atmosphäre") kam 1997 bei
einer Space Shuttle-Mission der NASA erfolgreich zum Einsatz. "Mit dem
Instrument wurden global atmosphärische Infrarotspektren mit einer
bisher unerreichten räumlichen Auflösung gemessen", so Prof. Martin
Riese, Direktor am Institut für Energie- und Klimaforschung, Bereich
Stratosphäre. Bei einer neuen Auswertung der Daten in Hinblick auf die
Zusammensetzung der ATAL beobachtete sein Team dann einen spektralen
"Fingerabdruck", der aber zunächst noch keiner Substanz sicher
zugeordnet werden konnte.

Für die aktuelle Studie wurden dann Messungen in der "Wolkenkammer"
AIDA in Karlsruhe durchgeführt, bei denen die spektralen
Fingerabdrücke eindeutig festen Ammoniumnitratpartikeln zugeordnet
werden konnten. Auf dieser Grundlage gelang es den Jülicher
Wissenschaftlern, die während der CRISTA-Messung vorhandene
Konzentration der Partikel im Bereich der ATAL quantitativ zu
bestimmen und damit nachzuweisen, dass diese Schicht schon 1997 sehr
ausgeprägt war.

Die Jülicher Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler lieferten
darüber hinaus einen wichtigen Beitrag zu den detaillierten Messungen
von Ammoniak - des Gases, aus dem sich das feste Ammoniumnitrat
bildet. Die Messungen waren Teil einer Kampagne mit dem russischen
Forschungsflugzeug Geophysica im Sommer 2017 in Nepal im Projekt
StratoClim, die vom Jülicher Wissenschaftler Dr. Fred Stroh geleitet
wurde. Zum Einsatz kam dabei GLORIA ("Gimballed Limb Observer for
Radiance Imaging of the Atmosphere"). Dahinter steckt eine Infrarot-
Kamera, die die von den atmosphärischen Gasen ausgesandte
Wärmestrahlung in ihre Spektralfarben zerlegt. Dadurch können diese
Gase und ihre großräumigen Bewegungen sehr genau abgebildet werden.
Das Instrument wurde gemeinsam von der Jülicher Stratosphärenforschung
und dem Karlsruher Institut für Technologie entwickelt.

Unsere Experimente zeigten, dass, entgegen der allgemeinen
Lehrmeinung, flüssige Ammoniumnitrat-Tröpfchen bei kleinen,
hauptsächlich schwefelhaltigen Verunreinigungen und minus 50 Grad zu
festen Teilchen kristallisieren, die auch bei den Temperatur- und
Luftfeuchtigkeitsbedingungen der oberen Troposphäre bestehen bleiben",
so Dr. Robert Wagner vom Karlsruher IMK-AAF. Bisher galt es als
unwahrscheinlich, dass dieses Aerosol in solch großen Höhen vorkommt,
da Regen das Vorläufergas Ammoniak sehr schnell aus der Atmosphäre
wäscht. Es konnten jedoch während des asiatischen Monsuns
Ammoniak-Konzentrationen festgestellt werden, die bis zu 50 Mal höher
waren als in zurückliegenden Messungen.

Seinen Ursprung hat dieses Ammoniak vor allem in landwirtschaftlichen
Prozessen, besonders bei der Viehhaltung und der Düngemittelanwendung.
In Asien sind heute die höchsten Ammoniak-Emissionen festzustellen.
Während des Monsuns werden die verschmutzen Luftmassen von der
Landoberfläche in Höhen bis zu 18 Kilometer transportiert. Hier
reagiert Ammoniak zu Ammoniumnitrat, einem Aerosol, das sowohl die
Bildung als auch die Eigenschaften von Wolken beeinflusst.

Die Daten beweisen zum ersten Mal, dass Ammoniumnitrat-Aerosole in der
oberen Troposphäre während des asiatischen Monsuns allgegenwärtig
sind. Diese Ergebnisse sind vor allem für die Wechselwirkungen von
Wolken und Aerosolen wichtig, eine der größten Unsicherheiten in der
Klimamodellierung. Zudem belegen sie, dass das am Boden emittierte
Ammoniak großen Einfluss auf die Prozesse in der oberen Troposphäre -
und möglicherweise das asiatische Klima - hat.



Originalpublikation: 

Michael Höpfner, Jörn Ungermann, Stephan Borrmann, Robert Wagner,
Reinhold Spang et al.: Ammonium nitrate particles formed in upper
troposphere from ground ammonia sources during Asian monsoons, Nature
Geoscience, 2019. 

DOI: 10.1038/s41561-019-0385-8

https://www.nature.com/articles/s41561-019-0385-8



Das Forschungszentrum Jülich leistet wirksame Beiträge zur Lösung
großer gesellschaftlicher Herausforderungen in den Bereichen
Information, Energie und Bioökonomie. Es konzentriert sich auf die
Zukunft der Informationstechnologien und -verarbeitung, komplexe
Vorgänge im menschlichen Gehirn, den Wandel des Energiesystems und
eine nachhaltige Bioökonomie. Das Forschungszentrum entwickelt die
Simulations- und Datenwissenschaften als Schlüsselmethode der
Forschung weiter und nutzt große, oft einzigartige wissenschaftliche
Infrastrukturen. Dabei arbeitet es themen- und disziplinenübergreifend
und nutzt Synergien zwischen den Forschungsgebieten.



Webseite des Instituts für Energie- und Klimaforschung, Bereich
Stratosphäre (IEK-7)

https://www.fz-juelich.de/iek/iek-7/DE/Home/home_node.html

"Ammoniak aus Landwirtschaft kann Wolken über Asien beeinflussen",
Pressemitteilung des KIT vom 9. Juli 2019

http://www.kit.edu/kit/pi_2019_091_ammoniak-aus-landwirtschaft-kann-wolken-uber-asien-beeinflussen.php

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.07.2019

Herausgeber: Forschungszentrum Jülich GmbH, 52425 Jülich

Mitglied der Hermann von Helmholtz Gemeinschaft

Deutscher Forschungzentren (HGF)

Telefon: 02461/61-46 61, Fax: 02461/61-46 66

E-Mail: info@fz-juelich.de

Internet: www.fz-juelich.de
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WILDNIS/029: Deutschland wird wilder - Neues Förderinstrument Wildnisfonds startet (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 9. Juli 2019

Naturschutz

Deutschland wird wilder: Neues Förderinstrument Wildnisfonds
startet 

10 Millionen Euro jährlich stehen ab diesem Jahr für neue
Wildnisgebiete in Deutschland zur Verfügung.



Das Bundesumweltministerium hat heute ein neues Förderprogramm zur
Sicherung von Wildnisgebieten in Deutschland gestartet. Auf mindestens
zwei Prozent der Landesfläche Deutschlands soll sich die Natur nach
ihren eigenen Gesetzmäßigkeiten und möglichst großflächig entwickeln.
Damit dient der Wildnisfonds der Umsetzung der Nationalen Strategie
zur biologischen Vielfalt (NBS) und dem darin
formulierten 2-Prozent-Wildnisziel. Der neue Fonds soll die
Möglichkeit eröffnen, potenzielle Wildnisgebiete zu sichern bzw.
bestehende Wildnisgebiete zu ergänzen und/oder zusammenzulegen.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "In Deutschland soll wieder
mehr Wildnis entstehen. Mit dem Wildnisfonds unterstützen wir die
Bundesländer dabei, Wildnisgebiete zu sichern und zu schaffen. Damit
setzen wir ein weiteres wichtiges Vorhaben im Naturschutz in dieser
Legislaturperiode um."

Flächen, die für die Wildnisentwicklung gesichert werden, sind beim
Ankauf, Eintausch oder als Austausch für einen dauerhaften
Nutzungsverzicht förderfähig. Die Förderung ist auf den Verkehrswert
der Fläche begrenzt, der Finanzierungsanteil des Bundes beträgt bis zu
100 Prozent. Beginnend mit diesem Jahr werden in den kommenden Jahren
jeweils 10 Millionen in einem eigenen Titel Wildnisfonds im Haushalt
des BMU zur Verfügung stehen.

Projektträgerin ist die Zukunft - Umwelt - Gesellschaft (ZUG), eine
bundeseigene Dienstleistungs-GmbH zur Förderung von Umwelt-, Natur-
und Klimaschutz. Informationen zur Förderrichtlinie Wildnisfonds, zur
Einreichung von Projektskizzen und zur Antragstellung bei der ZUG
finden Sie unter www.z-u-g.org/aufgaben/wildnisfonds.



Weitere Informationen zu Wildnis in Deutschland finden Sie unter 
 www.bmu.de/themen/natur-biologische-vielfalt-arten/naturschutz-
biologische-vielfalt/wildnis/ und unter www.bfn.de/themen/biotop-und-landschaftsschutz/wildnisgebiete.html.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 119/19, 09.07.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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ERSTAUFLAGE/1012: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3018 (SB)


Susan Schwartz

Welt der fünf Augen

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3018



Iya im Solsystem (Oktober 2045 NGZ)

Perry Rhodan und sein Team sind an Bord des Katamaran-Luftschiffes
KYNAYASH auf dem Weg zum Heimatort ihrer Gastgeber Dunyuu und Shashay.
Die beiden Ayee haben den Terranern ihr Leben zu verdanken, dennoch
trauen sie ihnen nicht vorbehaltlos. Schließlich sehen die meisten
dieser Fremden, die plötzlich wie aus dem Nichts aufgetaucht sind,
aus, wie die in Mythen beschriebenen Teaana, von denen gesagt wird,
daß sie eines Tages kommen werden, um sich Iya und Vira anzueignen und
alles Leben darauf zu nichten.

Als die KYNAYASH in einen Orkan gerät, setzen Perry und seine Leute
alles daran, das Schiff vor dem Absturz zu bewahren, wobei Sholotow
Affatenga mit seiner Schote zum Einsatz kommt. Beinahe wäre das auch
geglückt, doch dann kracht die abgerissene Gondel eines anderen
Luftschiffes in die KYNAYASH, was zu deren Absturz führt.
Da die Ayees Flügel besitzen, können sie sich zur Not kurz vor dem
Aufprall in Sicherheit bringen. Doch Shashays Flügel ist verletzt.
Rhodan jagt mit seinem SERUN-Antrieb hinter ihm her, bis er ihn zu
fassen bekommt und unter seinen Schutzschirm ziehen kann. Dunyuu wird
von Winston Duke gerettet. Gemeinsam fliegen sie zur Hafenstadt
Shabaydaa. Unterwegs berichten die beiden Ayees bei einer Rast am
Boden, was es mit den Unsterntagen auf sich hat.

Demnach haben die Cairaner vor etwa 500 Jahren die Ayees vor dem
Untergang bewahrt. Die Unsterntage waren eine Reihe
aufeinanderfolgender Katastrophen, die angeblich von den Teaana
verursacht worden sind, die versucht hatten, Iya zu nichten. Seither
werden die Ayees von den Cairanern beschützt. Aber genaue
Aufzeichnungen aus jenen Tagen gibt es nicht. Die Ayees kennen keine
Schrift. Was sie dokumentieren wollen, sprechen sie auf Klangwalzen.
Aus der Zeit der Unsterntage gibt es jedoch keine Klangwalzen, weil
die erst danach erfunden wurden.

Perry Rhodan erfährt außerdem, daß die Ayees in einem Staatenbund
organisiert sind, deren Präsidentin Todoyhu die Bürgermeisterin der
Hauptstadt Pesha ist. Sie trägt den Titel Shoijona und tritt in einem
Staatenkonflikt als Schlichterin auf. Außerdem steht sie in engem
Kontakt zu Eyshu, dem Orakel auf Shiommaa, das in den sogenannten
ratlosen Tagen vom Mond Vira niedersteigen wird.

Im Verbund ihrer SERUNS können Perry Rhodan und seine Begleiter Dunyuu
und Shashay in ihr Schutzfeld aufnehmen. So kommen sie auch nachts gut
voran.

In der Hafenstadt Shabaydaa quartieren sich die Terraner in Dunyuus
Wohnung ein. Während die Expeditionsleiterin bei ihrer Behörde
vorstellig wird, schauen sich Rhodan und seine Leute als Ayees
maskiert in der Stadt um. Es fällt auf, daß überall Diamanten
verwendet werden. Selbst die gewöhnlichsten Gegenstände sind mit ihnen
geschmückt. Da sie zu gewinnen für die Ayees zu aufwendig ist,
bekommen sie sie von den Cairanern geschenkt, sozusagen als
Entgegenkommen dafür, daß sie deren Anwesenheit dulden.

In der Stadt wird Zemina Paath immer unruhiger. Nachdem Perry Rhodan
in der Gedächtnishalle, dem Archiv der Ayees, vergeblich nach
Aufnahmen über die Geschehnisse der Unsterntage geforscht hat, weist
Dunyuu ihm den Weg zu den Überresten der ersten Siedlung. Bevor sie
sich trennen, gibt Perry ihr und Shashay jeweils einen Multikom, damit
man sich notfalls rufen kann.

Im Zentrum der verfallenen Siedlung sieht man den Grund für Zemina
Paaths wachsende Unruhe - hier steht die Statue eines Thesan, in
dessen Sockel sich eine Klangwalze befindet. Da sie offenbar kaum
benutzt wurde, kann man das Gesprochene gut hören. Zemina versteht die
Sprache. Es handelt sich um Vec, das gemeinsame Idiom der Vecuia,
eines vor langer Zeit untergegangenen Sternenreiches. Übersetzt
bedeuten die Worte: "Euer Gast. Euer Wirt". Perry Rhodan fällt die
Ähnlichkeit zwischen dieser Sprache und der der Cairaner auf.

Währenddessen gehen Dunyuu und Shashay ihrer Wege. In der Hauptbehörde
erkundigen sie sich nach dem Verbleib der KYNAYASH. Sie erfahren, daß
sich die Überlebenden in eine Siedlung retten konnten. Als sie das
Gebäude verlassen, werden sie von Weelss, dem Großfinanzier ihrer
Expedition, abgefangen. Er hat eine Funknachricht des Kapitäns der
KYNAYASH erhalten, der ihm von Fremden an Bord berichtete. Da der
Kapitän selbst noch zwei Tage braucht, um Shabaydaa zu erreichen, will
Weelss wissen, wie es Dunyuu und Shashay geschafft haben, so schnell
hier zu sein - eine unangenehme Fragen, der Dunyuu gerne ausgewichen
wäre. Es gelingt ihr, Weelss abzuwimmeln und auf später zu vertrösten,
wenn es eine Anhörung geben wird, bei der Dunyuu Bericht erstatten
muß. Dann würde sie auch über die Fremden sprechen. Immerhin scheinen
sie sich ja mit Billigung der Cairaner auf Iya aufzuhalten.

Aber ob das stimmt, weiß sie nicht zu beurteilen. Mit den Cairanern
bekommt sie es zu tun, als sie in ihre Wohnung zurückkehren will. Zu
spät erkennt sie, daß die Goldhäutigen sich in ihrer Wohnung
aufhalten. Sie kann Shashay, der ihr vorausfliegt, nicht mehr
rechtzeitig warnen, schafft es aber gerade noch, ihm den verdächtigen
Multikom vom Arm zu reißen und zu verschwinden. Shashay wird in die
cairanische Mission verschleppt und dort verhört. Er merkt, daß die
Cairaner auf der Jagd nach Perry Rhodan und seinen Leuten sind. Doch
er bleibt standhaft und verrät sie nicht.

Unterdessen ruft Dunyuu Perry Rhodan über den Multikom an und trifft
sich mit ihm und seinen Begleitern bei der alten Siedlung. Sie ist
wütend, gibt Perry sofort die Multikoms zurück, bezichtigt ihn der
Lüge und will nichts mehr mit ihm zu tun haben. Zemina Paath kann sie
beschwichtigen und sie beraten ihr weiteres Vorgehen. Da die Cairaner
keine Befugnis haben, sich derart in die inneren Belange der Ayees
einzumischen, will Dunyuu bei der Bürgermeisterin von Pesha Beschwerde
gegen sie einlegen. Sie hofft, daß die Shoijona Shashays Freilassung
erwirken kann. Doch Perry, der die cairanischen Gefängnisse kennt, hat
da wenig Hoffnung. Er schlägt vor, Shashay zu befreien. Als Cairaner
getarnt, setzen er, Winston, Osmund und Tenga die Wachhabenden der
nächstgelegenen cairanischen Mission außer Gefecht, holen Shashay aus
seiner Zelle und bringen ihn zu Dunyuu.

Während der Befreiungsaktion gelingt es Winston Duke, sich in das
Datensystem der Mission zu hacken. So erfährt er, daß Paiahudse
Spepher, der oberste Entwicklungshüter des Oijorunsystems, sich in
einer Mission in der Nähe von Pesha aufhält. Das sei genau ihr
Ansprechpartner, behauptet Perry Rhodan und definiert so sein nächstes
Ziel. Da nach der Flucht Shashays die beiden Ayee als Aufrührer gelten
und gesucht werden, müssen sie untertauchen und werden Perry Rhodan
begleiten. Sie können ihre Reputation nur zurückgewinnen, wenn sie
auch nach Pesha reisen und ihren Fall dort der Shoijona Todoyhu
vortragen. Da die Cairaner den Luftraum überwachen werden, wird man
die Reise dorthin mit dem Zug unternehmen müssen.

10. Juli 2019
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FESTE/2556: Wertheim - 25. Altstadtfest vom 26. bis 28. Juli 2019


Stadt Wertheim

Ein "Festival der Vielfalt" mit Live-Musik und DJs

52. Wertheimer Altstadtfest vom 26. bis 28. Juli



Wertheim. Ein Höhepunkt im Wertheimer Veranstaltungskalender ist das
Altstadtfest, das von Freitag bis Sonntag, 26. bis 28. Juli,
stattfindet. Bereits zum 52. Mal feiert man gemeinsam mit Gästen das
Fest in den Gassen und auf den Plätzen in der Innenstadt. Leckereien,
Verkaufsstände und vor allem Musik für jeden Geschmack locken
alljährlich Tausende von Besuchern an. Das Motto "Festival der
Vielfalt" prägt das Veranstaltungskonzept: Dazu gehören viel
abwechslungsreiche Live-Musik auf sieben Bühnen und DJs auf zwei
weiteren.

Vielfältig ist auch das Angebot an Speisen und Getränken für den
großen und kleinen Hunger. Biere der verschiedenen regionalen und
überregionalen Brauereien, darunter wieder preisgekrönte, werden neben
verschiedenen alkoholfreien Getränkespezialitäten angeboten.
Kinderfahrgeschäfte in den Mainanlagen und rund 30 Markthändler in den
Gassen der Altstadt bereichern das bunte sommerliche Treiben.

Eröffnet wird das Fest am Freitag, 28. Juli, um 18 Uhr am Marktplatz
durch Oberbürgermeister Markus Herrera Torrez. Den musikalischen
Startschuss gibt dort auf der Bühne die Band "Bandix", bevor die
Gruppe "Kontrollverlust" den Eröffnungsabend abrundet. Auch auf den
anderen Bühnen sorgen weitere Bands und DJs für Unterhaltung.

Für die jüngeren Gäste werden am Samstag ab 15.30 Uhr
Kinderattraktionen mit dem Zauberer "Bennini" im Rathausinnenhof
geboten. Am Sonntag wird ab 13 Uhr wieder ein Familientag gefeiert.
Hier gibt es unter anderem am Mainparkplatz beim Wertheimer
Stadtstrand viele Attraktionen. Es gibt eine Hüpfburg, ein
Bungee-Trampolin und den Geschichtenerzähler "Bousch" zu entdecken.
Verschiedene Rettungseinheiten, wie Feuerwehr und DLRG, stellen sich
mit Aktionen zum Mitmachen vor.

Außerdem findet am Sonntag von 13 bis 18 Uhr am Neuplatz ein großer
Talentwettbewerb statt. Der Zauberer "Bennini" zeigt seine Kunst auf
der Bühne in den Mainanlagen. Die Bauchtanzgruppe "Schaika" zieht am
Nachmittag durch die Gassen und verbreitet mit ihren Tänzen
orientalisches Flair. Wie in den vergangenen Jahren öffnet der
evangelische Kirchenbezirk samstags und sonntags sein Afrika-Café, das
diesmal im Stiftshof und davor Platz findet.

Spannung verspricht der Verein "Freunde der Stadt Wertheim" (FSW) am
Samstag mit dem zum dritten Mal stattfindenden Beerpong-Turnier. 
E-Sportfreunde messen sich am Sonntag an der Spielekonsole beim ersten
FSW FIFA-Cup. Die Wettbewerbe finden jeweils ab 13 Uhr an der Bühne am
Eichelgassenkreuz statt.

Für ein sauberes und sicheres Fest

Groß geschrieben werden Sauberkeit und Sicherheit beim Altstadtfest.
Beim Rundgang mit Abnahme der Stände werden Mitarbeiter der Feuerwehr
und des städtischen Ordnungsamts besonders die Speise- und
Getränkestände genau begutachten und ein Augenmerk auf die Sicherheit
und freie Rettungswege legen.

Damit es keine Not bei der Notdurft für die Festbesucher gibt, werden
neben den öffentlichen Toiletten am Grafschaftsmuseum und in der
Tiefgarage "Main" mobile Toilettenwagen am Wenzelplatz, auf den
Parkplätzen in der Friedleinsgasse und am Busparkplatz "Spitzer Turm"
aufgestellt. Zudem stehen frei zugängliche Urinale in der Münz- und
Kapellengasse zur Verfügung. Wer bei Wildpinkelei erwischt wird, muss
mit Strafen rechnen. Zusätzliche Sicherheitskräfte und der
gemeindliche Vollzugsdienst werden die Übeltäter an Ort und Stelle zur
Kasse bitten.

Ein Buspendelverkehr am Freitag und Samstag zwischen der Wertheimer
Innenstadt, den Ortschaften und Stadtteilen sowie den umliegenden
Städten Freudenberg, Külsheim und Tauberbischofsheim sowie der
bayerischen Nachbarschaft sorgt für eine sichere An- und Abreise ohne
Auto.

Aktuelle Informationen und Hinweise auf Programmhöhepunkte sowie den
Shuttlebus-Fahrplan gibt es unter www.altstadtfest-wertheim.de im
Internet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Juli 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TOUR/7465: Lippstadt - "Mit 300 PS und 'Graf Bernhard' durch die Stadt" am 21.7.2019


Stadt Lippstadt

Mit 300 PS und "Graf Bernhard" durch die Stadt 

Busführung am 21. Juli in Lippstadts Ortsteile



Lippstadt. Am Sonntag, 21. Juli, bietet Lippstadt Marketing wieder
eine öffentliche Busführung "Mit 300 PS durch die Stadt" an. Unter der
Leitung von Stadtführer Ulrich Bökenkamp erkunden die Teilnehmer
Sehenswürdigkeiten und Kleinode außerhalb der Altstadt, erhalten
Informationen zur Stadtentwicklung in der Peripherie und in den
Ortsteilen. Bei dieser Rundfahrt ist auch "Graf Bernhard" wieder mit
von der Partie.

Die Tour startet um 15 Uhr ab Bushaltestelle Stadttheater. Der
modernste Niederflurbus kann abgesenkt werden und ermöglicht so einen
nahezu stufenlosen Ein- und Ausstieg. Daher können auch Mitfahrer, die
sich einer Gehhilfe, eines Rollators oder eines Rollstuhls bedienen,
problemlos einsteigen. Rollstühle können begrenzter Anzahl mitgenommen
werden. Daher wird darum gebeten, diese anzumelden.

Die Kosten belaufen sich auf 12,50 Euro pro Teilnehmer. Karten können
in der Stadtinformation im Rathaus, Tel. (0 29 41) 5 85 15, erworben
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Juli 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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TOUR/7464: Leer - Bus-Schiff-Tagesfahrt in die Niederlande am 13. Juli 2019


Landkreis Leer

Freie Plätze auf der Bus-Schiff-Tagesfahrt in die Niederlande am
13. Juli



Es gibt noch freie Plätze für die Bustagesfahrt entlang der
Internationalen Dollard Route am 13. Juli. Es wird das Dollartmuseum
in Bunde, der Schaugarten "Tuinfleur" bei Winschoten und die
mittelalterliche Stadt Appingedam angefahren. Zum Abschluss wird die
Meeresbucht Dollart von Delfzijl nach Ditzum mit dem Fahrgastschiff
"Dollard" überquert. Einschließlich Reiseleitung und Mittagsimbiss
kostet die Tour 36 Euro pro Person.

Start ist um 11 Uhr am Busbahnhof in Leer, dort endet die Fahrt um
19.40 Uhr. Anmeldung unter 0491 919696 50, info@dollard-route.de,
www.dollard-route.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Juli 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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